VERÖFFENTLICHUNGEN 

DER 

NITTELEÜROPÄISCHEN  (tflRTSCHAFTSUEREINE 

(ZUGLEICH   HEFT  XVIII  DER  VERÖFFENTLICHUNGEN 

DES   MITTELEUROPÄISCHEN  WIRTSCHAFTSVEREINS 

IN  DEUTSCHLAND) 


VERHANDLUNGEN 

DER 

MITTELEUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSKONFERENZ 

IN  BUDAPEST 

1916 


HG 
281 
M6 

Heft.- 
18  i 


LEIPZIG 

A.  DEICHERrSCHE  VERLAGSBUCHHANDLUNG 

t9I7. 


1 


Veröffentlichungen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine 

Mitteleuropäische 
Wirtschaftsvereine 

in  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn 


Verhandlungen 

der  Mitteleuropäischen 

Wirtschafts-Konferenz 

in  Budapest  1916 


^osQö 


Budapest,  1917 
Viktor  Hornyänszky,  kais.  und  kön.  Hofbuchdruckerei. 


Vorwort. 

Zehn  Jahre  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges,  in  den 
Jahren  1904  und  1905  gegründet,  haben  die  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn 
jetzt  die  Genugtuung,  von  ihnen  vertretene  Ideen,  die  ander- 
wärts früher  schroff  abgelehnt  worden  sind,  Leben  und  Ge- 
stalt annehmen  zu  sehen. 

Eine  ganze  Anzahl  von  Arbeiten,  die  von  ihnen  vor 
dem  Kriege  geleistet  worden  sind,  beginnen  jetzt  Früchte  zu 
tragen. 

Die  Kriegsjahre  haben  den  Vereinen  eine  gesteigerte 
Tätigkeit  gebracht.  Sie  sind  am  23./24.  Juli  1915  in  B  e  r  1  i  n, 
am  19./20.  Nov^ember  1915  in  W  i  e  n,  am  17./18.  Januar  1916 
in  Dresden  und  schliesslich  am  11./12.  Dezember  1916  in 
Budapest  zu  Konferenzen  zusammengetreten. 

Während  über  die  ersten  drei  Veranstaltungen  keine 
ins  Einzelne  gehenden  Mitteilungen  veröffenthcht  worden 
sind,  vielmehr  nur  die  Beschlüsse  verlautbart  wurden,*  wird, 
nachdem  in  mehrjähriger  Arbeit  eine  gewisse  Klärung  über  die 
Möglichkeiten  der  Annäherung  auf  wirtschaftspoHtischem  Ge- 
biet und  über  die  besten  Wege  dafür  erfolgt  ist,  der  aus- 
führUche  Bericht  über  die  Verhandlungen  in  Budapest  hier- 
mit einer  breiteren  Öffentlichkeit  übergeben. 

Mit  der  Ausarbeitung  und  Drucklegung  dieses  Berichtes 
betraut,  muss  seitens  des  gefertigten  Vereines  das  etwas  verspä- 

*  Dieselben  sind  der  Übersichtlichkeit  wegen  und  um  die  Ent- 
wickelung  der  Ideen,  sowie  deren  Zusammeniiang  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  üuch  als  „Anhang"  im  vorliegenden  Hericht  aufgenommen 
worden.  (S.  Seite  21').) 
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tete  Erscheinen  des  Konferenzberichtes  durch  die  Schwierig- 
keiten begründet,  bezw.  entschuldigt  werden,  die  einerseits 
zufolge  der  unliebsamen,  die  Erledigung  der  Korrekturen 
seitens  der  einzelnen  Autoren  erschwerenden  postalischen 
Verhältnisse  zu  bewältigen  waren,  andererseits  aber  in  den 
während  der  Kriegsdauer  auch  im  Druckereigewerbe  be- 
standenen Behinderungen  einer  prompten  Arbeit  und  Liefe- 
rung fühlbar  bezw.  unabwendbar  geworden  sind. 
Budapest,  im  Monate  Juh  1917. 

Mitteleuropäischer  Wirtschaftsverein 
in  Ungarn. 
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1.  Tag. 

Vormittags-Sitzung . 
(Beginn  um  9  Uhr.) 

Vors.  Exz.  Dr.  Wekerle : 

Hoheit!  Hochverehrte  Herren! 

Gestatten  Sie,  dass  ich  vor  Beginn  unserer  Verhand- 
lungen des  grossen  Verlustes  gedenke,  der  uns  durch  den 
Heimgang  unseres  allergnädigsten  Herrn,  des  Kaisers  und 
Königs  Franz  Joseph  I.  getroffen  hat.  (Die  Versammlung  er- 
hebt sich.) 

Sein  dem  öffentlichen  Wohle  gewidmetes  Leben,  seine 
unermüdliche,  aufopfernde  Tätigkeit  sind  uns  ein  Vorbild 
der  Arbeit  des  Fleisses  und  der  Ausdauer.  Diese  Grund- 
pfeiler alles  Gedeihens  und  Fortschrittes  werden  uns  und 
unseren  Nachkommen  stets  als  ein  leuchtendes  Vorbild  er- 
scheinen. 

Die  neuesten  Ereignisse  bezeugen  es,  dass  seine  in 
weiser  Voraussicht  gewählte  Devise  „Viribus  Unitis"  die  Vor- 
bedingung des  Erfolges  auf  dem  Schlachtfelde  bildet.  Seine 
Anhänghchkeit,  seine  Treue  an  seine  Beschlüsse  hat  die 
Wahrheit  dieser  Devise  sozusagen  in  ihm  verkörpert  und 
er  hat  uns  dadurch  die  Richtung  bezeichnet,  die  wir  be- 
folgen müssen,  damit  unsere  Interessen  unter  allen  Um- 
ständen gewahrt  und  unsere  Bestrebungen  durch  den  Erfolg 
gekrönt  werden. 

Ich  darf  wohl  auf  die  Zustimmung  und  auf  das  innige 
Mitgefühl    aller  Anwesenden  rechnen,     indem    ich    unsern 
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tief  empfundenen  Schmerz  über  den  grossen  Verlust,  den 
wir  erlitten  haben,  zum  Ausdruck  bringe  und  gelobe,  dass 
wir  sein  geheiligtes  Andenken  stets  in  dankbarer  Erinnerung 
bewahren  werden. 

Der  noch  immer  wütende  Krieg  bringt  unbekannte 
oder  noch  nicht  gehörig  gewürdigte  Ereignisse.  Nebst 
den  moralischen  Energien  tritt  das  Bewusstsein  der  wirt- 
schaftlichen und  technischen  Fragen  immer  mehr  in  den 
Vordergrund.  Die  wirtschaftliche  Rüstungsbereitschaft  fällt 
ausschlaggebend  in  die  Wagschale.  Der  früher  sehr  oft  be- 
tonte Satz,  dass  die  politischen  und  militärischen  Verein- 
barungen die  wirtschaftlichen  Interessen  unberührt  lassen, 
wird  durch  die  neuesten  Erfahrungen  tagtäglich  widerlegt. 
Immer  mehr  tritt  die  Auffassung  in  den  Vordergrund,  dass 
unser  auf  Interessengemeinschaft  basiertes  Bündnis  mit 
Deutschland  auch  einen  wirtschaftlichen  Ausbau   erfordert. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  haben  dieses 
Ziel  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  immer  im  Auge 
gehabt  und  ich  glaube  sogar  behaupten  zu  können,  dass 
wir  nach  mancher  Richtung  dieses  Streben  wesentlich  ge- 
fördert haben. 

Wir  haben  früher  die  Frage  der  wirtschaftlichen  An- 
näherung meist  nur  aus  dem  Standpunkt  der  Billigkeit  be- 
urteilt und  begründet,  während  jetzt  die  Annäherung  und 
engere  Verknüpfung  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
als  unaufschiebbares  Erfordernis  vor  uns  tritt,  welches  eine 
Lösung  verlangt. 

Bei  der  Durchführung  dieser  Idee  werden  wir  gewiss 
noch  viele  Schwierigkeiten  zu  überwinden  haben,  aber  wir 
werden  uns  nicht  abschrecken  lassen.  Wir  müssen  nicht  nur 
die  Durchführbarkeit  suchen,  sondern,  weü  es  sich  um  ein 
wahres  Bedürfnis  handelt,  die  entsprechende  Form  dafür 
ausfindig  machen. 

Eine  innigere  wirtschaftliche  Gestaltung  hat  schon  an 
und  für  sich  in  dem  vielverzweigten  Wirtschaftsleben  eine 
Annäherung  zur  Folge  und  verstärkt  die  Beziehungen.  Wir 
dürfen  uns  mit  Anregungen  nicht  begnügen,  sondern  müssen 
eine  wirkliche  Annäherung  institutiv  und  organisch  vorbe- 


reiten  und  in  die  richtigen  Bahnen  leiten.  Dieses  Ziel  zu 
erreichen,  ist  der  Zweck  der  Beratungsgegenstände  unserer 
Tagung. 

Diese  hochwichtigen  Fragen  berühren  zwar  sehr  grosse 
Interessen  unserer  Wirtschaft,  sie  können  aber  dennoch 
nur  als  Grundstein  zu  dem  grossen  Bau  betrachtet  werden, 
den  wir  aufführen  wollen.  Ich  bin  der  zuversichthchen 
Hoffnung,  dass  uns  dies  auch  gelingen  wird,  denn  die 
grosse  Bereitwilligkeit,  mit  der  wir  an  unser  Werk  gehen, 
ist  schon  der  Anfang  der  Annäherung. 

Mit  diesen  Gefühlen  und  in  dieser  Hoffnung  begrüsse 
ich  Se.  Hoheit  Herrn  Herzog  Günther  zu  Schleswig-Holstein, 
in  dem  ich  die  wahre  Seele  unserer  Annäherungsbestrebun- 
gen verehre  und  dem  wir  alle  für  seine  leitende  Mitwirkung 
zu  innigstem  Danke  verpfUchtet  sind.  (Lebhafter  Beifall  und 
Händeklatschen.) 

Ich  begrüsse  die  unter  seiner  Führung  hier  erschienenen 
Mitglieder  des  deutschen  Vereines  und  sage  ihnen  Dank 
für  die  Gefälligkeit,  dass  sie  unserer  Einladung  gefolgt  sind 
und  sich  hieherbemüht  haben. 

Ich  begrüsse  aufs  innigste  die  Mitglieder  unseres 
österreichischen  Brudervereines  und  in  erster  Reihe  dessen 
hochverdienten  Präsidenten  Exzellenz  Baron  P 1  e  n  e  r.  (Leb- 
hafter Beifall.)  Wir  verehren  in  ihm  einen  hochbegabten, 
weitsichtigen  Staatsmann,  der  unsere  Bestrebungen  stets  mit 
seinem  Wissen  und  mit  Tat  unterstützte. 

Weiters  begrüsse  ich  den  hier  anwesenden  königl. 
Ungar.  Ackerbauminister,  der  durch  sein  Erscheinen  sein 
Interesse  für  unsere  Fragen  bekundet. 

Ich  begrüsse  die  Vertreter  der  ung.  Fachministerien 
und  danke  der  kön.  ung.  Regierung  für  das  grosse  Inter- 
esse, mit  dem  sie  unsere  Beratungen  begleitet. 

Ich  begrüsse  aUe  Herren  nochmals  aufs  herzlichste, 
heisse  Sie  willkommen  und  erkläre  hiemit  unsere  Beratungen 
für  eröffnet. 

Vor  allem  erlaube  ich  mir  den  Antrag  zu  stellen, 
dass  wir  unserem  bisherigen  Gebrauch  entsprechend,  an 
unsere  erhabenen  Monarchen:  Se.  Majestät  dem  deutschen, 
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Kaiser  und  Se.  Majestät  dem  Kaiser  und  König  Karl  Hul-^ 
digungstelegramme  richten.  (Stürmische  Zustimmung.) 

Ferner  beantrage  ich,  den  erlauchten  Protektor  des 
ungarischen  Vereines,  Se.  k.  u.  k.  Hoheit  den  durchlauch- 
tigsten Herrn  Erzherzog  Josef,  der  als  Führer  einer  Armee 
im  Felde  weilt  und  daher  unsere  Beratungen  nicht  unmittel- 
bar verfolgen  kann,   ebenfalls  telegraphisch  zu  begrüssen. 

(Lebhafte  Zustimmung.) 

Mit  der  Durchführung  dieser  Beschlüsse  werde  ich  das 
Bureau  betrauen. 

Se.  Hoheit  Herzog  Ernst  Günther   zu   Schleswig-Holstein: 

Meine  Herren!  Sie  haben  uns  wieder  zu  einer  Kon- 
ferenz nach  der^gastlichen  Hauptstadt  des  Königreiches  Ungarn 
eingeladen.  Jedesmal,  wenn  wir  hier  waren,  haben  wir  die 
erfreulichsten  Eindrücke  nach  Hause  mitgebracht. 

Sie  haben  uns  in  einer  besonders  ernsten  Zeit  hierher 
gebeten;  in  einer  Zeit,  die  in  das  Leben  und  Wirken  jedes 
Einzelnen  von  uns  direkt  eingreift ;  in  einer  Zeit,  die  so 
gross  ist,  wie  sie  Keiner  von  uns  erlebt  hat;  in  einer  Zeit, 
wo  jeder  einzelne  gewissermassen  den  Pulsschlag  der 
Geschichte  täglich  fühlt ;  wo  fast  alle  Elemente  an  der  Arbeit 
sind,  jeder  zu  seinem  Teile;  wo  6ine  gewaltige  Stimmung 
die  Bevölkerung  jedes  Staates  ergriffen  hat. 

Die  friedhchen  Bestrebungen  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  gehen  jetzt,  inmitten  der  kriegerischen 
Ereignisse,  ihrer  Erfüllung  entgegen.  Wir  sehen  die  Frucht 
reifen,  welche  wir  durch  lange,  mühevolle  Arbeit  vorbereitet 
haben;  allerdings,  wie  manche  uns  vorgeworfen  haben,  zu 
sehr  im  Verborgenen. 

Exzellenz  Wekerle,  der  verehrte'  Präsident  des  unga- 
rischen Vereins,  hat  auf  den  besonders  traurigen  Eindruck 
hingewiesen,  den  nicht  nur  in  Ungarn,  und  in  Österreich, 
sondern  auch  in  Deutschland  das  Hinscheiden  Sr.  Majestät 
des  Königs  von  Ungarn  und  Österreichs  Kaiser  hervor- 
gerufen hat.  Sie  aUe  wissen  ja,  was  Se.  Majestät  für  Sie  als 
Landesherr  gewesen  ist.  Ich  möchte  aber  hier  aussprechen, 


dass  das  Hinscheiden  Sr.  Majestät,  der  die  Geschichte  Mittel- 
europas, nicht  bloss  die  Geschichte  Österreichs-Ungarns  durch 
zwei  Generationen  beherrscht  hat.  Alle  tief  berührt  hat.  Er 
war  für  uns  aUe,  die  ^ir  während  seiner  langen  Regierungs- 
zeit geboren  sind,  das  Muster  der  Treue,  der  Pflichterfül- 
lung, der  rastlosen  Tätigkeit  nicht  nur  in  grossen  Fragen, 
sondern  auch  in  der  Kleinarbeit  und  Sorge  um  jeden  Ein- 
zelnen. Die  vielen  Reisenden,  die  nach  Wien  kommen,  wer- 
den es  nicht  verstehen  können,  dass  sie  den  bekannten  Hof- 
wagen mit  dem  ehrwürdigen  Angesicht  Sr.  Majestät  nicht 
mehr  von  Schönbrunn  nach  der  Hofburg  können  fahren  sehen. 

Ein  junger  König  steht  an  der  Spitze  Ihrer  Monarchie. 
In  den  nächsten  Tagen  wird  er  die  Hauptstadt  Ungarns  be- 
suchen. Möge  es  ihm  vergönnt  sein,  die  mühevolle  Arbeit, 
die  der  hingegangene  Franz  Joseph  nicht  mehr  zu  Ende  führen 
konnte,  siegreich  vollendet  zu  sehen! 

Das  politische  Bündnis  zwischen  Österreich-Ungarn  und 
dem  Deutschen  Reiche  ist  durch  den  Krieg  gefestigt,  die 
Waffenbrüderschaft  ist  unlöslich  geworden. 

Möchte  uns  auch  das  Wirtschaftsbündnis,  das  wir  er- 
streben,  mit  aller  Stärke  und  Innigkeit  erstehen! 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Exz.  Dr.  Freiherr  v.  Plener: 

Hoheit!  Exzellenz!  Meine  Herren! 

Vor  allem  habe  ich  die  angenehme  Pflicht,  Sr.  Exzellenz 
dem  hochverehrten  Präsidenten  des  ungarischen  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereines  im  Namen  der  Österreicher 
unseren  besten  Dank  für  die  freundlichen  Begrüssungsworte 
zu   sagen,   die  Exzellenz  an  uns  zu  richten  die  Güte  hatte. 

Wir  sind  der  Einladung  des  ung.  Vereines  gern  gefolgt, 
weil  wir  jede  Gelegenheit  gern  benützen,  um  die  Gemein- 
schaftlichkeit der  Interessen,  der  allgemeinen  Gesichtspunkte 
und  die  gemeinschaftlichen  politischen  Ziele  in  irgend  einer 
Form  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Der  Herr  Vorsitzende  hat  den  richtigen  Ausdruck  ge- 
funden, indem  er  auf  die  gemeinsamen  Interessen  und  Ziel- 


punkte  hinwies  und  als  Aufgabe  des  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereines  bezeichnete,  nicht  nur  die  einzelnen  wirt- 
schaftlichen Fragen  zusammenzufassen,  sondern  sie  auch  zu- 
gleich unter  die  höhere  Einheit  des  grossen  politischen 
Bündnisses  unterzuordnen,  das  zwischen  den  beiden  Reichen 
besteht  und  das  gefestigt  ist  durch  die  lange  Zeit  und  durch 
die  grossen  Opfer,  welche  beide  verbündeten  Mächte  in 
diesem  Weltkriege  bringen.  Die  Ausdauer  und  Tapferkeit 
der  verbündeten  Truppen  haben  es  möglich  gemacht,  dass 
die  beiden  Monarchien  einen  Kampf  fast  gegen  die  übrige 
Welt  bisher  siegreich  bestanden  haben.  Es  ist  in  der  Tat 
ein  Verteidigungskrieg  unserer  Mächte  gegen  die  ganze 
übrige  Welt,  welche  Zertrümmerung  unserer  Monarchie  und 
die  Erniedrigung  Deutschlands  als  Kriegsziel  aufgestellt  haben. 
Es  ist  ein  Verteidigungskrieg  um  die  eigene  Existenz,  um 
die  eigene  Ehre,  um  das  eigene  Leben  und  diese  grossen 
Güter  sind  bisher  mit  allem  Nachdruck,  und,  wie  ich  glück- 
licherweise sagen  kann,  mit  grossem  Erfolg  verteidigt  wor- 
den. Gebe  Gott,  dass  dieser  Krieg  siegreich  zu  Ende  ge- 
führt werde  und  dass  das  militärische  und  politische  Bündnis, 
welches  beide  Monarchien  auf  feste  Grundlagen  in  der  Zu- 
kunft stellt,  eine  Konsohdierung  der  Verhältnisse  in  Mittel- 
europa herbeiführe,  welche  nicht  nur  das  wirtschaftliche, 
sondern  auch  das  politische  Leben  dieses  Teiles  der  Erde 
umfasst. 

Ich  danke  auch  Sr.  Hoheit  für  die  warmen  Worte, 
welche  er  aus  Anlass  des  traurigen  Hinscheidens  des  Kaisers 
Franz  Joseph  zu  sprechen  die  Güte  hatte.  Er  hat  die  grosse 
Liebe  und  Anhänglichkeit  erwähnt,  welche  der  verblichene 
Monarch  in  Österreich  und  vor  allem  in  Wien  besass.  Es 
hat  wohl  wenige  Monarchen  gegeben,  welche  im  Laufe  ihrer 
Jahre  an  Popularität  stetig  so  zunahmen,  wie  der  verbhchene 
Kaiser  Franz  Joseph.  Mit  jedem  Jahre  seines  hohen  Alters 
ist  die  Liebe  und  Anhänglichkeit  seiner  Völker  in  der  ganzen 
Monarchie  gewachsen  und  so  war  er  in  seiner  schweren 
Aufgabe  getragen  nicht  bloss  von  der  Verehrung  und  An- 
hänglichkeit der  Bewohner  all  seiner  Länder,  sondern  er 
genoss  auch  die  Ehrerbietung  in  ganz  Europa  als  eine  Person 


des  allerhöchsten  persönlichen  und  politischen  Respektes, 
die  gegenwärtigen  Verkleinerungsversuche  der  feindlichen 
Presse  ragen  daher  nicht  hinauf  zu  der  Höhe  seiner  geschicht- 
hchen  Figur.  Die  frühere  Erkenntnis  wird  sich  aber  wieder 
in  der  Geschichte  befestigen,  dass  sein  Name  in  ganz  Europa 
bis  in  die  letzten  Tage  seines  Lebens  Achtung  gebietend 
und  Ehrerbietung  fordernd  war  und  gebheben  ist:  (Lebhafte 
Zustimmung.) 

Unsere  Vereine,  die  auf  ihrem  Wege  schon  eine  Reihe 
von  Jahren  mit  teil  weisem  Erfolge,  jedenfalls  aber  in  red- 
hcher  Arbeit  geschritten  sind,  sind  jetzt  neuerdings  zusam- 
mengetreten. Wie  es  in  der  Natur  der  geschichthchen  Ent- 
wicklung liegt,  ist  die  Frage  der  Annäherung  Österreich- 
Ungarns  an  Deutschland  in  wirtschaftlich-politischer  Be- 
ziehung zur  eigentlichen  Hauptaufgabe  unserer  Vereinigung 
geworden.  Alle  übrigen  Fragen,  so  interessant  sie  auch  sein 
mögen,  treten  an  Bedeutung  gegenüber  diesem  Ziele  zurück 
und  es  ist  begreifhch,  dass  der  Mitteleuropäische  Wirtschafts- 
verein in  seiner  dreifachen  Gestaltung  sich  wesentlich  mit 
diesem  Problem  beschäftigt. 

Es  ist  ebenso  bekannt,  dass  unter  dem  ersten  Ein- 
drucke des  grossen  geschichtlichen  Ereignisses,  des  Krieges, 
des  grossen  moralischen  und  politischen  Aufschwunges,  der 
durch  alle  Länder  ging,  die  Idee  einer  solchen  Annäherung 
sich  mit  einer  gewissen  Wärme  äusserte,  die  im  Anfang  die 
weitestgehenden  Hoffnungen  zu  erwecken  schien.  Es  liegt 
aber  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  bei  konkreten  wirtschaft- 
lichen Fragen  ein  Stadium  der  Kritik  und  der  nüchternen 
Erwägung  eintritt,  welches  ein  etwas  langsameres  Tempo  in 
derartigen  Betrachtungen  und  Bestrebungen  einführt,  ohne 
aber  darum  die  Hauptziele  irgendwie  aus  dem  Auge  zu 
lassen.  Ich  gehöre  nicht  zu  jenen,  die  sich  durch  derartige 
kleine  Rückschläge  in  der  Hauptlinie  unserer  Bestrebungen 
irremachen  lassen  können,  im  Gegenteil  es  tritt  eine  Ver- 
tiefung der  Einsicht  ein  und  es  ist  ein  Symptom  der  deut- 
schen Gründlichkeit,  derartige  Fragen  sachlich  und  einge- 
hend zu  behandeln  und  sie  nicht  bloss  mit  einigen  Schlag- 
worten als  erledigt  anzusehen. 
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Die  Hauptaufgabe  bleibt  aber  unverrückt  dieselbe !  Wir 
wollen  eine  wirtschaftspolitische  Annäherung  zwischen  un- 
serer Monarchie  und  Deutschland  und  das  ist  der  Ausgangs- 
punkt der  Arbeiten  und  Bestrebungen  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaf  tsver  eine  seit  einer  Reihe  von  Jahren. 

Diese  Bestrebungen  sind  umso  notwendiger,  als  es  nicht 
an  Bestrebungen  unserer  Feinde  fehlt,  auch  ihrerseits  einen 
Zusammenschluss  herbeizuführen.  Ich  gehöre  nicht  zu  jenen, 
welche  die  Beschlüsse  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz  so 
leicht  hinnehmen,  etwa  als  eine  bloss  politische  Demonstra- 
tion oder  als  eine  scheinbare  Einigung  vorübergehender 
Natur.  Bei  dem  grossen  wirtschaftlichen  Talent,  das  Eng- 
land besitzt,  werden  diese  Bestrebungen,  die  in  der  Pariser 
Konferenz  nur  einen  teilweisen  Ausdruck  gefunden  haben, 
eher  zunehmen  und  je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr 
sich  die  Vorbereitungen  zu  einem  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schluss der  Ententemächte  während  des  Krieges  vollziehen, 
desto  wahrscheinhcher  werden  nach  dem  Kriege  Versuche 
stattfinden,  den  Zusammenschluss  jener  Mächte  herbeizu- 
führen, der  gleichbedeutend  mit  einer  mehr  oder  minder 
teilweisen  Ausschliessung  unserer  beiden  Mittelmächte  wäre. 
Dieser  Umstand  ist  ein  Motiv  mehr,  uns  zusammenzuschliessen, 
denn  wir  werden  eine  ganze  Welt  von  wirtschaftlichen 
Gegnern  vorfinden.  Unsere  eigenen  grossen  Absatzgebiete 
werden  für  uns  von  bedeutendem  Werte  sein  müssen  und 
daher  müssen  wir  bedacht  sein,  diese  Beziehungen  in  erster 
Linie  zu  pflegen  und  zu  fördern. 

Es  ist  kein  Zweifel,  dass  hiebei  verschiedene  Interessen 
zum  Ausdrucke  kommen  werden.  Interessen,  die  berechtigt 
sind  und  zum  Teile  durch  langjährige  Pflege  und  durch  die 
Gesetzgebung  einen  gewissen  Anspruch  auf  Anerkennung 
gefunden  haben. 

Ebenso  ist  es  klar,  dass  bei  einem  solchen  Verhältnis 
unserer  Monarchie  zu  Deutschland  ein  System  von  gegen- 
seitigen Zugeständnissen  bestehen  muss,  bei  dem  ein  Teil  dem 
anderen  Konzessionen  macht.  Es  Hegt  in  der  Natur  der  Ab- 
machungen, dass  sie  wie  ein  bürgerlicher  Vertrag  die  gegen- 
seitigen  Vorteile   und   Interessen    gegeneinander  abwägen. 


Erst  dann  kann  es  zu  einem  Kompromiss  oder  zu  einer  re- 
sultierenden politischen  Haltung  kommen.  Deutschland  hat 
grosse  internationale  Interessen.  Ob  es  ihm  gelingen  wird, 
sie  in  dem  alten  Umfange  nach  dem  Kriege  wieder  aufzu- 
nehmen und  festzulegen,  steht  dahin.  Andererseits  besteht 
hier  ein  gewisses  Schutzbedürfnis.  Gemeinsam  sind  aber 
gewisse  grosse  Interessen  nach  dem  Orient  und  hier  ist  das 
Verhältnis  zwischen  der  Monarchie  und  Deutschland  ein 
solches,  dass  Deutschland  vermöge  der  geographischen  Lage 
unserer  Monarchie  darauf  angewiesen  ist,  den  Weg  nach 
dem  nächsten  Orient  über  unser  Gebiet  zu  nehmen.  Hier 
sind  es  also  verkehrspolitische  Gesichtspunkte,  welche  von 
deutscher  Seite  mit  Recht  sehr  lebhaft  betont  werden  und 
die,  wenn  sie  von  unserer  Seite  zugestanden  werden,  ge- 
wissermassen  einen  Anspruch  auf  Gegenleistung  haben. 

Aus  der  Kompensierung  all  dieser  Interessen  kann  sich 
aber  bei  gutem  Willen  —  und  den  setze  ich  bei  allen  Teilen 
voraus  —  und  bei  voller  Erkenntnis  der  Notwendigkeit  eines 
einheitlichen  Vorgehens  in  wirtschaftlicher  Beziehung  zwischen 
beiden  Reichen,  in  nicht  allzulanger  Zeit,  wie  ich  hoffe,  eine 
klare  resultierende  Linie  ergeben. 

Was  das  mitteleuropäische  militärische  Bündnis  zwischen 
den  beiden  Reichen  betrifft,  so  möchte  ich  stets  voranstellen, 
dass  wir  diese  Dinge  nicht  nur  immer  unter  dem  Gesichts- 
winkel momentan  wichtig  scheinender  Interessen  auffassen, 
sondern  wir  müssen  uns  stets  durchdringen  lassen  von  histo- 
rischen Daten,  welche  durch  den  Krieg  für  beide  Reiche  von 
Wichtigkeit  sind.  Ein  so  grosses  Ereignis  wie  dieser  Krieg 
kann  für  die  jetzt  Lebenden  und  für  die  jetzt  beginnende 
Generation  nicht  mehr  aus  der  Auffassung  verschwinden, 
Leistungen  und  Opfer,  wie  sie  jetzt  von  beiden  Reichen  ge- 
bracht werden,  sind  von  so  ungeheurer  Bedeutung,  dass  sie 
auf  die  Dauer  das  ganze  Verhältnis  der  beiden  Reiche  be- 
stimmen müssen.  Der  gemeinsame  Kampf  der  deutschen, 
der  österreichischen  und  ungarischen  Truppen  an  allen  Punkten 
der  ausgedehnten  Grenzen  gegen  die  verschiedensten  Feinde 
in  treuester  Waffenbrüderschaft  bedeutet  eine  Erinnerung 
nicht  nur  für  die  Soldaten,  die  von  der  Front  zurückkehren. 
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sondern  für  die  ganze  Generation,  die  dieses  grosse  histo- 
rische Ereignis  erlebt  und  das  auch  auf  ihre  Handlungen 
bestimmend  wirken  wird.  Diesen  allgemeinen  Gesichtspunkten 
Rechnung  zu  tragen,  war  das  Bestreben  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  und  ich  hoffe,  dass  es  auch  weiter  ge- 
lingen werde,  diese  allgemeinen  Ideen  zum  Ausdrucke  zu 
bringen.  Es  ist  nicht  nur  ein  Gefühlsmoment,  sondern  auch 
eine  richtige  politische  Erkenntnis,  wie  notwendig  der  Zu- 
sammenschluss  ist  und  in  diesem  Sinne  sind  wir  gerne  der  Ein- 
ladung des  ungarischen  Vereines  gefolgt  und  werden  mit 
allem  Eifer  den  Arbeiten  beiwohnen.  (Lebhafter  Beifall  und 
Händeklatschen.) 

Vors.  Exz.  Wekerle: 

Wir  gehen  nun  in  die  Beratungen  ein.  Der  1-te  Punkt 
der  Tagesordnung  betrifft  die  Handelspolitik.  Da  je- 
doch mehrere  Herren  aus  Deutschland  erst  im  Laufe  des 
Vormittags  erscheinen  können  und  reges  Interesse  für  diese 
Frage  haben  und  auch  dazu  sprechen  wollen  werden,  be- 
antrage ich,  dass  wir  zuerst  den  Punkt  3  in  Beratung  ziehen, 
da  sich  die  Referenten  vollständig  geeinigt  haben.  Er  be- 
trifft die  Frage  der  Rechtsannäherung. 

Wenn  die  Herren  damit  einverstanden  sind,  wird  Herr 
Prof.  Dr.  Kobatsch,  da  Exz.  v.  Klein  verhindert  ist,  hier  zu 
erscheinen  und  Herrn  Prof.  Kobatsch  mit  seiner  Vertretung 
betraut  hat,  das  Referat  erstatten. 

Ref.  Geh.-Rat  Dr.  Riesser: 

Lassen  Sie  mich  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus 
noch  einige  Worte  den  soeben  gehörten  schönen  Nachrufen 
hinzufügen : 

Der  dahingegangene  Monarch  war  für  uns  und  Sie  alle 
wohl  die  Verkörperung  der  Gerechtigkeit,  des  Rechtes  und 
der  Treue.  Seine  Treue  bewies  er  namentüch  in  jenem  ge- 
schichtlichen Augenblick,  wo  seitens  des  Königs  von  Eng- 
land der  Versuch  gemacht  wurde,  ihn  von  seinen  Vertrags- 
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Verpflichtungen  abwendig  zu  machen.  Er  hat  aber  in  Ischl 
den,  der  ihn  verführen  wollte,  heimgeschickt.  Er  blieb  der 
Mann  des  Rechtes  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  er  seine  müden 
Augen  schloss.  Er  war  der  Mann  des  Rechtes,  der  in  grossen 
Momenten  seines  Lebens  um  des  Rechtes  willen  sich  selbst 
zu  überwinden  wusste. 

Wenn  wir  sein  Leben  überblicken,  kommen  uns  un- 
willkürlich die  Worte  unseres  grossen  Dichters  in  Erinnerung, 
die  da  lauten:  „Alles  gaben  die  Götter,  die  unendlichen, 
ihren  Lieblingen  ganz,  alle  Freuden,  die  unendHchen,  alle 
Schmerzen,  die  unendlichen,  ganz." 

Wenn  wir  vom  Reiche  draussen  den  Lorbeer  um  sein 
Haupt  winden,  wollen  wir  mit  den  Worten  unseres  grössten 
Dichters  sein  Andenken  feiern:  „Seine  durchwachten  Nächte 
haben  unseren  Tag  erhellt". 

M.  H. !  Sie  hatten  das  Recht,  über  das  erste  Thema  einen 
Mann  zu  hören  wie  Exz.  Klein,  der  einer  der  genialsten  Ju- 
risten ist,  einen  Mann,  der  ein  Vertreter  des  Rechtes  ist, 
das  mit  uns  geboren  ist,  einen  Mann,  der  auf  dem  Gebiete 
der  Wirtschaft  und  des  Rechtes  auch  aus  dem  Steine  Funken 
zu  schlagen  vermag,  der  mit  seltener  genialer  Intuition  die 
Ideen  des  Rechtes  nicht  nur  wiederzugeben,  sondern  auch 
fortzubilden  und  Einrichtungen  zu  schaffen  verstand,  die 
sein  Leben  überdauern  werden. 

Wir  sagten  uns,  dass  die  erste  Stelle  hier  nur  ihm  ge- 
bühren kann,  aber  schliesslich  haben  wir  jenes  Mittel  ange- 
wendet, das  in  solchen  Verlegenheiten  helfen  kann,  wir 
haben  nämlich  den  Alterspräsidenten  vorzuschieben  beschlos- 
sen. Ich  wurde  also  hiedurch  ausersehen,  den  Reigen  zu  er- 
öffnen; dann  wird  Herr  Prof.  Kobatsch  meinen  Bericht  er- 
gänzen und  schliesslich  wird  mein  verehrter  Freund  Hofrat 
V.  Egry-Engel  das  Wort  ergreifen. 

Wir  beginnen  unsere  Tagung  mit  der  Frage  der  Ver- 
einheitlichung oder  der  Annäherung  des  Rechtes  von  Oester- 
reich,  Ungarn  und  Deutschland,  weü  wir  damit  nach  aussen  fest- 
stellen wollen,  dass  wir  „Barbaren"  mitten  im  Getöse  des  Krie- 
ges, der  nicht  nur  kostbare  Menschenleben,  sondern  auch  die 
wertvollsten  Kulturerrungenschaften  vernichtet  hat,  Zeugnis 
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davon  ablegen  wollen,  dass  wir  nicht  unsere  Aufgabe  in 
der  Zerstörung  des  die  Völker  verbindenden  Rechtes 
erblicken,  sondern  darin,  dass  wir  selbst  jetzt  versuchen, 
das  Recht  neu  aufzubauen  und  zu  ergänzen,  eben  weil  es 
die  Völker  einigt  und  nicht  entzweit. 

In  diesem  Kriege  auf  Leben  und  Tod  haben  die  er- 
probten Bundesgenossen  ihren  einheitlichen  Willen  betätigt, 
einheitlich  hinsichtlich  der  Führung,  einheitlich  hinsichtlich 
des  Willens  zum  Siege.  Einheitlich  soll  aber  auch  das  Recht 
sein,  als  ein  Bindeglied,  das  unser  Leben  überdauern  wird 
und  die  in  diesem  Kriege  eng  Verbundenen  von  Generation 
zu  Generation  auch  kulturell  immer  enger  aneinander  ket- 
ten soll. 

Wenn  Sie  das  erste  Thema  von  diesem  Gesichtspunkte 
aus  betrachten,  dann  wird  auch  derjenige,  der  sich  in 
seinem  praktischen  Berufe  vielleicht  von  den  Rechtsfragen 
immer  weiter  entfernt  hat,  ihm  das  richtige  Verständnis  ent- 
gegenbringen und  er  wird  zugleich  als  die  Signatur  dieses 
Kongresses  erkennen,  dass  er  auf  vielen  Gebieten  nach 
Möglichkeit  eine  Einheit  des  Denkens  und  Handelns  zu  er- 
reichen sucht.  Die  Frage  des  Rechts  ist  eines  der  Momente, 
welches  für  diesen  grossen  Zweck  in  den  Vordergrund  zu 
stellen  ist. 

Die  Ihnen  vorliegenden  Leitsätze  Hessen  sich  zweifel- 
los noch  vermehren.  Ich  wüsste  keinen  Juristen  in  Deutsch- 
land, Oesterreich  oder  Ungarn,  der  nicht  mit  Leichtigkeit 
diese  Liste  um  viele  Nummern  vermehren  könnte,  aber 
darauf  kommt  es  nicht  an. 

Das  Recht  ist,  von  ganz  geringen  Ausnahmen  abge- 
sehen, nicht  etwa  als  eine  Arbeit  zu  betrachten,  die  man 
von  Land  zu  Land  etwa  so  abschreiben  kann,  wie  ein 
Gymnasiast  seinen  Aufsatz  von  einem  Nachbarn  abschreibt, 
es  lässt  sich,  namentlich  bei  fortgeschrittener  Kultur,  einem 
mündig  gewordenen  Volke  nicht  ohneweiteres  aufdrängen. 
Das  Recht  ist  nichts  anderes  als  das  letzte  Wort  einer  langen 
Kulturentwicklung,  der  Niederschlag  des  Rechtsbewusstseins, 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Kräfte,  Betätigungen  und 
Ziele  eines  Volkes.    Es  lässt  sich  nicht   ohneweiteres    auf 
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einen  anderen  Boden  verpflanzen,  es  ist  in  sehr  grossen 
Teilen  bodenständig  und  enthält  vielfach  starke  nationale 
Elemente.  Es  wäre  daher  falsch,  ohne  Rücksicht  auf  diese 
Tatsache,  also  ohne  Prüfung  des  Inhalts,  des  Zwecks  und 
der  Wurzeln  des  Rechts  Einheitsbestrebungen  in  Bezug  auf 
das  Recht  durchsetzen  zu  wollen.  Wir  können  nur  daran  denken, 
einen  vorsichtigen  und  gewissermassen  tastenden  ersten  Schritt 
auf  dieser  Bahn  zu  machen,  indem  wir  das  Verkehrsrecht 
zum  Gegenstand  der  Einheitsbestrebungen  machen,  jenes 
Recht,  das  seiner  Natur  nach  die  Ausgleichung  des  Rechts 
und  der  rechtUchen  Einrichtungen  der  einzelnen  Völker 
fordert,  auch  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  es  zur  Er- 
reichung seiner  Zwecke  das  Recht  und  die  Rechtseinrich- 
tungen aller  Nationen  gleichsam  zu  beflügeln  suchen  muss,  um 
im  Interesse  ungehinderten  und  raschen  Verkehrs  möghchst 
Zeit  und  Raum  zu  überwinden.  Dieses  Recht,  welches  die 
Völker  besonders  zu  verbinden  geeignet  ist,  steht  für  unsere 
Bestrebungen  deshalb  besonders  im  Vordergrunde,  weil 
zwischen  Oesterreich-Üngarn  und  uns  schon  lange  eine 
grosse  Reihe  enger  wirtschaftlicher,  sozialer  und  rechtlicher 
Beziehungen  besteht.  WiU  man  aber,  selbst  auf  dem  so  ge- 
steckten engeren  Gebiete  die  Annäherung  oder  die  Ein- 
heitlichkeit wirklich  fördern,  so  ist  es  gut,  nicht  zu  viel 
auf  einmal  zu  erstreben,  sondern  langsam  und  massvoll  den 
Schritt  zu  lenken,  der  sonst  nur  allzu  oft  ins  Dunkle  führen 
kann.  Man  muss  aber  auch  erst  sehen,  wie  sich  der  erste 
Schritt  bewährt,  ehe  man  weitere  Schritte  unternehmen  kann. 
Ich  möchte  nur  einige  Worte  der  Erläuterung  zum 
1.  Leitsatz,  der  das  allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch 
betrifft,  sagen.  Dieses  Gesetz  stammt  bekanntlich  aus  den 
60er  Jahren;  mit  einzelnen  Aenderungen  und  Ergänzungen 
ist  es  geltendes  Recht  auch  für  Oesterreich  und  auch  in 
Ungarn  liegt  es  dem  Handelsgesetz  vom  1.  Januar  1875  zu- 
grunde. Daher  erscheint  es  nicht  schwierig,  die  für  das  Ver- 
kehrsrecht besonders  wichtigen  Bestimmungen  des  Kom- 
missions- und  Frachtrechtes  zu  vereinigen,  zu- 
mal das  letztere  Recht  infolge  der  Berner  Konvention  schon 
jetzt  im  wesentlichen  einheitliches  Gepräge  hat. 
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Allerdings  wird  die  Aufgabe  der  Vereinheitlichung  hier 
wie  auch  bei  anderen  Rechtsgebieten  dadurch  erschwert, 
dass  das  bürgerliche  Recht  in  den  drei  Staatsgebieten, 
Oesterreich,  Ungarn  und  Deutschland,  verschieden  ist  und 
nach  der  oben  angedeuteten  Bodenständigkeit  grosser  Teile 
des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  im  wesentlichen  auch 
in  der  Zukunft  verschieden  bleiben  wird.  Aber  gerade  beim 
Kauf,  beim  Kommissionsgeschäft  usw.  werden  die  ergänzend 
eintretenden  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechtes  kaum 
allzugrosse  Schwierigkeiten  hervorrufen  können.  Dement- 
sprechend lautet  unser  1.  Leitsatz. 

Der  2.  Leitsatz  betrifft  das  Versicherungs-  und 
Lagerhausrecht.  Hier  dürfte  die  Vereinheitlichung 
nicht  auf  grosse  Schwierigkeiten  stossen.  Das  Lagerhaus- 
recht ist  in  Oesterreich  bereits  kodifiziert,  während  man 
sich  in  Deutschland  mit  einigen  Regeln  über  die  Lager- 
papiere begnügt.  Das  Versicherungsrecht  hat  in  Oesterreich 
und  Deutschland  eine  vielfach  übereinstimmende  Regelung 
gefunden,  sodass  hier  eine  Ergänzung  und  der  Abschluss 
des  ganzen  Einheitswerkes  unschwer  zu  erreichen  sein  wird. 

Die  Vereinheitlichung  des  Binnenschiffahrts- 
rechtes wird  angesichts  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
Fragen  auf  dem  Gebiete  der  Binnenschiffahrt  eine  Notwendig- 
keit sein,  eine  dringend  erforderliche  Ergänzung  der  grossen 
wirtschafthchen  Fragen,  die  uns  beschäftigen  werden.  In  Bezug 
auf  das  Gesellschaftsrecht  wird  eine  Vereinheitlichung 
nicht  schwierig  sein,  da  die  Regelung  dieses  Rechtes  bei- 
nahe in  der  ganzen  Welt  in  weiten  Gebieten  auf  den  glei- 
chen Grundlagen  beruht.  Es  ist  das  Gebiet  der  offenen 
Gesellschaft,  wo  jeder  Gesellschafter  mit  seinem  ganzen 
Vermögen  und  seiner  Person  nach  innen  und  nach  aussen 
einzutreten  hat  und  das  der  Kommanditgesellschaft; 
Schwierigkeiten  grösserer  Art  sind  hier  kaum  zu  erwarten. 

Schwierigkeiten  kann  die  Aktiengesellschaft  und 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  bieten, 
aber  wir  haben  uns  dahin  geeinigt,  dass  selbstverständlich 
nicht  daran  gedacht  werden  kann,  auf  diesem  Gebiete  eine 
strenge  und  schematische  Vereinheitlichung  herbeizuführen. 
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Die  sozialen  und  wirtschaftlichen  Unterschiede  der  einzelnen 
Länder  sind  so  tiefgehend,  dass  man  nur  einzelne  Grund- 
sätze feststellen  kann,  sich  aber  hüten  muss,  ins  Einzelne 
zu  gehen. 

Dies  ist  umso  wichtiger,  als  nach  meiner  Meinung,  wenn 
alle  Gesetzgebungen  der  Welt  einmal  ganz  verloren  gingen 
und  nichts  übrig  bliebe  als  das  Aktienrecht  eines  Volkes, 
es  sehr  leicht  möghch  wäre,  daraus  die  verschiedenen 
Stufen  der  Entwicklung  wie  von  einem  feinen  Messinstru- 
mente abzulesen.  Man  könnte  allein  schon  daraus  die  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Kämpfe,  die  sich  abgespielt 
haben,  genau  erkennen;  auf  keinem  anderen  Gebiete  wie 
beim  Aktienrecht  werden  die  Wunden  früherer  Operationen 
so  deutlich  zu  erkennen  sein.  Deshalb  muss  man  sich  be- 
sonders auf  diesem  Gebiete  hüten,  die  sozialen  und  wirt- 
schaftlichen Eigentümlichkeiten  eines  Volkes  etwa  unbe- 
achtet zu  lassen. 

Aus  diesem  Grunde  haben  wir  uns  auf  einige  Grund- 
sätze beschränkt,  welche  die  Interessen  der  Gläubiger  und 
der  Aktionäre  wahren  sollen. 

Es  soU  auch  während  des  Bestehens  einer  Gesellschaft, 
soweit  dies  mit  der  Wahrung  der  geschäftlichen  Interessen 
vereinbar  ist,  regelmässig  die  Prüfung  der  Jahres- 
bilanz durch  Revisoren  erfolgen,  die  natürlich  von 
der  Gesellschaft  und  ihrer  Verwaltung  unabhängig  sein 
müssen.  Wir  waren  uns  darüber  einig,  dass  man  die  Inter- 
essen einer  Minderheit  nur  so  weit  schützen  soU, 
als  es  einerseits  aus  wirtschaftlichen,  sozialen  und  rechtlichen 
Gründen  notwendig  und  als  es  andererseits  mit  den  Inter- 
essen der  Gesellschaft  selbst  vereinbar  ist.  In  diesem  Punkte 
zu  übertreiben,  wäre  unendlich  gefährlich,  weil  bei  einem  zu 
weit  gehenden  Schutz  die  Minderheit  leicht  vergessen  könnte, 
was  das  Hauptziel  jeder  Gesellschaft  ist,  nämlich  Geschäfte 
abzuschliessen.  Wenn  aber  die  Minderheit  alle  Augenblicke 
mit  Anträgen  vor  der  Generalversammlung  erscheinen  oder 
beständige  Revisionen  verlangen  könnte,  dann  wäre  die 
praktische  Folge  die,  dass  die  Gesellschaft  die  Bude  schhessen 
müsste,  weil  das  Geschäft  zum  Stillstand  käme.   Das  gleiche 
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wäre  der  Fall,  wenn  jederAufsichtsrat  eine  Sonder- 
prüfung verlangen  könnte  oder  ein  individuelles 
Kontrollrecht  ausüben  könnte  wodurch  der  Geschäfts- 
gang jeden  Augenblick  gestört  würde,  denn  der  Vorstand 
müsste  immer  wieder  von  Neuem  die  Bücher  und  Schrif- 
ten der  Gesellschaft  vorlegen,  die  Angestellten  mobil  machen, 
damit  sie  auf  die  vielen  Fragen  Auskunft  erteilen. 

Hier  stösst  sich  also  das  Recht  der  Minderheit  an  der 
Existenzberechtigung  der  Gesellschaft  selbst  und  an  höheren 
wirtschafthchen  Notwendigkeiten,  die  ebenso  zu  achten  sind, 
wie  die  Rechte  der  Minderheit. 

Was  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
betrifft,  so  spielt  sie  in  Deutschland,  obwohl  eine  unge- 
heure Menge  von  Paragraphen  im  allg.  deutschen  H.-G.-B. 
ihr  gewidmet  ist,  wirtschaftUch  fast  gar  keine  Rolle. 

In  Deutschland  hat  sie  einmal  eine  gewisse  Rolle  ge- 
spielt zu  der  Zeit,  wo  eine  Aktiengesellschaft  einer  Kon- 
zession bedurfte,  während  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  merkwürdigerweise  davon  befreit  war.  Infolgedessen 
kam  in  Deutschland  eine  ganze  Reihe  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  auf,  z.  B.  grosse  Banken,  wie  die  Diskonto- 
GeseUschaft  und  die  Berhner  Handelsgesellschaft. 

Heute  könnten  wir  ohne  jedes  Bedenken  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien,  die  in  Ungarn  gar  nicht  exi- 
stiert und  daher  hier  auch  gar  nicht  geregelt  ist,  ver- 
schwinden sehen.  Deshalb  besteht  aber  auch  hier  gar  kein 
Bedürfnis  nacheiner  einheitlichen  Regelung,  vielmehr  sollten 
wir  sie  eher  in  den  Papierkorb  werfen,  der  ja  für  gesetz- 
geberische Produkte  nicht  breit  und  tief  genug  sein  kann, 
statt  dass  wir  Ungarn  mit   dieser  Einrichtung  beglücken. 

Was  aber  die  Gesellschaft  m.  b.  H.  betrifft,  die  in 
Deutschland  und  Österreich  eine  ungeheure  Verbreitung  ge- 
funden hat,  so  wird  es  auch  in  Ungarn  notwendig  sein,  sie  zu 
kodifizieren,  zumal  hier  bereits  Niederlassungen  von  deutschen 
und  österreichischen  Gesellschaften  m.  b.  H.  tätig  sind. 

Wir  haben  aber  in  Deutschland  und  wohl  auch  in 
Österreich  manche  recht  unangenehme  Erfahrungen  mit 
dieser   Gesellschaftsform   gemacht,    da   man   bei   der   Aus- 
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Schliessung  von  gewissen  Vorschriften,  die  unter  allen  Um- 
ständen notwendig  sind,  viel  zu  weit  gegangen  ist.  Ich 
meine  die  Vorschriften,  welche  eine  gewisse  Sicherheit 
dafür  bieten  sollen,  dass  Einlagen,  die  nicht  in  barem  Gelde 
erfolgen,  gemacht  werden  (sogen.  Apport-Gründung),  auch 
wirklich  den  bei  der  Einlegung  angegebenen  Wert  haben. 
Ebenso  wird  man  gewisse  Prüfungspflichten,  die  man  den 
Gründern  von  Aktiengesellschaften  auferlegt,  auch  bei  der 
Gesellschaft  m.  b.  H.  nicht  vermissen  können.  Selbstver- 
ständhch  wird  das,  was  Exzellenz  Klein  einmal  ebenso  kurz 
wie  richtig  gekennzeichnet  hat,  zu  vermeiden  sein,  nämlich 
die  „klirrende  Schneidigkeit",  die  er  dem  heutigen  deutschen 
Aktienrecht  vorgeworfen  hat. 

Auch  eine  andere  Tendenz  wird  zu  vermeiden  sein,  die 
sich  bei  uns  in  Deutschland  immer  mehr  verbreitet  und  die 
ich  von  ganzem  Herzen  bedauere,  nämlich,  dass  bei  jedem 
neuen  Gesetze  mit  einer  gewissen  elementaren  Naturnotwendig- 
keit —  es  ist  fast  wie  das  Amen  in  der  Predigt  —  am  Schlüsse 
eine  Unzahl  von  Strafparagraphen  aufgestellt  werden.  Häufig 
wird  bei  dieser  Gelegenheit  dasjenige,  was  man  zivilrechtlich 
nicht  in  Paragraphen  fassen  kann,  in  Form  von  Strafvor- 
schriften kodifiziert;  es  wird  dann  dem  Richter  überlassen,  wie  er 
sich  aus  der  Verlegenheit  heraushilft.  Wir  dürfen  aber  auch 
den  Deliktsbegriff  als  solchen  nicht  durch  eine  Unmasse 
von  Strafbestimmungen  verwässern  lassen  und  müssen  uns 
davor  hüten,  so  viele  Strafbestimmungen  in  die  Welt  zu 
setzen,  dass  sie  die  Produktion  in  der  Volksvermehrung 
weit  übertrifft.  (Lebhafte  Heiterkeit.) 

Was  die  Genossenschaften  betrifft,  so  wurden  nach 
dieser  Richtung  bisher  aus  den  beteiligten  Kreisen  selbst 
keine  Wünsche  auf  Vereinheitlichung  geltend  gemacht  worden. 
Wir  wollen  das  abwarten  und  darum  haben  wir  davon 
Abstand  genommen,  Ihnen  heute  schon  Vorschläge  zu  machen. 

Bezüglich  des  interna tionalen  Wechselrechts 
liegen  eingehende  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  vor, 
welche  bisher  nicht  von  allen  beteiligten  Staaten  ratifiziert 
worden  sind.  Es  wird  abzuwarten  sein,  ob  diese  Beschlüsse 
und  eventuell  mit  welchen  Änderungen  und  Erweiterungen 
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sie   sich  zur  Einführung    in  Deutschland   und    Österreich- 
Ungarn  eignen. 

Die  Herren  Mitreferenten  sind  damit  einverstanden, 
dass  in  Punkt  4  der  Leitsätze  eine  kleine  Einschaltung  ge- 
macht werde.  Es  soll  nämlich  heissen: 

, Wie  weit  und  mit   welchen  in   denselben 

vorgesehenen  Änderungen  oder  Erweiterungen  .  .  .  ." 

Diese  Anregung  verdanken  wir  dem  verehrten  Herrn 
Staatssekretär  v.  Nagy  und  wir  werden  ihr  ohneweiters  zu- 
stimmen können. 

Der  Wunsch,  dass  etwaige  Abänderungen  des  Scheck- 
rechtes in  allen  drei  Gebieten  möglichst  einheithch  er- 
folgen, rechtfertigt  sich  von  selbst.  Manche  Herren  sind  ja 
hier  anwesend,  die  den  heissen  Kampf  mitgemacht  haben, 
den  wir  in  Budapest  für  die  Vereinheithchung  des  Scheck- 
rechtes in  allen  drei  Gebieten  durchgeführt  haben. 

Die  gesetzhchen  Vorschriften  über  den  Schutz  des 
geistigen  Eigentums,  namentlich  das  Patentrecht, 
der  Warenzeichenschutz  usw.  müssen  möglichst  ein- 
heithch gestaltet  werden.  Es  ist  tunlichste  Gleichförmigkeit 
anzustreben.  Hier  noch  ein  Wort  hinzuzufügen,  würde  nur 
abschwächend  wirken.  Es  wäre  auch  der  Beitritt  Österreichs 
und  Ungarns  zum  Berner  Urheberrechtsübereinkommen  an- 
zustreben. 

EndHch  ist  der  Wunsch  nach  mögUchst  übereinstim- 
mender Gesetzgebung  über  den  unlauteren  Wettbe- 
werb gerechtfertigt.  Dieser  Wunsch  ist  durch  das  Verkehrs- 
bedürfnis der  drei  Länder  begründet.  Der  Budapester  Refe- 
rent von  1914  hat  nach  dieser  Richtung  bereits  vorgearbeitet. 

Damit  bin  ich  am  Schlüsse  meines  kurzen  Referates 
angelangt.  Wir  haben  heute  mit  der  Frage  der  Vereinheit- 
lichung des  Rechtes  begonnen  und  ich  hoffe,  dass  sie  der 
heutigen  Tagung  die  Signatur  geben  wird:  EinheitUchkeit 
des  Rechtes,  Einheitlichkeit  der  wichtigsten  handelspolitischen 
Fragen  und  vor  allem  Einheithchkeit  unseres  Bündnisses 
auf  Leben  und  auf  Tod!  (Stürmischer  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 
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Ref.  Prof.  Dr.  Kobatsch: 


Ich  bin  vor  eine  doppelt  schwierige  Aufgabe  gestellt, 
indem  ich  wenige  Tage  vor  der  Konferenz  das  Referat  über- 
nehmen musste  und  ausserdem  den  ganz  gewaltigen  Abstand 
empfinde,  der  zwischen  dem  ursprünglich  in  Aussicht  ge- 
nommenen Referenten  und  meiner  Wenigkeit  besteht.  Wir 
leben  aber  in  der  Zeit  der  Surrogatwirtschaft !  Wenn  es  mir 
auch  nicht  möglich  sein  wird,  das  Original  auch  nur  an- 
nähernd zu  erreichen,  so  möchte  ich  mich  doch  bemühen, 
wenigstens  in  Bezug  auf  den  inneren  Gehalt  des  Referates 
auch  eine  Art  „Annäherung"  herbeizuführen,  zumal  für  mich 
die  Aufgabe  insofern  erleichtert  ist,  als  hier  res  judicata  vor- 
liegt, Vorarbeiten  ausgezeichneter  Art,  zum  Teile  von  Exzel- 
lenz Klein  und  seinen  ausgezeichneten  Mitarbeitern  früherer 
Konferenzen  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine,  ins- 
besondere von  1910  und  1914. 

Gestatten  Sie  mir,  noch  eine  andere  persönliche  Vor- 
bemerkung vorausschicken  zu  dürfen.  Ich  muss  mich  nämlich 
und  zwar  im  Einverständnis  mit  dem  ungarischen  Korrefe- 
renten aufs  entschiedenste  dagegen  verwahren,  was  Herr 
Geh.  Rat  Riesser  behauptet  hat,  nämlich  dass  er  hauptsächhch 
wegen  seines  Alters  von  uns  als  erster  Redner  delegiert 
worden  sei.  Wir  beide  waren  einmütig  der  Auffassung,  dass 
nur  er  der  Würdigste  sei,  den  Platz  von  Exzellenz  Klein 
als  erster  Redner  heute  einzunehmen.  (Beifall.) 

Die  Aufgabe  wurde  mir,  wie  erwähnt,  dadurch  er- 
leichtert, dass  ausgezeichnete  Vorarbeiten  vorliegen,  ins- 
besondere aber,  dass  wir  unter  grundsätzlich  geänderten 
Voraussetzungen  an  die  Frage  der  Rechtsannäherung  heran- 
treten u.  zw.  unter  dem  gewaltigen  Eindruck  eines  gemeinsam 
geführten  Existenz-  und  Verteidigungskampfes,  wodurch  die 
Frage  der  Rechtsannäherung  ungleich  grössere  Bedeutung 
erlangt  hat,  als  in  den  Zeiten  vor  dem  Kriege.  Die  Wahrheit 
siegt  zwar  sehr  langsam,  aber  wir  müssen  sie  immer  wieder 
verkünden,  dass  nämlich,  politisch  und  militärisch  so  eng 
verbündete  Reiche  wie  die  Mittelmächte  auch  in  Bezug  auf 
Wirtschaft  und  Recht  Übereinstimmung  und  Einheitlichkeit 
erzielen  müssen. 
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Das  hat  auch  der  deutsche  Staatssekretär  Dr.  Kühn 
bei  den  Beratungen  des  Rechtsausschusses  der  Waffen- 
brüderlichen Vereinigung  kUpp  und  klar  ausgesprochen, 
indem  er  sagte:  Wir  haben  miteinander  und  füreinander 
kämpfen  und  sterben  gelernt ;  es  erübrigt  nur  noch,  dass 
wir  auch  lernen,  miteinander  zu  leben:  Und  Savigny, 
der  grosse  deutsche  Rechtslehrer  sagte  :  Was  ist  das  Recht  ? 
Es  hat  nicht  eine  besondere  Daseinsform,  es  ist  nur  das 
Leben,  von  einer  besonderen  Seite  betrachtet.  Darf  ich  auch 
ein  erst  jüngst  geäussertes  Wort  Klein's  zitieren,  dass  das 
Recht  der  Gesellschaft  und  der  Wirtschaft  möglichst  nahe- 
gebracht werden  müsse.  Das  Wirtschaftsleben,  das  Leben  der 
Völker  der  Mittelmächte,  ist  nun  so  ausserordentlich  auf- 
einander angewiesen,  dass  wir  zu  einer  Rechtsvereinheit- 
lichung auf  möglichst  weiten  Gebieten  gelangen  müssen, 
wenn  wir  „wahres"  Recht  innerhalb  Mitteleuropa  haben  wollen. 

Gestatten  Sie  mir,  aus  der  ausgezeichneten  Rede  K 1  e  in  s 
auf  der  Konferenz  von  1914  schlagfertig  die  Hauptbegründung 
für  die  Rechtseinheit  zu  wiederholen.  Er  hat  damals  ausge- 
führt, dass  die  Rechtseinheit  ein  viel  stärkerer  Garant  der 
Gemeinschaft  sei,  als  noch  so  gute  wirtschafts-  oder  handels- 
politische Abmachungen.  Ein  Zollschutz  habe  sich  hinterher 
oft  als  zwecklos  erwiesen.  Wenn  wir  aber  einmal  auf  einem 
Gebiete  einheitliches  Recht  haben,  so  ist  das  ein  dauernder 
Nutzen  und  es  überlebt  alle  Wechselfälle  der  Handelspolitik. 
Er  verwies  ferner  darauf,  dass  sich  die  Rechtsannäherung 
glückUcherweise  nach  der  Richtung  des  besseren  Rechts- 
typus entwickelt,  so  z.  B.  hoffen  wir  dies  auf  dem  Gebiete 
des  Gesellschaftsrechtes  in  Österreich  im  Sinne  des  deutschen 
Rechtes  u.  s.  w.  Vor  allem  aber  hat  Klein  betont,  dass  die 
Rechtsgleichheit  und  Annäherung  auch  die  Bedingungen 
des  wirtschafthchen  Wettbewerbes  günstig  beeinflusse,  die 
Beteiligung  des  Kapitals  des  einen  Landes  im  anderen 
Lande  erleichtere  und  schliesslich,  dass  im  Rechte  sich 
nähernde  Völker  auch  kulturell  näher  kommen  und  dass 
auch  allgemeine  politische  Gesichtspunkte  für  eine  Rechts- 
annäherung sprechen.  Gestatten  Sie  mir,  ein  wenig  auf  das 
zurückzukommen,  was  damals  der  ungarische  Herr  Referent 
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vorbrachte.  Er  meinte,  die  gesetzliche  Festlegung  der  Rechts- 
vorschriften, namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
rechtes, stehe  nicht  in  erster  Linie;  hier  entscheide  die  Ver- 
kehrssitte, das  ungeschriebene  Recht,  und  er  behauptete, 
dass  die  Mittelmächte  dieses  ungeschriebene  Recht  nicht 
mehr  vereinheitlichen  müssen,  weil  es  schon  vereinheitlicht 
sei.  Er  hat  auf  das  Beispiel  der  Gebahrung  der  grossen 
Gesellschaften  hingewiesen,  das  ist  aber  denn  doch  eine 
sehr  aristokratische  Betrachtungsweise.  Wenn  wir  uns  dem 
Gedanken  mehr  demokratisch  nähern,  dann  finden  wir  leider 
auch  ungeschriebene  Verkehrsunsitten,  zu  deren  Vermeidung 
wir  geschriebene  Vereinbarungen  brauchen,  z.  B.  die  Aus- 
schreitungen auf  dem  Gebiete  des  unlauteren  Wettbewerbes 
sind  solche  Verkehrsunsitten  und  daher  müssen  wir  hier  zu 
möglichst  einheitlichen  Rechtsgrundsätzen  fortschreiten. 

Warum  vollzieht  sich  der  Fortschritt  zur  Rechts- 
vereinheitlichung so  langsam?  Dass  hat  gewiss  tiefere 
rechtspsychologische  Ursachen.  Vor  allem  wirkt  das  Vor- 
urteil immer  und  immer  wieder,  als  ob  das  Recht  des  eigenen 
Landes  besser  sei  als  das  Fremde,  ferner  die  Macht  des  Ge- 
wohntseins an  das  eigene  Recht.  Derartige  Vorurteile  zeigen 
sich  auch  in  ganz  anderen  Fällen  der  Rezeption.  In  Deutsch- 
land wurde  z.  B.  seinerzeit  die  Einführung  des  metrischen 
Gewichts-  und  Masssystems  als  antinational  verurteilt.  In 
England  wehrt  man  sich  gegen  die  Einführung  des  metri- 
schen Systems  und  hat  zu  seiner  Bekämpfung  eine  eigene 
Liga  „For  British  Wheights  and  Measures"  gebildet.  Selbst 
auf  diesen  so  unpolitischen  Gebieten  ist  also  das  Vorurteil 
zu  Gunsten  der  eigenen  althergebrachten  Einrichtungen  über- 
aus stark,  um  wieviel  mehr  auf  dem  Gebiete  des  Rechtes! 
Viele  glauben  auch,  durch  das  eigene  Recht  würden  die 
wirtschaftlichen  Interessen  besser  geschützt  als  bei  einer  An- 
passung an  das  fremde  Recht.  Man  scheut  sich  auch,  die 
Wirksamkeit  fremder  Gerichte  und  Behörden  auf  das  eigene 
Staatsgebiet  zu  erstrecken.  Vor  allem  aber  spielt  auch  hier 
jene  Engherzigkeit  mit,  welche  sich  in  handelspolitischen 
Dingen  so  oft  zeigt.  Man  meint,  die  Annahme  fremden 
Rechtes   werde  denjenigen,   von  welchen  man  es  annimmt. 
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grössere  wirtschaftliche  Vorteile  bringen  als  dem  eigenen 
Lande,  zum  Teile  deshalb  weil  der  Andere  einen  stärkeren 
Warenverkehr  in  das  eigene  Land  hat  oder  bedeutende  Ka- 
pitahen  des  Anderen  im  eigenen  Lande  tätig  sind  oder  in 
einem  anderen  Falle,  weil  die  Bewohner  des  einen  Landes 
in  grösserer  Zahl  im  anderen  Lande  tätig  sind  als  umgekehrt. 

Das  alles  sind  aber  Bedenken,  welche  den  grossen  Ge- 
sichtspunkten politischer  und  allgemein-wirtschaftlicher  Natur, 
die  für  eine  Rechtsannäherung  sprechen,  durchaus  nicht  ge- 
recht werden.  Sie  sind  auch  deshalb  unzutreffend,  weil,  wie 
in  internationalen  Abmachungen  so  häufig,  auch  bei  der 
Rechtsvereinheitlichung  der  Grundsatz  der  Kompensa- 
tion geltend  gemacht  werden  kann,  indem  eine  Rechtsform 
dem  einen  Staate,  die  andere  dem  anderen  Staate  mehr  zu- 
gute kommen  wird.  Schliesslich  wäre  zugunsten  einer  mög- 
lichst weitgehenden  Rechtsannäherung  noch  anzuführen,  dass 
auch  hier,  wie  auf  anderen  Gebieten  nach  dem  Kriege  der 
Imperativ  gelten  wird,  an  den  wir  uns  im  Kriege  schon 
gewöhnen  mussten:  arbeite  und  spare!  D.  h.  wir  wer- 
den auch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  Rechts- 
anwendung möglichst  wirtschaftlich  vorgehen  müssen, 
unnötige  Reibungswiderstände  und  unnötige  Kosten,  vor 
allem  auch  bei  der  Rechtsverfolgung,  zu  vermeiden  haben. 
Es  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Rechtsannäherung 
letztenends  immer  für  beide  Staaten,  deren  Rechte  einander 
nähergebracht  werden,  jedenfalls  grundsätzlich,  gleiche  Vor- 
teile bringt. 

Wenn  ich  nun  frage,  welche  Rechtsgebiete  hier 
vornehmlich  in  Betracht  kommen,  so  kann  ich  mich  den 
ausgezeichneten  Darlegungen  des  Herrn  Geheimrates  R  i  e  s  s  e  r 
vollinhalthch  anschliessen.  Es  gilt  in  erster  Linie,  das  Ge- 
biet des  sogenannten  Verkehrsrechtes  der  Zentral- 
mächte möghchst  zu  vereinheitlichen.  Doch  möchte  ich  mir 
gestatten,  einige  ergänzende  Bemerkungen  zu  den  einzelnen 
erörterten  konkreten  Rechtsfragen,  und  zwar  hauptsächlich 
vom  österreichischen  Standpunkte,  vorzubringen. 

Was  das  Gesellschaftsrecht  betrifft,  so  wird  es 
^uf  die  Dauer  wohl  nicht  genügen,  sich  bloss  mit  der  Frage 
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der  Vereinheitlichung  des  Aktienrechtes  und  jenes  der 
Kommanditgesellschaften  zu  beschäftigen,  sondern 
man  wird  auch  erwägen  müssen,  ob  und  inwieweit  es  möghch 
sei,  das  Recht  der  wirtschaftlichen  Organisa- 
tionen, das  Kartellrecht,  auf  einen  einheitlichen 
Nenner  zu  bringen.  Die  zwischenstaatlichen  Beziehungen 
der  grossen  industriellen  Organisationen  waren  schon  vor 
dem  Kriege  vielfach  sehr  innige,  sind  es  in  namhaftem  Masse 
auch  während  des  Krieges  geblieben  und  werden  im  Rahmen 
des  mitteleuropäischen  Wirtschaftsbündnisses  nach  dem 
Kriege  noch  eine  viel  grössere  Bedeutung  erhalten.  Um 
diese  wichtigen  wirtschaftspolitischen  Ziele  zu  fördern,  wird 
man  sich  daher  auch  mit  einer  Vereinheithchung  des  Rechtes 
der  wirtschaftlich  verwandten  Organisationen  beschäftigen 
müssen.  ^ 

Inbezugauf  den  gewerblichen  Rechtsschutz  will  ich 
zunächst  zum  Patentrecht  vorbringen,  dass  Kenner  dieser 
Rechtsmaterie  behaupteten,  eine  Vereinheitlichung  des  deut- 
schen und  des  österreichischen  Rechtes  werde  sich  nicht  so 
leicht  herstellen  lassen,  als  man  vielfach  anzunehmen  geneigt 
ist.  Im  deutschen  Rechte  herrscht  bekanntlich  der  Grund- 
satz des  Erfindungsschutzes,  in  Österreich  und  Ungarn  der 
des  Erfinderschutzes.  Auch  der  so  wichtige  Ausübungszwang 
ist  in  den  Staaten  verschieden  behandelt,  doch  verweist  z.  B. 
Ing.  Lang'^  darauf,  dass  eine  Vereinfachung  des  schwer- 
fälligen Apparates,  der  sich  durch  gleichlaufende  Bearbeitung 
einer  und  derselben  Materie  durch  mehrere  Patentämter  ergibt, 
notwendig  und  auch  durchführbar  sei,  dass  die  Schaffung 
und  Vernichtung  des  Schutzrechtes  durch  einen  Akt  möglich 
sei,  und  empfiehlt  ein  PatentkarteU   oder  eine  Patentunion. 

Auf  Wunsch  vieler  österreichischer  Interessenten  und 
wirtschaftlicher  Körperschaften,  namentlich  der  Kunst- 
industrie und  des  Kunstgewerbes,  erlaube  ich  mir 
hier  den  Wunsch  zu  äussern,  dass  der  Urheberrechts- 


'    Aufsatz  Dr.  Markus  Ettinger's    in    der  Wirlschaftszeitung  der 
Zentrairnächte  Nr.  27/191G. 

*  Wirlschaftszeitung  der  Zentnilmächtc  Nr.  9/1916. 
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schütz,  bezw.  Kunstschutz,  wie  er  dem  Kunstgewerbe 
schon  in  Deutschland  und  in  anderen  Staaten  gewährt  wird, 
auch  in  Österreich  gewährt,  ebenso  dass  der  mangelhafte 
österreichische  Musterschutz  nach  deutschem  Vorbilde 
ausgebaut  werde.  ^ 

In  diesem  Zusammenhange  sind  auch  einige  Worte  der 
Regelung  des  unlauteren  Wettbewerbes  zu  widmen. 
„Infandum  renovare  dolorem"  könnte  man  bei  der  Nennung 
dieses  Rechtsgebietes  ausrufen.  In  Österreich  und  Ungarn 
ist  es  bisher  noch  nicht  gelungen,  Gesetze  zur  Bekämpfung 
des  unlauteren  Wettbewerbes  fertig  zu  bringen ;  woran  dies 
liegt,  will  ich  nicht  näher  auseinandersetzen,  ich  glaube  und 
hoffe  aber,  dass  die  verhältnismässig  nebensächlichen  Diffe- 
renzen, die  derzeit  noch  zwischen  der  österreichischen  und 
der  ungarischen  Auffassung  in  bezug  auf  die  Herkunfts- 
bezeichnung bestehen,  denn  doch  im  Interesse  der  weit 
wichtigeren  allgemeinen  Regelung  dieses  Gegenstandes  be- 
seitigt werden.  Es  ist  aber  geradezu  beschämend,  dass  mein 
Vaterland  noch  nicht  über  ein  ähnhches  Gesetz  verfügt  wie 
das  Deutsche  Reich.  Welche  unhaltbaren  Rechtsfolgen  er- 
geben sich  daraus?  Wenn  ein  Österreicher,  der  in  Deutsch- 
land wegen  unlauteren  Wettbewerbes  zum  Schadenersatz 
verurteilt  wurde,  sein  Vermögen  nach  Österreich  zog,  wird 
er  dadurch  von  dem  Zugriffe  seines  Prozessgegners  befreit. 
Gegen  dieses  Vermögen  kann  nicht  Exekution  geführt  wer- 
den, weil  Schadenersatzansprüche  aus  dem  Titel  des  unlau- 
teren Wettbewerbes  nicht  durchsetzbar  erklärt  wurden.  I)iese 
Rechtsunsicherheit  trübt  die  tiefere  Grundlage  jedes  Rechts- 
empfindens und  der  Mangel  des  Wettbewerbsgesetzes  wider- 
spricht der  Sitte,  dem  Gebote  von  Treu  und  Glauben. 

Die  bisher  erörterten  Fälle  der  Rechtsannäherung 
könnten  unter  dem  Namen  Autonomie  zusammengefasst 
werden.  Es  handelt  sich  um  die  von  jedem  Staate  autonom 
verfügte  Annäherung  seines  Rechtes  an  das  des  Nachbar- 

^  Vgl.  die  eingehenden  Darlegungen  darüber,  welche  Dr.  Joseph 
Ludwig  Brunstein  in  der  „Wochenschrift  des  Niederösterreichischen 
Gewerbevereines"  Nr.  19,  20,  21,  22/1916  veröffentlichte. 
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Staates.  Neben  dieser  Autonomie  gibt  es  aber  auch  eine 
sehr  wichtige  konventionelle,  vertragsmässige 
Rechtsannäherung :  die  Übereinkunft  zweier  Staaten  über 
die  Befolgung  gleicher  oder  gleichartiger  Grundsätze  auf 
dem  einen  oder  anderen  Gebiete  des  Rechtes.  Es  ist  sehr 
wünschenswert,  dass  durch  solche  Vereinbarungen,  sei  es 
durch  Staatsverträge  oder  durch  Regierungsabkommen,  in 
möglichst  weitem  Umfange  die  Angehörigen  der  bei- 
den Mittelmächte  sowohl  in  Bezug  auf  den  A u f - 
e  n  t  h  a  1 1,  als  auch  in  Bezug  auf  Eigentum,  Besteuerung 
und  Rechtsdurchsetzung  einander  gleichge- 
stellt werden.  Dieser  wichtige  Grundsatz  sollte  unbedingt 
zum  Ausdrucke  kommen.  Leider  fehlen  auf  wichtigen  Ge- 
bieten solche  Abkommen  und  merkwürdigerweise  auch  dort, 
wo  ähnliche  Abkommen  schon  mit  dritten  Staaten  getroffen 
wurden.  ^  Ich  erwähne  z.  B.,  dass  das  Deutsche  Reich  mit 
Holland  und  der  Schweiz  förmhche  Niederlassungs- 
verträge (vom  31.  Mai  1890)  besitzt,  während  die  darauf 
bezüglichen  sehr  dürftigen  Bestimmungen  des  deutsch-österr.- 
ungarischen  Handelsvertrages  vom  16.  Dezember  1891  (Zu- 
satzvertrag vom  21.  Jänner  1905)  in  Art.  19  eine  kaum  ent- 
sprechende Regelung  treffen.  Wirkl.  Geh.  Rat  Lab  and 
sagt  mit  Recht,  dass  der  Abschluss  eines  solchen  Nieder- 
lassungsvertrages zwischen  Österreich -Ungarn  und  dem 
Deutschen  Reiche  gegenwärtig  besonders  wichtig  sei 
und  nennt  die  erwähnten  Bestimmungen  des  Handelsver- 
trages unzulänglich. 

Ein  wiederholt  geäusserter  Wunsch  betrifft  den  Ab- 
schluss eines  Rechtshilfe-  oder  Vollstreckungs- 
vertrages.  In  dieser  Hinsicht  hat  mein  hochverehrter 
Kollege  Prof.  Dr.  Sperl  der  Konferenz  der  Wirtschafts - 
vereine  im  Jahre  1910  ein  überaus  gründhches  Gutachten 
erstattet.  Die  übereinstimmenden  Grundsätze  über  die  ört- 
liche Zuständigkeit  für  vermögensrechtliche  Klagen,  die  Re- 
gelung der  Gerichtsstände  in  den  einzelnen  Prozessordnungen, 


'  Wirkl.  Geh.  Rat  Prof.  L  a  b  a  n  d  in  der   „Wirtschaftszeitung  der 
Zentralmüchte"  Nr.  9/1916. 
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die  gegenseitige  Anerkennung  öffentlicher  Urkunden,  na- 
mentlich der  Notariatsurkunden,  der  Ausbau  des  Haager 
Prozessabkommens  vom  Jahre  1905  wenigstens  für  die  mittel- 
europäischen Staaten  —  diese  und  andere  wichtige  Fragen  der 
Rechtshilfe  sollten  durch  Abkommen  der  beiden  Mittelmächte 
je  eher  einer  einverständlichen  Regelung  zugeführt  werden. 
Auch  hier  darf  ich  mich  wieder  auf  eine  deutsche  Autorität 
berufen  und  zwar  auf  Wirkl.  Geh.  Rat  Prof.  Laband^ 
welcher  den  Abschluss  eines  Rechtshilfevertrages  zur  gegen- 
seitigen Anerkennung  der  in  Handels-  und  Wechselsachen 
ergangenen  Gerichtserkenntnisse  als  dringend  und  wichtig 
bezeichnet.  Die  Klausel,  welche  z.  B.  die  österreichische 
Exekutionsordnung  (§81)  enthält,  wonach  ein  ausländisches 
Urteil  nur  dann  exequierbar  ist,  wenn  die  zu  erzwingende 
Handlung  nach  dem  Inlandsrechte  erlaubt  oder  erzwingbar 
ist  oder  wenn  das  Rechtsverhältnis  oder  der  Anspruch  nach 
dem  inländischen  Rechte  nicht  der  öffentlichen  Ordnung 
oder  der  Sittlichkeit  widersprechend  sind,  kann  von  keiner 
der  beiden  Mittelmächte  auf  die  Dauer  aufrecht  erhalten 
werden.  Jetzt  kann  es  z.  B.  vorkommen,  dass  ein  in  Deutsch- 
land lebender  Österreicher  von  einem  deutschen  Gericht  zur 
Zahlung  einer  Geldsumme  verurteilt  wird,  dass  aber  zwar 
die  Exekution  in  sein  deutsches  Vermögen,  jedoch  nicht  auf 
Grund  desselben  Urteiles  auch  in  sein  in  Österreich  befind- 
liches Vermögen  geführt  werden  kann.  Das  österreichische 
Gericht  muss  erst  prüfen,  ob  eine  Reihe  von  Voraussetzungen 
prozessrechtlicher  Natur  gegeben  sind.  Man  darf  wohl  ruhig 
behaupten,  dass  die  Gesetze  der  verbündeten  Zen- 
tralmächte durchwegs  auf  den  Grundsätzen  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sittlichkeit  beruhen.  Der 
jetzige  Standpunkt  führt  in  der  Rechtspraxis  vielfach  direkt 
zur  Förderung  der  geschäftlichen  Unmoral.^ 

Aus  dem  grossen  Gebiete  der  Gesetzgebung  zum  Schutze 
von  Vermögensrechten    sei    auch   das  Konkurs-,   Aus- 


'  Wirtschaftszeitung  der  Zentralniächte  Nr.  9/1916. 
-  Vgl.  die  Studie  des  Dr.  G.   Fuchs   in   der   ,, Wirtschaftszeitung 
der  Zentralmächte"  Nr.  9/1916. 
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gleichs-  und  Anfechtungsrecht^  hervorgehoben, 
weil  hier  gleichfalls  die  mitteleuropäischen  Staaten  verschie- 
dene Gesetze  haben,  deren  Annäherung  durchaus  denkbar 
und  gewiss  sehr  nützlich  genannt  werden  muss.  Jetzt 
herrscht  ein  sehr  unbefriedigender  Zustand.  Kein  Staat 
achtet  die  im  Auslande  erfolgte  Konkurseröffnung.  Wird 
z.  B.  in  Deutschland  ein  Konkurs  eröffnet,  so  behält  der  Ge- 
meinschuldner in  Österreich  die  volle  Verfügungsfreiheit 
über  sein  in  Österreich  befindliches  Vermögen,  seine  in 
Österreich  geführten  Prozesse  werden  nicht  unterbrochen 
und  er  zieht  im  Gewinnungsfalle  die  zugesprochenen  Be- 
träge voll  ein  —  er,  nicht  der  deutsche  Masseverwalter! 
Gläubiger,  und  zwar  auch  solche  in  Deutschland,  können 
unbehindert  Pfandrechte  auf  sein  österreichisches  Vermögen 
erwerben,  der  Grundsatz  der  Gläubigergleichheit 
macht  an  der  Grenze  Halt.  Ein  im  deutschen  Kon- 
kurs abgeschlossener  Zwangsausgleich  verpflichtet  nicht 
die  Gläubiger  hinsichtUch  des  österreichischen  Vermögens 
des  Schuldners ;  lautet  die  Ausgleichquote  z.  B.  auf  20  v.  H., 
so  dürfen  die  Gläubiger  aus  dem  österreichischen  Ver- 
mögen auch  100  V.  H.  fordern  und  erhalten.  Auch  wenn 
zwei  Konkurse,  einer  in  Deutschland  und  einer  in  Öster- 
reich, nebeneinander  laufen,  ergeben  sich  zahlreiche 
Unzukömmlichkeiten,  abgesehen  von  den  doppelten  Kosten. 
Der  Grundsatz  des  österreichischen  Rechtes,  dass  die  Kon- 
kurseröffnung alles  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  auch 
sein  ausländisches,  ergreife,  wird  vom  ausländischen  Staate 
nicht  immer  voll  erkannt.  Das  bewegliche  Vermögen  kann 
zwar  ausgefolgt  werden,  aber  nur  v/enn  Gegenseitigkeit 
herrscht.  Die  schlimmste  Folge  dieser  Verhältnisse  ist  nicht 
bloss  die  Schwierigkeit  der  Rechtsdurchsetzung,  sondern 
die  Unsicherheit  des  Geschäftsverkehres.  Prof.  P  o  1 1  a  k  for- 
dert daher  Vereinbarungen  in  Bezug  auf  die  gegenseitige 
Anerkennung  der  Konkurseröffnung,  ferner  über  die  Gründe 
der  Konkurseröffnung,  über  die  Ausgleichs-  und  Anfechtungs- 
bestimmungen u.  a. 

'  Vgl.  den  Aufsatz  Prof.  Dr.  Rud.  Pollak's  in  der  „Wirtschafts- 
zcituni»  der  Zentralmächte"  Nr.  38/1916. 
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Aber  auch  auf  dem  grossen  und  weiten  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes,  des  Verwaltungsrechtes, 
wird  sich  vielfach  die  Notwendigkeit  einer  Rechtsannähe- 
rung und  Rechtsausgleichung  ergeben.  Grundsätzhch  wird 
ja  von  allen  Vertretern  des  Wirtschaftsbündnisses  eine 
Assimilierung  der  Verwaltungseinrichtungen  und  -Maximen 
.gefordert.  Es  ist  aber  heute  nicht  die  Zeit  und  der  Ort, 
auf  diese  wichtigen  Fragen  des  näheren  einzugehen.  Doch 
sei  es  mir  gestattet,  eine  Angelegenheit,  die  das  öffentliche 
Recht  betrifft,  herauszugreifen,  weil  sie  von  besonderer  und 
dringlicher  volkswirtschaftlicher  Bedeutung  ist.  Ich  meine 
die  Notwendigkeit  eines  Abkommens  über  die  schärfere 
VermeidungvonDoppelbesteuerungen  aller  Art. 
Die  gegenwärtig  geltenden,  zum  Teile  sehr  alten  diesbezüg- 
lichen Staatsverträge  genügen  nicht  mehr  u.  zw.  umso  weniger, 
als  der  Krieg  hüben  und  drüben  neue  oder  erhöhte 
Abgaben  aUer  Art  notwendig  machte  und  machen  wird, 
so  dass  die  Doppelbesteuerung  unbedingt  vermieden  werden 
muss.  Zu  welchen  unverständlichen  Folgen  derzeit  das 
schrankenlose  Besteuerungsrecht  führt,  möge  ein  drastisches 
Beispiel  erläutern:  Österreich  führte  1914  eine  Abgabe  von 
Tantiemen  der  Verwaltungsräte  der  Aktiengesellschaften  ein, 
soferne  die  Tantieme  über  5000  K  beträgt.  Nun  erklärte  der 
k.  k.  Verwaltungsgerichtshof  die  Tantieme  eines  österrei- 
chischen Vorstandsmitgliedes  einer  Aktiengesellschaft  auch 
dann  für  abgabepflichtig,  wenn  sie  von  der  ungarischen 
Niederlassung  der  Gesellschaft  ausbezahlt  wurde.  Dieses 
selbe  Einkommen  zahlt  aber  in  Ungarn  die  dortige  Ein- 
kommensteuer und  ausserdem  auch  in  Österreich  die  Ein- 
kommensteuer. Es  ist  also  eine  dreifache  Besteue- 
rung. Hier  wird  es  sich  vor  allem  darum  handeln,  zunächst 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  ein  Abkommen 
über  die  Vermeidung  solcher  Doppelbesteuerungen  zu  treffen. 
Die  Kriegsabgabenwirtschaft  hat  übrigens  auch  im  Verkehr 
zwischen  Österreich  und  Deutschland  bereits  zu 
Kontroversen  geführt.  Den  neuen,  bezw.  erhöhten  Rech- 
nungsstempel in  Österreich  und  die  neue  Waren- 
umsatzsteuer in  Deutschland  versucht  man,   entgegen 
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dem  bisherigen  kaufmännischen  Gebrauche,  vom  Gläubiger 
oder  Ausstellers  der  Rechnung  auf  den  Schuldner  zu  über- 
wälzen. Auch  in  dieser  Hinsicht  wäre  ein  Abkommen  leicht 
zu  treffen,  um  festzustellen,  was  rechtens  sei. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine  sollten  sich 
aber  nicht  damit  begnügen,  eine  Reihe  von,  wenn  auch 
noch  so  gut  begründeten  Forderungen  betreffend  die  Rechts- 
annäherung der  Regierungen  bekanntzugeben,  es  wäre  viel- 
mehr zu  wünschen,  dass  man  sich  auch  mit  der  Frage  be- 
fasse, w i e  diese  Forderungen  am  zweckmässigsten  durch- 
zusetzen seien.  Ich  möchte  mir  daher  den  Antrag  zu 
unterbreiten  erlauben,  dass  die  Vereine  ihre  Regierungen 
auffordern  sollten,  Justizkommissionen  zu  bestellen, 
bestehend  aus  Vertretern  der  Staatsverwaltungen,  praktischen 
Juristen  und  Vertretern  der  Geschäftswelt,  welche  die  vor- 
liegenden und  anderen  Fragen  der  Rechtsvereinheitlichung 
zu  prüfen  hätten,  um  geeignete  Vorschläge  für  die  gesetz- 
gebenden Körperschaften  zustandezubringen. 

Meine  Herren !  Die  innigen  und  immer  inniger  werdenden 
wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Mittelmächte  erfordern  ge- 
bieterisch auch  möglichst  gleiche  Rechtsregeln  und  eine 
wirksame  Rechtshilfe.  Die  Sicherheit  des  Geschäftsabschlusses 
wird  dadurch  wesentlich  erhöht,  die  Erfüllung  der  Vertrags- 
pflicht geht  dann  klar  vor  sich  und  es  besteht,  wie  Prof. 
Dr.  SperP  so  treffend  bemerkt,  kein  Unterschied  in  den 
Vertrags  Wirkungen,  gleichgültig,  wo  der  Vertrag  abgeschlossen 
wurde.  Die  Kaufleute  beider  Reiche  sollen  nach  einem  und 
demselben  Rechte  leben  und  wirken.  Die  vielen  Rechtszweifel 
wirken  jetzt  lähmend  auf  die  Geschäftsfreudigkeit  und  es 
herrscht  die  Besorgnis,  dass  die  Vertragsteile,  weil  unter 
verschiedenem  Recht  lebend,  über  die  Rechtssätze  und 
-Pflichten  innerlich  nicht  übereinstimmen. 

Diese  Notwendigkeiten  des  Lebens  drängen  zu  einer 
Änderung  des  Rechtes  und  führen  uns  zu  dem  Ergebnisse, 
dass,  wie  ein  mitteleuropäisches  Wirtschaftsbündnis  so  auch 

'  Siehe  seine  Studie  in  der  „Wirtschaftszeitung  der  Zentraimäclite" 
Nr.  9/1916. 
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ein  mitteleuropäischesRechtsbündnis  geschaffen 
werden  müsse.  Aber  auch  nach  aussen  hin  werden  sich  diese 
Notwendigkeiten  herausstellen.  Prof.  S  p  e  r  1  erinnert  a.  a.  O. 
mit  Recht  an  grosse  geschichtliche  Vorbilder.  Der  Krieg 
und  die  Machtentfaltung  in  demselben,  noch  mehr  der  Sieg, 
waren  häufig  von  einer  friedlichen  Eroberung  gefolgt,  es 
zeigte  sich  dann  „die  moralische  Wirkung  des  Überlegenen". 
Solche  sehr  bedeutsame  Nebenwirkungen  der  Kriege  gab  es 
nicht  bloss  im  Rechtsleben,  sondern  auch  in  der  Kunst,  in 
der  Mode  u.  a.  Es  sei  an  die  Rezeption  des  römischen 
Rechtes  erinnert,  an  die  Verbreitung  des  Code  Napoleon; 
das  Recht  folgte  der  Macht.  „Erringen  die  Mittelmächte  den 
Sieg,  dann  müssen  sie  auch  ein  einheitliches  Recht  nicht 
bloss  für  die  eigenen  Staaten  bereit  haben,  sondern  auch 
als  ein  Vorbild  und  als  ein  Kulturgeschenk  für  die  Völker, 
die  sich  den  Mittelmächten  anschliessen  werden."  (Lebhafter 
Beifall.) 

Hofrat  Dr.  v.  Egry: 

Im  Anschlüsse  an  Herrn  Prof.  Kobatsch  muss  ich 
einen  einzigen  Punkt,  wo  ich  mich  im  Widerspruche  mit 
Herrn  Geh.  Rat  Riesser  befinde,  ebenfalls  aufs  entschiedenste 
hervorkehren.  Es  ist  nämlich  unbedingt  eine  Unterstellung 
falscher  Tatsachen,  wenn  Herr  Geh.  Rat  Riesser  behauptet, 
dass  der  Umstand,  der  an  sich  ein  Falsum  ist,  als  ob  er 
der  Älteste  von  uns  wäre,  die  Ursache  gewesen  wäre,  dass 
wir  uns  dahin  entschieden  haben,  dass  er  als  Erster  refe- 
rieren müsse.  Das  ist  ein  falscher  äusserlicher  Schein  und 
ich  bin  überzeugt,  dass  Herr  Geh.  Riesser  seit  Jahrzehnten 
mit  einem  ganz  falschen  Geburtsschein  operiert,  denn  er  ist 
entschieden  einer  der  jüngsten  Männer  im  Deutschen  Reich 
und  wird  es  hoffentlich  noch  viele  Jahrzehnte  bleiben. 
(Lebhafte  Heiterkeit  und  Beifall.) 

Es  ist  also  selbstverständlich,  dass  nicht  das  Alter  be- 
stimmend war;  das  Schwergewicht  lag  vielmehr  selbstver- 
ständlich in  seiner  Person.  Ich  will  betonen,  dass  ich  diese 
Bemerkung  ganz  unabhängig  von  der  Dankespflicht  mache, 
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die  ich  ihm  für  die  freundlichen,  an  mich  gerichteten  Worte 
schulde.  Ich  hätte  diese  Bemerkung  auch  dann  gemacht, 
wenn  er  nicht  die  grosse  Liebenswürdigkeit  gehabt  hätte, 
jene  Worte  an  mich  zu  richten. 

Noch  eine  persönliche  Bemerkung  sei  mir  gestattet, 
die  sich  auf  Exzellenz  Klein  bezieht.  Ich  kann  nicht  umhin, 
an  dieser  Stelle,  wo  wir  so  oft  den  Genuss  gehabt  haben, 
Exzellenz  Klein  zu  hören,  seiner  zu  gedenken.  Es  ist 
wirklich  eine  ganz  ausserordentliche  Persönlichkeit,  einer 
der  grössten  Juristen  auf  der  höchsten  Stufe  juristischer 
Fertigkeit,  ein  Virtuose  auf  dem  Gebiete  der  Jurisprudenz 
und  dabei  weit  über  das  Virtuosentum  hinaus  gewachsen. 
Er  ist  wirklich  ein  grosser  gestaltender  Künstler,  der  wohl 
über  alle  Fertigkeiten  verfügt,  bei  dem  aber  die  glänzende 
äussere  Form,  die  glänzende  Erscheinung  im  Wort  nur  als 
untergeordnetes  Mittel  zur  Erreichung  hoher  Werte  und 
höchster  Ziele  dient. 

Wir  müssen  es  daher  tief  bedauern,  dass  wir  seine 
Worte  heute  nicht  gemessen  können.  Andererseits  müssen 
wir  sozusagen  als  Bürger  von  Mitteleuropa  froh  sein,  dass 
eine  solche  Potenz,  die  in  unverständlicher  Weise  Jahre 
hindurch  für  das  praktische  Leben  brachgelegen  war, 
wieder  an  jene  Stelle  berufen  wurde,  wo  sie  hingehört:  in 
die  aktive  Gestaltung  der  Dinge.  (Stürmischer  Beifall  und 
Händeklatschen.) 

Ich  möchte  vorschlagen,  dass  wir  im  Protokolle  der 
heutigen  Sitzung  unserer  Freude  über  die  Wendung,  die 
seine  Lebensbahn  wieder  genommen  hat,  Ausdruck  geben 
und  damit  die  Hoffnung  verbinden,  dass  er  trotzdem  weiter- 
hin für  die  Bestrebungen  unseres  Vereines  Interesse  hegen 
werde,  woran  ich  übrigens  nicht  zweifeln  kann.  (Lebhafte 
Zustimmung.) 

In  sachlicher  Beziehung  habe  ich  sehr  wenig  zu  sagen, 
denn  beide  Vorredner  haben  mir  das,  was  ich  zu  sagen 
hätte,  vorweggenommen.  Vom  ungarischen,  aber  auch  vom 
gemeinschafthchen  Standpunkte  muss  ich  mit  vielem  Danke 
die  grosse  Weisheit  quittieren,  die  sich  hier  in  der  Be- 
schränkung zeigt,   in  der  Beschränkung  des   Gebietes,   auf 
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das  sich  die  Annäherung  und  VereinheiÜichung  des  Rechtes 
beziehen  solle,  aber  auch  innerhalb  der  einzelnen  Gebiete 
in  der  Beschränkung  der  einzelnen  Fragen  und  Materien. 
Um  einen  Echec  zu  vermeiden,  ist  es  immer  richtiger,  nur 
das  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  was  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  erreichbar  ist  und  das  andere  dem  späteren 
Ausbau  zu  überlassen. 

Insbesondere  möchte  ich  darauf  hinweisen,  was  Geh. 
Rat  Riesser  hinsichtlich  des  Aktienrechtes  gesagt  hat.  In 
Ungarn  ist  es  zu  einem  Gemeinplatz  geworden,  dass  unser 
Aktienrecht  rückständig  und  schlecht  sei  und  immer  und 
immer  wieder  wird  darauf  hingewiesen,  dass  man  das 
deutsche  Aktienrecht  als  mustergiltig  betrachten  und  ab- 
schreiben müsse.  Ich  bin  dieser  Auffassung  stets  entgegen- 
getreten. Ich  kann  nicht  umhin,  meinen  Standpunkt  hier  zu 
wiederholen  und  bin  sehr  froh,  hiebei  auf  eine  Autorität 
wie  jene  des  Geh.  Rates  Riesser  verweisen  zu  können. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  deutsche  Rechts- 
wissenschaft ungleich  vorgeschrittener  ist  als  unsere.  Aber 
wir  dürfen  nicht  alles,  was  dort  produziert  wird,  ohne  jede 
Kritik  als  das  denkbar  Beste  hinnehmen.  Wir  haben  auch 
vom  Standpunkte  eines  deutschen  Beurteilers  gehört,  dass 
das  deutsche  Aktienrecht  nicht  in  allen  Bestimmungen  ein- 
wandfrei ist,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  unglaubliche  Fülle 
von  Strafbestimmungen  und  neuen  Delikten,  die  es  ge- 
schaffen hat.  Wenn  aber  schon  deutsche  Juristen  ein  solches 
Urteil  fällen,  um  wieviel  weniger  kann  dann  dieses  Gesetz 
für  ein  weniger  vorgeschrittenes  Staatswesen  anwendbar 
sein !  Ich  möchte  das  mit  grösstem  Nachdruck  betont  haben ! 

Bezüglich  der  Gesellschaft  m.  b.  H.  stehe  ich  selbst- 
verständlich auf  dem  Boden  des  Geh.  Rates  Riesser  und 
des  österreichischen  Korreferenten.  Vor  drei  Jahren  haben 
wir  gemeinsam  mit  Exzellenz  Klein  und  Geh.  Rat  Riesser 
die  Leitsätze  vorgelegt,  die  auch  angenommen  wurden.  Was 
aber  die  Bemerkungen  von  Exzellenz  von  Nagy  hinsichtlich 
des  Wechselrechtes  betrifft,  so  bin  ich  in  der  Lage,  mich 
ihnen  anzuschliessen,  wiewohl  ich  mir  bewusst  bin,  dass 
die  wenigen  Worte,   die  auf  seine  Anregung  hier  eingefügt 
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worden  sind,  so  ziemlich  das  Gegenteil  dessen  ausdrücken, 
was  im  Leitsatz  zunächst  ausgedrückt  werden  sollte.  Es 
standen  sich  eben  zwei  Anschauungen  gegenüber,  die  eine, 
die  dahin  ging,  dass  das  Haager  Übereinkommen  hinsichthch 
der  Vereinheithchung  des  Wechselrechtes  aufrechterhalten 
bleiben  müsse,  die  andere,  die  dafür  eintrat,  dass  es  einer 
Revision  unterzogen  werden  solle.  Den  letzteren  Standpunkt 
hat  namentlich  Exzellenz  Klein  in  den  Vorverhandlungen 
vertreten.  Ich  glaube  aber  doch  nicht,  dass  ich  mich  gegen 
ihn  versündige,  denn  ich  glaube  kaum,  dass  er  auf  diesen 
Standpunkt  besonderen  Wert  gelegt  hat. 

Was  die  Bemerkungen  meines  österreichischen  Mitrefe- 
renten hinsichthch  des  ungeschriebenen  Rechtes  betrifft, 
so  bemerke  ich,  dass  ich  mich  hiebei  eines  Sakrüegiums 
beschuldige,  indem  ich  dieses  Recht  für  wichtiger  halte,  als 
das  geschriebene. 

Das  ist  ein  Standpunkt,  der  gewiss  einer  praktischen 
Durchführung  der  Solidarität  und  der  freundschaftlichen 
Behandlung  förderlich  ist.  Nur  muss  ich  bemerken,  dass 
diese  Frage  eigentlich  nicht  in  das  materielle  Recht  gehört, 
von  dem  wir  hier  reden.  Da  wir  aber  den  Inhalt  seiner  An- 
regungen bilhgen,  möchte  ich  im  Einvernehmen  mit  ihm 
einen  Zusatzantrag  stellen: 

„Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  halten  es 
vom  Gesichtspunkte  der  Annäherung  auf  rechtlichem  Ge- 
biete für  förderlich  und  wünschenswert,  dass  der  juristisch- 
praktischen Geltendmachung  der  wirtschaftUchen  Interessen 
der  Angehörigen  ihrer  Staaten  gegenseitig  die  weitestgehenden 
Erleichterungen  gewährt  werden,  so  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  des  Niederlassungsrechtes,  der  Rechtspflege  und  der 
Steuerbehandlung." 

Ich  habe  absichtlich  eine  möglichst  weite  Fassung  ge- 
wählt. 

Der  Zusatz  lautet  dann  weiter: 

„Schiesslich  erklärt  es  die  Tagung  für  wünschenswert, 
dass  von  den  Regierungen  der  drei  Staaten  Justizkommis- 
sionen, bestehend  aus  Vertretern  der  Staatsverwaltung 
praktischen   Juristen    und    Angehörigen    des    Wirtschafts- 
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lebens  eingesetzt  werden,  um  im  gegenseitigen  Einvernehmen 
die  notwendigen  Vorarbeiten  zur  Rechtsannäherung  und 
Ausgleichung  zu  leisten  und  geeignete  Vorschläge  zu  er- 
statten, welche  den  Gesetzgebungen  zur  Durchführung  unter- 
breitet werden  sollen." 

Gestatten  Sie  mir  noch  eine  Bemerkung  hinsichtlich 
der  Kartelle.  Ich  schliesse  mich  vollständig  Herrn  Prof. 
Kobatsch  an,  dass  diese  Materie  eines  der  wichtigsten  und 
nächsten  Probleme  darstellt,  dönen  wir  zum  Teil  schon 
während  des  Krieges  gegenüberstehen,  hauptsächlich  aber 
nach  dem  Kriege  gegenüberstehen  werden.  Ich  bin  davon 
überzeugt,  dass  diesbezüglich  ein  internationales  Überein- 
kommen notwendig  sein  wird,  weil  diesbezüglich  vor  allem 
in  Österreich  ein  unhaltbarer  Zustand  besteht  und  zwar  in- 
folge des  Koahtionsgesetzes,  wir  aber  auch  in  Ungarn  einer 
unrichtigen  Behandlung  der  Frage  gegenüberstehen,  hier 
aber  ohne  eine  zwingende  gesetzliche  Grundlage,  so  dass 
bei  uns  eine  Wandlung  auch  ohne  Gesetzesänderung  möglich 
wäre.  Deutschland  steht  auf  dem  richtigen  Standpunkt  be- 
treffs des  Kartellvertrages.  Es  ist  von  Fall  zu  Fall  zu  beur- 
teüen,  ob  ein  solcher  Vertrag  gegen  die  guten  Sitten  Ver- 
stösse. 

Zweifelsohne  werden  internationale  kartellmässlge  Ab- 
machungen namentlich  in  Verbindung  mit  einer  wirtschaft- 
lichen Annäherung  zwischen  den  beiden  Staaten  notwendig 
sein.  Dieser  unserer  Überzeugung  sollten  wir  aber  heute 
noch  keinen  Niederschlag  in  einer  Resolution  geben,  wie 
dies  auch  Herr  Professor  Kobatsch  mit  Recht  betont  hat; 
dazu  ist  die  Frage  noch  nicht  reif  genug.  Immerhin  ist  es 
aber  gut,  wenn  wir  unserer  Anschauung  im  Protokolle  Aus- 
druck verleihen. 

Ich  stimme  also  in  den  Hauptpunkten  mit  meinen  Mit- 
referenten  überein  und  bitte  um  die  Annahme  des  Amen- 
dements. (Lebhafter  Beifall.) 
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Exzellenz  Prof.  Dr.  v.  Nagy  : 

Ich  bemerke  im  allgemeinen,  dass  man  die  Leitsätze 
der  Referenten  annehmen  kann.  Die  Leitsätze  haben  den 
Vorzug,  dass  sie  erstens  so  allgemein  gehalten  sind,  dass 
Kontroversen  über  Detailfragen  wohl  nicht  auftauchen  können 
und  zweitens  sind  sie  in  der  Zahl  sehr  beschränkt,  ebenso 
in  den  Materien,  bezüglich  welcher  eine  Vereinheitlichung 
angestrebt  wird.  Nach  beiden  Richtungen  haben  die  Herren 
uns  hier  das  Beste  vorgetragen.  Im  anderen  Falle  hätten 
wir  uns,  ich  weiss  nicht  wie  lange,  herumgestritten.  Wir 
wären  vielleicht  überhaupt  nie  fertig  geworden. 

Es  ist  überhaupt  der  gefährlichste  Punkt  bei  den  Be- 
strebungen nach  Rechtsvereinheitlichung,  ein  solches  Ziel 
auszustecken,  nach  welchem  eine  ganz  allgemeine  Verein- 
heitlichung angestrebt  werden  soll.  Dieser  Gedanke  ist  in 
diesem  Frühjahre  in  Berlin  aufgetaucht  u.  zw.  sowohl  von 
Seite  der  Waffenbrüderlichen  Vereinigung,  als  auch  von 
der  ständigen  Deputation  des  Deutschen  Juristentages.  In- 
folgedessen sah  sich  auch  der  ungarische  Juristenverein, 
der  mit  diesen  beiden  Gesellschaften  in  Verbindung  getreten 
ist,  bewogen,  ein  entgegengesetztes  Programm  aufzustellen 
das  dem  uns  vorgelegten  Programm  ziemlich  entspricht  und 
eine  Beschränkung  der  Auswahl  der  zu  vergleichenden 
Materien  enthält.  Wir  haben  gleichfalls  angestrebt,  uns  nicht 
zuviel  in  die  Allgemeinheit  zu  verlieren.  Wir  setzten  die 
einzelnen  Punkte  fest  und  gingen  dabei  von  dem  Stand- 
punkt aus:  je  weniger,  desto  besser.  Dieses  Prinzip  wurde 
auf  Anregung  des  ungarischen  Juristenvereines  von  der 
ständigen  Deputation  des  deutschen  Juristentages  ange- 
nommen, sodass  wir  jetzt  ziemlich  parallel  und  kongruent 
in  dieser  Sache  vorgehen. 

Geh.  Rat  Riesser  hat  darauf  hingewiesen,  dass  sich  die 
Liste  betreffend  die  Vereinheitlichung  noch  etwas  ver- 
mehren liesse.  Das  ist  ganz  richtig  und  wir  haben  auch  sehr 
viel  darüber  nachgedacht.  Wir  haben  auch  das  Seerecht, 
speziell  das  maritime  Privatrecht  aufgenommen,  das  in 
dieser  Liste  fehlt.   Es  ist  unzweifelhaft,   dass  das  Seerecht 
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eine  Vereinheitlichung  erfordert,  da  ja  der  Seeverkehr  der 
eigenthche  internationale  Verkehr  ist.  Es  sind  ja  auch  be- 
kanntUch  schon  sehr  viele  Vereinbarungen  bezügUch  des 
Seerechtes  zustandegekommen.  Seit  ca.  10 — 15  Jahren  sind 
fast  jährlich  Versammlungen  veranstaltet  worden,  teilweise 
vom  sogenannten  Comit6  maritime  international,  teilweise 
offizielle  Versammlungen  und  Konferenzen  in  Brüssel,  auf 
Grund  welcher  bereits  internationale  Verträge  über  einzelne 
Materien  des  Seerechtes  abgeschlossen  worden  sind,  die 
auch  in  den  ungarischen  Gesetzbüchern  enthalten  sind, 
z.  B.  die  Hilfeleistung  im  Seeverkehr,  über  die  Kollision  der 
Schiffe  usw.  Weitere  Vorschläge  wurden  bereits  gemacht, 
insbesondere  bezüglich  der  Verantwortlichheit  der  Schiffs- 
eigentümer, über  die  verschiedenen  Pfand-  und  Prioritäts- 
rechte, die  sich  auf  den  maritimen  Verkehr  beziehen  usw. 
Das  Seerecht  erfordert  also  ganz  besonders  eine  Vereinheit- 
lichung. 

Ich  muss  jedoch  bezügUch  des  Seerechtes  einen  Vor- 
behalt machen.  Das  Seerecht  muss  jedenfalls  international 
geregelt  werden  und  dies  wird  auch  geschehen,  aber  nicht 
mitteleuropäisch.  Die  Vereinheithchung  hat  nur  dann  einen 
Wert,  wenn  sie  international  gelingt,  aber  für  Mitteleuropa 
allein  hat  sie  gar  keinen  Wert,  weil  die  Verhältnisse  des 
Verkehres  in  der  Nordsee  und  Ostsee  und  des  weiteren 
ozeanischen  Verkehres  von  den  Verhältnissen  im  Mittel- 
ländischen und  Adriatischen  Meere  so  verschieden  sind, 
dass  eine  Vereinheitlichung  ledighch  zwischen  den  mittel- 
europäischen Staaten  nicht  sehr  erwünscht  sein  kann,  Sie  ist 
für  uns  viel  notwendiger  mit  anderen  seefahrenden  Völkern, 
mit  denen  wir  jetzt  leider  in  einem  solchen  Verhältnisse 
stehen,  dass  wir  nicht  erwarten  können,  dass  sie  sich  wieder 
mit  uns  an  den  grünen  Tisch  setzen  und  weiterverhandeln 
werden.  Es  ist  sehr  schade,  dass  wir  im  Jahre  1914  nicht 
mehr  zusammenkommen  konnten.  Damals  verhandelten  Eng- 
länder, Franzosen  und  Italiener  mit  uns  an  demselben  Tische 
und  eben  in  diesem  Jahre  woUten  wir  eine  grosse  Tat  auf 
dem  Gebiete  des  internationalen  Seerechtes  vollbringen: 
insbesondere  was  die   VerantwortUchkeit  des  Schiffseigen- 
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tümers  anlangt,  was  eigentlich  die  wichtigste  Frage  des 
Seerechtes  ist,  die  konnte  nicht  mehr  erledigt  werden,  weil 
inzwischen  der  Krieg  ausgebrochen  ist. 

Da  also  das  Seerecht  nur  international,  nicht  mittel- 
europäisch vereinheitUcht  werden  kann,  so  mache  ich  keinen 
Antrag,  dieses  Gebiet  in  die  Liste  aufzunehmen. 

Im  allgemeinen  kann  ich  die  Fassung  der  einzelnen 
Leitsätze  annehmen,  nur  bezüglich  des  Punktes  4  habe  ich 
ejne  abweichende  Ansicht.  Es  handelt  sich  hier  um  das 
Wechselrecht.  Ich  habe  aber  mit  Geh.  Rat  Riesser  verein- 
bart, dass  ich  keine  selbständige  Proposition  mache,  sondern 
nur  einen  kleinen  Zusatz  vorschlage,  der  von  ihm  und  von 
dem  Korreferenten  angenommen  wurde,  obwohl  Herr  Hofrat 
Dr.  Egry  darauf  hinwies,  dass  dadurch  in  gewisser  Be- 
ziehung der  Leitsatz  umgekehrt  würde.  Ich  habe  die  Sache 
auch  so  aufgefasst,  dass  der  ursprüngliche  Text  und  mein 
Antrag  einander  entgegengesetzt  sind.  Herr  Geheimer  Rat 
Riesser  hat  mir  aber  erklärt,  es  bedeute  keinen  Gegensatz, 
wenn  dieses  Amendement  eingeschoben  wird.  Unter  den 
„Änderungen  oder  Erweiterungen",  die  im  ursprünglichen 
Text  enthalten  sind,  seien  auch  nicht  andere  Änderungen 
verstanden,  als  die,  die  schon  im  internationalen  Haager 
Übereinkommen  vorgesehen  sind;  an  andere  Änderungen 
hätte  man  nicht  gedacht. 

Wenn  die  Sache  so  steht,  dann  kann  ich  mich  ganz 
gut  damit  befreunden,  dass  nur  die  drei  Worte  hineingesetzt 
werden :  „in  denselben  enthaltenen",  nämlich  Änderungen 
oder  Erweiterungen,  die  eben  im  Haager  Übereinkommen 
vorgesehen  sind.  Da  habe  ich  keine  Ursache  mehr,  hier 
einen  selbständigen  Antrag  zu  stellen. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  internationalen  Wechselrecht  ? 
Wir  müssen  die  Frage  ganz  ernst  und  konkret  fassen, 
damit  wir  uns  den  Beschluss  erklären  können.  Das  inter- 
nationale Wechselrecht  ist  im  Jahre  1912  im  Haag  voll- 
kommen zustandegekommen,  nach  jahrzehntelanger  Arbeit, 
nach  allen  möglichen,  insbesondere  offiziellen  Konferenzen 
im  Haag  in  den  Jahren  1910  und  1912. 
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Ich  gebe  zu,  dass  dieses  internationale  Wechselrecht 
das  Resultat  eines  Kompromisses  ist,  wie  sich  ja  in  inter- 
nationalen Fragen  überhaupt  keine  Schöpfungen  denken 
lassen,  die  nicht  auf  Grund  von  Kompromissen  Zustande- 
kommen. Es  handelt  sich  ja  immer  darum,  die  verschiedenen 
Rechtsauffassungen  der  verschiedenen  Völker  in  Einklang 
zu  bringen  und  das  geht  nicht  anders,  als  dass  jeder  Teil 
etwas  nachlässt  und  von  andern  etwas  annimmt. 

Wir  haben  grosse  Gegensätze  überbrücken  müssen, 
insbesondere  zwischen  dem  deutschen  und  dem  französi- 
schen Wechselrecht.  Das  war  die  grösste  Schwierigkeit, 
welche  zu  unser  aller  Staunen  nur  dadurch  zustande  ge- 
bracht wurde,  dass  damals  die  konzilianteste  Verhandlungs- 
form befolgt  worden  ist.  Jeder  Teil  war  von  der  Überzeu- 
gung durchdrungen,  dass  das  Wechselrecht  unbedingt  inter- 
national vereinbart  werden  müsse.  Es  kam  dadurch  zu- 
stande, dass  wir  gewisse  Fragen  offen  Hessen  und  den 
nationalen  Gesetzgebungen  vorbehielten.  Auch  gewisse  Er- 
gänzungen wurden  den  einzelnen  Gesetzgebungen  über- 
lassen, z.  B.  die  Form  des  Protestes,  wer  ihn  aufnehmen 
soll,  wie  er  aussehen  soll  usw.  Diese  Fragen  mussten  wir 
den  nationalen  Gesetzgebungen  überlassen,  weil  die  Vor- 
bedingungen und  Einrichtungen  diesbezüglich  verschieden 
sind.  Wir  haben  z.  B.  den  öffentlichen  Notar  oder  das 
Gericht,  in  Deutschland  haben  sie  den  Amtsrichter.  Es  ist 
also  eben  nicht  möglich,  diese  Fragen  international  zu 
regeln. 

Dann  gab  es  wieder  Fragen,  von  denen  man  sagen 
musste,  dass  sie  so  und  auch  anders  geregelt  werden  können, 
so  z.  B.  die  grosse  Frage,  ob  das  Wort  Wechsel  in  den 
Text  aufgenommen  werden  muss.  Die  Franzosen  erklärten, 
das  sei  gegen  ihr  Recht  und  dass  sie  die  Forderung  nicht 
für  notwendig  halten,  dass  das  Schriftstück  Wechsel  heissen 
müsse.  Wir  haben  daher  einen  Mittelweg  eingeschlagen  und 
erklärt :  jene  Staaten,  die  gerade  Gewicht  darauf  legen,  dass 
das  Wort  Wechsel  in  den  Wechsel  aufgenommen  wird, 
sollen  es  haben,  die  anderen  können  das  Wort  Wechsel 
auch  weglassen. 
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Ich  habe  nur  dieses  eine  Beispiel  erwähnt,  wo  also 
gewisse  Abweichungen  und  Ergänzungen  notwendig  sind. 
Es  ist  natürlich  sehr  wünschenswert,  dass  sich  die  mittel- 
europäischen Staaten  bezüglich  dieser  Ergänzungen  einigen, 
damit  kein  Unterschied  besteht. 

Die  internationalen  Abmachungen  wurden  in  Haag 
nicht  nur  beraten,  sondern  auch  angenommen  und  es  wurde 
ihnen  von  den  meisten  Staaten,  mit  Ausnahme  von  Eng- 
land und  der  nordamerikanischen  Union  entsprochen.  Es 
handelt  sich  hier  um  ein  wirkliches  internationales  Ab- 
kommen,  allerdings   mit   dem   Vorbehalt   der  Ratifizierung. 

Wir  haben  also  bereits  ein  internationales  Wechsel- 
recht, unterfertigt  von  34  Staaten.  Wenn  es  auch  ein  Kom- 
promiss  ist,  entspricht  es  doch  den  verschiedenen  Ländern 
vollkommen,  sodass  die  Interessen,  die  im  Wechselrecht  be- 
friedigt werden  müssen,  auf  dieser  internationalen  Grund- 
lage ganz  gut  befriedigt  werden  können.  Es  handelt  sich 
mehr  darum,  dieses  internationale  Abkommen  zu  ratifizieren. 
Sobald  es  ratifiziert  ist,  haben  wir  nichts  mehr  zu  tun;  es 
wird  sich  mehr  darum  handeln,  welche  Vereinbarungen  wir 
bezüglich  der  Ergänzungen  treffen. 

Die  Frage  ist  nun,  ob  die  Ratifizierung  erfolgen  wird? 
Wäre  der  Krieg  nicht  ausgebrochen,  wäre  sie  vielleicht 
schon  vollzogen.  Ob  wir  die  Ratifizierung  nach  dem  Kriege 
werden  durchführen  können,  das  ist  eine  grosse  Frage.  Es 
ist  daher  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  nicht  gerade  sämthche 
Staaten,  die  das  internationale  Abkommen  unterschrieben 
haben,  an  der  Ratifikation  teilnehmen  müssen.  Es  ist  ja 
ganz  gut  denkbar,  dass  z.  B.  Frankreich,  Italien,  Belgien, 
Serbien,  Montenegro  und  Russland  erklären,  dass  sie  es 
nicht  ratifizieren  wollen.  Dies  steht  dem  nicht  im  Wege, 
dass  die  übrigen  Staaten  erklären,  das  Abkommen  ratifi- 
zieren zu  wollen.  Wir  sind  daran  interessiert,  die  Ratifizie- 
rung anzubahnen,  sobald  die  Möglichkeit  dazu  vorhanden 
ist.  Es  ist  aber  fraglich,  ob  die  Ratifizierung  in  absehbarer 
Zeit  möglich  sein  wird?  Dagegen  wäre  es  jedenfalls  wün- 
schenswert, dass  das  internationale  Wechselrecht  wenigstens 
in  Deutschland,   Österreich-Ungarn,   eventuell  in  Bulgarien, 
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welches  so  ziemlich  dasselbe  Wechselrecht  hat  und  auch  in 
der  Türkei  anerkannt  wird.  Daran  könnten  sich  die  neutralen 
Staaten  anschliessen,  z.  B.  die  Schweiz,  Holland,  Spanien, 
die  skandinavischen  Staaten.  Jedenfalls  wäre  also  eine  Ver- 
einheitUchung  wenigstens  des  mitteleuropäischen  Wechsel- 
rechtes wünschenswert  und  darum  bin  ich  der  Verfechter 
der  Idee,  dass  wir  zunächst  fordern  sollen,  dass  das  inter- 
nationale Wechselrecht,  das  nach  dem  Abkommen  im  Haag 
als  internationales  ratifiziert  werden  soll,  wenn  es  jetzt  nicht 
möglich  ist  oder  erst  in  zu  weiter  Ferne,  wenigstens  in  den 
verbündeten  mitteleuropäischen  Staaten  eingeführt  werde 
mit  den  Ergänzungen,  welche  durch  das  internationale  Ab- 
kommen selbst  vorgesehen  sind. 

Da  diese  meine  Anträge  Widerhall  gefunden  haben, 
worauf  Hofrat  Egry  in  der  Einleitung  seiner  Rede  abzielte, 
so  will  ich  keine  weitere  Forderung  stellen.  Ich  bitte  nur, 
den  Punkt  4  in  dieser  etwas  abgeänderten  Form  anzu- 
nehmen. Im  übrigen  schliesse  ich  mich  den  Leitsätzen  an 
und  möchte  nur  noch  bemerken,  dass'  mit  den  so  allge- 
meinen Leitsätzen  die  VereinheitUchung  nur  in  Aussicht  ge- 
nommen ist,  dass  aber  noch  kein  einziger  Schritt  getan  ist^ 
dass    die    Vereinheitlichung    wirklich    durchgeführt    werde. 

Wie  Sie  sich  sehr  wohl  erinnern  werden,  ist  das  Scheck- 
recht nicht  auf  Grund  von  blossen  Leitsätzen  zustandege- 
kommen, sondern  auf  Grund  von  detaillierten  Propositionen ; 
wenn  auch  nicht  als  Gesetzentwurf,  so  doch  mit  den  ein- 
zelnen Spezialbestimmungen,  mit  denen  sich  unser  Verein 
befasste.  Dasselbe  gilt  auch  für  andere  Fragen.  Man  kann 
nur  dann  vorwärts  kommen,  wenn  man  sich  auch  mit  den 
Details,  wenn  auch  nicht  bis  in  die  kleinsten  Details,  befasst 
und  Stellung  nimmt. 

Es  wird  daher  notwendig  sein,  dass  die  Leitsätze  nach 
der  Reihe  auf  die  Tagesordnung  der  nächsten  Versamm- 
lungen gestellt  werden  und  zwar  derart,  dass  wir  zunächst  eine 
Materie,  z.  B.  das  Aktienrecht,  in  Verhandlung  ziehen,  dies- 
bezüglich Referate  bekommen  und  auf  Grund  dieser  in  die 
Materie  eindringen.  Nach  Erledigung  derselben  können  wir 
dann   eine   andere    Materie   in  Angriff   nehmen,   z.   B.   das 
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Frachtrecht  usw.  Jedenfalls  wird  es  aber  notwendig  sein, 
auf  Grund  dieser  Leitsätze  weiter  fortzuschreiten.  Das  scheint 
mir  schon  deshalb  wünschenswert,  weil  derselbe  Vorgang 
auch  von  dem  ungarischen,  resp.  deutschen  Juristenverein 
befolgt  wird,  wo  auch  für  die  einzelnen  Punkte  bereits  Refe- 
renten bestimmt  sind.  Es  wird  über  die  einzelnen  Fragen 
verhandelt,  um  eine  Übereinstimmung  zu  erzielen.  Auf  diese 
Weise  wird  es  möglich  sein,  die  verschiedenen  Propositionen 
miteinander  in  Einklang  zu  bringen.  Und  so  wird  wirklich 
jene  Rechtsvereinheitlichung  Zustandekommen,  die  wir  als 
allgemein  wünschenswert  betrachten. 

Ich  empfehle  diese  Direktive  für  die  Feststellung  unseres 
weiteren  Programmes. 

Dr.  V.  Eichborn : 

Wenn  man  das  Fundament  für  einen  Bau  festgelegt 
hat,  dann  muss  man  sich  auch  über  den  inneren  Ausbau 
und  die  Einrichtung  des  Hauses  klar  werden.  Wir  haben 
heute  in  der  Hauptsache  vom  Grundriss  der  Rechtsverein- 
heitlichung gesprochen. 

Vom  Standpunkt  des  Subjektes  des  Rechtes,  des  Publi- 
kums, das  sich  mit  dem  Recht  abfinden  soU,  ist  es  unbe- 
dingt notwendig,  dass  die  Vereinheitlichung  nicht  nur  hin- 
sichtlich der  Rechtsgrundsätze  eintritt.  Der  tote  Buchstabe 
des  Rechtsgrundsatzes  wird  erst  belebt  durch  die  Anwen- 
dung. Da  die  Menschen  leider  verschiedener  Ansicht  über 
die  Gesetze  sind,  so  ist  die  Konsequenz  davon  der  Prozess, 
Das  Prozessrecht  entscheidet  letzten  Endes  über  den  Geist, 
der  in  dem  Gesetze  selbst  enthalten  ist. 

Wenn  wir  daher  an  die  Förderung  des  gemeinsamen 
Wirtschaftslebens  und  an  die  Vereinheitlichung  des  Ver- 
kehrsrechtes gehen  wollen,  dann  müssen  wir  auch  die  Aus- 
führung der  Gesetze,  falls  die  Parteien  darüber  streitig 
werden,  ins  Auge  fassen. 

Wir  haben  in  den  beteiligten  Ländern  verschiedene 
Oberste  Gerichtshöfe,  welche  zu  einzelnen  Rechts-  und  Streit- 
fragen einen  verschiedenen  Standpunkt  einnehmen  können. 
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Wenn  der  Oberste  Gerichtshof  eine  Interpretation  des  Rechtes 
vornimmt,  so  gilt  sie  in  den  meisten  Fällen  auch  für  die 
späteren  Prozesse,  indem  die  unteren  Instanzen  sich  bei 
ihren  Entscheidungen  in  der  Regel  darnach  richten.  Wenn 
drei  Juristen  beisammen  sind,  sind  bekanntlich  fünf  und 
noch  mehr  Ansichten  möglich.  Wir  haben  hier  drei  Oberste 
Gerichtshöfe;  da  ist  es  sehr  leicht  möglich,  dass  in 
allen  drei  Ländern  ähnliche  Prozesse  über  einen  strittigen 
Fall  des  Wechselrechtes  oder  des  Versicherungsrechtes  ge- 
führt werden,  und  dass  alle  drei  zu  grundsätzlich  anderen 
Entscheidungen  kommen.  Damit  ist  aber  dem  Verkehre  nich:^ 
gedient.  Wenn  wir  mit  Ungarn  oder  Österreich  einen  Ver- 
trag schliessen,  dann  wissen  wir  nicht,  welche  letzten  Kon- 
sequenzen aus  demselben  Rechtsgrundsatz  im  Prozesse  von 
den  verschiedenen  Gerichten  gezogen  werden  können. 

Ich  möchte  daher  die  berufenen  Vertreter  der  Rechts- 
wissenschaft, speziell  die  Herren  der  Gerichtsbarkeit  bitten, 
dass  sie  sich  mit  der  Frage  befassen,  inwieweit  eine  Ver- 
einheitlichung des  Prozessrechtes  herbeigeführt  werden 
könnte.  Hieher  gehört  auch  die  Exekution  des  Urteiles  und 
das  Zwangsverfahren.  Wenn  bei  uns  im  Reichsgericht  zwei 
Senate  in  einem  Falle  eine  abweichende  Entscheidung  ge- 
troffen haben,  dann  treten  zwei  oder  drei  Senate  zusammen, 
um  eine  Superrevision  vorzunehmen  und  eine  definitive 
Entscheidung  zu  treffen.  Es  wäre  daher  sehr  wünschens- 
wert, dass  bei  prozessual  abweichenden  Entscheidungen 
über  dieselbe  Materie  eine  Einigung  unter  den  drei  Obersten 
Gerichtshöfen  zustande  käme,  damit  eine  definitive,  für  den 
Verkehr  brauchbare  Auslegung  erfolgt. 

Vors.  Exzellenz  Dr.  Wekerle : 

Ich  glaube,  annehmen  zu  können,  dass  die  von  den 
Referenten  vorgeschlagenen  Leitsätze  im  allgemeinen  ange- 
nommen werden. 

Bei  Punkt  4  wird  auf  Wunsch  Sr.  Exzellenz  Nagy  die 
von  Geh.  Rat  Riesser  vorgeschlagene  Änderung  eingeschaltet, 
sodass  Punkt  4  lautet: 
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„Die  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  für  die  Verein- 
heitlichung des  Wechselrechtes  sind  daraufhin  zu  über- 
prüfen, wieferne  und  mit  welchen,  in  denselben  vorgesehe- 
nen Änderungen  oder  Erweiterungen  sie  sich  zur  baldi- 
gen Einführung  in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn 
eignen." 

Dieser  Punkt  wird  also  mit  der  verlesenen  Ergänzung 
angenommen.  (Zustimmung.) 

Ferner  hat  Hofrat  Egry  einen  neuen  Punkt  als  Ergän- 
zung dieser  Beschlüsse  beantragt: 

„Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  halten  es  vom 
Gesichtspunkte  der  Annäherung  auf  rechtlichem  Gebiete  für 
förderlich  und  wünschenswert,  dass  der  juristisch-praktischen 
Geltendmachung  der  wirtschafthchen  Interessen  der  Ange- 
hörigen ihrer  Staaten  gegenseitig  die  weitestgehenden  Er- 
leichterungen gewährt  werden,  so  insbesondere  auf  dem 
Gebiete  des  Niederlassungsrechtes,  der  Rechtshilfepflege  und 
der  Steuerbehandlung. 

Schliesslich  erklärt  es  die  Tagung  für  wünschenswert 
dass  von  den  Regierungen  der  drei  Staaten  Justizkommis- 
sionen, bestehend  aus  Vertretern  der  Staatsverwaltung,  prak- 
tischen Juristen  und  Angehörige  des  Wirtschaftslebens  ein- 
gesetzt werden,  um  im  gegenseitigen  Einvernehmen  die 
notwendigen  Vorarbeiten  zur  Rechtsannäherung  und  Aus- 
gleichung zu  leisten  und  geeignete  Vorschläge  zu  erstatten, 
welche  den  Gesetzgebungen  zur  Durchführung  unterbreitet 
werden  sollen." 

Wenn  dieser  Punkt  angenommen  würde,  dann  würde 
damit  der  Anregung  von  Sr.  Exzellenz  Nagy  gleichfalls  ent- 
sprochen werden.  Ich  erlaube  mir  aber,  noch  zu  bemerken, 
dass  uns  wohl  bekannt  war,  dass  auch  die  Waffenbrüder- 
liche Vereinigung  und  auch  unser  Juristenverein  hier  und 
in  Deutschland  sich  mit  der  gleichen  Frage  befasst  haben. 
Wir  haben  uns  daher  nur  auf  die  Feststellung  der  Leitsätze 
beschränkt,  damit  wir  nicht  doppelte  Arbeit  leisten.  Durch 
unsere  Leitsätze  wollten  wir  nur  den  Standpunkt  der 
zu  dieser  Frage  in  erster  Linie  berufenen  Gesellschaften 
verstärken.  Wenn  wir  aber  zu  praktischer  Detailarbeit  zuge- 
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zogen  werden  sollten,  dann  werden  wir  immer  geneigt  sein, 
auch  unsern  Teil  beizutragen. 

Der  Antrag  des  Herrn  von  Eichborn,  dass  wir  in  die 
Details  eingehen  sollen,  enthält  nur  ein  neues  Prinzip  für 
den  Antrag  Sr.  Ezellenz  Nagy.  Es  soll  also  dahingewirkt 
werden,  dass  die  verschiedenen  Obersten  Gerichtshöfe  ein- 
heitlich entscheiden.  Die  Durchführung  dieser  Anregung  ist 
allerdings  mit  namhaften  Schwierigkeiten  verbunden,  ja  sie 
ist  vielleicht  sogar  unmöglich,  aber  wir  wollen  sie  gerne  in  Er- 
wägung ziehen. 

Wenn  die  Herren  also  mit  den  Leitsätzen  und  Anträgen 
einverstanden  sind,  dann  können  wir  diesen  Punkt  als  be- 
endigt absehen.  (Zustimmung.) 

Da  wir  noch  eine  Stunde  Zeit  haben,  so  könnten  wir 
zu  dem  Punkt  der  Tagesordnung,  betreffend  die  Gestal- 
tung des  Eisenbahn-Güterverkehres  und  der 
Eisenbahngütertarife  im  Falle  der  wirtschaft- 
lichen Annäherung  der  verbündeten  mittel- 
europäischn  Grossmächte  übergehen,  da  eine  voll- 
kommene Einigung  zwischen  dem  Referenten  zustande  ge- 
kommen ist.  Daher  werden  wir  diesen  Punkt  voraussichtlich 
noch  am  Vormittag  erledigen  können.  (Zustimmung.) 

Wenn  also  die  Herren  mit  diesem  Vorschlag  einver- 
standen sind,  dann  bitte  ich  Se.  Exzellenz  v.  W  i  1 1  e  k,  seinen 
Vortrag  zu  halten. 

Ref.  Exz.  Dr.  Ritter  v.  Wittek : 

Die  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit,  das  müitä- 
rische  und  politische  Bündnis  der  beiden  Mittelmächte  durch 
ein  möghchst  umfassendes  wirtschaftliches  Bündnis  zu  be- 
festigen und  zu  einem  dauernden  zu  gestalten,  ist,  wie  man 
wohl  sagen  darf,  als  ein  Gemeingut  in  das  allgemeine  Be- 
wusstsein  der  Völker  übergangen,  die  in  waffenbrüderlicher 
Gemeinschaft  gegen  eine  Welt  von  Feinden  den  Kampf  mit 
siegreichem  Erfolge  bestehen. 

Der  Gedanke,  das  wirtschaftliche  Bündnis  enger  zu 
schliessen,  hat  sich  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens 
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geltend  gemacht  und  anknüpfend  an  eine  grosse  Tradition 
der  österreichischen  Handelspolitik  ist  man  dem  Probleme 
näher  getreten,  ob  es  nicht  durch  eine  Zolleinigung  möglich 
wäre,  all  die  Ziele  zu  erreichen,  welche  die  Bildung  eines 
einheitlichen  Zoll-  und  Wirtschaftsgebietes  in  Mitteleuropa 
umfassen  würde. 

Ich  will  über  die  weiteren  Schicksale  des  Gedankens  der 
Annäherung  auf  dem  Zollgebiete  nicht  sprechen,  denn  das 
wird  einen  späteren  Punkt  der  Verhandlungen  bilden.  Bei 
der  Erörterung  hat  es  sich  aber  herausgestellt,  dass  eine 
wirtschaftliche  Annäherung,  die  nicht  nur  wünschenswert, 
sondern  auch  möglich  wäre,  keineswegs  auf  das  Zollwesen 
zu  beschränken  sei,  sondern  dass  im  Gegenteil  auch  das 
Verkehrswesen,  insbesondere  aber  das  Eisenbahnwesen  einen 
geeigneten  Boden  zur  VerwirkHchung  des  angestrebten 
Zweckes  abgeben  würde. 

Es  genügt,  auf  den  engen  Zusammenhang  hinzuweisen, 
der  zwischen  Zolltarif  und  Eisenbahntarif  besteht,  und  an 
die  Tatsache,  die  schon  seinerzeit  von  dem  grossen  deutschen 
Reichskanzler  hervorgehoben  worden  ist,  zu  erinnern,  dass 
die  Zollpolitik  durch  die  Eisenbahntarifpolitik  unter  Um- 
ständen durchkreuzt  werden  kann.  Es  liegt  daher  im  Ge- 
danken der  wirtschaftlichen  Annäherung  begründet,  dass, 
wenn  die  Zollpolitik  auf  diesen  Gedanken  gestimmt  ist,  da- 
für gesorgt  werden  muss,  dass  auch  die  Verkehrspolitik, 
insbesondere  die  Eisenbahntarifpolitik  von  dem  gleichen  Ge- 
danken geleitet  werde. 

Hier  kommt  aber  noch  ein  Umstand  in  Betracht.  So 
gross  die  Schwierigkeiten  sind,  die  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  einer  vollständigen  Einigung  entgegenstehen,  so 
verhältnismässig  leicht  würde  es  sein,  die  gewünschte  An- 
näherung auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  zu  erreichen. 
Denn  hier  stehen  wir  vor  der  bemerkenswerten  Tatsache, 
dass  insbesondere  das  Eisenbahnwesen  sich  im  Deutschen 
Reich,  in  Österreich  und  Ungarn  ganz  parallel  entwickelt 
hat,  dass  diese  Eisenbahngebiete  von  allem  Anfang  an  durch 
gemeinsame  Institutionen  ein  hohes  Mass  von  Gleichförmig- 
keit erreicht  haben  und   dass  überall  die  Grundlagen  vor- 
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handen  sind,  an  die  anknüpfend  man  noch  zu  einer  weiteren 
Annäherung  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  gelangen 
kann.  Diese  Erkenntnis  hat  auf  der  Dresdener  Konferenz  dazu 
geführt,  den  Gedanken  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  An- 
näherung auch  auf  die  Eisenbahngütertarife  und  überhaupt 
auf  das  Eisenbahntransportwesen  ausgedehnt  werden  solle. 
Dabei  ist  insbesondere  die  Frage  zu  erörtern,  ob  nicht  bei 
dieser  Gelegenheit  eine  Bindung  der  Tarife  ins  Auge  gefasst 
werden  könnte.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  kleinere  Ko- 
mitees der  drei  Vereine  gebildet  und  Referenten  bestellt. 
Mir  wurde  die  Ehre  zuteil,  als  solcher  vom  österreichischen 
Vereine  bestellt  zu  werden,  vom  ungarischen  Vereine  wurde 
hiezu  Herr  Direktor  Zeller  und  vom  deutschen  Verein  Herr 
Syndikus  Dr.  Freymark  bestimmt. 

Ich  habe  mich  der  Aufgabe  unterzogen,  ein  Referat 
vorzubereiten,  welches  unter  freundlicher  Mitwirkung  Sr.  Exz. 
des  Geh.  Rates  Hon.  Prof.  Dr.  von  der  Leyen  unter  dem 
Vorsitze  Sr.  Exz.  Baron  Flener's  im  Aprü  in  Wien  beraten 
wurde.  Diese  Beratung  hat  nun  das  ausserordenthch  er- 
freuliche Resultat  ergeben,  dass  über  die  Leitsätze  eine  voll- 
ständige Übereinstimmung  der  drei  Referenten  erzielt  wurde. 
Auch  die  Korreferenten  hatten  die  Güte,  das  vorliegende 
Operat  mit  ihrer  Unterschrift  zu  versehen.  Ich  bin  daher 
in  der  ausserordenthch  angenehmen  Lage,  die  Ansichten, 
die  ich  hier  vertrete,  zugleich  als  die  Ansichten  meiner  Kor- 
referenten bezeichnen  zu  dürfen. 

Was  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  dieses  Referates 
betrifft,  so  sollen  die  bestehenden  Institutionen  fortdauernd 
ausgestaltet  und  insbesondere  nach  der  Richtung  verbessert 
werden,  dass  sie  eine  möglichste  Erleichterung  und  För- 
derung des  gegenseitigen  Verkehres  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Deutschland  gewährleisten.  Diese  Erleichterung, 
welche  sich  insbesondere  auf  die  Herstellung  einer  noch 
grösseren  Gleichförmigkeit  und  Übereinstimmung  des  Eisen- 
bahntransportwesens zu  beziehen  haben  wird,  findet  daher 
eine  gewisse  Schranke  in  dem  eigenartigen  Berufe  der  Eisen- 
bahnen, die  ja  vor  allem  dazu  bestimmt  sind,  für  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  des  eigenen  Landes  zu  sorgen. 
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Ein  Redner  zu  dem  früheren  Gegenstand  hat  mit  Recht 
bemerkt,  dass  eine  Vereinheitlichung  des  Rechtes  dort,  wo 
gewisse  individuelle  Sonderheiten  zu  schonen  sind,  nicht 
das  gewünschte  Resultat  ergeben  würde.  Dementsprechend 
haben  sich  auch  die  Referenten  zu  diesem  Gegenstande  in  der 
Anschauung  geeinigt,  dass  man  bei  der  Vereinbarung  von 
Bestimmungen  über  Gleichförmigkeit  und  Gleichartigkeit  des 
Vorgehens  der  Eisenbahnen  in  bezug  auf  den  gegenseitigen 
Verkehr  nicht  soweit  gehen  dürfe,  den  Eisenbahnen  jene 
Aktionsfreiheit  allzusehr  beschränken,  die  sie  nötig  haben, 
wenn  sie  erfolgreich  für  die  Förderung  der  Volkswirtschaft 
im  eigenen  Gebiete  wirken  sollen. 

Die  Linie  zwischen  dem,  was  als  bindende  Gemeinsam- 
keit zu  gelten  hat  und  dem,  was  bezüglich  der  individuellen 
Gestaltung  den  einzelnen  Gebieten  überlassen  werden  solle, 
zu  finden,  ist  eine  Preisfrage,  deren  theoretische  Lösung  die 
Aufgabe  der  fachwissenschaftlichen  Behandlung  des  Gegen- 
standes bildet.  Andererseits  ist  aber  die  praktische  Anwen- 
dung dieser  Linie  festzuhalten.  Wir  haben  das  Gefühl,  dass 
unsere  Anträge  in  dieser  Richtung  mit  aller  Vorsicht  abge- 
fasst  sind  und  dass  man  uns  nicht  wird  die  Einwendung 
machen  können,  dass  wir  dadurch  die  normale  Betätigung 
der  Eisenbahnen  in  allzuweitgehendem  Umfange  eingeschränkt 
wissen  wollen. 

Insbesondere  gilt  das  von  den  Eisenbahngütertarifen. 
Bei  der  ursprünglichen  Behandlung  des  Gegenstandes  war 
sehr  viel  von  einer  Bindung  der  Tarife  die  Rede,  von  einer 
Festsetzung  gleicher  Tarifsätze  für  die  verbündeten  drei 
Staaten.  Man  empfing  aber  dabei  sofort  den  Eindruck,  dass 
man  auf  diese  Weise  doch  über  das  erreichbare  Ziel  hinaus- 
gehen würde. 

Wenn  die  geehrten  Herren  nun  die  Vorgänge  der  aller- 
letzten Zeit  verfolgt  haben,  dann  werden  Sie  bemerkt  haben, 
dass  unabweisbare  finanzielle  Bedürfnisse  des  Staates  dazu 
drängen,  eine  wesentliche  Änderung  in  bezug  auf  das  Tarif- 
niveau in's  Auge  zu  fassen.  Eine  Tariferhöhung  soll,  wie  es 
heisst,  in  Österreich  sehr  bald  eintreten.  Daher  wäre  das 
Verlangen  nach  einer  Bindung  der  Tarifsätze  unter  den  ge- 
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gebenen  Verhältnissen,  wo  die  finanzielle  Notwendigkeit  in- 
folge der  ungeheuren  Lasten  des  Krieges  es  als  Gebot  der 
Staatsraison  erscheinen  lässt,  dem  Staate  neue  Einnahmen 
zu  schaffen,  zur  Aussichtslosigkeit  verurteilt.  Die  Referenten 
haben  sich  daher  —  ich  sage  nicht  mit  Freuden  —  sondern 
angesichts  der  bevorstehenden  Tariferhöhung  leider  be- 
müssigt  gesehen,  auf  eine  vertragsmässige  Festlegung  der 
Gütertarife  zu  verzichten  und  sich  auch  auf  die  Ihnen  ge- 
druckt vorliegenden  Leitsätze  zu  beschränken. 

Wenn  die  Herren  gestatten,  werde  ich  die  Leitsätze 
kurz  besprechen.  Sie  sind  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
von  mir  früher  angedeuteten  allgemeinen  Anschauung 
verfasst. 

Im  ersten  Leitsatze  wird  als  Grundsatz  und  Po- 
stulat aufgestellt,  dass  die  gegenseitigen,  verkehrsförderhchen 
Bestimmungen  der  bestehenden  Handelsverträge  zwischen 
den  Kompaziszenten  auch  in  der  Zukunft  beibehalten  wer- 
den sollen,  also  im  vollen  Umfange  aufrecht  zu  erhalten 
wären.  Für  die  Austragung  von  Streitigkeiten  über  die  ta- 
rifarische Gleichbehandlung  wäre  eine  schiedsgerichthche 
Austragung  vorzusehen  und  zwar  nach  Analogie  der  Be- 
stimmungen des  bestehenden  Handelsvertrages.  Es  wäre 
dies  ein  weiterer  Schritt  um  die  Gleichbehandlung  auf  dem 
Eisenbahngebiete  zu  sichern.  Gleichwie  für  die  Streitig- 
keiten über  die  Anwendung  des  Zolltarifes  ein  Schiedsgericht 
vertragsmässig  vorbehalten  ist,  soll  ein  solches  auch  für 
Streitigkeiten  über  die  bahntarifarische  Gleichbehandlung 
bedungen  werden.  Wir  haben  uns  darüber  nicht  näher  aus- 
gesprochen, denn  die  Einzelheiten  dieser  Einrichtungen 
können  nur  im  Wege  besonderer  Verhandlungen  geregelt 
werden. 

Der  zweite  Leitsatz  bestimmt,  dass  die  von  dem 
Verein  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  und  den  beste- 
henden Verbänden  der  beiderseitigen  Bahnen  geschaffenen 
Einrichtungen  zum  Zwecke  der  übereinstimmenden  tech- 
nischen Gestaltung  der  Bahnen  und  der  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehrs  sorgsam  zu  pflegen  und  weiterzu- 
bilden   seien.    Es   soll   die  Existenz   und   der  Betätigungs- 
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bereich  des  Vereines  Deutscher  Eisenbahnverwaltungen  und 
seiner  Verbände  —  eine  Tatsache,  an  der  bisher  die  offi- 
zielle Vertragspraxis  immer  herumgegangen  ist  —  einmal 
wirklich  in  einem  Staatsvertrage  anerkannt  und  unter  den 
Schutz  der  verbündeten  Regierungen  gestellt  werden. 

Weiters  soll  namentlich  ein  aus  Österreich-Ungarn  kom- 
mender Wunsch  zur  Geltung  kommen,  dass  der  Aufstellung 
praktisch  brauchbarer  direkter  Tarife  auch  fernerhin  beson- 
deres Augenmerk  zugewendet  werden  möge.  Schon  vor  dem 
Kriege  sind  Klagen  laut  geworden,  dass  bei  direkten  Tarifen 
mitunter  versäumt  wird,  die  praktischen  Interessen  der  Fracht- 
geber zu  berücksichtigen,  so  dass  die  direkten  Tarife  nur 
auf  dem  Papiere  stehen,  weil  sie  durch  die  billigen  Sätze 
des  Lokaltarifes  im  gebrochenen  Verkehr  unterboten  werden, 
was  zu  unangenehmen  Prozessen  Anlass  gegeben  hat.  Es 
handelt  sich  darum,  dass  für  eine  Ware  bei  direkter  Abfer- 
tigung auf  der  von  der  Bahn  gewählten  Route  ein  höherer 
Tarif  berechnet  wird,  als  er  bei  Instradierung  über  eine  an- 
dere Route  im  gebrochenen  Verkehre  sich  ergeben  würde. 
Eine  solche  Tarifaufstellung  ist  nicht  geeignet,  den  Verkehr 
und  die  gegenseitigen  Beziehungen  zu  fördern. 

Der  dritte  Leitsatz  beschäftigt  sich  mit  der  bereits 
behandelten  Frage  der  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens.  Wir  sind  in  der  ausserordentlich  gün- 
stigen Lage,  dass  das  Betriebsreglement,  das  sowohl  für 
Österreich  als  auch  für  Ungarn  identisch  ist,  und  die  Ver- 
kehrsordnung für  Deutschland  durch  die  vorausschauende 
Vorsorge  der  Regierungen  schon  seit  Jahrzehnten  in  Ein- 
klang gebracht  und  seither  immer  in  Übereinstimmung  er- 
halten worden  ist.  Es  hat  sich  die  konstante  Praxis  heraus- 
gebildet, dass  die  bezeichneten  Vorschriften  in  den  betei- 
ligten Staaten  im  gegenseitigen  Einverständnis  festgestellt 
und  aUe  Änderungen  des  Textes  wieder  nur  im  Einvernehmen 
durch  gemeinschaftliche  Beratung  durchgeführt  werden. 
Dieser  Zustand  hat  sich  noch  dadurch  erweitert,  dass  die 
wesentlichen  Bestimmungen  des  Betriebsreglements  mit  jenen 
des  internationalen  Transportrechtes  in  Übereinstimmung 
gebracht  wurden.    Wir   besitzen   daher  ein   gleichförmiges, 
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Übereinstimmendes  Transportrecht  im  ganzen  Gebiete  der 
beiden  Zentralmächte  und  darüber  hinaus. 

Es  ist  nur  noch  ein  Schritt  zu  machen  und  diesen  er- 
lauben sich  die  Referenten  Ihnen  wärmstens  zu  empfehlen. 
Der  Leitsatz  bringt  nämlich  den  Wunsch  zum  Ausdruck, 
dass  die  Geltungsgebiete  der  beiden  Reglements  nicht  mehr 
als  getrennte  Gebiete,  sondern  als  ein  einheitliches  Gesamt- 
gebiet behandelt  werden  sollen,  so  dass,  gleich  wie  Öster- 
reich und  Ungarn  ein  eigenes  Betriebsreglement  haben,  aber 
doch  für  den  Bahntransport  ein  einheitliches  Gebiet  bilden, 
ebenso  die  Trennung  des  Geltungsgebietes  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  aufgelassen  und  ein  einheitliches 
Verkehrsgebiet  in  bezug  auf  das  Transportrecht  zwischen 
den  beiden  Vertragsmächten  geschaffen  würde. 

Die  Referenten  waren  keinen  Augenblick  darüber  im 
Unklaren,  dass  dieser  Fortschritt  für  die  Eisenbahnen  mit 
Unbequemlichkeiten  und  materiellen  Opfern  verbunden  wäre, 
namentlich  bezüglich  der  Lieferfristen  und  teilweisen  Fracht- 
rückerstattung. Diesbezüglich  handelt  es  sich  aber  um  einen 
Wunsch,  der  seit  Langem  aus  Verkehrskreisen  immer  wieder 
geltend  gemacht  wird.  Die  Fristen  des  internationalen  Trans- 
portrechtes würden  durch  die  kürzeren  Lieferfristen,  die  in 
Deutschland  und  in  Österreich-Ungarn  gelten,  ersetzt  werden, 
was  für  die  gegenseitigen  Verkehrsinteressen  von  ausser- 
ordentlicher Wichtigkeit  wäre.  Dieser  langgehegte  Wunsch 
würde  daher  der  praktischen  Annäherung  sehr  förder- 
lich sein. 

Der  vierte  Leitsatz  verlangt,  dass  eine  möglichste 
Übereinstimmung  in  den  tarifarischen  Belangen  herbeige- 
führt werde.  Zu  diesem  Zwecke  sollen  übereinstimmende 
Tarifvorschriften  ausgearbeitet  werden.  Soweit  mir  bekannt, 
sind  hiefür  bereits  Vorarbeiten  im  Zuge,  dabei  soll  sich  ge- 
zeigt haben,  dass  es,  wie  man  es  auch  vorausgesehen  hat, 
nicht  allzu  schwer  fallen  dürfte,  zu  einer  Übereinstimmung 
zu  gelangen.  Die  Güterklassifikation  verursacht  grössere 
Schwierigkeiten,  aber  es  steht  zu  erwarten,  dass  die  Ein- 
setzung einer  fachmännischen  Kommission  auch  in  dieser 
Richtung  zum  Ziele  führen  dürfte. 
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Es  kommt  noch  eine  Frage  in  Betracht,  nämlich  der 
Aufbau  der  Tarife,  wofür  vor  der  Sprachreinigung  der  Aus- 
druck „Bareme"  in  Gebrauch  stand.  Es  wäre  selbstver- 
ständlich ungemein  wünschenswert,  auch  in  dieser  Be- 
ziehung die  möglichste  Annäherung  zu  erzielen.  Hiebei  wird 
jedoch  hinsichtlich  der  Höhe  und  Abstufung  der  Tarifsätze 
der  durch  die  geographischen  Gebietsverhältnisse  bedingten 
Eigenart  der  Verkehrsbedürfnisse  Rechnung  zu  tragen  sein. 

Der  fünfte  Leitsatz  bestimmt,  dass  als  leitender 
Grundsatz  für  die  Behandlung  der  Gütertarif-  und  Verkehrs- 
angelegenheiten von  den  beteiligten  Staaten  festzuhalten  und 
gegenseitig  die  Zusage  zu  leisten  wäre,  in  obiger  Hinsicht 
ein  stets  bundesfreundUches  Vorgehen  unter  Bedachtnahme 
auf  die  im  beiderseitigen  Interesse  zu  wahrende  rationelle 
Betriebsökonomie  betätigen  zu  wollen. 

Dieser  Leitsatz  ist  allgemein  gefasst;  in  dem  nächsten 
Leitsatz  soll  aber  schon  seine  praktische  Anwendung  näher 
präzisiert  werden  und  so  bringt  der  sechste  Leitsatz 
den  Wunsch  zum  Ausdruck,  dass  die  Eisenbahnverwaltungen 
sich  gegenseitig  die  Förderung  des  Export-  und  Transitver- 
kehres angelegen  sein  lassen  sollen.  Namentlich  soll  bei  der 
Leitung  des  Verkehrs  jeweils  der  günstigste  Bahnweg  ge- 
wählt, die  Naturalbedingung  auf  die  jeweils  günstigsten  Bahn- 
wege beschränkt  und  der  Verkehr  beschleunigter  direkter 
Güterzüge  nach  den  Bestimmungsorten  grösserer,  ständig 
sich  ergebende^  Transporte  von  Ausfuhrgütern,  namentlich 
solcher  von  leicht  verderblicher  Beschaffenheit  möglichst 
ausgedehnt  werden.  Der  Wunsch  bezüghch  des  Trans- 
portes leicht  verderblicher  Güter  ist  begreiflich,  da  ja  ein 
sehr  starker  Verkehr  solcher  Güter  speziell  aus  Ungarn 
nach  Deutschland  stattfindet.  Es  soll  daher  die  Einführung 
durchfahrender  Güterzüge,  die  heute  schon  auf  manchen 
Routen  geführt  werden,  eine  Erweiterung  und  Vervollstän- 
digung erfahren. 

Die  Krönung  des  ganzen  Gebäudes  soll  der  siebente 
Leitsatz  bringen.  In  diesem  wird  angeregt,  dass  die  Eisen- 
bahnverwaltungen, welche  sich  in  Deutschland  und  Öster- 
reich bereits  zu  Gemeinschaften   zusammengefasst  haben  — 
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bezüglich  Ungarns  könnte  eventuell  ein  ähnlicher  Vorgang 
eingeschlagen  werden  —  und  die  in  dieser  Zusammenfassung 
die  Vereinigung  der  wirkenden  Kräfte  des  ganzen  Eisen- 
bahnwesens der  beteiligten  Staatsgebiete  darstellen,  in  stän- 
digen Verkehr  miteinander  zu  treten  hätten,  der  durch 
Absendung  von  Fachorganen  und  Kommissionen  auszuge- 
stalten wäre,  die  an  wechselnden  Standorten  periodisch  zu- 
sammentreten und  alle  Fragen  beraten  sollen,  die  sich  auf 
die  Förderung  des  gegenseitigen  Verkehres  beziehen.  Durch 
eine  solche  Institution,  welcher  auch  ein  Beirat  aus  Inter- 
essentenkreisen anzugliedern  wäre,  würde  der  vieljährige 
Wunsch  der  österreichischen  Handelswelt,  eine  der  preussi- 
schen  Tarifkommission  ähnliche  Einrichtung  auch  bei  uns 
ins  Leben  zu  rufen,  in  erweitertem  Umfange  erfüllt.  Solche 
periodische  Zusammentretungen  unter  Beihilfe  von  Inter- 
essenten würden  es  ermöglichen,  in  vielen  Fragen  die  För- 
derung des  gegenseitigen  Verkehres  auf  die  zweckmässigste 
Weise  anzuregen.  Führend  und  leitend  muss  hiebei  das  Ziel 
bleiben :  Herstellung  einer  möglichst  engen  Annäherung  in 
Bezug  auf  den  Eisenbahngüterverkehr! 

Ich  bitte  die  hochgeehrten  Herren  die  vorUegenden 
Leitsätze  anzunehmen,  damit  sie  der  weiteren  Aktion  der 
Vereine  zugrundegelegt  werden  können.  (Lebhafter  Beifall 
und  Händeklatschen.) 

Präsident  Gontard:  • 

Wir  können  die  Leitsätze  ohne  Zweifel  mit  Dank  an- 
nehmen. Es  ist  schon  darauf  hingewiesen  worden,  dass  es  bei 
der  Durchführung  unserer  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des 
Verkehres  wichtig  ist,  mit  welchem  Geist  diese  Bestrebungen  im 
Volke  aufgefasst  werden.  Es  ist  also  ein  entsprechendes  Ver- 
ständnis und  besseres  Kennenlernen  notwendig.  Die  Deutsch- 
Österreichisch-Ungarische  Verkehrsvereinigung  stellt  sich  vom 
Herzen  gern  zur  Verfügung,  um  in  diesem  Sinne  mitzuwirken. 
Wir  haben  es  bei  Ihnen,  meine  Herren  vom  Mitteleuropäi- 
schen Wh-tschaftsverein,'  mit  einer  Ehtetruppe  zu  tun, 
die  auf  den    verschiedenen  Wirtschaftsgebieten   die  besten 
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Beziehungen  zu  den  führenden  Kreisen  hat.  Um  aber  der- 
artige grosse  Aufgaben  durchführen  zu  können,  braucht 
man  auch  eine  Menge  Soldaten.  Tragen  diese  nicht  die  Ge- 
danken in  weite  Kreise,  so  wird  mancher  Plan  nur  ein 
Schlag  ins  Wasser.  Lassen  Sie  uns  Ihnen  möghchst  zahl- 
reiche Soldaten  des  Wirtschaftslebens  zuführen!  Seien  Sie 
auf  dem  Gebiete  der  heute  behandelten  Bestrebungen  unser 
Führer  und  Generalstab!  (Lebhafter  BeifaU.) 

Vors.  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 

Da  niemand  mehr  das  Wort  wünscht,  so  kann  ich  die 
Leitsätze,  wenn  sich  niemand  dagegen  erklärt,  als  ange- 
nommen bezeichnen.  (Zustimmung.) 

Was  den  Wunsch  des  Herrn  Gontard  betrifft,  so  war  er 
an  die  deutschen  Vertreter  gerichtet,  denn  wir  sind  nur  in 
der  Lage,  diese  Angelegenheit  bei  unserer  Regierung  zu 
unterstützen,  wir  sind  aber  gerne  bereit,  diese  Anregungen 
zu  den  eigenen  zu  machen  und  so  viel  an  uns  liegt,  nach 
dieser  Richtung  mitzuwirken. 

Die  Zeit  ist  bereits  so  vorgerückt,  dass  wir  jetzt 
schliessen  und  nachmittags  um  3  Uhr  fortsetzen  werden. 


Nachmittagssitzung : 
(Beginn  um  3  Uhr.) 

Vorsitzender  Exzellenz  Dr.  Wekerle: 

Wir  setzen  unsere  Beratung  fort. 

Wir  kommen  nun  Zur  Frage  der  Binnenschiff- 
fahrt auf  den  natürlichen  Wasserstrassen  (ins- 
besondere auf  der  Donau)  und  der  mitteleuropäi- 
schen Kanäle. 

Vor  den  Referenten  hat  Herr  Dr.  Russ  zu  sprechen 
den  Wunsch  geäussert,  ich  erteile  ihm  daher  das  Wort. 
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Exzellenz  Dr.  Viktor  Russ: 

Als  ich  auf  Wunsch  des  Vorstandes  übernommen  hatte, 
über  Kanäle  zu  sprechen,  war  es  mir  sofort  klar,  dass  ich 
Ihnen  nicht  Leitsätze  vorzulegen  hätte,  welche  irgend  einer 
Beschlussfassung  zu  unterziehen  wären.  Die  Herstellung 
eines  mitteleuropäischen  Kanalnetzes,  welche  die  nord- 
deutschen Wass  er  Strassen  mit  der  Donau  zu 
verbinden  hätte,  ist  von  vielen  und  weiten  Interessenten- 
kreisen beider  Ländergebiete  sattsam  erörtert  und  als  Not- 
wendigkeit erklärt  worden.  Dernburg  hat  diese  Arbeit 
als  eines  der  interessantesten  Gemeinschaftsprobleme  be- 
zeichnet. 

Es  handelt  sich  in  erster  Reihe  um  die  Verbindung 
der  Donau  mit  dem  Main,  mit  der  Elbe,  mit 
der  Oder  und  mit  der  Weichsel.  Über  Trassen  zu 
sprechen,  ist  immer  etwas  Gefährliches,  weil  wir  die  Er- 
fahrung gemacht  haben,  dass  die  Wahl  unter  mehreren 
Trassen  leicht  das  Zustandekommen  eines  Verkehrsweges 
verzögert  oder  verhindert.  Ich  bin  auch  nicht  geneigt,  mich 
neuerlich  mit  den  Gegnern  der  Kanäle  auseinanderzusetzen, 
wenn  auch  manche  gegnerische  Meinungen  durch  die  Ereig- 
nisse der  jüngsten  Jahre  bedeutende  Verschiebungen  er- 
fahren haben.  Einige  Streiflichter  mögen  mir  gestattet  sein. 
So  ist  die  Frage  der  Rentabilität  in  ein  anderes  Licht 
gerückt  worden.  Namentlich  sind  es  die  Eisenbahnen,  welche 
darauf  hinweisen,  dass  der  Wasserverkehr  ihnen  gegenüber 
wirtschaftlich  nicht  konkurrenzfähig  sei  und  doch  hat  sich 
immer  bei  den  Staatsbahnen  in  Österreich  und  in  Ungarn 
ergeben,  dass  jährhch  ein  Zuschuss  des  Staates  von 
vielen  Millionen  notwendig  ist,  um  die  VerpfUchtungen 
der  verstaatlichten  Eisenbahnen  zu  decken.  Die  Berech- 
nungen privatwirtschaftlicher  Rentabilität  haben  ihre  ganz 
besonderen  Eigenschaften.  Ich  kann  ein  kleines  Erlebnis 
erzählen.  Eine  —  freilich  kleine  —  böhmische  Lokal- 
bahn kam  erst  dann  zustande,  als  drei  Rentabilitäts- 
rechnungen, die  eine  immer  weniger  ungünstig  als  die 
vorige,  endlich  zu  ihrer  Herstellung  führen  konnten.  So  ge- 
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quält  diese  Berechnungen  zu  sein  schienen,  hat  sich  doch 
später  herausgestellt,  dass  dieselbe  Bahn  eine  der  erträgnis- 
reichsten Lokalbahnen  Böhmens  geworden  war.  Es  hat  vor 
wenigen  Jahren  der  derzeitige  Handelsminister  Österreichs 
im  Herrenhause  angesichts  der  Forderungen  einer  Renta- 
bilitätsrechnung für  den  Donau-Oder-Kanal  die  Befürchtung 
ausgesprochen,  dass  eigentlich  eine  Unrentabilitätsrechnung 
verlangt  werde,  um  ihn  zu  beseitigen.  In  neuester  Zeit  tritt 
die  Erhöhung  der  Eisenbahntarife  als  ein  günstiger  Umstand 
für  die  Erstellung  der  Kanäle  zutage.  Ich  habe  erst  in  diesem 
Frühjahre  die  Staats-  und  volkswirtschaftliche  Rentabilität 
neuerlich  zu  berechnen  versucht  und  Faktoren  angesetzt, 
welche  amtlichen  Berichten  entnommen  sind.  Die  österrei- 
chischen Staatsbahnen  führen  rund  150  Millionen  Tonnen 
zahlende  Güter  in  rund  1650  Millionen  Tonnenkilometer 
(per  Tonne  durchschnittlich  HO  Kilometer).  Kohle  zahlt  per 
Tonnenkilometer  auf  dem  Kanal  nach  der  Abgabenklasse  I 
1  Krone  64  Heller  gegen  3  Kronen  60  Heller  auf  der  Bahn, 
ordinäre  Massengüter  zahlen  nach  Klasse  H  1  Krone  74  Heller 
gegen  2  Kronen  70  Heller,  solche  nach  der  Klasse  HI 
1  Krone  84  Heller  gegen  4  Kronen  22  Heller.  Es  kann  somit 
ein  Unterschied  des  Frachtsatzes  zwischen  Kanal  und  Bahn 
von  1  Krone  75  Heller  per  Tonnenkilometer  als  Durchschnitt 
der  drei  Massengüterklassen  angenommen  werden.  ^  Im 
Deutschen  Reiche,  welches  21  Prozent  aller  Güter  zu  Wasser 
befördert,  während  Österreich  nur  4.5  Prozent,  machen  mehr 
als  die  Hälfte  aller  beförderten  Güter  von  355  Millionen 
Tonnen  Kohle  und  Eisen  aus.  Man  rechne  nur  die  Fracht- 
ersparnis des  Deutschen  Reiches  und  Österreichs.  Wenn 
wir  nur  ein  Zehntel  von  1650  Millionen  Tonnenkilometer 
auf  Wasserstrassen  befördern  würden,  so  ergäbe  sich  eine 
Frachtersparnis  von  29  Millionen  Kronen  jährlich,  gleich 
den  Zinsen  eines  vierprozentigen  Anlagekapitals  von  725 
Millionen  Kronen.  Werden  nun  die  hier  angesetzten  Bahn- 
tarife noch  um  20  bis  25  Prozent  erhöht  werden,  so  erhöht 

*  Erhöht  sich  durch  (iie  ab  1.  Februar  eingetretene  Änderung  der 
Eisenbahntarife  auf  2  K  2Vh,  h.  (Anm.  der  Hrd.) 
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sich  diese  Differenz    zu  Gunsten   der  Kanäle  noch  sehr  be- 
deutend. 

Eine  grelle  Beleuchtung  erhält  dieses  Verhältnis  von 
Eisenbahn  und  Binnenschiffahrt,  die  doch  berufen  sind, 
einander  zu  ergänzen,  durch  den  jüngsten  Erlass  des  preussi- 
schen  Verkehrsministeriums,  der  die  Eisenbahndirektionen 
ermächtigt,  in  Verkehrsbeziehungen,  die  den  Versendern 
neben  der  Eisenbahn  auch  den  Wasserweg  offen  lassen,  die 
Wagenbeistellung  in  geeigneten  Fällen  zu  versagen,  oder 
den  Verkehr  ganz  einzustellen,  um  die  Massengüter  auf  den 
Wasserweg  zu  drängen,  sofern  nicht  wichtige  Interessen 
hiedurch  geschädigt  werden.  Mit  dieser  Verfügung  des 
preussischen  Ministeriums  vergleiche  man  den  Reichtum 
der  preussischen  Bahnen  an  rollendem  Materiale  und  werfe 
anderseits  einen  Blick  auf  die  Leistungen  der  Z.-E.-G.  in 
den  ersten  8  Monaten  des  Jahres  1915,  da  aus  Rumänien 
nahezu  IV2  Millionen  Tonnen  an  Getreide  und  Futtermitteln 
von  Galatz  und  Braila  an  eine  Anzahl  Umschlagsplätze  der 
ungarischen  Donau  geschafft  worden  waren. 

Immer  deutlicher  wird  auch  die  Anerkennung  der 
militärischenBedeutung  der  Wasserstrassen,  welche, 
wenn  von  den  Kanalfreunden  im  Frieden  hervorgekehrt, 
nur  zu  leicht  dem  bekannten  überlegenen  Lächeln  oder  mit- 
leidigen Achselzucken  begegnete. 

Einer  zweiten  Einwendung,  welche  so  gerne  gegenüber 
dem  Donau-Oder-Kanal  gemacht  wurde,  dass  den  reichen 
Kohlenf rächten  nach  dem  Süden  keine  Rückfracht 
gegenüberstehe,  begegnet  die  Tatsache,  dass  ja  auch  die 
Kohlenwagen  der  Nordbahn  leer  zurücklaufen. 

Wenn  von  anderer  Seite  wieder  behauptet  wird,  dass 
die  Schwerindustrie  sich  wegen  des  hohen  Eisen- 
bedarfes der  Eisenbahn  gegenüber  den  Kanälen  nicht  wohl- 
wollend verhalte,  so  darf  daran  erinnert  werden,  dass  nicht  bloss 
die  Schleussen  und  die  Brücken  der  Kanäle  einen  grossen  Eisen- 
bedarf, der  für  den  Donau-Oder-Kanal  mit  5800  Waggons  er- 
rechnet ist,  darstellen,  sondern  dass  auch  die  grossen  Kähne, 
welche  durchaus  aus  Eisen  bestehen,  den  Eisenwerken  die 
Erbauung  von  Werften  nahelegen  werden,  welche  berufen 


57 

sein  können,  das  schwimmende  Material  für  alle  diese  Kanäle 
herzustellen.  Dieses  Material  nimmt  mit  einem  Anfangs- 
verkehr von  600  Kähnen  mit  der  Tragfähigkeit  der  Boote 
der  D.-D.-S.-G.  von  670  t  und  dem  Eigengewicht  von  je 
130  t  zusammen  7800  Waggons  in  Anspruch,  das  sich 
natürlich  auf  einige  Jahre  verteilt.  Für  den  entwickelten 
Verkehr  von  5  Millionen  t  auf  dem  ganzen  Kanalwege 
nach  10  Jahren  wird  das  Fünffache  dieses  Materials  er- 
forderlich sein.  Darnach  sind  Eisenbedarf  und  Werftbeschäf- 
tigung leicht  zu  berechnen.  Heute  muss  der  Preis  für  einen 
solchen  Kahn  mit  80.000  Kronen  beziffert  werden.  Endlich 
darf  —  was  für  den  grossen  internationalen  Verkehr  von 
Wichtigkeit  ist  —  darauf  hingewiesen  werden,  dass  die  mitt- 
lere Transportentfernung  der  Eisenbahn  per  Tonne  110  bis 
115  km.  jene  auf  der  Wasserstrasse  300  km.  beträgt. 

Besonders  betont  muss  werden,  dass  die  zu  erstel- 
lenden Kanäle  wesenthch  den  Charakter  internatio- 
naler Durchzugs  wege  haben,  welche  Nord-  und  West- 
deutschland mit  dem  Balkan  in  Verbindung  zu  setzen  haben, 
wobei  ich  absichthch  weitere  Entfernungsmöghchkeiten  nicht 
berücksichtige,  weil  es  sich  ja  doch  in  erster  Linie  um  eine 
handeis-  und  verkehrspolitisch  zu  verdichtende  Verbindung 
mit  den  Balkanländern  handelt. 

Die  Baureife  der  in  Betracht  kommenden  Kanäle  ist 
eine  sehr  verschiedene.  In  welchem  Stande  sich  in  dieser 
Beziehung  der  Donau-Main-Kanal  befindet,  wird  Ihnen  von 
berufener  Seite  gesagt  werden.  Vollkommen  baureif  sind  in 
Österreich  der  Donau-Oder- Weichsel-Kanal  und  die  in  Bau 
begriffene  Kanalisierung  der  österreichischen  Mittelelbe. 
Die  Kanalisierung  der  schon  lange  schiffbaren  Elbe  bis 
Aussig  geht  ihrer  Vollendung  entgegen.  Für  eine  Kanalver- 
bindung von  der  in  der  Kanahsierung  begriffenen  Mittel- 
elbe (oder  „kleinen  Elbe")  bis  an  den  Donau-Oder-Kanal 
bei  Frerau  sind  nur  Vorstudien  gemacht  worden.  Für  die 
Verfassung  eines  Detailprojektes  Pardubitz— Frerau  sind 
4  Jahre  nötig.  Mit  diesen  Tatsachen  hängt  wesentlich  der 
Baubeginn  und  die  Bauzeit  zusammen.  Sodann  handelt 
es  sich  um  die  Schiffahrtsverhältnisse  der  Flüsse, 
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die  miteinander  verbunden  werden  sollen  und  nicht  zuletzt 
an  deren  eigenen  Schiffbarkeitszustand. 

Ich  beschränke  mich  im  weiteren  auf  die  in  den  öster- 
reichischen Kronländern  Böhmen,  Mähren, 
Schlesien,  Galizien  und  Niederösterreich  im 
Anschlüsse  an  die  Elbe,  die  Oder  und  die  Weichsel  zu  er- 
bauenden Kanäle.  Die  veranschlagten  Kosten  für  die  282  km 
des  Donau-Oder-Kanals  betragen  260,  für  die  128  km  des 
Oder-Weichsel-Kanals  100,  für  die  185  km  lange  Verbin- 
dung Prerau — Pardubitz  schätzungsweise  170  und  für  die 
180  km  umfassende  Kanalisierung  der  österreichischen 
Mittelelbe  165,  zusammen  für  775  km  695  Millionen  Kronen. 
Wenn  ich  den  Donau-Moldau-Kanal  aus  diesem  Voranschlag 
ausschalte,  so  geschieht  es,  weil  die  Interessenten  in  Böhmen 
immer  mehr  von  der  Verbindung  der  Donau  mit  der  kana- 
lisierten Moldau  abwenden  und  die  Verbindung  der  in  der 
Kanalisierung  begriffenen  kleinen  Elbe  von  Pardubitz  zum 
Donau-Oder-Kanal  in  erster  Linie  empfehlen,  ohne  jedoch 
auf  die  Verbindung  über  Budweis  überhaupt  zu  verzichten, 
mag  sie  durch  einen  Kanal  direkt  nach  Korneuburg  oder 
über  Linz  ins  Auge  gefasst  werden,  während  Prag  und  Süd- 
böhmen sich  in  den  letzten  Jahren  nahezu  passiv  verhalten 
haben. 

Die  oben  genannten  Bauten  sind  mit  695  Milhonen 
veranschlagt,  ein  Voranschlag,  welcher,  wie  sich  bei  den 
einzelnen  Bauvergebungen  vor  dem  Kriege  gezeigt  hat,  ein 
307oiger  Zuschlag  notwendig  geworden,  so  dass  der  Bedarf 
für  die  früher  genannten  Kanalstrecken  im  Ganzen  rund 
900  Millionen  Kronen  beträgt. 

Ich  habe  die  Absicht,  die  Frage  der  Kanäle  von  der 
allgemein  als  notwendig  bekannten  Herstellung  um  einen 
Schritt  weiter,  zur  Beschaffung  der  Geldbedürf- 
nisse zu  führen.  Mir  schwebt  dabei  als  Modell  die  Her- 
stellung der  Gotthardbahn  vor,  ein  Gedanke,  welcher  zum 
erstenmal  vor  20  Jahren  in  anderem  zwischenstaatüchen 
Sinne  am  ersten  deutsch-österreichisch-ungarischen  Schiff- 
fahrtsverbandstage  gestreift,  vor  mehreren  Jahren  von  Sax 
namentlich  erwähnt  wurde. 
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Es  würde  diese  finanzielle  Konstruktion  sich  beiläufig 
so  denken  lassen.  Es  bildet  sich  eine  österreichische  Gesell- 
schaft mit  einem  Kapital  von  einem  Teile  der  für  alle 
Kanäle  aufzuwendenden  Gesamtsumme.  Für  die  Zinsen  und 
die  Tilgung  dieses  Gesellschaftskapitals  übernimmt  Öster- 
reich die  Garantie. 

Die  Gesellschaft  erhält  von  Deutschland,  Ungarn  und 
Österreich  (unter  Heranziehung  der  anliegenden  Kronlän- 
der, Bezirke,  Gemeinden  und  grösseren  Interessenver- 
bände) Subventionen  in  der  Höhe  des  restlichen  Bauauf- 
wandes, sowie  die  Gotthardbahn-Gesellschaft  von  Deutsch- 
land, Italien  und  der  Schweiz  (unter  Heranziehung  aller 
ihrer  Kantone,  welche  mehr  als  die  schweizerische  Hälfte 
geleistet  haben)  solche  Subventionen  erhalten  hat,  die  nach 
dem  darüber  abgeschlossenen  Staatsvertrag  erst  dann  zu 
einer  Verzinsung  gelangen  sollten,  wenn  die  Gesellschaft 
eine  Dividende  über  7%  zu  verteilen  in  der  Lage  gewesen 
wäre.  Es  verstand  sich  von  selbst,  dass  sowohl  das  gesell- 
schaftliche Kapital  wie  die  Subventionen  nach  Mass  des 
zeithchen  Bedarfes  während  des  Baues  an  die  Gesellschaft 
geleistet  würden. 

Die  formelle  Grundlage  dieser  Konstruktion  muss  in 
Staatsverträgen  niedergelegt  werden,  welche  zwischen 
Österreich  und  den  subventionierenden  Staaten  abzuschliessen 
wären,  in  denen  die  hauptsächlichsten  Bedingungen  des 
Baues  und  des  Betriebes  der  Kanäle  niederzulegen  sind, 
ohne  dass  die  Territorialhoheit  Österreichs  einen  Abbruch 
erleidet.  Unter  diesen  hauptsächlichsten  Bedingungen  ver- 
stehe ich  vorerst  die  Abmessung  der  Schleussen 
und  Wehren  für  die  zuzulassenden  grössten  Schiffe.  Die 
mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  stehen  abseits  von 
rein  technischen  Erörterungen  und  dürften  kaum  berufen 
sein,  sich  darüber  autoritativ  zu  äussern,  wenn  auch  die 
allgemeine  Meinung  sich  dermalen  auf  eine  Maximalschiffs- 
grösse  von  1000  Tonnen  geeinigt  zu  haben  scheint,  welche 
eine  Schleussenlänge  von  etwa  85,  eine  Breite  von  etwa  10 
und  eine  Tauchtiefe  von  etwa  2  m  verlangt.  Eine  weitere 
zu   vereinbarende    Bedingung   betrifft    das   Höchstmass 
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der  Gebühren  für  Traktion,  insonderheit  sofern  sie  einen 
monopohstischen  Charakter  an  sich  trägt,  ferner  das  Höchst- 
mass  für  Hafen-  und  Schleussengebühren.  Endhch  werden 
die  schiffahrtspolizeilichenBestimmungen  ein- 
heitlich festgestellt  werden  müssen,  wie  denn  auch  seit 
langem  eine  Vereinheitlichung  des  Binne n Schiffahrt s- 
rechts  angestrebt  wird,  dessen  Mangel  z.  B.  die  Elbe  bis- 
lang durch  Usancen  ersetzt  hat,  welche  sich  dem  deutschen 
Binnenschiffahrtsrechte  möglichst  anschliessen.  Im  Übrigen 
muss  die  Befahrung  der  Kanäle  den  Angehörigen  aller  Ver- 
tragsstaaten im  gleichen  Masse  offen  und  frei  stehen.  Die 
Einflussnahme  der  subventionierenden  Staaten  auf  die  gesell- 
schaftliche Verwaltung  in  Bau  und  Betrieb  erfolgte  bei  der 
Gotthardbahn  dadurch,  dass  die  Regierungen  der  subven- 
tionierenden Staaten  ihre  Vertreter  in  die  gesellschaftliche 
Verwaltung  entsendet  haben. 

Nach  diesen  Darlegungen  wird  es  begreiflich  sein,  dass 
ich  es  im  Einverständnisse  unseres  Vorstandes  nicht  unter- 
nommen habe,  Leitsätze  aufzustellen  oder  zu  Beschluss- 
fassungen aufzufordern,  weil  es  wünschenswert  ist,  dass 
dieser  Gedanke,  den  ich  vor  mehr  als  einem  halben  Jahre 
leider  ohne  sichtbaren  Erfolg  der  öffentlichen  Meinung  vor- 
zulegen mir  erlaubte,  in  weiten  und  berufenen  Kreisen  den 
Gegenstand  der  Erwägung  bildet,  um  diese  schwerwiegende 
Angelegenheit  einen  bedeutenden  Schritt  weiter  zu  bringen. 
Wenn  ich  mir  erlaubt  habe,  wenn  auch  .zaghaft,  diese  finan- 
zielle Konstruktion  anzuregen,  so  geschieht  es  aus  der 
Überzeugung  heraus,  dass  Österreich  allein  angesichts  der 
ungeheuren  finanziellen  Kraftanstrengung,  welche  der  Krieg 
erfordert,  und  der  bedeutend  gestiegenen  Baukosten  nicht 
in  der  Lage  sein  wird,  die  Kosten  von  Verkehrswegen  allein 
zu  tragen,  welche  zum  übergrossen  Teile  internationalen 
mitteleuropäischen  Interessen  dienen,  wenn  auch  Strecken 
wie  der  Donau-Ostrau-Kanal,  ein  sehr  starkes,  rein  österrei- 
chisches Interesse  darstellen.  Ja  ich  glaube  aussprechen  zu 
dürfen,  dass  dieses  Kanalsystem  auf  eine  andere  Art  kaum 
zustandezubringen  ist,  zumal  die  Kosten,  welche  zur  Ver- 
besserung der  Schiffbarkeit  der  anzuschliessenden  Ströme 
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erforderlich  sein  werden,  nicht  unbedeutend,  aber  heute 
noch  nicht  messbar  sind.  Ich  empfehle  meine  Anregungen 
Ihrem  unbefangenen  Urteil.  (Lebhafter  Beifall.) 

Ref.  Hofrat  v.  Csatäry: 

Eure  Hoheit,  hochverehrte  Herren! 

Bevor  ich  mein  Referat  über  die  Donaufrage  erstatte, 
erlaube  ich  mir  vorauszuschicken,  dass  der  Rahmen,  welchen 
ich  für  meine  Arbeit  bestimmen  zu  sollen  geglaubt  habe, 
durch  folgende  Erwägungen  vorgezeichnet  ist: 

Theoretische  Erörterungen  völkerrechtlicher  Natur  könn- 
ten in  der  gegenwärtigen  Epoche  mit  vollem  Recht  als  un- 
zeitgemäss  bezeichnet  werden.  Die  völkerrechtlichen  Be- 
ziehungen des  Donauproblemes  habe  ich  daher  nur  ganz 
allgemein  gestreift. 

Mit  den  völkerrechtlichen,  aber  auch  mit  den  wirt- 
schaftspolitischen Zukunftsgestaltungen  hängt  aber  das  Prinzip 
der  freien  Schiffahrt  und  die  Art  der  Aufteilung  der  Lasten 
für  Ausgestaltung,  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der 
Wasserstrassen  enge  zusammen.  Diese  klippen vollen  Fragen 
musste  ich  folgerichtig  ebenfalls  umschiffen. 

Die  ausführliche  Behandlung  des  auf  die  Kanäle,  den 
Wasser-  und  Schiffsbau  und  die  Selbstkosten  der  Donau- 
schiffahrt bezüglichen  Materials  haben  meine  ülustren  Kor- 
referenten übernommen. 

Schliesshch  weise  ich  auf  die  grosse  Anzahl  von  treff- 
lichen Publikationen  und  Referaten  hin,  welche  der  während 
des  Krieges  auch  ausserhalb  der  Donaumonarchie  heran- 
gereiften Erkenntnis  der  überaus  hohen  Wichtigkeit  des 
Donauweges  zu  verdanken  sind.  Insbesondere  enthalten  die 
Schriften  der  Budapester  Donaukonferenz  ein  umfassendes, 
hochwertiges  Material. 

Wiederholungen  sind  unter  diesen  Umständen  unver- 
meidlich, ich  will  aber  bestrebt  sein,  dieselben  so  kurz  als 
möglich  zu  fassen  und  nur  bei  jenen  Fragen  werde  ich 
etwas  länger  verweUen,  welche  meines  Erachtens  noch  nicht 
genügend  geklärt  erscheinen. 


62 

I.  Zwischenstaatliche  Ausschüsse: 

Die  hohe  Bedeutung  des  Donauweges  in  Krieg  und 
Frieden  für  Macht  und  Wohlfahrt  wird  in  der  zeitgenössi- 
schen Geschichte  plastischer  denn  je  hervortreten. 

Wieder  einmal  wird  das  Donauproblem  einen  wichtigen 
Gegenstand  der  Friedensverhandlungen  bilden  und  wenn 
der  Strom  von  Blut  und  Tränen  nicht  vergebUch  ge- 
flossen, wenn  der  Völker  Neid  und  Hass  der  Erkenntnis 
gewichen  sein  wird,  dass  diesem  alten  Europa,  soll  es  den 
von  West  und  Ost  drohenden  Gefahren  nicht  unterliegen, 
eine  sehr  lange  Periode  des  Friedens  und  der  Sammlung 
verbrieft  werden  muss,  dann  kann  wohl  der  Hoffnung 
Raum  gegeben  werden,  dass  auch  das  Donauproblem  dies- 
mal  eine  gedeihliche   völkerrechtliche  Lösung  finden  wird. 

Wie  sich  hiebei  die  Einflussphären  der  Mächtegruppen 
und  der  Uferstaaten  gestalten  werden,  lässt  sich  noch  nicht 
übersehen.  Insbesondere  kann  heute  niemand  bestimmen, 
ob  die  vom  naturrechtlichen  Gesichtspunkte  gewiss  anfecht- 
baren Begriffe  der  „maritimen"  und  im  weiteren  Sinne 
„internationalen"  Donau  unverändert  zur  Geltung  kommen 
werden.  Jedenfalls  werden  aber  die  Friedensverträge 
für  die  Gestaltung  auch  des  Donauproblemes  die  prinzipielle 
Grundlage  schaffen. 

Die  handelspolitischen  Abmachungen  werden  die  weitere 
Gewähr  dafür  zu  bilden  haben,  dass  durch  die  technisch 
und  rechtlich  auszugestaltende  Freiheit  der  Donau  den  be- 
rechtigten wirtschaftlichen  Interessen  der  Vertragsstaaten 
kein  Abbruch  getan  werde. 

Ohne  der  Gestaltung  dieser,  den  ganzen  Komplex  des 
Donauproblems  beherrschenden  Fragen  vorzugreifen,  könnten 
und  sollten  die  befreundeten  Donauuferstaaten  unter  Zu- 
ziehung von  Fachleuten  unverzüglich  an  die  gemeinsame 
Vorbereitung  des  umfangreichen  und  vielseitigen  Materiales 
schreiten. 

Die  rechtzeitig  erzielte  prinzipielle  Einmütigkeit  würde 
für  die  späteren  Friedensverhandlungen  —  von  taktischen 
Gesichtspunkten  ganz  abgesehen  —  in  Betreff  wichtiger  techni- 
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scher,  nautischer,  verwaltungs-  und  privatrechtlicher,  sowie 
verkehrspohtischer  Einzelfragen  für   alle  Beteiligten    wert- 
volle Vorarbeiten  ermöglichen,  durch  welche  die  praktische 
Lösung  der  Donaufrage  wesentUch  gefördert  würde : 
Demgemäss  stelle  ich  den  Antrag: 

Leitsatz  I. 

„Den  Regierungen  Deutschlands,  Österreichs,  Ungarns 
und  Bulgariens  ist  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässigkeit 
einer  dringenden  gemeinsamen  Beratung  aller  auf  die  Aus- 
gestaltung des  Donauweges  bezüglichen  Angelegenheiten 
vorzutragen  und  die  Entsendung  eines  zwischenstaatlichen 
Zentralausschusses  und  der  zweckdienlichen  Fachausschüsse 
für  die  wichtigsten  Einzelfragen  anzuempfehlen." 

II.  Die  Donau  als  Grosschiffahrtsweg. 

Hervorragende  Fachleute  haben  des  öfteren  —  jüngst 
in  der  Budapester  Donaukonferenz  —  anerkannt,  dass  die 
Donau  vom  nautischen  Standpunkte  aus  in  ihrer  jetzigen 
\'erfassung  den  Anforderungen,  die  an  einen  Strom  als 
N'erkehrsstrasse  für  die  Grosschiffahrt  gestellt 
werden,  durchaus  nicht  entspricht.  Seitens  der  Schiffahrt 
sollten  aber  nur  solche  Anforderungen  gestellt  werden, 
deren  Erfüllung  in  nächster  Zeit  überhaupt  möglich  und  mit 
noch  erschwinglichen  Kosten  ausführbar  ist.  In  absehbarer 
Zeit  nicht  erreichbare  Zukunftswünsche,  wie  eine  Gross- 
schiffahrt für  3000  Tonnenschleppe  u.  dgl.  sollen  vorerst 
ausgeschaltet  werden. 

In  diesem  Sinne  sind  aufzufordern : 

1.  Eine  Stromgeschwindigkeit,  welche  die  Sicherheit 
der  Schiffahrt  zu  Tal,  aber  ausserdem  auch  einen  noch 
wirtschaftlichen  Schleppzug  zu  Berg  ermöglicht  Ferner 
auch  beim  niedersten  Schiffahrtswasserstand  genügende 
Fahrbreiten  und  Fahrtiefen,  welche  einen  ununterbrochenen 
Verkehr  von  (irosschleppen  zu  gleicher  Zeit  in  beiden 
Richtungen,  zu  Tal  und  zu  Berg,  —  also  sozusagen  zwei- 
geleisig  —   sicherstellen.    Eine  lichte   Höhe   der   Brücken, 
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Fährenseile  u.  dgl.,  welche  die  Durchfahrt  mit  modernen 
Dampfern  auch  bei  Hochwasser  (extreme  Flutwellen  ange- 
nommen) gestattet. 

2.  Vorkehrungen  dafür,  dass  die  Fahrstrasse  stets  in 
einwandfreiem  Zustande  erhalten  und  nicht  nur  für  den 
Tagbetrieb  bezeichnet,  vermalen,  sondern  auch  für  den 
Nachtbetrieb  belichtet  wird. 

3.  Winterhafeneinrichtungen  zum  Zwecke  der  mög- 
lichsten Abkürzung  jener  Perioden,  während  welcher  infolge 
des  Eisganges  die  Schiffahrt  ruhen  muss. 

4.  Gemeinsame,  möglichst  einheitliche  strompolizeihche 
Vorschriften  bei  gleichzeitiger  Aufstellung  einer  ständigen 
zentralen  Überwachungsstelle.  Vereinfachung  der  Hafen-  und 
Sanitätspolizei  und  der  Zollformalitäten,  zum  Zwecke  der 
Beschleunigung  der  Abfertigung,  schliesslich  die  Ausgestal- 
tung des  Nachrichtendienstes. 

Zu  den  einzelnen  Punkten  erlaube  ich  mir  zu  be- 
merken : 

ad  1.  Der  Oberlauf  der  Donau  aufwärts  Wien,  vom 
schiffahrtlichen  Standpunkte  aus  schon  oberhalb  Gönyü, 
hat  die  Verfassung  eines  Gebirgsflusses.  Das  Gefälle  von 
Regensburg  bis  zur  Marchmündung  beträgt  38  cm  und 
von  der  Marchmündung  bis  Gönyü  31  cm  pro  Kilo- 
meter. Die  Stromgeschwindigkeit  erreicht  hier 
selbst  bei  mittlerem  Wasserstande  durchschnittlich  22  m 
pro  Sekunde,  welche  einen  wirtschaftlichen  Bergzug  zwar 
nicht  zulässt,  mit  welcher  jedoch  auf  diesem  Stromabschnitt 
eben  als  unabänderlichen  Faktor  gerechnet  werden  muss. 
Dieses  Mass  soll  aber  nicht  überschritten  werden,  weshalb 
Stromstellen,  die  eine  wesentlich  höhere  Stromgeschwindig- 
keit aufweisen,  wie  der  Struden  mit  3"5,  der  Greben  und 
das  Eiserne  Tor  selbst  bis  zu  5  m  pro  Sekunde,  dement- 
sprechend zu  regulieren  sind. 

Damit  zu  gleicher  Zeit  in  beiden  Stromrichtungen 
Schleppzüge  mit  vollem  Anhang  zweigeleisig  sicher  navi- 
gieren können,  muss  die  Fahrbreite  bei  niederstem  Schif- 
fahrtswasserstand in  sanft  gekrümmten  Stromstrecken  min- 
destens  150   m  und  in   steilen  Stromkrümmungen  und  bei 
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2  m  sekundlicher  Stromgeschwindigkeit  womöglich  200  m 
betragen.  Nur  in  geraden,  kanalisierten  Strecken  mit  geringer 
Stromgeschwindigkeit  kann  unter  das  Breitemass  von  150  m 
gegangen  werden.  Als  geringste  Fahrtiefen  müssen  bei 
niedrigstem  Schifiahrtswasserstand  im  gewöhnlichen  Strom- 
bett mit  alluvialem  Schotter  oder  Schlamm  2  m,  bei  felsiger 
Strom  sohle  2*1  m  gefordert  werden,  damit  Grossschleppe 
mit  r8  m  Tauchung  unter  allen  Umständen  verkehren 
können.  Die  Pegelhöhen  für  den  niedrigsten  Schiffahrts- 
wasserstand müssen  jedoch  vorerst  für  den  ganzen  Donau- 
wasserspiegel festgelegt  werden.  In  dieser  Beziehung  herrscht 
noch  Unklarheit.  Als  „niedrigster  Schiffahrtswasserstand"  ist 
jene  Fahrtiefe  zu  verstehen,  unter  welcher  die  Schiffahrt 
gegenwärtig  eingestellt  werden  muss.  Dies  ist  der  Fall :  Für 
die  bayerische  Strecke,  vom  obersten  Abschnitt  bis  Ulm  ab- 
gesehen, jedenfalls  aber  von  der  Stelle  der  zukünftigen  Ein- 
mündung der  Donau-Main-Rhein-Wasserstrassb  bis  unter- 
halb Passau,  bei  einer  Pegelhöhe  in  Regensburg  von 
—0*65  m  =  Pegel  in  Vilshofen  von  — 010  m.  Für  die  öster- 
reichische Strecke  bis  zur  Marchmündung  wäre  der  Reichs - 
brückenpegel  mit  — 180  m  und  für  die  ungarische  Tiefland- 
strecke eine  Pegelhöhe  von  -f  010  m  in  Budapest  und  für 
die  Kataraktenstrecke  eine  von  -|-  0*40  m  in  Orsova  anzu- 
nehmen. 

Bei  diesen  Pegelhöhen  und  dem  mit  dem  Orsovaer 
Pegel  von -[- 040  m  äquiparierenden  Wasserstande  im  walachi- 
schen  Tieflandstrome,  sind  bei  dem  heutigen  Zustande  im 
ganzen  Donaustrom  von  Somovit  bis  Regensburg  2  m  Fahr- 
tiefen nicht  vorhanden.  Selbst  in  der  wasserreichen  unteren 
Donau  haben  einige  Fürte,  wie  jene  von  Pichet  und  Corabia, 
zeitweilig  auch  nur  1*90  m  Fahrtiefe  gezeigt,  die  Katarakte 
oberhalb  Orsova  bei  -j-  040  m  weisen  nur  POO  m  Fahrtiefe 
auf,  auch  auf  dem  weiteren  Stromabschnitt  bis  Gönyü  sind 
schon  seichtere  Furten  entstanden,  zwischen  Gönyü  und 
Wien  ist  die  Fahrtiefe  schon  auf  140  m,  oberhalb  Wien  auf 
P20  m,  am  Aschacher  Kachlet  und  am  Hofkirchner  Kachlet 
schon  bis  auf  110  m  gesunken.  Die  Regulierungen  müssten 
demnach  bewirken,   dass   die  früher  gekennzeichneten  nied- 
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rigsten  Schiffahrtswasserstände  durchwegs  zumindest  auf 
das  Mass  von  2*00  bezw.  2-1  m  gebracht  werden. 

Nach  den  bisherigen  Untersuchungen  von  Seite  der 
bayerischen  Strombauämter  l^ann  aber  auf  der  bayerischen 
Kachletstrecke  unterhalb  Hofkirchen  durch  eine  weitere 
Regulierung  des  Stromgerinnes  eine  grössere  Vertiefung 
des  Profiles  als  auf  etwa  180  m  Tiefe  nicht  erzielt  werden 
Da  bei  dieser  Fahrtiefe  Grossschleppe  nur  mit  150  m 
Tauchung  verkehren  könnten,  müsste  zur  Kanalisierung  ge- 
schritten werden.  Ob  durch  eine  Stromregulierung  das 
Aschacher  Kachlet  auf  eine  Fahrtiefe  von  2- 10  m  (=  1-80  m 
Tauchtiefe  in  dieser  felsigen  Strecke)  gebracht  werden  kann, 
ist  noch  zu  untersuchen.  Ist  dieses  nicht  möglich,  so  muss 
auch  hier  kanalisiert  werden.  Im  übrigen  sind  auf  dem 
österreichischen  Stromabschnitt  bis  zur  Älarchmündung 
durch  die  weitere  Ausgestaltung  der  Regulierungsbauten  für 
Niedrigwasser,  bei  der  gegebenen  ausreichend  grossen 
sekundlichen  Durchflussmenge  der  Donau,  auch  bei  niedrig- 
stem Wasserstande  2  m  Fahrtiefe  bei  etwa  180  m  Fahr- 
breite durchwegs  erreichbar,  wobei  in  erster  Linie  eine 
entsprechende  Regulierung  der  Strudenenge  durchzufüh- 
ren ist. 

Nach  den  Erhebungen  der  ungarischen  Wasserbau- 
techniker wird  die  auf  der  Strecke  Marchmündung  bis 
Gönyti  im  Zuge  befindliche  Niedrigwasserregulierung  2  m 
Fahrtiefe  gewährleisten.  Diese  geringe  Fahrtiefe,  selbst  bei 
einem  Nullwasserstande  Pegel  Budapest,  auf  der  Tief- 
landstrecke bis  Moldova  ist  zweifellos  zu  erreichen.  Der 
Strom  hat  hier  nur  ein  Siebentel  des  Gefälles  der 
oberen  Donau  und  überreichliche  Wassermengen.  Um  auf 
den  Stromschnellen  oberhalb  Orsova  eine  Tauchtiefe  der 
Grossschleppe  von  1-80  m  unter  allen  Umständen  zu  sichern, 
müssen  noch  umfangreiche  technische  Arbeiten  vorge- 
nommen werden.  Um  die  die  Schiffahrt  hindernde  übergrosse 
Stromgeschwindigkeit  im  Eisernen-Torkanal  zu  beseitigen  und 
seine  Leistungsfähigkeit  zu  erhöhen,  ist  der  Einbau  von 
Schleusen  notwendig.  Werden  die  wenigen,  in  der  unteren 
Donau  zeitweilig  auftretenden  Furten  rechtzeitig  gebaggert, 
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SO  sind  dann  von  Orsova  bis  Braila  stets  über  2  m  Fahr- 
tiefen vorhanden.  Ab  Braila  besteht  Seeschiffahrt.  Während 
des  Krieges  ist  die  Leistungsfähigkeit  des  Torkanals  durch 
eine  Treidelbahn  wesentüch  gebessert  worden.  Es  wird  zu 
untersuchen  sein,  ob  dieses  Auskunftsmittel  für  ein  Defini- 
tivum geeignet  ist. 

Die  Brückenhöhen,  Fährenseile  u.  dgl.  sollten 
eine  Behinderung  der  Schiffahrt  bei  Hochwasser  nicht 
bilden.  In  dieser  Beziehung  sind,  abgesehen  von  dem 
grössten  Schiffahrtshindernis  der  Donau,  der  Regensburger 
Brücke,  die  lichten  Höhen  der  Donaubrücken  in  dem  bay- 
rischen Stromabschnitt  bei  Hochwasser  unzureichend,  während 
in  Österreich  die  Strassenbrücke  Linz  und  die  Eisenbahn- 
brücke Mauthausen  die  Schiffahrt  bei  Hochwasser  unter- 
brechen. An  dieser  Stelle  möchte  ich  eine  wiederholt 
aufgeworfene  Frage  der  Strombauingenieure  dahin  beant- 
worten, dass  die  F'lussschiffahrt  naturgemäss  den  ununter- 
brochenen Betrieb  im  offenen  Strom  dem  Schleusenbetrieb 
wohl  vorzieht,  wenn  aber  die  für  eine  Grossschiffahrt  er- 
forderliche Mindesttiefe  durch  Regulierung  des  offenen  Ge- 
rinnes nicht  erreichbar  ist,  so  muss  sie  erwägen,  dass  die 
Vorteile  einer  Kanalisierung,  —  geringe  Stromgeschwindig- 
keit und  stets  ausreichende  Tauchtiefe,  —  den  Nachteil  der- 
selben, —  Aufenthalte  infolge  der  Durchschleusungen,  — 
weitaus  überwiegen.  Damit  jedoch  letztere  auf  das  Mindest- 
mass beschränkt  werden,  sind  bei  jeder  Kanalisierung  im 
Donaustrom  Doppelschleusen,  zumindest  eine  hievon  als 
Schleppzugsschleuse,  vorzusehen 

ad  2.  Die  nach  dem  Obgesagten  zu  schaffende  genügend 
breite  und  tiefe  Fahrstrasse  sowie  alle  Landungsplätze,  Lade- 
stellen an  den  Ufern,  Anker-  und  Wendeplätze  müssen  stets 
in  praktikablem  Zustande  erhalten  werden.  Alle  diese  Plätze 
müssen  bezeichnet,  ihre  Ufer  sowie  die  Fahrbahn  selbst  von 
angetriebenen  Baumstöcken  und  von  Steinen  oder  anderen, 
die  Schiffahrt  gefährdenden  Gegenständen  gereinigt  und  ge- 
sunkene Fahrzeuge  entfernt  werden.  Die  Vermalung  der 
Fahrstrasse  für  den  Tagbetrieb  und  auch  eine  Belichtung 
derselben   für  den  Nachtbetrieb    an  allen  kritischen  Strom- 
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stellen  hat  entlang  des  ganzen  Stromlaufes  ausreichend, 
deutlich  und  nach  einem  einheitlichen  System  zu  geschehen. 
Wenn  an  den  Ufern  oder  anderen  passenden  Stromstellen 
zur  Orientierung  Leuchtbalken  aufgestellt  werden^  so  kann, 
wenn  die  ad  1,  angeführten  Regulierungsarbeiten  durchge- 
führt sind,  zwischen  Gönyü  und  Braila  zu  Berg  und  zu  Tal 
(auf  der  Kataraktenstrecke  zu  Tal  nur  bedingt)  ein  ununter- 
brochener Nachtbetrieb,  oberhalb  Gönyü  bis  Regensburg 
zumindest  ein  ununterbrochener  Nachtbetrieb  zu  Berg  einge- 
führt werden,  wodurch  die  Leistungsfähigkeit  der  Donau  als 
Grossschiffahrtsweg  ausserordentlich  gesteigert  würde. 

ad  3.  Der  Mangel  an  ausreichender,  in  nicht  zu  grossen 
Entfernungen  von  einander  liegender  Schutzhäfen  hat 
zur  Folge,  dass  die  Schiffahrtsgesellschaften  ihren  Betrieb 
bei  starkem  Kälteeinbruch  einstellen  müssen,  da  man  Schlepp- 
züge nicht  der  Gefahr  aussetzen  kann,  in  schwerem  Eisgang 
zu  havarieren.  Würden  entsprechende  Schutzhäfen  in  Ab- 
ständen von  etwa  60  bis  80  km  einander  folgen,  so  könnten 
in  der  Regel  Schleppzüge  im  schwachen  Eisgange  auch  zu 
Berg  noch  abgelassen  werden,  da  sie  innerhalb  zweier 
Tagesreisen  immer  Zuflucht  fänden.  Auf  der  2383  km  langen 
Schiffahrtsstrasse  der  Donau  liegen  die  wenigen  vorhandenen 
sicheren  Schutzhäfen  teilweise  in  Entfernungen  bis  über 
300  km  voneinander.  Zwischen  Regensburg  und  Passau  auf 
244  km  besteht  nur  ein  Schutzhafen,  zwischen  Passau  und 
Linz  überhaupt  keiner  und  zwischen  Linz  und  Wien  erst 
auf  200  km  der  Werfthafen  Korneuburg.  Von  dem  Schutz- 
hafen an  der  Savemündung  bis  zum  Hafen  von  Giurgiu 
auf  eine  Entfernung  von  678  km,  finden  Schiffe  nur  zur 
Not  im  offenen  Strome  bei  Orsova  und  Turn-Severin  und 
in  zwei  Seitenarmen  der  Donau  Schutz  und  von  Giurgiu 
abwärts  liegt  der  nächste  sichere  Hafen  erst  auf  346  km 
entfernt  in  Braila. 

Durch  derartige  Schutzhäfen,  welche  zumeist  ohne 
grosse  Kosten  schon  durch  Ausbaggerung  alter  Donauarme 
und  deren  Versicherung  mittels  Schutzbauten  hergestellt 
werden  könnten,  wäre  es  möglich,  die  Schiffahrt  auch 
während  der  Wintermonate,  wenn  der  Frost  zeitweilig  nach- 
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lässt,  immer  wieder  zu  eröffnen,  wodurch  die  heutige  Winter- 
sperre von  etwa  50  Tagen  wesenthch  verkürzt  würde. 

Als  im  öffentüchen  Interesse  wünschenswert  muss 
schhessHch  die  Ausgestaltung  des  Nachrichtendienstes  (Tele- 
graph, Telephon)  die  ganze  Donau  entlang  bezeichnet  werden. 

ad  4.  Bekanntlich  wurde  schon  der  im  Artikel  17  des 
Pariser  Friedensvertrages  vom  30.  März  1856  eingesetzten 
ständigen  Uferstaatenkommission  u.  a.  auch  die  Ausarbeitung 
einer  Schiffahrts-  und  Strompolizeivorschrift  übertragen. 
Die  Tätigkeit  dieser  üferstaatenkommission  wurde  aber  schon 
im  Jahre  1859  eingestellt  und  eine  einheitliche  Strompolizei- 
ordnung ist  auf  der  Donau  niemals  in  Geltung  getreten. 
Nur  auf  der  Donauseestrecke  Sulina  bis  Braila  bestehen 
diesfalls  international  geregelte  Verhältnisse.  Das  für  die 
Strecke  Braila  bis  Turn-Severin  ausgearbeitete  Schiffahrts- 
reglement ist  nicht  in  Vollzug  gesetzt.  Für  die  Strecke 
Turn-Severin  bis  Moldova  gibt  es  besondere  Vorschriften 
und  von  Moldova  aufwärts  bis  Regensburg  sind  von  den 
Uferstaaten  Ungarn,  Österreich  und  Bayern,  jedoch  nicht  ein- 
heitlich verfasste  Reglements  erlassen  worden.  Die  Donau 
als  Grossschiffahrtsweg  verlangt  aber  eine  gemein- 
same, möglichst  vereinheitlichte  Schiffahrts- 
ordnung, wobei  alle  Signal-  und  Fahrvorschriften  gleich- 
artig bestimmt  werden  können.  Für  einzelne  besonders 
schwierige  Strecken,  wie  für  die  Lokalabschnitte  Eisernes 
Tor,  Katarakte,  Struden  und  Kachlet  müssen  infolge  ihrer 
subtileren  Navigationserfordernisse  Sondervorschriften  als 
Zusatzbestimmungen  vereinbart  werden.  Desgleichen  müssten 
alle  polizeilichen  und  Hafenvorschriften,  ferner  die  sanitäts- 
polizeilichen Bestimmungen  bei  Epidemien  (Quarantäne)  und 
die  Zollformalitäten,  die  Aichungs-  und  Dampfkesselunter- 
suchungsvorschriften vereinheitlicht  und  vereinfacht  werden. 

Schliesslich  möchte  ich  der  Meinung  Ausdruck  geben, 
dass  die  Ausarbeitung  eines  einheitlichen  Regulierungsplanes, 
die  Bestimmung  der  Reihenfolge  der  Inangriffnahme  und 
Fertigstellung  der  wasserbaulichen  Arbeiten,  die  Prinzipien 
für  die  Aufteilung  aller  Lasten  der  gemeinsam  zu  verein- 
barenden Herstellungen  jeglicher  Art,   die  Organisation  des 
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Erhaltungs-  und  Überwachungsdienstes  ihrer  Natur  nach 
Aufgaben  darstellen,  mit  welchen  sich  die  im  Sinne  des  Leit- 
satzes I  einzusetzenden  zwischenstaatlichen  Fachausschüsse 
zu  befassen  haben  werden. 

Soferne  die  geehrte  Konferenz  diese  Auffassung  für 
richtig  findet,  wird  in  den  zu  erstattenden  Vorschlägen  an 
die  hohen  Regierungen  hierauf  Bedacht  zu  nehmen  sein. 
Ich  erlaube  mir  nunmehr  den  Leitsatz  II  in  folgender  Fassung 
zur  Annahme  zu  empfehlen: 

Leitsatz  II. 

Die  Notwendigkeit  der  Ausgestaltung  der  Donau  zum 
Grosschiffahrtswege  wird  allgemein  anerkannt. 

Als  die  wichtigsten  nautischen  und  technischen  Erfor- 
dernisse der  Donaugrosschiffahrt  sind  zu  bezeichnen: 

1.  Eine  Stromgeschwindigkeit,  welche  die  Sicherheit 
und  Wirtschaftlichkeit  der  Schiffahrt  gewährleistet. 

Genügende  Fahr- Breiten  und  -Tiefen,  auch  bei  nied- 
rigstem Wasserstand,  um  eine  wirtschaftliche  ununterbrochene 
Verkehrsabwicklung  gleichzeitig  zu  Tal  und  zu  Berg  sicher- 
zustellen. 

Eine  lichte  Höhe  der  Brücken,  Fährenseile  und  dergl., 
welche  die  Durchfahrt  mit  modernen  Dampfern  auch  bei 
Hochwasser  gestatten. 

2.  Einwandfreie  Erhaltung  der  Fahrstrassen  und  Be- 
zeichnung (Vermalung)  derselben  für  den  Tag-  und  Be- 
lichtung für  den  Nachtbetrieb. 

3.  Winterhafeneinrichtungen  zum  Zwecke  der  mög- 
lichsten Abkürzung  jener  Perioden,  während  welcher  infolge 
des  Eisganges  die  Schiffahrt  ruhen  muss. 

4.  Gemeinsame  strompolizeiliche  Vorschriften  und  ent- 
sprechende Überwachung  derselben.  Vereinfachung  der  Haf en- 
und  Sanitätspolizei  und  der  Zollformahtäten  zum  Zwecke 
der  Beschleunigung  der  Abfertigung. 
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ni.  Kanalverbindungen. 

Mit  der  Frage  der  Kanäle  haben  sich  berufene  Fach- 
autoritäten beschäftigt.  Ich  habe  mir  nur  erlaubt,  in  meinen 
Leitsätzen  auch  der  Kanäle  Erwähnung  zu  tun,  um  ihre 
hohe  Wichtigkeit  auch  vom  Standpunkte  der  Donauschiff- 
fahrtsinteressen  nicht  ununterstrichen  zu  lassen.  Ohne  den  be- 
züglichen Anträgen  meiner  illustren  Korreferenten  präjudi- 
zieren  zu  wollen,  stelle  ich  folgenden  Antrag: 

Leitsatz  III. 

„Die  Donau  ist  mit  dem  Rhein,  der  Oder  und  der  Elbe 
durch  Kanäle  zu  verbinden." 

IV.  Binnenschiffahrtsgesetze. 

Schon  in  der  gemeinsamen  Konferenz  der  Mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine  im  Jahre  1906  in  Wien  wurden 
bezügUch  des  Binnenschiffahrtsrechtes  Leitsätze  angenommen, 
welche  in  erster  Reihe  die  Unifizierung  des  Binnenschiff- 
fahrtsrechtes für  die  dem  mitteleuropäischen  Verkehrssystem 
angehörigen  Stromgebiete  der  Donau,  der  Weichsel,  der 
Elbe  und  des  Rheins,  insbesondere  in  Betreff  des  öster- 
reichischen, ungarischen  und  deutschen  Verkehrsgebietes, 
unter  Anlehnung  an  das  deutsche  Binnenschiffahrtsgesetz 
beantragen. 

Unter  Punkt  2  dieser  Leitsätze  heisst  es:  ,. Falls  die 
Bestimmungen  des  allgemeinen  Rechtes  eine  solche  Unifi- 
zierung nicht  gestatten,  ist  wenigstens  über  die  grundsätzliche 
Gestaltung  der  Bestimmungen  für  den  Frachtvertrag,  die 
rechtliche  Stellung  des  Schiffseigners  der  Schiffe,  sowie  der 
Schiffsbesatzung  und  Schiffsmannschaft,  endlich  auch  über 
die  Behandlung  des  Schiffspfandrechtes  eine  Verständigung 
unter  den  beteiligten  Staaten  erforderlich." 

Das  in  Deutschland  seit  dem  Jahre  1895  giltige  Gesetz, 
betreffend  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt, welches  im  Zusammenhange  mit  der  Neuredaktion 
des  deutschen  bürgerlichen  und  des  Handelsgesetzbuches  im 
Jahre  1900  in  gewissen  Belangen  eine  Änderung  erfuhr,  hat 
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—  wie  ohne  weiteres  zugegeben  werden  soll  —  in  Deutsch- 
land Anklang  gefunden. 

In  Österreich,  wo  ein  derartiges  Gesetz  nicht  erschienen 
ist,  wo  weiters  auch  noch  das  alte  bürgerliche  und  das 
Handelsgesetzbuch  mehr-minder  unverändert  in  Kraft  stehen, 
fehlt  es  nicht  an  Stimmen,  welche  die  Adoptierung  des 
deutschen  Binnenschiffahrtsgesetzes  für  die  Donau  und  ihre 
Nebenflüsse  fordern.  So  hat  auch  zuletzt  der  Berichterstatter 
der  am  4.  September  1916  in  Budapest  abgehaltenen  Donau- 
konferenz —  unter  Hinweis  auf  die  eingangs  erwähnten 
1906-er  Beschlüsse  unserer  Vereine  —  eine  Resolution  unter- 
breitet, wonach  er  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Privat- 
rechtes der  Binnenschiffahrt  für  die  Donau  und  mit  der- 
selben verbundenen  Wasserstrassen  unter  möglichster  An- 
lehnung an  das  deutsche  Binnenschiffahrtsgesetz  empfiehlt, 
ein  Antrag,  den  sich  auch  die  Donaukonferenz  zu  eigen  ge- 
macht hat. 

Wenngleich  ich  im  Geiste  der  dem  Beschlüsse  der  mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  zugrundeliegenden  Ten- 
denzen die  Notwendigkeit  der  Schaffung  eines  einheitlichen 
Binnenschiffahrtsgesetzes  für  das  durch  die  auszubauenden 
Kanäle  erweiterte  gesamte  Stromgebiet  anerkenne,  so  sehr 
muss  ich  befürchten,  dass  die  Schaffung  solcher  alle  ein- 
schlägigen Materien  umfassenden  Gesetze,  welche  erst  nach 
Verabschiedung  durch  die  Parlamente  sämtlicher  in  Frage 
kommenden  Staaten  einheitlich  zur  Geltung  kommen  können, 
für  die  praktischen  Erfordernisse  der  nahen  Zukunft  kaum 
rechtzeitig  das  Licht  der  Welt  erblicken  würden.  Ich  halte 
es  daher  für  zweckdienlicher,  vorläufig  nach  Tunlichkeit  ver- 
einheitlichte Einzelvereinbarungen  im  Sinne 
des  eingangs  erwähnten  Punktes  2  der  1906er  Leitsätze  für 
das  zunächst  in  Betracht  kommende  Gebiet  der  Donau,  ihrer 
Nebenflüsse    und    bestehenden    Kanäle    allein    zu   schaffen. 

Von  grundlegender  Wichtigkeit  für  alle  am  Schiffahrts- 
wesen interessierten  Kreise  —  Verfrachter  sowohl  als  Fracht- 
führer —  ist  die  Struktur  des  jeweils  geltenden  Betriebs- 
reglements, der  Bedingungen,  unter  welchen  der  Fracht- 
führer mit  dem  Verfrachter  in  Verkehr  zu  treten  gemllt  ist. 
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Die  Betriebsreglements  der  verschiedenen  Schiffahrtsgesell- 
schaften Deutschlands,  Österreichs,  Ungarns  und  der  Balkan- 
länder fussen  bekanntlich  auf  den  Grundprinzipien,  welche 
die  Legislativen  in  den  zivilrechtlichen  Bestimmungen  der 
betreffenden    Länder    —    bürgerliches    und    Handelsgesetz 

—  niedergelegt  haben.  So  weit  die  Bestimmungen  dieser 
Zivilgesetze  jus  cogens  (zwingendes  Recht)  darstellen,  sind 
die  Schiffahrtstreibenden  an  ihre  strikte  Befolgung  gebunden, 
soweit  es  sich  um  jus  dispositivum  (Recht  der  freien  Ver- 
einbarung) handelt,  ist  der  Schiffer  berechtigt,  diese  Grund- 
lagen ja  nach  den  besonderen  Verhältnissen  seines  Betriebes 
zu  adaptieren. 

Das  gegenwärtig  in  Geltung  befindliche  Betriebsreglement 
der  Ersten  k.  k.  priv.  Donau- Dampfschiffahrts-Gesellschaft, 
der  kön.  ung.  Fluss-  und  Seeschiff ahrts- Aktiengesellschaft 
und  der  Süddeutschen  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft 
hat  sich  an  das  frühere  österreichische  Eisenbahn-Betriebs- 
reglement  angelehnt.  Diese  Koinzidenz  ist  dem  Umstände 
zuzuschreiben,  dass  speziell  in  Österreich-Ungarn  der  Ver- 
kehr der  Donauschiffahrt  hauptsächlich  auf  den  Konnex  mit 
jenem  der  Eisenbahnen  bedacht  sein  musste  und  es  daher 
nur  im  allseitigen  Interesse  gelegen  war,  wo  immer  nur 
möglich,  die  tunlichste  Übereinstimmung  in  den  Bestimmun- 
gen der  beiden  Verkehrszweige  herzustellen. 

Es  liegt  hierin  der  wichtigste  Unterschied  gegenüber 
dem  deutschen  Binnenschiffahrtsgesetz,  welches  naturgemäss 
bei   der  so   regen  Wechselbeziehung   der  deutschen  Ströme 

—  Elbe,  Rhein  und  Oder  —  mit  der  Seeschiffahrt  weniger 
zugeschnitten  ist  auf  dem  Wechselverkehr  zwischen  Eisen- 
bahnen und  Schiffahrt,  wie  er  auf  dem  Stromgebiete  der 
Donau  stattfindet.  Es  zeigt  sich  dieser  Unterschied  u.  a. 
auch  in  der  Wahl  des  Frachtpapieres  :  in  Deutschland  ist 
es  der  Ladeschein,  Connossement,  das  Frachtpapier  der 
Seeschiffahrt,  das  im  Flusschiffahrtsverkehre  heimisch  ge- 
worden ist ;  in  Österreich-Ungarn  ist  es  der  Frachtbrief,  das 
Frachtpapier  der  Eisenbahnen. 

In  den  letzten  Jahren,  nicht  zuletzt  unter  der  Wirkung 
der  Verfrächterkreise  der  P]lbe,  also  eines  Stromes,  der  die 


74 


regsten  kommerziellen  Beziehungen  mit  Deutsehland  und 
seinem  Seehafen  Hamburg  unterhält,  hat  sich  jedoch  auch 
in  Österreich-Ungarn  eine  Bewegung  gewisser  Kreise  geltend 
gemacht  und  durchzusetzen  gewusst,  dem  Ladeschein  auch 
auf  der  Donau  und  ihren  Nebenflüssen  einen  entsprechenden 
Geltungsbereich  zu  eröffnen. 

Die  Schiffahrtsgesellschaften  haben  die  längste  Zeit 
diesen  Tendenzen  Widerstand  entgegengesetzt,  der  auf  den 
Erfahrungen  ihrer  langjährigen  Geschäftstätigkeit  beruhte, 
dass  zwischen  den  kommerziellen,  legislativen,  sozialen,  poli- 
tischen und  ökonomischen  Verhältnissen  Deutschlands  und 
seiner  Ströme  ein  nicht  genug  zu  betonender  Unterschied 
gegenüber  den  korrespondierenden  Verhältnissen  auf  der 
Donau  besteht,  Unterschiede,  die  bereits  in  zahlreichen 
Denkschriften  etc.  hingewiesen  wurde  und  deren  Aufzäh- 
lung sich  hier  zunächst  erübrigt. 

Die  österreichische  Regierung  hat  sich  jedoch  die  Er- 
wägungen jener  Kreise,  die  den  Ladeschein  auch  auf  der 
Donau  und  ihren  Nebenflüssen  propagieren,  zu  eigen  ge- 
macht und  als  Resultat  der  hierüber  gepflogenen  Verhand- 
lungen, also  ein  Kompromiss,  stellt  sich  ein  seitens  der 
Ersten  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft  und 
der  Süddeutschen  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft  unter 
dem  Vorsitze  des  k.  k.  Handelsministeriums  vorbereiteten 
Entwurf  eines  Betriebsreglements  dar,  in  welchem,  aller- 
dings zunächst  mit  gewissen  Beschränkungen,  die  Abferti- 
gung der  Sendungen  fakultativ  entweder  auf  Frachtbrief 
oder  auf  Ladeschein  erfolgt. 

Unter  den  Einschränkungen  ist  hervorzuheben,  dass 
vorerst  die  Ausstellung  des  Ladescheines  in  den  Stationen 
der  Balkanländer  nicht  ins  Auge  gefasst  wurde,  weil  die 
juristische  Fundierung  der  Belehnbarkeit  des  Ladescheines, 
dieses  Hauptvorteiles,  welcher  diesem  Papiere  innewohnt, 
in  diesen  Ländern  nicht  voll  gegeben  erscheint. 

Im  übrigen  wurde  der  erwähnte  Entwurf  eines  neuen 
Betriebsreglements  einer  grundlegenden  Modernisierung  an 
der  Hand   des   unterdessen  erschienenen   neuen  Eisenbahn- 
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Betriebsreglements  unterzogen,  der  ganze  Stoff  in  ein  bisher 
fehlendes  strenges  System  gebracht  und  namentlich  auch 
jene  Partie,  welche  besonders  zu  Klagen  Anlass  gegeben 
hatte,  d.  i.  der  Teil  des  Betriebsreglements,  welcher  von 
der  Haftung  der  Gesellschaft  als  Versichernde  u.  s.  w.  als 
Zwangsversichernde  handelt,  im  Sinne  der  modernsten  Auf- 
fassung revidiert  und  hiebei  die  bisherige  klassenmässige 
Haftungsgrenze  ziffermässig  wesentlich  erhöht. 

Es  bildet  daher  dieser  Entwurf  meiner  Ansicht  nach 
ein  wirklich  brauchbares  und  verwendbares  Instrument  für 
die  Schiffahrtsunternehmungen  sämtlicher,  am  Donauverkehr 
interessierten  Staaten. 

Es  könnte  daher  der  erwähnte  Entwurf  als  eine  wirklich 
zweckdienliche  Grundlage  für  eine  vorläufige  Einzelverein- 
barung der  interessierten  Zentralmächte  bezeichnet  werden, 
weshalb  ich  mir  die  Anregung  erlaube,  in  der  im  Sinne 
des  Leitsatzes  I  an  die  österreichische  Regierung  zu  er- 
folgenden Unterbreitung  die  Bitte  zu  richten,  diesen  Entwurf 
nach  nochmaliger  Durchsicht  den  Regierungen  Deutschlands, 
Ungarns  und  Bulgariens  als  Grundlage  für  ein  gemeinsames 
Reglement  ihrer  in  Betracht  kommenden  Schiffahrtsgesell- 
schaften anzuempfehlen. 

Nicht  erledigt  wären  hiedurch  allerdings  jene  Fragen, 
welche  sich  der  einseitigen  Regelung  durch  den  Fracht- 
führer im  Rahmen  seiner  Verfrachtungsbedingungen  ent- 
ziehen und  welche  einzig  und  allein  den  hierüber  seitens 
der  Legislative  erlassenen  Verfügungen  unterliegen.  Es  be- 
trifft dies  namentlich  und  in  erster  Linie  die  Frage  der 
Haftung  des  Frachtführers  gegenüber  Dritten,  bezw.  infolge 
Beschädigung  von  Sachen  und  Personen  im  Betriebe  seines 
Gewerbes.  In  dieser  Beziehung  ist  allerdings  das  deutsche 
Binnenschiffahrtsgesetz  der  Legislatur  anderer  Staaten  voran- 
geeilt und  hat  in  richtiger  Erkenntnis  der  realen  Verhält- 
nisse die  ihm  zweckdienlich  scheinenden  Verfügungen  er- 
lassen. Aus  diesem  Grunde  wäre  eine  Anlehnung  an  das 
deutsche  Binnenschiffahrtsgesetz  wünschenswert  und  dem 
zwischenstaatlichen  Zentralausschusse  als  zu  wählende  Grund- 
lage bestens  zu  empfehlen. 
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Anders  steht  es  mit  der  ebenfalls  von  Elbeinteressenten 
ausgegangenen  Anregung.  Die  Frage,  inwieweit  schwimmende 
Objekte  belehnbar  gestaltet  werden  sollen,  nach  deutschem 
Muster  zu  regeln.  Die  Erfahrungen,  die  in  dieser  Hinsicht 
speziell  auf  der  Elbe  gemacht  wurden,  lassen  es  nicht 
wünschenswert  erscheinen,  die  leichte  Belehnbarkeit  des 
Schiffsobjektes  zu  konstruieren,  weil  hiedurch  ein  Proleta- 
riat geschaffen  werden  würde,  das  den  Keim  des  Unter- 
ganges naturgemäss  von  vorneherein  in  sich  selbst  trägt. 
Die  heutigen  Verhältnisse  beweisen  allseits  die  Tendenz  der 
Schaffung  grosser  Industrien,  grosser  Verkehrsunterneh- 
mungen u.  s.  w.,  welche  allein  durch  die  Macht  ihrer  Mittel 
in  der  Lage  sind,  allen  jenen  Anforderungen  zu  entsprechen, 
die  der  enorm  gewachsene  Verkehr  und  die  mit  ihm  ver- 
bundene Kompliziertheit  der  geschäftlichen  Verhältnisse  mit 
sich  bringen.  Für  Kleinschiffer,  für  welche  allein  die  Be- 
lehnbarkeit des  Schiffsobjektes  in  Frage  kommt,  ist  heute 
kein  Platz  mehr  und  künsthche  Grundlagen  für  ihre  Schaffung 
zu  bilden,  wäre  meines  Erachtens  eine,  auch  vom  Stand- 
punkte des  Verfrachters  verfehlte  Verkehrs-  und  Handels- 
politik. 

Bezüglich  der  in  den  Geltungsbereich  der  ström-, 
hafen-  und  sanitätspolizeilichen  sowie  der  zollämtlichen 
Vorschriften  gehörenden  Einzelvereinbarungen  verwaltungs- 
rechtlicher Natur  verweise  ich  auf  meine  unter  Leitsatz  H 
gestellten  Anträge. 

Ich  möchte  zum  Schlüsse  nur  noch  darauf  hinweisen, 
dass  es  bei  der  Regelung  dieser  Fragen  —  wie  es  auch  bei 
Erlassung  des  deutschen  Binnenschiffahrtsgesetzes  der  Fall 
gewesen  ist  —  bewährte  Fachleute  aus  dem  Kreise  der 
Schiffahrtstreibenden  heranzuziehen  wären,  um  zu  vermeiden, 
dass  die  Gesichtspunkte  dieses  so  wichtigen  Berufes  gegen- 
über anderen  Kreisen  hintangesetzt  werden.  Hienach  empfehle 
ich  folgenden  Leitsatz  IV  zur  Annahme : 
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Leitsatz  IV. 


„Die  Schaffung  eines  einheitlichen  Binnen  Schiffahrts- 
gesetzes für  die  Donau,  die  Wasserstrassen  und  Ströme, 
welche  mit  derselben  in  Verbindung  gebracht  werden,  ist 
in  Ansehung  der  zukünftigen  erweiterten  Verkehrsbeziehun- 
gen notwendig. 

Zwischenzeitig  soll  mit  einer  Reihe  gemeinsamer,  nach 
Tunlichkeit  vereinheitlichter  Einzelvereinbarungen  verwal- 
tungs-  und  privatrechtlicher  Natur  das  Auslangen  gefunden 
werden." 

V.  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Eisen- 
bahnen und  der  Schiffahrt. 

Es  ist  allgemein  bekannt  und  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  auch  selbstverständhch,  dass  die  Eisenbahn  vielfach 
bestrebt  ist,  gegen  die  Konkurrenz  der  Flusschiffahrt  mit 
verschiedenen,  namentlich  tarifarischen  Massnahmen  anzu- 
kämpfen. Dieser  Konkurrenzkampf  hat  sich  ganz  natur- 
gemäss  entwickelt. 

Speziell  an  der  Donau  ist  lange  vor  Schaffung  der 
ersten  Eisenbahn  die  Schiffahrt  schon  ein  hochentwickeltes 
Transportmittel  gewesen.  Die  neugeschaffene  Eisenbahn  hat 
demnach  nicht  bloss  auf  ihren  zur  Donau  parallel  gelegenen 
Routen,  sondern  in  weiterem  Ausgreifen  auch  hinsichtlich 
der  Zuführung  und  Fortsetzung  von  Transporten  die  Donau- 
route als  zu  bekämpfende  Konkurrenz  angesehen.  Aus  diesem 
Bestreben  heraus  würde  häufig  schon  bei  Tracierungen  der 
Bahnen  darauf  Bedacht  genommen,  dass  sie  nicht  bloss 
eine  Fortsetzung  und  Ergänzung  der  Schiffahrt  sein,  sondern 
vielmehr  den  Verkehr  von  dem  Donauwege  möglichst  fern- 
halten sollen. 

Diese  Tendenz  ist  zur  Zeit  des  Privatbahnensystems  — 
einzelne  Privatbahnen  in  Österreich-Ungarn  ausgenommen, 
welche  eigene  Schiffahrten  zur  Alimentierung  ihrer  Linien 
unterhielten  —  am   schärfsten  in  die  Erscheinung  getreten. 

Aber  auch  nach  den  Verstaatlichungen  und  bis  auf  den 
heutigen  Tag  lässt  sich  nahezu  überall  eine  mehr  oder 
minder  binnenschiffahrtsfeindliche  Eisenbahnverkehrspohtik 
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nachweisen,  was  besonders  in  Staaten,  in  welchen  sich 
Staatseisenbahnen  und  entweder  staatlicbo  oder  staatHch 
subventionierte  Schiffahrtsunternehmungen  gegenüber  stehen 
—  und  dies  ist  mehr  oder  weniger  in  sämtlichen  Donau- 
uferstaaten der  Fall  — ,  vielfach  als  zweckwidrig  bezeichnet 
werden  muss. 

Selbst  in  Deutschland,  wo  die  bessere  Wertung  des 
harmonischen  Zusammenwirkens  zwischen  Eisenbahn  und 
Binnenschiffahrt  zum  allgemeinen  Wohle  bereits  mehr  denn 
anderwärts  durchgedrungen  ist,  hat  vor  ungefähr  10  Jahren 
noch,  unter  vielen  anderen,  der  ehemalige  Präsident  der 
kgl.  Eisenbahndirektion  Cassel,  Ullrich,  in  der  Wasserstrasse 
den  heftigsten  Gegner  der  Eisenbahnen  erblickt  und  als 
oberstes  Gebot  der  Eisenbahnpolitik  die  Erschwerung,  ja 
sogar  die  Unterbindung  der  Schiffahrtsverkehre  bezeichnet. 
Ähnliche  Auffassungen  finden  sich  auch  heute  noch. 

Als  landläufigste  Konkurrenzmittel  der  Eisenbahn  gegen 
die  Schiffahrt  waren  und  sind  zunächst  die  Unterlassung 
der  Herstellung  von  Geleiseverbindungen  zum  Donauufer, 
dann  die  Langsamkeit  und  Teuerung  der  Umschlagsmani- 
pulation und  im  Zusammenhange  hiemit  die  Einhebung  von 
Wagenstandsgeldern  und  die  Überwälzung  der  Kosten  der 
Umschlagseinrichtungen  auf  die  Schiffahrt  allein  u.  dgl.  in 
Übung. 

Eine  Ergänzung  dieser  schon  von  vorneherein  auf  die 
Drosselung  der  Schiffahrt  berechneten  Massregeln  bildet 
eine  Reihe  besonderer  Tarif massnahmen,  als  da  sind :  Saison- 
eisenbahntarife mit  Giltigkeit  nur  für  die  Dauer  des  offenen 
Schiffahrtsverkehres,  Refaktien  mit  der  Bindung  an  die 
ausschliessliche  Benützung  des  Bahnweges,  vielfach  prohi- 
bitiv  wirkende  Ufergeleise,  Waggonzuschub-  und  sonstige 
Überführungsgebühren  und  dergl. 

Gegenüber  diesem,  gewiss  auch  den  höheren  staats- 
wirtschaftlichen Interessen  nicht  mehr  dienlichen  System 
kann  die  Binnenschiffahrt  wohl  Anspruch  darauf  erheben,  dass 
sie  von  den  Eisenbahnen  in  den  gemeinsamen  Umschlags- 
verkehren als  Anschlussverwaltung  angesehen  und 
behandelt  werde.  Aus   der   Anerkennung    dieses    Prinzipes 
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folgen :  die  Schaffung  und  Ausgestaltung  kombinierter 
Eisenbahn-  und  Schiffahrtstarife,  die  Einführung  direkter 
Frachtbriefe  für  den  Eisenbahn-  und  Schiffsdurchlauf,  die 
Auflassung  von  Ufergeleisegebühren,  Überführungsgebühren 
und  dergl.,  die  —  nach  Massgabe  der  speziellen  Verhält- 
nisse und  unter  Berücksichtigung  der  betreffenden  Rela- 
tionen zu  erfolgende  —  eventuelle  Einbeziehung  der  in 
Betracht  kommenden  Uferstrecke  in  die  allgemeinen  Tarife 
der  Eisenbahn.  Hiebei  verschliesse  ich  mich  keineswegs  der 
Berechtigung,  dass  die  Eisenbahn  zur  Erhaltung  solcher 
Transporte,  welche  ihr  naturgemäss  zustehen,  geeignete 
Tarifmassnahmen  treffe.  Vorerst  sollte  aber  der  Weg  einer 
Verständigung  mit  den  eventuell  konkurrierenden  Wasser- 
strassen bezw.  Schiffahrtsunternehmungen  angebahnt  werden, 
wie  dies  beispielsweise  in  wichtigeren  Relationen  der  österr.- 
ungarischen  und  der  Orientverkehre  in  den  neunziger 
Jahren  in  Österreich-Ungarn  der  Fall  gewesen  ist.  Dagegen 
sind  solche  Konkurrenzmassnahmen,  bei  welchen  ohne  wirt- 
schaftlichen Effekt  sogar  die  vernünftige  Selbstkostengrenze 
der  Eisenbahnfrachtberechnung  ausseracht  gelassen  wird, 
nur  um  der  Schiffahrt  naturgemäss  zustehende  Transporte 
vom  Wasserwege  abzulenken,  als  verkehrspolitischer  Miss- 
griff zu  bezeichnen. 

Ganz  besonders  in  der  zu  gewärtigenden  Periode  er- 
höhter Verkehrsbedürfnisse  bei  niemals  genügenden  Ver- 
kehrsmitteln liegt  es  nicht  nur  im  allgemein  staatswirtschaft- 
lichen und  eisenbahnfiskalischen,  sondern  vielfach  auch  im 
Interesse  einer  ordentlichen  Abwicklung  des  legitimen  Eisen- 
bahnverkehres, dass  die  grössere  Beteiligung  der  Schiffahrt 
an  der  Befriedigung  des  öffentlichen  Verkehrsbedürfnisses 
seitens  der  Eisenbahn  einer  angemessenen  Unterstützung 
teilhaftig  werde. 

Allerdings  darf  sich  hiebei  die  Eisenbahn  nicht  mehr 
auf  den,  von  hervorragenden  Fachleuten  oft  betonten  Stand- 
punkt stellen,  dass  der  legitime  Verkehr  der  Schiffahrt  sich 
auf  die  Beförderung  billiger  Massengüter  zu  beschränken  habe. 

Die  Schiffahrt  hatte  namentlich  auf  der  Donau  von 
Haus    aus    wesentlich  umfassendere   Aufgaben    zu   erfüllen. 
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Es  sei  mir  gestattet,  hier  auf  die  Geschichte  der  seit 
dem  Jahre  1830  bestehenden  Ersten  k.  k.  priv.  Donau- 
Dampf  schiff  ahrts- Gesellschaf  t  hinzuweisen,  aus  welcher  klar 
hervorgeht,  welche  Pionierarbeit  das  ganze  Donautal  entlang 
bis  auf  die  wirtschaftlich  damals  unerforschtesten  Gebiete  des 
Balkans  und  der  Levante  geleistet  werden  musste,  um  das 
wirkungsvollste  Mittel  der  penetration  pacifique:  einen 
leistungsfähigen  Verkehr  einzurichten. 

Nach  schrittweiser,  mühsamer  und  kostspieliger  Schaffung 
aller  erforderlichen  Voraussetzungen  zu  Wasser  und  zu  Lande 
musste  schliesslich  eine  Reihe  von  Stationen  mit  entsprechen- 
den Einrichtungen,  namenthch  auch  mit  Magazinen  geschaffen 
und  die  Fahrbetriebsmittel  derart  eingerichtet  werden,  dass 
sie  auch  zur  Abwicklung  des  Stückgüterverkehres  geeignet 
waren.  Die  Schaffung  und  allmähliche  gewaltige  Ausbreitung 
des  Eisenbahnnetzes  konnte  die  Schiffahrt  natürlich  nicht 
dazu  veranlassen,  von  der  weiteren  Bedingung  eines  mit 
jahrzehntelangen,  wesentlichen  Opfern  eingerichteten  Ver- 
kehres Abstand  zu  nehmen. 

Auch  derzeit  weist  die  Donau  noch  weite  Gebiete  auf, 
innerhalb  welcher  die  Schiffahrt  zum  Teile  das  einzige,  zum 
Teile  —  selbst  im  Personenverkehre  —  das  entsprechendste 
Beförderungsmittel  darstellt. 

Aber  auch  dort,  wo  die  Eisenbahn  über  Parallellinien 
gebietet,  muss  der  Schiffahrt  ein  legitimes  Interesse  an  allen 
jenen  Verkehren  zuerkannt  werden,  in  welchen  sie  in  der 
Lage  ist,  den  Verfrachtern  durch  die  entsprechend  rasche 
und  zuverlässige  Bedienung  im  Zusammenhalte  mit  ange- 
messenen billigeren  Tarifen  Konvenienz  zu  bieten.  Falls  die 
Eisenbahnen  diesen  meines  Erachtens  einzig  gerechtfertigten 
Massstab  der  Verkehrsberechtigung  anzuerkennen  bereit 
sind,  wird  eine  den  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  wie  auch 
den  gegenseitigen  Verkehrsinteressen  Rechnung  tragende 
Verständigung  zA\ischen  Eisenbahn  und  Binnenschiffahrt  un- 
schwer zu  erzielen  sein. 

Als  hauptsächlichstes  Mittel  zur  gemeinsamen  Befriedigung 
der  öffentlichen  Verkehrsinteressen  müssen  unter  anderem 
nachfolgende  Einrichtungen  verwirklicht  werden :  Zunächst  auf 
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verkehrstechnischem  Gebiete  Ausgestaltung  der  Umschlags- 
einrichtungen (Kai-,  Gleis-  und  Verladeanlagen,  Zoll-  und 
sonstige  Magazine  u.  s.  w.)  an  den  derzeit  schon  bestehenden 
Binnenschiffahrts-Umschlagsstationen,  ferner  Neuerrichtung 
von  mit  allen  erwähnten  Hilfsmitteln  ausgestatteten  Um- 
schlagsplätzen an  den  sonstigen  grösseren  gemeinsamen 
Stationen,  welche  gleichzeitig  als  Winterhäfen  eingerich- 
tet sind. 

Hieher  gehört  auch  die  bereits  erwähnte  Notwendigkeit 
der  Schaffung  und  Ausgestaltung  kombinierter  Eisenbahn- 
und  Schiffahrtstarife  und  die  Einführung  direkter  Fracht- 
briefe für  den  Eisenbahn-  und  Schiffsdurchlauf,  ferner  in 
weiterer  Ausgestaltung  der  somit  zu  schaffenden  engeren 
Beziehungen  zwischen  Eisenbahn  und  Schiffahrt  die  Einbe- 
ziehung letzterer  in  jene  zwischen  den  Eisenbahnverwaltungen 
bestehenden  speziellen  Vereinbarungen,  welche  ihrem  Gegen- 
stande nach  auch  für  die  Schiffahrten  in  Betracht  kommen, 
z.   B.   Hilfsrouten-,   Verschleppungsübereinkommen  u.  s.  w. 

Eine  weitere  Voraussetzung  gedeihlicher  Entwicklung 
der  Binnenschiffahrtsverkehre  ist  die  Ausschaltung  der  bis- 
her fast  in  allen  Staaten  geübten  disparitätischen  Be- 
handlung der  Binnenschiffahrtswege  gegen- 
über dem  Seeverkehre. 

Gerade  der  jetzige  Weltkrieg  hat  vieKach  gelehrt  und 
beweist  es  noch  täglich,  welch'  grosse  Wichtigkeit  neben 
dem  Meere  auch  den  grossen  Binnenflüssen,  insbesondere 
dem  Donauwege  beizumessen  ist  und  dass  es  daher  auch  in 
Friedenszeiten  nicht  gerechtfertigt  werden  kann,  die  Binnen- 
schiffahrtsverkehre gegenüber  dem  Seewege  stiefmütterlich' 
ja  vielfach  prohibitiv  zu  behandeln. 

Ich  möchte  nur  einige  Beispiele  anführen,  aus  welchen 
die  in  allen  Ländern  geübte  tarifarische  Benachteiligung 
der  Binnenschiffahrts-Umschlagsverkehre  gegenüber  den  See- 
hafenverkehren beleuchtet  werden. 

So  z.  B.  erscheinen  in  den  Bahnanteilen  für  nahezu 
gleich  lange  Strecken  des  Levanteverkehres  und  des  Donau- 
umschlagsverkehres ungefähr  folgende  p]inheitssätze  pro 
tkm  zur  Verfügung  gestellt: 

6 
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1.)  Im  österr.-ungar.  Levantetarif  für  die  Strecke  Hieflau 
— Triest  (459  km), 

für  Güter  aller  Art  ä  5  t  299  ctsS  Einheitssatz  65  cts 
pro  tkm, 

für  Fagoneisen  ä  10  t  124  cts^  Einheitssatz  2-7  cts 
pro  tkm, 

demgegenüber  im  österr.  D.-U.-V.,  giltig  für  die  Balkan- 
länder, hinsichtlich  der  Strecke  Eger— Wien  (455  km) 
352  cts,  Einheitssatz  7-7  cts  pro  tkm  bezw. 
132  cts,  Einheitssatz  2*9  cts  pro  tkm. 
2.)  Im  Levantetarif :  Krainburg — Triest  (169  km) 
Fa^oneisen  ä    5  t  50  cts\  Einheitssatz  2*9  cts  pro  tkm 
im   Ö.D.U.V.  Blansko— Wien  (170  km)  85  cts  Einheits- 
satz 5  cts  pro  tkm. 

3.)  Im  Levantetarif  Feldkirchen  i.  K.  —  Triest  (232  km) 
Papier  ä  5  t  91  cts\  Einheitssatz  3-9  cts  pro  tkm 
Papier  ä  10  t  77  cts,  Einheitssatz  3*3  cts  pro  tkm 
im  Ö.D.U.V.  Budweis— Wien  (213  km)  116  cts,  Einheits- 
satz 5-4  cts  pro  tkm  bezw.  79  cts,  Einheitssatz  3*7  cts  pro  tkm. 
4.)  Im  Levantetarif  Osijek— Fiume  (534  km) 
Hohlglas   ä  10   t   115  cts,  Einheitssatz   21  cts  pro  tkm 
im   Ung.D.U.V.  Salgötarjän— Orsova  (526   km)    126    cts, 
Einheitssatz  2*4  cts  pro  tkm. 

5.)  Im  Levantetarif  Zagreb— Fiume  (229  km)  Papier  ä  10  t 
61  cts,  Einheitssatz  2*7  cts  pro  tkm 

im  Ung.D.U.V.  Tiszolcz— Budapest  D.U.B.  (266  km) 
115  cts,  Einheitssatz  51  cts  pro  tkm. 

6 )  Im  Levantetarif  Üszög— Fiume  (458  km) 
Tonwaren  (nicht  ordinäre)  ä  10  t  133  cts,  Einheitssatz 
2-9  cts  pro  tkm 

im  Ung.  D.U.V.  filesd— Orsova  (429  km)  139  cts,  Ein- 
heitssatz 3-3  cts  pro  tkm. 

Für  den  deutschen  Levantetarif  stehen  die  auf  die 
Eisenbahnen  und  für  die  Seestrecken  in  den  einzelnen 
Relationen  entfallenden  Einrechnungs-,   bezw.  Bezugsanteile 

^  Auf  Grund  der  iai  kurzcu  Wege  erhalteueii  Anteile  des  Österr. 
Lloyd  approxinialiv  ermittelt. 
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ziffermässig  nicht  zur  Verfügung.  In  welchem  Masse  daher  hier 
die  bahnseits  für  den  Seeverkehr  gewährten  Ermässigungen 
z.  B.  jene  im  norddeutschen  und  süddeutschen  Donauumschlags- 
verkehre über  Regensburg,  Passau  u.  s.  w.  übersteigen, 
kann  ich  auf  Grund  genauer  Daten  nicht  nachweisen.  Die 
Disparität  selbst  besteht  jedenfalls  im  hohen  Masse. 

Von  den  Balkanstaaten  sind  gleichfalls  für  den  See- 
verkehr bisher  viel  günstigere  Taxen  als  im  Donauverkehre 
bewilligt  worden. 

So  haben  die  bulgarischen  Staatsbahnen  bis  zum  Jahre 
1915  für  Eisenwaren  ä  10  t  rücksichthch  der  Strecke  Varna— 
Sofia  (584  km)  290  cts,  für  Salz  ä  10  t  von  Varna  nach 
Gorna— Orehovica  (268  km)  163  cts,  für  Getreide  ä  10  t 
Küstendjil— Varna  (707  km)  145  cts  zur  Verfügung  gestellt 
und  somit  für  diese  Artikel  Einheitssätze  pro  tkm  von  5, 
61  und  2  cts  gewährt,  während  sich  aus  ihren  Anteüen  im 
Donauverkehre  über  Somovit  für  ungefähr  gleich  lange 
Strecken  hinsichtlich  der  genannten  Artikel  Einheitstaxen 
von  5-5,  72  bezw.  2*8  cts  ergeben. 

Was  Rumänien  betrifft,  so  erscheinen  in  der  Zeit 
bis  Juh  1916  im  Seehafenverkehre  für  landwirtschaftliche 
Maschinen  ä  10  t  Konstanza— Burdujeni  (529  km)  229  cts 
Einheitssatz  4*3  cts  pro  tkm,  für  ordinäre  Eisenwaren,  sowie 
für  Fa(?oneisen  ä  10  t  Konstanza— Botosani  (559  km)  260  cts 
(Einheitssatz  46  cts  pro  tkm)  berechnet,  demgegenüber  im 
Donauumschlagsverkehre  via  Verciorova  für  die  gleichen 
Artikel  und  für  ungefähr  gleich  lange  Strecken  Einheitssätze 
von  6-2  cts.,  9-6  cts,  bezw.  6*4  cts  pro  tkm  eingehoben 
worden  sind. 

Ich  halte  es  für  eine  mit  allem  Nachdruck  zu  be- 
treibende Forderung,  dass  die  für  die  Seehafenverkehre  zu- 
gestandenen Tarifbegünstigungen  —  unter  Berücksichtigung 
der  betreffenden  Eisenbahnentfernungen  —  auch  für  die 
Binnenschiffahrts-Umschlagsverkehre  eingeräumt  werden. 

Für  eine  grundlegende  Voraussetzung  halte  ich  es 
ferner,  dass  alle  Uferstaaten  sich  die  paritätische  Behand- 
lung der  einen  regelmässigen  zwischenstaatlichen  Güter- 
verkehr unterhaltenden  Schiffahrtsunternehmungen  in  Bezug 
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auf  die  Frachtberechnung  und  Abfertigung  auf  ihren  Eisen- 
bahnen, sowie  auf  Zollbehandhmg,  ferner  Hafen-,  Dock- 
und  sonstige  Gebühren  gegenseitig  gewährleisten.  Auch  in 
Bezug  auf  die  Zölle  müsste  der  Binnenschiffahrtsweg  dem 
Eisenbahnwege  gleichgehalten  werden. 

Bezüglich  der  eben  behandelten  Materie  fasse  ich  nun- 
mehr meine  Anträge  folgendermassen  zusammen  •' 

Leitsatz  V. 

„Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Eisenbahnen 
und  der  Flusschiffahrt  sind  im  Geiste  einer  gedeihlichen 
Förderung  der  allgemeinen  wirtschaftspolitischen  und  der 
gegenseitigen  Verkehrsinteresssn  neu  zu  gestalten. 

Erschwernisse  in  den  Umschlagsverkehren,  disparitäre 
Bevorzugung  der  Seehäfen,  insbesondere  bezüglich  der 
Frachtenberechnung,  sind  zu  vermeiden. 

Alle  Uferstaaten  sollen  sich  gegenseitig  die  paritätische 
Behandlung  der  einen  regelmässigen  zwischenstaatlichen 
Güterverkehr  unterhaltenden  Schiffahrtsunternehmungen  ge- 
währleisten in  Bezug  auf  die  Frachtberechnung  und  Ab- 
fertigung auf  ihren  Eisenbahnen,  sowie  auf  Zollbehandlung, 
ferner  Hafen-,  Dock  und  sonstige  Gebühren. 

Der  Binnenschiffahrtsweg  soll  in  Bezug  auf  die  Zölle 
dem  Eisenbahn wege  gleichgehalten  werden." 

Die  Anträge  und  Anregungen,  welche  ich  Ihnen  zu 
unterbreiten  die  Ehre  hatte,  machen  natürlich  nicht  den  An- 
spruch auf  eine  erschöpfende  Darlegung  aller  in  Betracht 
kommenden  und  anzustrebenden  Verbesserungen  zur  Aus- 
gestaltung der  Binnenschiffahrtsverkehre.  Ich  hoffe  aber, 
durch  mein  Referat  im  Geiste  der  neuen  Richtlinien  mittel- 
staatlicher Wirtschaftsgemeinschaft  dazu  beigetragen  zuhaben, 
dass  mit  einer  nicht  mehr  zeitgemässen  Verkehrspolitik  ge- 
brochen und  der  Donaufrage  die  ihr  gebührende  Würdi- 
gung zugewendet  werde.  Der  Krieg  hat  hiezu  den  psycho- 
logischen Augenblick  gezeitigt.  (Lebhafter  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 
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Vors.  Exzellenz  Wekerle : 


Ich  erteile  nun  dem  nächsten  Referenten  Herrn  Gene- 
ralsekretär Steller  das  Wort  zu  seinem  Referate. 

Ref.  Generalsekretär  Steller: 

M.  H.! 

Bis  zum  letzten  Augenblicke  bin  ich  im  Zweifel  darüber 
gewesen,   ob  es  überhaupt  als  erforderlich  erachtet  werden 
könnte  oder  dürfte,  die  der  hohen  Versammlung  in  meinem 
Beschlussantrage   unterbreiteten  Auffassungen   und   Forde- 
rungen mit  einer  Begründung  zu  versehen.   Was  ich  zum 
Ausdruck   zu  bringen  gesucht  habe,   darf,  wie  ich   voraus- 
setze, als  die  Feststellung  einer  gemeinsamen  Überzeugung 
erachtet   werden,    die    sich    nicht   erst   aus   den  in  diesem 
Kriege   erworbenen    Erfahrungen    zu    entwickeln    brauchte. 
Haben  wir  schon,  bevor  dieser  Entscheidungskampf  um  das 
Recht  unseres   nationalen  Daseins   zur  grössten  Entfaltung 
der  unseren  Reichen  und  Staaten  innewohnenden  Kraft  und 
Macht  führte,   zu  einer  derartigen  Entfaltung,   dass   sie  den 
denkbar   höchsten    Grad   optimistischer    Erfahrungen    noch 
weit  überflügelte  —  haben  wir,   sage  ich,   schon  früher  auf 
unseren  Konferenzen  die  Herausbildung  einer  gemeinsamen 
Wirtschafts-  und  Verkehrspolitik  Mitteleuropas  als    ratsam 
und  erforderhch  betrachtet,  so  mag  es  heute  in  der  Tat  fast 
überflüssig   erscheinen,   darauf  hinzuweisen,   dass   sich  den 
Gründen,   die   bisher  für  unsere  Bestrebungen   und  Forde- 
rungen sprachen,  in  diesem  Kriege   neue  Tatsachenbelege 
zugesellt   haben,    die    zu    dringlicher    Behandlung    unserer 
Sache  mahnen. 

Es  möge  mir  gestattet  sein,  auf  Verhandlungen  unserer 
Vereine  in  früheren  Jahren  zurükzugreifen.  Wir  waren 
im  Jahre  1911  in  München.  An  den  Verhandlungen  nahm 
Seine  Majestät  König  Ludwig  HI.  von  Bayern,  der  aller- 
höchste Protektor  des  Bayerischen  Kanalvereines,  teil.  Ge- 
leitet wurden  die  Verhandlungen  auch  damals  von  Seiner 
Hoheit  Herzog  Ernst  Günther  von  Schleswig-Holstein.  Auf 
der  Tagesordnung  stand   u.    a.    das    Thema:    „Mittel    und 
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Wege,    den   Donauverkehr    zu    heben   und    den   Charakter 
dieser  Wasserstrasse  als  Bindemitttel  zwischen  Bayern  und 
Österreich-Ungarn  stärker  als  bisher  zu  betonen."  Wir  er- 
örtern heute  dieselbe  Angelegenheit,  nur  mit  der  gebotenen 
Erweiterung,  dass  wir  den  Charakter  der  Donau  als  Binde- 
mittel zwischen   dem  Deutschen  Reiche   und  Öster- 
reich-Ungarn   mit    allem   Nachdruck   betonen    wollen. 
Auch  hatte  ich  in  der  Tat  diese  allgemeinere  Aufgabe  schon 
damals  ins  Auge   gefasst.   Bei  einem  Hinblick   auf   unsere 
Schutzzollsysteme,  in  denen  eine  der  bisherigen  Hemmungen 
gegen  eine  erheblichere  Entwickelung  des  Donauverkehrs 
zu    erkennen    war,    musste    ich   —   und   heute    tue  ich    es 
wiederholt  —  aufmerksam  machen  auf  mannigfache  Gemein- 
samkeiten in  der  notwendigen  Wahrung  unserer  wirtschafts- 
politischen Interessen   gegenüber  Dritten,  auf  Gemeinsam- 
samkeiten,   die   mit   der  zukünftigen  Entwickelung  der  drei 
anderen    Weltreiche    immer  dringender    zur   Nachachtung 
und  zum  Zusammenwirken  aller  zu  Gebote  stehenden  wirt- 
schafthchen  Kräfte   mahnen  würden.   Als  gemeinsame  Auf- 
gabe  bezeichnete    ich   es   ferner   —   und  ich   bezeichne  es 
wiederholt  als   solche   — ,   Mittel   und  Wege   zu  finden  zur 
Verminderung    der    Produktionskosten,    namenthch    durch 
technische  Fortschritte,   und   zur  Verminderung  der  Beför- 
derungs-    und    Handelskosten,    namentlich    durch    Wasser- 
strassenbauten,  durch  zielbewusste  Verbesserung  vorhandener, 
durch  weitsichtige  Schaffung  neuer  Wasserstrassen.  In  der 
Verbindung  der  Donau  mit  dem  Rheingebiete  und,   wie  ich 
heute  mit  aller  Betonung  hinzufüge,  mit  dem  Oder-  und  mit 
dem  Elbegebiete  erblickte  ich  —  und  erblicke  ich  heute  um 
so  mehr   in  Würdigung   aller   in  diesem  Kriege  gemachten 
Erfahrungen  —  den  Kernpunkt  der  Frage,  wie  in  Vorsorge 
für  die  in  Zukunft  notwendig  wahrzunehmende  mitteleuro- 
päische Handelspolitik  der  Douauverkehr  zu  heben  ist  und 
wie  die  Donau  als  Bindemittel  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn stärker  als  bisher  nutzbar  gemacht  werden  kann. 
Mit  einer  gewissen  Zaghaftigkeit  war  ich  im  Jahre  1911 
an  die  mir  zugewiesene  Aufgabe  herangetreten,   denn   eine 
grosse  Anzahl  nicht   zu  unterschätzender  Bedenken  wollte 


sich  damals  immer  wieder  einer  offenen  Aussprache  über 
die  von  uns  gehegten  Wünsche  und  Hoffnungen  entgegen- 
stellen. Der  Krieg  hat  die  meisten  und  die  erheblichsten 
Bedenken  zunächst  abzuschwächen  und  dann  vollends  in 
den  Hintergrund  zu  drängen  vermocht,  denn  er  hat  uns 
eine  andere  als  die  bisherige  Betrachtungs-  und  Beurtei- 
lungsweise aufgenötigt,  statt  des  regressus  a  principiatis 
ad  principia  den  progresses  a  principiis  ad  principiata. 
Das  Allgemeine,  das  der  Besonderung  sein  unbedingtes 
Gebot  auferlegt,  ist  inzwischen  in  der  Notwendigkeit  er- 
kannt worden,  gegen  die  Wirkungen  einer  Absperrung 
Mitteleuropas  von  den  überseeischen  Gebieten,  die  uns  mit 
Gütern  nächsten  und  notwendigsten  Bedarfes  versahen,  in 
Zukunft  so  weit  wie  möglich  Vorsorge  zu  treffen.  Diese  be- 
steht darin,  dass  wir,  die  miteinander  verbundenen  Reiche,  in 
Zukunft  eine  ergiebigere,  alle  Möglichkeiten  ausnutzende  A  u  s- 
gleichungs-undErgänzungs  Wirtschaft  zwischen 
den  von  Natur  mehr  landwirtschaftlichen  Gebieten  nicht  nur 
in  den  eigenen  Ländern,  sondern  auch  innerhalb  der  Ge- 
samtheit unserer  Länder  zu  pflegen  haben  werden.  Wir 
müssen  die  dafür  nützlichen  Massnahmen  treffen,  um  in 
Mitteleuropa  die  inneren  Kräfte  der  Gütergewinnung,  der 
Güterumgestaltung,  der  Güterverwertung  in  inniger  Wechsel- 
wirkung der  uns  zur  Verfügung  stehenden  Schätze  und 
Kräfte  auf  das  erreichbar  höchste  Mass  zu  steigern.  Diesem 
Zwecke  wird  ein  umfassendes,  gründlich  durchzubildendes 
System  von  Massnahmen  der  gemeinsamen  Handels-  und 
Verkehrspolitik  dienstbar  zu  machen  sein. 

Wenden  wir  unser  Augenmerk  der  verkehrspolitischen 
Seite  der  Frage  zu,  so  erkennen  wir,  dass  unsere  gemein- 
same Forderung  die  Schaffung  eines  mitteleuropäischen 
Wasserstrassennetzes  sein  muss.  Von  dieser  allge- 
meinen Forderung  gelangen  wir  nach  Erwägung  der  in  Be- 
tracht kommenden  orographischen,  wirtschaftlichen,  militä- 
risch-politischen und  finanziellen  Verhältnisse  zu  vier  beson- 
deren Forderungen,  von  denen  zwei  der  staatsrechtlichen 
Zuständigkeit  des  Deutschen  Reiches,  die  beiden  anderen 
derjenigen  Österreich-Ungarns  angehören.   Von  den  ersten 


beiden  scheidet  aber  eine  für  unsere  heutige  Betrachtung 
aus,  da  sie  in  nur  mittelbarem  Zusammenhange  mit  den 
drei  anderen  steht,  d.  i.  die  Forderung  einer  durchgehenden 
Verbindung  zwischen  dem  Westen  und  dem  Osten  des 
Deutschen  Reiches  selbst,  zwischen  dem  Rheine  und  der 
Weichsel  durch  Einschaltung  des  noch  ausstehenden  Ver- 
bindungsgliedes zwischen  der  Leine  und  der  Elbe,  also 
zwischen  Hannover  und  Magdeburg.  Die  zweite  zu  erfüllen 
liegt  dagegen  unmittelbar  auch  im  Binnenschiffahrtsinteresse 
Österreich-Ungarns,  d.  i.  diejenige  einer  Verbindung  zwischen 
dem  Rheine  und  der  Donau  oder,  wie  es  in  den  vorge- 
legten Leitsätzen  heisst,  zwischen  dem  Rheingebiete  und 
der  Donau.  Wir  haben  in  einigen  Besprechungen  diese 
Fassung  wählen  zu  sollen  geglaubt,  weil  wir  damit  aus- 
drücken möchten,  dass  sich  an  die  Verbindung  zwischen 
dem  Rheine  und  der  Donau  noch  manche  andere  Aufgaben 
gemeinsamen  Interesses  knüpfen  werden,  deren  Lösung 
sehr  erwünscht  erscheint.  Ich  denke  mir  die  Mainmündung 
als  wichtigen  Knotenpunkt  des  Verkehres,  über  den  von 
und  nach  dem  Norden  in  der  Richtung  nach  und  von  der 
Donau  der  Verkehr  eine  gewaltige  weitere  Förderung  er- 
fahren wird,  wenn  auch  die  Gebiete  der  Saar  und  der 
Mosel,  ferner  der  Lahn  durch  Kanalisierungen  der  Flüsse 
in  den  Bereich  des  mitteleuropäischen  Wasserstrassennetzes 
einbezogen  werden,  während  von  und  nach  dem  Süden  die 
erstrebten  Anschlüsse  grösserer  Wirtschaftsgebiete  Deutsch- 
lands durch  die  Neckarkanalisierung  und  die  Oberrhein- 
regulierung oder  einen  Rheinseitenkanal  von  besonderer 
Bedeutung  für  den  Donauverkehr  zu  werden  vermögen.  Im 
Einzugsgebiete  der  Rhein-Main-Donauwasserstrasse  werden 
auch  die  mittel-  und  norddeutschen  Kaligewinnungsstätten 
liegen,  mit  denen  die  Verbindung  durch  einen  Werra-Main- 
Kanal  nebst  Werrakanalisierung  hergestellt  werden  kann, 
durch  ein  Verkehrswerk,  das  noch  einen  besonders  weg- 
kurzen Anschluss  über  die  Weser  nach  Bremen  und  der 
Nordsee  eröffnen  wird. 

In  derselben  Weise  sollen  im  ersten  Absätze  der  Leit- 
sätze die  angewandten  Ausdrücke  Elbe-  und  Odergebiet  auf 
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sächsische  Wasserstrassenpläne  und  auf  eine  Verbindung  der 
Oder  von  Glogau  mit  der  Warthe  und  der  Netze  hindeuten. 

Die  Pläne  für  den  Ausbau  der  Wasserstrassen  Rhein- 
Donau,  Oder-Donau  und  Elbe-Donau  werden  als  technisch 
hinreichend  geklärt  bezeichnet,  d.  h.  als  so  weit  geklärt, 
dass  wir  Forderungen  in  der  allgemeinen  Art,  wie  in  den 
Leitsätzen  bekundet,  zu  erheben  berechtigt  sind.  Für  Einzel- 
heiten der  Führungen  wollen  und  können  wir  uns  hier 
nicht  einsetzen ;  wir  wollen  und  können  uns  hier  nicht 
darauf  einlassen,  eine  Wahl  zwischen  den  in  Erwägung 
stehenden  Führungen  des  Prerau-Pardubitz-  oder  des  Donau- 
Oder-Kanals  zu  treffen  oder  zu  bestimmen,  wo  am  besten 
der  Main-Donau-Kanal  in  die  Donau  einmünden  sollte,  wo- 
bei ich  nur  das  Eine  bemerken  möchte,  dass  letzterer  Kanal, 
wenn  nach  Stepperg  (zwischen  Donauwörth  und  Neuburg) 
geführt,  als  ein  solcher  für  den  Verkehr  mit  Schiffen  von 
1000  Tonnen  Tragfähigkeit  hergestellt  werden  kann  und 
dass  in  diesem  Falle  die  natürliche  Folgerung  die  sein  wird, 
in  Ansehung  namentlich  der  grossen  militärisch-politischen 
Bedeutung  einer  grossschif  fahrtsfähigen  Rhein-Donau- Wasser- 
strasse auch  dieDonauzwischenPassauundSteppergzu  gleicher 
Leistungsfähigkeit  zu  bringen ;  anschliessend  wird  aufwärts 
von  Stepperg  bis  nach  Ulm  die  Ausführung  eines  Seitenkanals 
in   den  Aufgabenkreis  Deutschlands  einzubeziehen  sein. 

Über  die  den  geforderten  östlichen  Wasserstrassen  zu 
gebende  Leistungsfähigkeit  wird  noch  in  Einzelerwägungen 
einzutreten  sein.  Nur  im  Vorübergehen,  ohne  damit  eine 
Erörterung  veranlassen  zu  wollen,  möchte  ich  erwähnen, 
dass  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  unserer  gemeinsamen 
Wasserstrassenbestrebungen,  nach  der  durch  diesen  Krieg 
veranlassten  Erkenntnis  der  hohen  Bedeutung  leistungs- 
fähiger Wasserstrassen  HamlDurg  aufs  tiefste  die  unge- 
nügenden Fahrwasserverhältnisse  der  Elbe  beklagt  und  die 
Bildung  des  durch  das  Reichswasserstrassengesetz  vom 
24.  Dezember  1911  vorgesehenen  Elbe- Verbandes  nunmehr 
als  erwünscht  bezeichnet. 

Gerade  auch  aus  diesem  Beispiele  ersehen  wir  wieder, 
welch  hoher  Wert  einem  Netze   leistungsfähiger   mitteleuro- 
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päischer  Wasserstrassen  heute  von  berufener  Seite  beige- 
messen wird.  Es  zeigt  sich  da  die  Macht  des  als  heute  ge- 
boten bezeichneten  Beurteilungsverfahrens:  a  principiis  ad 
principiata.  Es  ist  dafür  durch  die  Erfahrungen  des  Krieges 
die  Voraussetzung  erstellt  worden,  diejenige  des  energi- 
schen Willens  zum  Interessenausgleiche  um  höherer  For- 
derungen willen,  zu  Opfern  gegen  Opfer  um  der  Erfüllung 
übergeordneter,  als  vital  anzuerkennender  Allgemeinzwecke 
willen.  Trifft  das  aber  hüben  wie  drüben  gleichmässig  zu, 
so  wird  man  nicht  weiter  berechtigt  sein,  vor  der  Gesammt- 
summe  der  für  die  drei  genannten  Hauptwerke  aufzu- 
wendenden Baukosten  zurückzuschrecken.  Die  Gesamtlage 
ist  eine  solche  durchaus  zwingender  Natur.  Und  wenn  wir 
heute  auch  im  Einzelnen  über  die  Aufbringung  der  Mittel 
bestimmte  Vorschläge  zu  machen  nicht  berufen  noch  be- 
fugt sein  mögen,  wir  dürfen  in  Ansehung  der  Gesamtlage, 
in  Ansehung  unserer  Selbsterhaltung  in  der  Zukunft  keinen 
anderen  Standpunkt  einnehmen  als  den,  dass  wenigstens 
unsere  drei  Hauptwerke  als  finanziell  in  angemessener  Zeit 
durchführbar  zu  erachten  sind.  Nach  dem  Kriege  werden,  ja 
die  Probleme  finanzieller  Natur  ungeheure  sein.  Wir  brauchen 
bloss  an  die  Verzinsung  und  Tilgung  unserer  Kriegsanleihen, 
an  die  Neuanlegung  von  Grenzsicherungen,  an  den  Ersatz 
verbrauchter  Materialien  zu  denken.  Wenn  all  die  Posten 
dringender  Beschaffungen  und  Arbeiten  nach  Abschluss  des 
Krieges  bei  uns  aufgestellt  werden,  so  wird,  meine  ich, 
neben  dem  Ausbau  neuer  strategischer  Bahnen  auch  der 
Ausbau  neuer  strategischer  Wasserstrassen,  als  welche  wir 
die  drei  Hauptwerke  kennzeichnen  müssen,  in  der  Aufstel- 
lung nicht  fehlen  dürfen;  die  für  die  Sicherung  Mittel- 
europas herzustellenden  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen 
werden  durchaus  als  Einheit  betrachtet  und  behandelt 
werden  müssen. 

Werden  meine  bisherigen  Ausführungen  als  berechtigt 
anerkannt  und  nehmen  Sie  die  unter  1  enthaltenen  Sätze 
an,  so  dürfte  der  unter  2  empfohlene  Weg,  unsere  drei 
Wasserstrassen  durch  Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Österreich-Ungarn  zu  sichern,  keinen  Bedenken 
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begegnen.  Wir  werden  militärisch  und  wirtschaftlich  auf  Tod 
und  Leben  auf  einander  angewiesen  sein.  Eine  gegenseitige 
Bindung  zur  Herstellung  einer  mitteleuropäischen  Einheit 
und  Geschlossenheit  gegenüber  den  Randmächten  durch 
Ausnützung  aller  Möghchkeiten  des  Verkehrs  auch  auf  Binnen- 
wasserstrassen  muss  als  ein  unbedingtes  Erfordernis  schon 
für  die  nächste  Zukunft  anerkannt  werden.  Es  ist  unsere 
Pflicht  dies  auszusprechen ;  die  Verpflichtungen,  die  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  gegenseitig  eingehen,  sollen  ihre 
gemeinsame  zukünftige  Kraft  gewährleisten.  Der  ausserordent- 
liche, furchtbare  Ernst  der  gemeinsamen  Lage  gebietet  uns 
die  vertragsmässige  Festlegung  solcher  Gegenseitigkeit  der 
Verpflichtungen. 

Auch  der  Wille  zur  Verewigung  schon  anerkannter 
Rechtsverhältnisse  wird  gemäss  der  3.  Ziffer  der  Leitsätze 
zum  Ausdruck  gelangen  können.  In  der  Verbriefung  unseres 
verkehrspolitischen  Gegenseitigkeitsverhältnisses  die  Pari- 
tätsklausel unseres  Handelsvertrages  zu  einem  unkündbaren 
Bestandteile  zu  erheben,  liegt  unmittelbar  in  dem  Gedanken 
des  mitteleuropäischen  Gemeinschaftswillens  begründet. 

Ich  lege  aber  noch  folgende  Anregungen  Ihrer  Er- 
wägung nahe : 

Bei  der  Übernahme  des  14.  Artikels  des  Handelsver- 
trages wird  noch  ergänzend  angefügt  werden  können: 

„Auch  soll  ihnen  (den  Angehörigen  des  anderen  vertrag- 
schliessenden  Staates)  unter  gleichen  Bedingungen  und  gegen 
gleiche  Gebühren  der  Mitgenuss  aller  derjenigen  Vergünsti- 
gungen eingeräumt  werden,  die  den  einheimischen  Schiff- 
fahrttreibenden  von  den  beteiligten  Eisenbahnverwaltungen 
zugestanden  sind  oder  werden." 

Weiter  könnte  übernommen  und  verewigt  werden  der 
4.  Absatz  des  19.  Artikels. 

Schliesslich  rege  ich  an,  nach  dem  Muster  des  Staats- 
vertrages zwischen  Preussen  und  Österreich  vom  Jahre  1867 
über  die  Erweiterung  der  Eisenbahnverbindungen  zwischen 
den  beiderseitigen  Staatsgebieten  bezw.  nach  dem  Muster  des 
15.  Artikels  des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Handels- 
vertrages etwa  zu  bestimmen : 
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„Soweit  den  beteiligten  Staaten  eine  Einwirkung  auf 
Unternehmungen,  welche  die  Schiffahrt  auf  der  Donau  und 
auf  den  Verbindungskanälen  Rhein-,  Elbe-  und  Oder-Donau 
betreiben,  zusteht  oder  eröffnet  werden  wird,  sollen  sie  dafür 
sorgen,  dass  hinsichtlich  der  Beförderungspreise  für  Güter 
und  der  Zeit  der  Abfertigung  keine  Unterschiede  zwischen 
gleichartigen  Erzeugnissen  oder  Handelsgütern  der  betei- 
ligten Staaten  gemacht  werden;  namentlich  sollen  die  aus 
dem  Gebiete  des  einen  Staates  in  das  Gebiet  des  anderen 
Staates  übergehenden  Transporte  weder  in  Beziehung  auf 
die  Abfertigung  noch  rücksichtlich  der  Beförderungspreise 
ungünstiger  behandelt  werden,  als  die  aus  dem  betreffenden 
Staate  in  gleicher  Richtung  abgehenden  oder  darin  ver- 
bleibenden Transporte." 

Ebenso  bietet  das  Schlussprotokoll  zum  15.  Artikel  des 
Handelsvertrages  Anregung,  analoge  Bestimmungen  betreffs 
der  Einwirkung  auf  die  Tarifhandhabung  von  Schiffahrts- 
unternehmungen im  Geiste  gegenseitiger  Förderung  der 
Schiffahrt  und  der  Handelsbeziehungen  zu  treffen,  sofern 
irgendeine  Mitbestimmungsmögiichkeit  der  beteiligten  Staaten 
nach  der  Art  ihres  Verhältnisses  zu  den  Unternehmungen 
oder  nach  der  öffentlichrechtlichen  Lage  besteht: 

„Die  Frachttarife  und  alle  Frachtermässigungen  oder 
sonstigen  Begünstigungen,  welche,  sei  es  durch  Tarife,  sei 
es  durch  besondere  Anordnungen  oder  Vereinbarungen,  für 
Erzeugnisse  und  Handelsgüter  der  eigenen  Landesgebiete 
gewährt  werden,  sind  den  gleichartigen,  aus  dem  Gebiete 
des  einen  Teiles  in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  über- 
gehenden oder  das  letztere  transitierenden  Transporten  bei 
der  Beförderung  auf  derselben  Wasserstrassenstrecke  und 
in  derselben  Verkehrsrichtung  in  gleichem  Umfange  zu  be- 
willigen." 

Letztere  Anregungen  habe  ich  dem  Beschlussantrage 
nicht  anfügen  zu  sollen  geglaubt,  weil  sie  noch  durch  ein- 
gehendere Erwägungen  zu  klären  und  vielleicht  in  noch 
genauere  Form  zu  bringen  sein  werden.  Ich  lege  aber 
Wert  darauf,  die  Erwägungen  durch  Vortragshinweis  nahe- 
zulegen. 
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Die  vorgelegten  Leitsätze  bitte  ich  anzunehmen.  Sie 
lauten : 

„1.  Die  gemeinsame  Pflege  und  Hebung  der  Volkskräfte 
sowie  die  Erhöhung  der  gemeinsamen  militärischen  Schlag- 
fertigkeit der  miteinander  verbündeten  mitteleuropäischen 
Reiche  setzt  die  möglichst  rasche  Lösung  der  Aufgabe  vor- 
aus, die  norddeutschen  Stromgebiete  des  Rheins,  der  Elbe 
und  der  Oder  durch  leistungsfähige  Kanäle  mit  der  Donau 
zu  verbinden. 

Als  technisch  hinreichend  geklärt  und  als  finanziell  in 
angemessener  Zeit  durchführbar  sind  heute  der  Rhein-Donau- 
und  der  Oder-Donau-Kanal  sowie  eine  Kanalverbindung  des 
letzteren  mit  der  Elbe  (Prerau-Pardubitz-Kanal)  zu  erachten. 

2.  Der  Ausbau  dieser  drei  Wasserstrassen  ist  durch 
Staatsvertrag  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Öster- 
reich-Ungarn unter  Berücksichtigung  der  Hoheitsrechte  der 
beteiligten  Stromanliegerstaaten  bezüglich  der  Bauausfüh- 
rung, der  Unterhaltung  und  der  Verwaltung  zu  sichern. 

3.  In  den  Vertrag  sind  die  Bestimmungen  des  13.  und 
14.  Artikelsdes  geltenden  Handelsvertrages  zwischen  Deutsch- 
land und  Österreich-Ungarn  aufzunehmen  sowie  diejenigen 
Bestimmungen,  welche  durch  neue,  nach  dem  Kriege  sich 
ergebende  Beziehungen  des  Wirtschafts-  und  Verkehrswesens 
geboten  sein  werden. 

Auch  sind  grundsätzliche  Bestimmungen  über  die  Er- 
stellung von  Eisenbahnumschlagstarifen  vorzusehen,  derart, 
dass  auf  diesem  Gebiete  der  den  Wasserstrassenverkehr  be- 
einflussenden Verkehrspolitik  die  beteiligten  Reiche  und 
Staaten  jederzeit  ein  gütliches  Einvernehmen  und  einen  den 
gemeinsamen  Wirtschafts-  und  Verkehrszwecken  entsprechen- 
den Interessenausgleich  herzustellen  suchen  sollen." 

(Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.) 


Vors.  Exzellenz  Wekerle: 
Ich  bitte  nun  Herrn  Geh.  Rat  Prof.  Flamm  zum  Referat. 

Ref.  Geh.  Rat  Prof.  Flamm: 

Es  ist  bereits  darauf  hingewiesen  worden,  wie  not- 
wendig die  Pflege  der  Binnenschiffahrt  ist:  gerade  durch 
die  Ereignisse  dieses  Krieges  ist  uns  das  besonders  zum 
Bewusstsein   gebracht  worden.   Es  hat  sich   aber  auch  er- 
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geben,  wie  ausserordentlich  wichtig  die  Binnenschiffahrt  auch 
vom  wirtschaftlichen,  politischen  und  militärischen  Gesichts- 
punkte ist;  jedenfalls  machen  diese  Erwägungen  es  uns  zur 
Pflicht,  die  Binnenschiffahrt  nach  Kräften  zu  fördern. 

Mir  als  Techniker,  speziell  als  Schiffbauer  ist  es  eine 
angenehme  Pflicht,  an  dieser  Stelle  Ihnen  einige  Angaben 
darüber  zu  machen,  wie  weit  die  Technik  in  der  Lage  ist, 
den  von  den  Strombauleuten  und  den  Rhedern  geäusserten 
Wünschen  gerecht  zu  werden. 

Es  ist  ja  naheliegend,  dass  in  einem  Volke  eine  ganze 
Reihe  Wünsche  entstehen  können,  deren  Erreichung  wert- 
voll wäre,  die  aber  infolge  Schwierigkeiten  nach  technischer 
Richtung  nicht  leicht  durchführbar  sind. 

Wenn  ich  daher  gewisse  technische  Gesichtspunkte 
hier  vorführe,  so  geschieht  es  in  der  Überzeugung,  dass 
nur  dann  etwas  zu  erreichen  ist,  wenn  die  in  Betracht 
kommenden  wirtschaftlichen  und  technischen  Kreise  Hand 
in  Hand  gehen. 

In  der  Donaukonferenz  vom  3.  und  4.  September,  eben- 
falls in  dieser  gastlichen  Stadt,  ist  von  den  Wasserbauver- 
waltungen der  3  Staaten  Bayern,  Österreich  und  Ungarn 
klar  gelegt  worden,  wieweit  und  unter  Aufwendung  welcher 
Mittel  der  Wasserbau  in  der  Lage  ist,  die  Donau  schiffbar 
zu  machen.  Die  Feststellungen,  die  damals  gegeben  wurden, 
bilden  die  Basis  für  den  Schiffbauer,  auf  der  er  aufzubauen 
hat,  um  diejenigen  Fahrzeuge  zur  Verfügung  stellen  zu 
können,  die  sich  den  Forderungen  der  Stromregulierung 
anpassen.  Wir  haben,  was  zum  Teil  schon  betont  worden 
ist,  in  Deutschland  in  diesem  Kriege  die  recht  betrübliche 
Erfahrung  machen  müssen,  dass  ausserordentlich  wichtige 
Wasserstrassenverbindungen  fehlten.  Sie  wissen,  was  unsere 
Eisenbahnen  in  diesem  Kampfe,  den  wir  nach  den  ver- 
schiedenen Richtungen  führen  müssen,  leisten  müssen  und 
wie  kolossal  das  Material  dabei  in  Anspruch  genommen 
wird.  Sie  können  sich  daher  vorstellen,  wie  wichtig  es  ge- 
wesen wäre,  wenn  wir  eine  West-Ostverbindung  gehabt 
hätten,  die  grosszügig  genug  war,  um  die  gewaltigen  Trans- 
porte, die  hier  notwendig  sind,  zu  bewältigen.  Welch  riesige 
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Aufwendungen  und  Materialabnützungen  hätten  wir  ersparen 
können,  wenn  wir  Wasserstrassen  gehabt  hätten ! 

Weiters  haben  wir  es  unendlich  schwer  empfunden, 
dass  eine  Verbindung  Nord-Süd  fehlte !  Früher  hat  es  immer 
geheissen:  Was  brauchen  wir  eine  Verbindung  über  diese 
Flüsse,  wir  haben  ja  die  schönen  Verbindungen  über  das 
Meer  in  die  Levante,  das  genügt  vollkommen!  Der  Krieg 
hat  uns  aber  mit  wuchtigen  Schlägen  bewiesen,  dass  wir 
jene  Verbindung  im  Kriege  sehr  notwendig  hatten. 

Eine  kleine  Verbindung  besteht  ja,  der  Ludwig-Kanal. 
Wie  intensiv  ist  aber  diese  Verbindung  ausgenützt  worden, 
welche  Anforderungen  wurden  gestellt,  um  einigermassen 
Brauchbares  zu  leisten! 

Alle,  die  sich  mit  der  Schiffahrt  befassen,  werden  wissen, 
welche  Anstrengungen  es  gekostet  hat,  um  nur  einigermassen 
Schiffsmaterial  auf  die  Donau  hinzubringen  und  auf  diesem 
Kanal  zu  befördern !  Die  Bestrebungen  in  Deutschland  und  in 
den  verbündeten  Monarchien  für  Ausgestaltung  der  Binnen- 
schiffahrt sind  überall  die  gleichen.  Man  sieht  ein,  dass  wir 
viele  Verbindungen  schaffen  müssen,  aber  grosszügig  müssen 
wir  es  machen !  Wenn  wir  nicht  grosszügig  vorgehen,  sondern 
nur  für  den  Augenblick  schaffen,  dann  werden  die  Anlagen, 
bis  sie  dem  Betriebe  übergeben  werden  können,  durch  die 
Fortschritte  der  Technik  bereits  überholt  sein. 

Freilich  kommt  die  Kostenfrage  stark  in  Betracht.  Die 
Beschaffung  der  Geldmittel  ist  eine  Frage  der  Taktik,  wie 
schon  bemerkt  wurde,  denn  es  ist  festzustellen,  was  jetzt 
schnell  zu  erreichen  ist  und  was  in  der  Zukunft  geschaffen 
werden  soll,  und  welche  Grundlagen  für  die  Zukunft  fest- 
zulegen sind. 

Als  Schiffbauer  möchte  ich  an  erster  Stelle  den  Wunsch 
aussprechen,  dass  bei  diesen  Arbeiten  der  Förderung  der  Binnen- 
schiffahrt 3  Fachrichtungen  mehr  als  bisher  Hand  in  Hand 
gehen :  Der  Wasserbau,  der  Schiffbau  und  die  Rhederei.  Es 
ist  nicht  richtig,  dass  lediglich  der  Wasserbau  entsche/det, 
Ich  könnte  Beispiele  anführen,  wo  ein  Kanal  in  Betrieb  ge- 
setzt worden  ist  und  die  Industrie  nach  der  Fertigstellung 
erklärte,   er  sei  zu  klein,   er  genüge   nicht,    man   könne  mit 
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den  Schiffen  nicht  durch,  da  die  Brücken  nicht  genug  hoch 
seien,  die  Schleussen  dem  Bedürfnisse  nicht  entsprächen  usw. 
Und  wie  kam  das?  Weil  eben  der  Wasserbau  mit  dem 
Schiffbau  und  der  Rhederei  nicht  Hand  in  Hand  gegangen  ist. 

Nun  stehen  wir  vor  der  grossen  Aufgabe,  dass  Hunderte 
von  Millionen  für  neue  Kanalzwecke  verwendet  werden  sollen. 
Es  sollen  öffentliche  Mittel  hiefür  aufgebracht  werden.  Des- 
halb müssen  wir  eine  Garantie  haben,  dass  das  Geld  auch 
grosszügig  und  richtig  verwendet  wird.  Das  ist  aber  wieder 
nur  dann  möglich,  wenn  die  beteiligten  Kreise  Hand  in 
Hand  gehen. 

Darum  habe  ich  als  erste  These  aufgestellt: 

„Es  erscheint  erforderlich,  bei  der  Beratung,  dem  Ent- 
wurf und  der  Beschlussfassung  über  neuzuschaffende  oder 
auszugestaltci^de  Binnenwasserstrassen  den  Schiffbau  und 
die  Schiffahrt  vollwertig  mitheranzuziehen,  sodass  bei  diesen 
Arbeiten  Wasserbau,  Schiffbau  und  Schiffahrt 
gleichberechtigt  Hand  in  Hand  gehen." 

Wir  im  Schiffbau  haben  seit  Dezennien  das  berechtigte 
Bestreben,  auf  Grund  der  wirtschaftlichen  Erfolge  die  Schiffe 
in  ihren  Abmessungen  zu  vergrössern. 

Ich  weise  auf  das  Beispiel  der  grösseren  Schwester  der 
Binnenschiffahrt,  der  Seeschiffahrt,  hin.  Die  Fahrzeuge,  die 
noch  Ende  der  80er  und  Anfang  der  90er  Jahre  für  5 — 6000  t 
berechnet  waren,  tragen  heute  bis  zu  60.000  t  und  sind 
dabei  enorm  wirtschaftlich. 

Wir  wissen,  dass  für  verschiedene  Frachten  eine  ge- 
wisse Transportgeschwindigkeit  nicht  überschritten  zu  werden 
braucht.  Will  man  diese  Geschwindigkeit  mit  einem  kleinen 
Fahrzeug  erreichen,  so  braucht  man  eine  bestimmte  Maschinen- 
stärke und  Kohlenmenge,  die  relativ  wesentlich  grösser  sind, 
als  wenn  man  dieselbe  Geschwindigkeit  mit  einem  grösseren 
Schiffe  zu  erreichen  sucht.  Es  ist  erwiesen,  dass  bei  einem 
gi'ossen  Fahrzeug  gegenüber  einem  kleinen  die  erforderliche 
Anzahl  Pferdestärken  und  der  Kohlenverbrauch  auf  den 
5 — 7ten  Teil  herabgedrückt  werden  kann.  Die  Vergrösse- 
rung  der  Fahrzeuge  bedeutet  also  einen  bedeutenden  wirt- 
schaftlichen Erfolg. 
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Nun  kann  man  dieses  Beispiel  allerdings  nicht  ohne- 
weiters  auf  die  Binnenschiffahrt  übertragen,  denn  hier  hat 
man  nicht  unbegrenztes  Wasser,  wie  auf  der  See  und  dieser 
Umstand  ist  bei  der  Frage  der  Vergrösserung  der  Binnen- 
schiffe unbedingt  zu  berücksichtigen. 

Es  steht  aber  zweifellos  fest,  dass  man  schon  heute  bei 
einer  ganzen  Reihe  von  miteinander  zu  verbindenden  Strömen 
den  Weg  der  grossen  Schiffe  beschritten  hat,  so  zum  Bei- 
spiel hat  man  für  den  Rhein  Schiffahrtsgrössen  erreicht,  die 
gewaltig  über  das  hinausgehen,  was  man  noch  vor  wenig 
Jahren  auf  diesem  Gebiete  kannte. 

Es  wäre  aber  unzweckmässig,  die  Schiffsgrösse  nicht 
nach  den  Strömen  zu  bemessen,  denn  man  muss  darauf 
Rücksicht  nehmen,  dass  man  auch  die  Verbindung  zwischen 
den  Strömen  mit  möglichst  vielen  Stromschiffen  befahren 
kann.  Daher  erscheint  es  zweckmässig,  bei  Neubauten  von 
Kanälen  solche  Masse  zu  wählen,  die  auf  absehbare  Zeit, 
etwa  für  30  und  40  Jahre  genügen,  denn  Umbauten  kosten 
viel  Geld. 

Ich  habe  in  meinen  Ausführungen  als  das  Mindestmass 
für  ein  Fahrzeug  das  Eintausendtonnenschiff  festgelegt.  Es 
ist  noch  nicht  lange  her,  dass  in  Preussen  als  Universaltyp 
das  600  t-Schiff  galt.  Aber  die  Entwicklung  hat  dazu  geführt, 
dass  man  sich  mehr  und  mehr  den  1000-t-Schiffen  zuwendete, 
auch  bei  der  Donau.  Bei  einer  Reihe  von  Neubauten  ist 
man  in  neuester  Zeit  auch  auf  der  Donau  zu  diesem  Typ 
übergegangen.  So  hat  z.  B.  der  Bayerische  Lloyd  augen- 
blicküch  24  solcher  1000-t-Schiffe  in  Bau  gegeben.  Es  wäre 
also  ein  Jammer,  wenn  wir  eine  Verbindung  zwischen  dem 
Rhein  und  der  Donau  schaffen  wollten,  die  dem  1000-t- 
Schiff-Schifftyp  nicht  angepasst  wäre !  Ich  würde  das  als  eine 
Verschwendung  von   öffenthchen  Mitteln   ansehen  müssen ! 

Ich  habe  daher  vorgeschlagen,  dass  bei  diesen  Bauten 
mindestens  das  1000-t-Schiff  zugrunde  gelegt  werden  soll. 
Für  die  Wasserstrassenverbindungen  Ost-West  und  Nord- 
Süd  habe  ich  mit  zahkeichen  Modellen  des  1000-t-Schiffes 
Versuche  ausgeführt,  um  das  geeignetste  Schiffsmodell  zu 
finden,  aber  der  Mangel  an   Personal    hat  es    noch   nicht 
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möglich   gemacht,   die  Arbeiten  abzuschliessen.    Ich   werde 
demnächst  darauf  zurückkommen. 

Wenn  man  ein  600-  und  ein  1000-t-Schiff  in  Vergleich 
zieht,  so  findet  man,  dass  beim  letzteren  der  Widerstand 
beim  Schleppen  rund  um  17"/o  Prozent  per  Tonne  geringer  ist. 

Die  2.  These,  die  ich  daher  vorschlage,  lautet  mit  einigen 
Änderungen,  die  auf  die  heute  noch  ungeklärten  Verhältnisse 
der  Elbe  und  der  Oder  in  Bezug  auf  die  zulässige  Grösse 
der  Fahrzeuge  und  die  Möglichkeit,  in  absehbarer  Zeit  das 
1000-t-Schiff  in  Betrieb  zu  nehmen,  Geltung  haben,  folgender- 
massen: 

„In  Hinblick  auf  die  aus  technisch- wirtschaftlichen 
Gründen  dauernd  zunehmende  Grössenvermehrung  der  Schiffe 
scheint  es  geboten,  die  Wasserstrassen  erster  Ordnung  schon 
jetzt  für  mindestens  1000-t-Schiffe  einzurichten,  gleichzeitig 
aber  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  einer  Vergrösserung 
der  Schiffsbauten  ohne  aUzugrosse  Kosten  für  die  Staaten  in 
späteren  Jahren  Rechnung  getragen  werden  kann;  insbe- 
sondere ist  die  Breite  der  Schleussen,  Hebewerke  u.  dgl. 
schon  heute  so  zu  bemessen,  dass  sie  auf  lange  Zeit  genügt 
und  einer  Grössenzunahme  der  Schiffe  durch  Verlängerung 
Genüge  geleistet  werden  kann ;  bei  Elbe  und  Oder  ist  zu 
untersuchen,  inwieweit  die  erreichbare  Wasserversorgung 
eine  Vergrösserung  der  Schiffe  zulässt." 

Ich  komme  nun  zur  Klassifikation  der  Binnenschiffe. 
Sie  ist  hauptsächlich  dadurch  entstanden,  dass  den  Ver- 
sicherungsgesellschaften und  den  Reedereien  die  Gewähr  ge- 
leistet werden  sollte,  dass  ein  Schiff  eine  gewisse  Qualität 
in  Material,  in  der  Ausführung  usw.  besitzt.  Diese  Klassifi- 
kation, die  zweifellos  Gutes  geschaffen  hat,  soll  nun  auch 
auf  die  Binnenschiffahrt  übertragen  werden.  Ich  möchte  aber 
hiebei  den  Wunsch  aussprechen,  dass  auf  die  Binnenschiff- 
fahrt das  schematische  System  dieser  jMaterialbestimmung 
und  Bauausführung,  welches  wir  in  den  bisher  bestehenden 
Vorschriften  haben,  nicht  ohneweiters  übertragen  wird. 

Die  heute  geltenden  Vorschriften  bestimmen,  dass  Länge, 
Breite  und  Tiefe  eines  Schiffes  in  ein  entsprechendes  Produkt 
gebracht  werden  müssen.  Jedes  einfache  Schreibmaschinen- 
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mädchen  kann  aus  den  gedruckten  Bauvorschriften  dann 
die  verschiedenen  Materialstärken  herausschreiben.  Eine  zu 
weitgehende  Schematisierung  der  Konstruktion  schaltet  aber 
den  intelligenten  Ingenieur  aus.  Wenn  wir  z.  B.  eine  Brücke 
nur  mit  Angabe  der  Länge,  Breite  und  Höhe  bauen  wollten, 
würden  wir  überhaupt  nicht  vorwärts  kommen.  Im  Fluss- 
schiffbau haben  wir  lediglich  statische  Verhältnisse :  wir 
sind  in  der  Lage,  alle  auftretenden  Spannungen  statisch 
zu  ermitteln,  daher  kann  man  auch  genau  die  erforderlichen 
Materialquerschnitte  angeben.  Diese  Freiheit  der  Konstruk- 
tion möchte  ich  für  die  Binnenschiffahrt  sicherstellen.  Speziell 
möchte  ich  aber  zum  Ausdruck  bringen,  dass  es  gerade  bei 
der  Binnenschiffahrt  mit  beschränktem  Tiefgang  für  jeden 
Konstrukteur  unendlich  wichtig  ist,  das  Fahrzeug  so  leicht 
wie  möglich  zu  bauen,  ohne  unter  die  Grenze  der  Sicher- 
heit zu  gehen:  die  Grenze  kann  aber  in  diesem  Falle  die 
Rechnung  ergeben. 

Daher  meine  ich,  dass  es  zweckmässig  wäre,  die  Klassi- 
fikation, wenn  sie  überhaupt  gewünscht  wird,  auf  die  Mate- 
rialabnahme beim  Walzwerk  zu  beschränken.  Vielleicht  könnte 
sie  auch  bei  der  Bauausführung  entsprechend  mitwirken. 
Die  starren  schematischen  Vorschriften  wären  aber  wegzu- 
lassen. 

Die  Kla3sifikationsaktiengesell3chaften  wollen  verdienen 
und  verdienen  auch  sehr  gut,  aber  fast  alle  haben  in  ihren 
Bestimmungen  einen  Paragraphen,  auf  Grund  dessen  sie 
jede  gesetzliche  Haftung  für  irgend  welche  Folgen  ihrer 
Vorschriften  oder  der  Tätigkeit  ihrer  Angestellten  ablehnen  ! 
Welche  Sicherheit  hat  da  die  Assekuranz?  Eine  Sicherheit 
kann  ohne  weiteres  der  gewissenhaft  arbeitende  Konstruk- 
teur geben  und  darin  liegt  ein  Fortschritt  des  Schiffbaues, 
dass  wir  fortwährend  neue  Ausführungsformen  für  die  Kon- 
struktion finden.  Ich  weise  auf  die  Neubauten  der  k.  k.  priv. 
Doaau-Dampfschiffahrtsgesellschaft  hin.  Wir  sind  jetzt  in 
der  Lage,  dasselbe,  was  früher  mit  viel  grösseren  Schwie- 
rigkeiten erreicht  wurde,  nunmehr  viel  einfacher  zu  er- 
zielen. Darum  habe  ich  die  3.  Tiiese  in  folgender  Weise 
gefasst: 
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„Eine  Klassifikation  der  Binnenschiffe  hinsichtlich  Qua- 
lität des  verwendeten  Materials  und  der  Bauausführung  er- 
scheint zweckmässig;  nicht  zweckmässig  erscheint  dagegen 
die  Bindung  der  Klassifikation  an  die  Befolgung  von  schema- 
tischen Bauvorschriften  und  Materialstärkeangaben,  weil  hier- 
durch dem  konstruktiven  Fortschritt  und  der  Steigerung 
der  Wirtschaftlichkeit  der  Fahrzeuge  Hindernisse  in  den 
Weg  gelegt  werden  und  weil  im  Binnenschiffbau  die  vor- 
handenen statischen  Verhältnisse  eine  genaue  Berechnung 
der  Verbände  und  ihrer  Nietung  zulassen." 

Der  letzte  Leitsatz  liegt  ausserordentlich  nahe.  Wir 
haben  in  diesem  Kriege  das  Bedürfnis,  schnell  und  billig 
Schiffsraum  zu  schaffen.  Bisher  haben  wir  in  Deutschland 
individuell  gebaut,  jedes  Schiff  war  meistens  nach  beson- 
deren Wünschen  des  betreffenden  Reedereiinspektors  zur 
Ausführung  gekommen.  Dadurch  dauerte  die  Herstellung 
lange  und  war  teuer. 

England  hat  einen  anderen  Weg  eingeschlagen!  Eine 
grosse  Anzahl  von  Werften  haben  einfach  alle  Schiffe  nach 
einem  bestimmten  Typ  ausgeführt.  Diese  Massenherstellung 
hat  ganz  vorzügliche  Resultate  ergeben.  Die  grossen  engli- 
schen Werften  bauen  vielfach  Schiffe  nur  nach  einem  aner- 
kannten Typ.  Auch  die  Maschinen,  Kesseln  usw.  werden  alle 
gleichmässig  gebaut.  Sie  können  sich  vorstellen,  welch 
enorme  Verbilligung  und  Arbeitsvereinfachung  dadurch  er- 
zielt wird.  Ich  bin  für  diesen  Gedanken  schon  oft  in  der 
Öffentlichkeit  eingetreten  und  verlangte,  dass  dieser  Vor- 
gang auch  auf  die  Erzeugung  von  Binnenschiffen  soweit 
wie  möglich  übertragen  werde. 

Wir  sollten  versuchen,  zu  einem  normalen  Schiffstyp 
zu  kommen,  wobei  die  einzelnen  Verhältnisse  genau  durch- 
gerechnet sind,  damit  wir  das  Beste  zur  Verfügung  stellen 
können,  was  technisch  möglich  ist;  dann  werden  wir  nicht 
nur  schnell,  sondern  auch  billig  Schiffe  bekommen,  was  bis- 
her leider  nicht  der  Fall  war. 

Wir  wollen  doch  einen  Durchgangsverkehr  haben ;  wir 
wollen  nicht,  dass  die  Schiffe  der  Donau  nur  für  diese  oder 
nur  für  diesen  oder  jenen  Kanal  verwendbar  sind,  denn  in 
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diesem  Falle  wäre  die  Binnenschiffahrt  nicht  konkurrenz- 
fähig, ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  Reihe  von  Waren, 
wie  Kohlen,  ein  wiederholtes  Umladen  nicht  vertragen. 

Es  wäre  daher  zu  empfehlen,  dass  wir  nach  dieser 
Richtung  Hand  in  Hand  gehen  und  auch  nach  dem  Kriege 
einen  Einheitstyp  schaffen,  damit  ein  grosser  Durchgangs- 
verkehr ermöglicht  wird.  Dann  wird  es  sicher  sein,  dass  wir 
vorwärtskommen  und  dass  die  Binnenschiffahrt  gefördert 
wird.  Dann  wird  es  auch  möglich  sein,  der  Konkurrenz  der 
Bahnen  mit  Erfolg  entgegenzutreten. 

Ich  beantrage  daher  als  4.  Leitsatz : 

„Aus  technisch- wirtschaftlichen  Gründen  erscheint  es 
naheliegend,  für  die  Schleppkähne  auf  den  Wasserstrassen 
1.  Ordnung  möglichst  Normaltypen  aufzustellen,  die  nur 
nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  zu  bauen  und  so  zu  ge- 
stalten sind,  dass  sie  tunlichst  als  Durchgangsschiffe  von 
einem  Stromgebiet  auf  das  andere  übergehen  können." 

Das  sind  die  4  Leitsätze,  die  ich  unterbreiten  wollte. 
Die  Donau  gehört  zum  allergrössten  Teil  Deutschland,  Öster- 
reich, Ungarn  und  Bulgarien  und  daher  ist  es  im  eigenen 
Interesse  dieser  Staaten,  den  Verkehr  auf  diesem  Strome 
von  Anfang  bis  zum  Ende  entsprechend  auszugestalten  und 
alle  Einflüsse  auszuschalten,  die  von  England,  Italien  und 
Russland  ausgehen  und  vielfach  hinderhch  im  Wege  standen. 

Von  diesen  Gedanken  erfüllt,  habe  ich  mir  erlaubt, 
meine  Vorschläge  zu  machen.  (Lebhafter  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 

Hofrat  V.  Szäjbely: 

Nach  den  glänzenden  Ausführungen  meiner  geehrten 
Vorredner  und  nach  der  grossen  Freude,  die  überhaupt  die 
Anregung  der  Ausgestaltung  des  Donauverkehres  hervorge- 
rufen hat,  ist  es  eine  missliche  und  unangenehme  Aufgabe, 
etwas  vorbringen  zu  müssen,  was  doch  einer  kurzen  Erör- 
terung bedarf. 

Der  Bau  von  Kanälen  und  die  Ausgestaltung  der  Schiffs- 
wege  wurde    nämhch    mit    der    unzureichenden    Leistungs- 
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fähigkeit  der  Bahnen  begründet.  Diese  unzulängliche  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahnen  ist  aber  doch  in  erster  Linie  durch 
den  Krieg  hervorgerufen  worden.  Von  den  ungarischen 
Staatsbahnen  wurden  vielleicht  ^/^  der  Waggons  für  militä- 
rische Zwecke  beschlagnahmt  und  da  ist  es  wohl  begreiflich, 
dass  das  übrige  Fünftel  den  Privatverkehr  nicht  im  erfor- 
derlichen Umfang  bewältigen  konnte.  Die  Verkehrsnot  im 
Bahnverkehr  ist  demnach  nur  eine  Konsequenz  der  ausser- 
ordentlichen Massnahmen,  die  die  Kriegsführung  erheischte, 
die  aber  nach  dem  Kriege  wieder  aufhören  werden  und  es 
ist  gar  kein  Zweifel,  dass  dann  auf  den  Bahnen  wieder 
normale  Verhältnisse  eintreten  werden.  Das  schliesst  aller- 
dings nicht  aus,  dass  die  Schiffahrts-  und  Bahnwege  in  der 
Zukunft  gleichmässig  gefördert  werden  sollen.  Diesen  Ge- 
danken habe  ich  schon  vor  Jahren,  als  ich  noch  in  leitender 
Stellung  war,  bezüglich  des  ungarischen  Schiffahrtsverkehres 
vertreten.  Jedoch  jetzt  die  Bahnen  als  inferior  hinzustellen, 
und  damit  den  Bau  von  Kanälen  begründen,  geht  denn  doch 
nicht  an,  denn  der  Krieg  hat  nur  bewiesen,  dass  die  Bahn- 
betriebsmittel ungenügend  sind.  In  der  Zukunft  werden 
gewiss  Hunderte  Millionen  investiert  werden  müssen,  die 
noch  immer  weniger  betragen  werden,  als  die  Kosten  der 
Kanalbauten,  die  aber  eine  weitere  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahnen  h'^rbeiführen  werden. 

Was  speziell  den  Verkehr  auf  der  unteren  Donau  be- 
trifft, so  wären  die  Verhältnisse  ganz  andere  gewesen,  wenn 
die  rumänischen  Staatsbahnen  s.  z.  zugegeben  hätten,  dass  die 
Kriegstransporte  für  Bulgarien  und  die  Türkei  durch  Rumä- 
nien geführt  werden  sollen,  wenn  ferner  die  aufgehäuften, 
von  Deutschland  aufgekauften  Getreidemengen  mit  ihren 
eigenen  Waggons  hätten  befördert  werden  können  und  wäre 
die  Schiffahrt  auf  der  Strecke  Craiova—Zimony— Belgrad 
nicht  durch  die  serbischen  Kanonen  verhindert  worden,  dann 
wäre  selbst  die  Frage  des  Donauweges  nicht  so  akut  ge- 
worden. Mit  diesen  aussergewöhnlichen  Verhältnissen  kann 
und  darf  die  Angelegenheit  der  Ausgestaltung  der  Wasser- 
wege, noch  weniger  aber  jene  der  Kanalbauten  nicht  be- 
gründet werden. 
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Entweder  ist  ein  Kanalbau  eine  innere  begründete  Not- 
wendigkeit der  Staaten,  dann  möge  er  gebaut  werden,  aber 
er  darf  nicht  mit  der  unzureichenden  Leistungsfähigkeit  der 
Bahnen  begründet  werden. 

Bezüglich  der  Konkurrenzfähigkeit  der  Wasserwege  gegen- 
über den  Eisenbahnen  stehe  ich  auf  dem  Standpunkte,  dass 
die  Bahnen  dasselbe  Recht  haben  wie  die  Schiffahrt;  man 
kann  daher  nicht  mit  zweierlei  Mass  messen.  Die  Schiffe 
haben  ein  Recht,  den  Bahnen  Konkurrenz  zu  machen  und 
die  Bahnen  haben  das  gleiche  Recht  gegenüber  der  Schiff- 
fahrt, oder  aber  die  Beiden  gehen  nebeneinander  und  dienen 
dem  Verkehre  jeder  in  seiner  Weise.  Heute  bestehen  wenig- 
stens in  Ungarn  keine  Konkurrenzverhältnisse  zwischen  Schiff 
und  Bahn  und  dies  kann  auch  in  Zukunft  so  bleiben. 

Wenn  heute  die  Schiffahrt  verlangt,  dass  die  Bahnen 
in  den  Dienst  der  Schiffahrt  gestellt  werden,  dass  die  Bahnen 
ihre  Anlagen,  Umschlagplätze  usw.  ihnen  zur  Verfügung  stehen 
sollen,  so  geht  das  über  das  Mass  dessen  hinaus,  was  von 
den  Bahnen  verlangt  werden  kann.  Die  Investitionen  der 
Bahnen  gehen  ja  in  die  Millionen,  die  doch  verzinst  werden 
müssen ! 

Es  kann  nicht  im  Interesse  des  Staates  gelegen  sein, 
die  Interessen  der  Bahnen  zu  schädigen. 

Die  Annahme,  dass  die  Schiffahrt  und  die  Kanäle  be- 
rufen seien,  den  Massenverkehr  von  den  Bahnen  zu  über- 
nehmen, hat  sich  nirgends  erfüllt,  auch  in  Frankreich  nicht, 
wo  die  Saine  mit  der  Begründung  reguliert  wurde,  dass  die 
französische  Westbahn  von  dem  Verkehr  von  Steinen,  Bau- 
materialien etc.  entlastet  werden  soU.  Nach  dem  Berichte 
der  französischen  Bahnen  war  das  Facit  aber  das  gerade 
Gegenteil,  indem  die  Schiffahrt  ab  Ronen  einen  grossen  Teil 
der  wertvollen  Stückgüter  an  sich  zog  und  die  billigen 
Massengüter  der  Bahn  überliess.  Ebenso  ist  es  auch  bei  uns 
der  Fall,  indem  nach  dem  Aufhören  der  Konkurrenz  die 
Massengüter  auch  weiter  mit  der  Bahn  befördert  werden, 
während  die  sogenannten  Kaufmannsgüter  von  der  Schifffahrt 
acquiriert  werden.  Die  Bahnen  können  sich  damit  natürlich 
nicht  einverstanden  erklären.  (Ruf:  Das  hat  niemand  verlangt!) 
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Wenn  ich  mir  erlaubt  habe,  das  Verhältnis  zwischen 
Schiffahrt  und  Bahn  zu  erörtern,  so  geschah  dies  nur,  weil 
bei  Begründung  der  Notwendigkeit  der  Ausgestaltung  der 
natürlichen  Schiffahrtswege  und  namentlich  der  Kanalbauten 
gar  zu  sehr  auf  die  Unzulänglichkeit  der  Bahnwege  hinge- 
wiesen wurde  und  diese  Begründung  umsoweniger  als 
stichhältig  anerkannt  werden  kann,  als  ja  die  Grenze  der 
Leistungsfähigkeit  der  Bahnen,  abgesehen  von  einigen  Aus- 
nahmsfällen, noch  bei  weitem  nicht  erreicht  ist.  Also  nicht 
gegen  die  Schaffung  der  Grossschiffahrtswege  der  Donau, 
noch  gegen  begründete  Kanalprojekte  wollte  ich  sprechen, 
was  ja  in  diesem  Kreise  und  bei  dieser  Gelegenheit  nicht 
passend  gewesen  wäre,  nur  den  Hinweis  auf  die  Unzuläng- 
lichkeit des  Bahnbetriebes  wollte  ich  nicht  unerwiedert  lassen. 
Mögen  die  Schiffahrtswege  besser  ausgenützt,  die  Kanäle  ge- 
baut werden,  sie  und  die  Bahnen  werden  hoffentlich  im  ge- 
steigerten Verkehre  jedes  seine  lohnende  Rolle  finden. 

Exzellenz  v.  Matlekovits: 

Ich  will  nicht  die  einzelnen  Behauptungen  einer  näheren 
Erörterung  unterziehen,  denn  sonst  würde  ich  dazu  sehr 
lange  Zeit  brauchen. 

Mit  manchen  Behauptungen  der  Herren  Referenten  bin 
ich  nicht  einverstanden.  So  hat  z.  B.  ein  Freund  bezüglich 
der  Donau  gesagt,  es  wäre  gut,  Ladescheine  einzuführen. 
Über  derartige  Details  kann  man  aber  in  einer  so  grossen 
Versammlung  nicht  sprechen. 

Ich  möchte  nur  zu  den  Leitsätzen  einige  Bemerkungen 
machen.  Im  3.  Leitsatz  wurde  der  Passus  „finanziell  ermittelt" 
bereits  gestrichen.  Damit  fällt  auch  der  Punkt  2,  wonach 
bezügKch  des  Kanalbaues  Staatsverträge  geschlossen  werden 
sollen.  Ein  Staatsvertrag  ^vürde  eher  eine  Erschwerung  für 
das  Zustandekommen  der  Kanäle  bedeuten.  Wenn  Öster- 
reich, Ungarn  und  Deutschland  z.  B.  wegen  des  Rhein- 
Kanales,  der  zur  Donau  führen  soll,  erst  verhandeln  sollen,  da 
würde  ja  der  Kanal  früher  gebaut  sein,  ehe  die  Staaten  mit- 
einander ins  Reine  kommen. 
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Es  wird  dann  verlangt,  dass  ein  Staat,  der  nicht  an 
der  Donau  liegt,  bei  der  Überwachung  und  Sicherung  der 
Schiffahrt  nichts  dreinzureden  habe.  Wozu  daher  ein  Staats- 
vertrag? Wenn  einmal  ein  Kanal  mit  der  Donau  hergestellt 
wird,  so  hat  ja  auch  Bulgarien  einen  Vorteil  daran.  Der 
Staat  muss  aber  als  Territorium  an  den  Strom  beteihgt  sein. 
Beim  Main-Kanal  wird  ausser  den  deutschen  Staaten  kein 
anderer  Staat  territorial  beteiligt  sein,  wozu  wäre  daher  ein 
Staatsvertrag  notwendig?  Wenn  an  der  Regulierung  des 
Oder-Kanales  auch  Ungarn  beteiligt  sein  wird,  dann  werden 
wir  natürlich  mit  Österreich  und  Deutschland  einen  Vertrag 
schliessen.  Wird  der  Kanal  aber  so  geführt,  dass  Ungarn 
territorial  nicht  beteüigt  ist,  dann  wird  es  doch  nicht  so  un- 
vernünftig sein,  mit  Österreich  diesbezüglich  einen  Vertrag 
abzuschliessen.   Der  2.  Punkt   wäre  daher  getrost  zu  lassen. 

Der  3.  Punkt  müsste  dann  anders  stilisiert  werden.  Es 
würde  nicht  schaden,  wenn  bestimmt  würde :  „dass  auch  auf 
die  zustandekommenden  Kanäle  die  Paragraphe  13  und  14 
des  geltenden  Handelsvertrages  anzuwenden  sind." 

Die  anderen  Punkte  müssten  prinzipiell  ebenfalls  weg- 
gelassen werden. 

Die  vorliegenden  Leitsätze  müssen  in  eine  Harmonie 
zueinander  gebracht  werden. 

Die  Leitsätze,  welche  wir  für  die  Donau  wünschen, 
sind  folgende: 

1.  Eine  freie  Schiffahrt  auf  der  Donau.  Darunter  ver- 
stehe ich  nicht  nur,  dass  jedes  Schiff  frei  auf  der  Donau 
fahren  kann,  sondern  dass  auch  jeder  Staat  verpflichtet  ist, 
die  Schiffahrt  freizumachen,  d.  h.  also,  wenn  sich  ein  Hin- 
dernis in  einer  Strecke  ergibt,  dieses  zu  beseitigen. 

2.  Für  die  Regulierung  selbst  sollen  keine  Gebühren 
eingehoben  werden. 

3.  Abgabenfreiheit  der  Schiffe. 

Was  nun  die  Donaukommission  betrifft,  so  müsste  sie 
ihren  Sitz  in  Budapest  haben,  denn  die  Donau  ist  vor  allem 
ein  ungarischer  Strom !  Ungarn  hat  für  die  Donau  von  allen 
Staaten  das  Meiste  für  deren  Regulierung  geleistet.  Von  hier 
aus   ist  die  Donau   hinauf  und   hinunter  am  leichtesten  zu 
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Überwachen.  Ausserdem  sind  bei  den  Ministerien  alle  in 
Frage  kommenden  Materialien  vorhanden.  Aus  allen  diesen 
Gründen  wäre  Budapest  der  zweckmässigste  Sitz  für  die 
Donaukommission.  Ich  möchte  daher  als  Ergänzung  zu  11 
beantragen:  „Der  Sitz  der  Donaukommission  ist  Budapest". 

Alle  diese  Prinzipien  sind  schon  vor  40  oder  50  Jahren 
festgelegt  worden  und  heute  stehen  wir  noch  immer  auf 
demselben  Platze.  Es  gibt  noch  keine  gemeinschaftliche 
Regulierung  der  Donau  usw.  Die  Prinzipien  sind  zwar  völker- 
rechtlich festgelegt,  aber  nicht  durchgeführt. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  hätten  die 
schwierige  Aufgabe,  entsprechend  vorzuarbeiten.  Die  ver- 
schiedenen Prinzipien  wären  umso  leichter  durchzuführen, 
als  wir  hiefür  bereits  ein  Forum  haben.  Der  einzige  Fluss, 
der  bisher  wirklich  geregelt  ist,  ist  der  Rhein. 

Im  Interesse  der  Donau  erlaube  ich  mir  daher  2  An- 
träge zu  stellen : 

1.  Im  Leitsatz  11  soll  nach  dem  Worte  „Donaukommis- 
sion" eingesetzt  werden:  „mit  dem  Sitz  in  Budapest". 

2.  Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  sollen  die 
Ausarbeitung  einesDonauaktes  und  einer  Strompolizeiordnung 
im  Sinne  der  Rheinischen  Strompohzei  verfassen  und  möglichst 
bald  den  betreffenden  Staaten  vorlegen,  damit  beim  Friedens- 
schluss  nicht  nur  wieder  Prinzipien  ausgesprochen,  sondern 
auch  gleich  entsprechende  Gesetze  erlassen  werden. 

Prof.  Dr.  Kobatsch: 

Auf  die  Ausführungen  des  Herrn  Hofrates  Szäjböly 
möchte  ich  nur  erwidern,  dass  die  Ausführungen  des  be- 
treffenden Herrn  Referenten  nicht  in  dem  Sinne  gemeint 
waren,  als  ob  die  Eisenbahnen  sich  als  inferior  erwiesen 
hätten ;  daran  hat  niemand  gedacht.  Sie  wären  aber  weniger 
unzulänglich  gewesen,  wenn  wir  bereits  Wasserstrassen  hätten. 
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Ref.  Hofrat  v.  Csatäry: 


Da  Exzellenz  von  Matlekovits  mit  meinem  Antrage  be- 
züglich Entsendung  zwischenstaatlicher  Ausschüsse,  welche 
die  Donauakte  vorbereiten  und  alle  auf  die  Ausgestaltung 
des  Donauweges  bezüglichen  Angelegenheiten  vorberaten 
sollen,  nicht  vollständig  einverstanden  ist,  möchte  ich  zur 
Begründung  meines  Antrages  einige  Worte  hinzufügen.  Ich 
verkenne  nicht  die  Ponderanz  einer  Arbeit,  die  aus  dem 
Schosse  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine,  den  Re- 
gierungen vorgelegt  und  empfohlen  werden  soll.  Sie  hätte 
aber  doch  nicht  jene  Bedeutung  wie  Vorschläge,  die  von 
offiziellen  Delegierten  der  betreffenden  interessierten  Staaten 
erstattet  würden.  Ich  bin  übrigens  der  Meinung,  dass  die 
verbündeten  Staaten  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und 
Bulgarien,  die  Wichtigkeit  der  Donaufrage  bereits  längst 
eingesehen  haben.  Vielleicht  bedarf  es  nicht  einmal  eines 
Impulses  von  unserer  Seite,  um  sie  zu  gemeinsamer  Arbeit 
in  der  Frage  der  Strompolizei  und  anderer  zu  vereinheit- 
lichender Normen  zu  bewegen.  Ich  möchte  es  also  vor- 
ziehen, wenn  im  Sinne  meines  Antrages  die  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  den  beteiligten  Regierungen  in  einer  moti- 
vierten Eingabe  die  Dringlichkeit  der  Inangriffnahme  dieser 
Arbeiten  in  Fachausschüssen  und  in  einem  Zentralausschuss 
vor  Augen  führen  würde,  weil  auf  diese  Weise  das  Resultat 
weniger  Veränderungen  und  Verzögerungen  ausgesetzt  wäre, 
als  eine  Arbeit,  die  aus  unserer  Mitte  allein  hervorgegangen  ist. 

Vors.  Exzellenz  Wekerle : 

Wir  sind  berufen,  ein  Einvernehmen  zustande  zu  bringen. 

Im  Prinzip  sind  ja  die  Herren  Referenten  einig,  aber 
jeder  Referent  hat  besondere  Vorschläge  und  Leitsätze  unter- 
breitet. Wir  können  hier  nur  die  Prinzipien  feststellen.  Die 
Leitsätze  können  wir  so,  wie  sie  beantragt  wurden,  ohne- 
dies nicht  unterbreiten.  Wir  werden  den  Regierungen  nur 
einen  Vorschlag  unterbreiten,  in  welchem  jene  Prinzipien 
enthalten  sind,  über  welche  wir  uns  geeinigt  haben. 


108 

Es  kommen  hier  technische  Fragen  in  Betracht,  über 
die  die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  zu  entscheiden 
doch  nicht  berufen  sein  können,  denn  wir  beugen  uns  voll- 
kommen vor  der  technischen  Autorität.  Daher  sollten  wir 
Fragen  rein  technischer  Nalur  den  Regierungen  zur  Er- 
wägung unterbreiten. 

Es  wurden  also  der  Reihe  nach  folgende  Leitsätze  be- 
antragt : 

Als  1.  Punkt  beantragt  der  österreichische  Referent 
ebenso  wie  der  ungarische,  dass  zur  Sicherung  der  Schiff- 
barkeit des  Donaustromes  von  Regensburg  bis  zum  Eisernen 
Tor  ein  Tiefgang  von  mindestens  2  m  erwünscht  ist.  Diesen 
Antrag   werden  ja   die    Herren    annehmen?    (Zustimmung.) 

Ferner  wird  beantragt,  dass  auch  auf  der  Strasse 
Regensburg — Ulm  die  notwendigen  Massnahmen  zur  ge- 
nügenden Sicherung  der  Schiffbarkeit  getroffen  werden 
sollen.  Es  handelt  sich  hier  nicht  nur  um  die  Tiefe,  sondern 
auch  um  gewisse  Brücken. 

Die  Herren  sind  wohl  auch  mit  diesem  Vorschlag  ein- 
verstanden ?  (Zustimmung.) 

Im  n.  Leitsatz  wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass 
die  Herstellungskosten  der  Donauregulierung  jeder  Staat 
selbst  decken  soll.  Ein  Prinzip,  das  auch  bisher  befolgt  wurde. 

Der  nächste  Grundsatz  geht  dahin,  dass  die  freie  Schiff- 
barkeit auf  der  Donau  aufrechterhalten  bleiben  soll.  Die 
Folge  davon  ist,  dass  auf  der  Donau  keinerlei  Gebühren, 
welche  die  Schiffe  belasten,  eingehoben  werden  können. 

Die  Herren  sind  ja  auch  damit  einverstanden  ?  (Zustim- 
mung.) 

Herr  Referent  Steller  stellte  den  Antrag,  dass  die  nord- 
deutschen Stromgebiete  des  Rheins,  der  Elbe  und  der  Oder 
durch  leistungsfähige  Kanäle  mit  der  Donau  verbunden 
werden  sollen,  (Zustimmung.)  Dieser  Antrag  wird  also  an- 
genommen. 

Herr  Referent  Steller  hat  ferner  den  Antrag  gestellt, 
dass  der  Bau  dieser  Kanäle  durch  Staats  vertrage  gesichert 
werden  soll.  Exzellenz  Matlekovits  hat  sich  dagegen  ge- 
wendet, weil  auch  solche  Staaten  an  diesen  Schiffahrtswegen 
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interessiert  sein  können  und  sie  benützen,  die  mit  der  Her- 
stellung der  Kanäle  nichts  zu  tun  hatten.  Was  sollten  diese 
daher  dreinreden !  Er  meinte  auch,  dass  bei  einer  Regelung 
durch  Staatsverträge  die  Bauausführung  auf  ungewisse  Zeit 
hinausgeschoben  würde. 

Ich  weiss  nicht,  ob  Herr  Gen.-Sekr.  Steller  auf  die 
Form  von  Staatsverträgen  Gewicht  legt. 

Ref.  Gen.-Sekr.  Steller: 

Ich  war  leider  nicht  anwesend,  als  die  Beanstandungen 
erhoben  wurden !  Es  wird  wohl  ein  Missverständnis  vor- 
liegen, denn  ich  habe  nicht  einen  Vertrag  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  der  beiderseitigen  Reiche  gemeint,  sondern 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Österreich-Ungarn. 
Auch  bei  uns  würden  durch  eine  solche  Fassung  gewisse 
staatsrechtliche  Bedenken  ausgelöst  werden  und  ich  kann 
mir  vorstellen,  dass  bei  Ihnen  ähnliche  Verhältnisse  sind. 
Wenn  ich  einen  Staatsvertrag  mit  dem  Deutschen  Reich 
und  mit  Österreich-Ungarn  betreffend  den  Bau  von  Kanälen 
schliesse,  so  greife  ich  damit  in  das  Hoheitsrecht  unseres 
Staates  an  der  Donau  ein,  denn  ich  lege  meinem  Staate 
Bayern  einen  Zwang  auf,  sich  nach  dem  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  Österreich-Ungarn  geschlossenen  Ver- 
trage zu  richten,  um  den  Bau  eventuell  baldigst  durchzu- 
führen. Ich  wünsche  also,  dass  die  Staatsverträge  zwischen 
den  beiderseitigen  Staaten  als  Ganzes  geschlossen  werden, 
damit  der  Bau  beschleunigt  wird.  Ich  will  damit  ausgedrückt 
haben,  dass  wir  recht  bald  an  die  Arbeit  gehen  und  die 
beiderseitigen  Verpflichtungen  festlegen  sollen. 

Vors.  Exzellenz  Wekerle: 

Unsere  Vereinbarungen  betreffen  Fragen,  die  zwischen 
den  verschiedenen  Staaten  des  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereines, also  zwischen  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn  in  Frage  kommen.  Sobald  wir  diesen  Standpunkt 
verlassen  und  nur  solche  Verträge  wünschen,  welche  Deutsch- 
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land  mit  den  eigenen  Staaten  und  mit  Österreich-Ungarn 
abschliessen  soll,  haben  wir  das  Gebiet  des  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereines  verlassen,  denn  wir  können  nur  über 
Fragen  verhandeln,  die  beide  Teile  betreffen. 

Sobald  Sie  diesen  Standpunkt  nicht  einnehmen,  können 
wir  nicht  verhandeln. 

Vielleicht  sind  Sie  damit  einverstanden,  dass  wir  den 
2.  Punkt  weglassen.  (Zustimmung.) 

Es  kommt  noch  ein  3.  Punkt  in  Frage,  den  der  Herr 
Keferent  beantragt  hat,  nämlich,  dass  die  Bestimmungen  des 
13.  und  14.  Artikels  des  geltenden  Handelsvertrages  mit 
Deutschland  auch  hier  Anwendung  finden  sollen. 

(Ref.  Steller:  Das  ist  die  Paritätsklausel.  Es  handelt 
sich  um  die  beiderseitige  Zulassung  der  verschiedenen  Staats- 
angehörigen.) 

Niemand  hat  etwas  dagegen  und  wir  nehmen  das  Prinzip 
an.  Das  hier  ist  aber  eine  engere  Fassung  dessen,  was  wir 
wünschen.  Wir  wollen  eine  paritätische  Behandlung  in  jeder 
Beziehung.  Die  Bestimmungen  des  Handelsvertrages  mit 
Deutschland  in  diesen  Artikeln  betreffen  nur  die  Eisenbahn- 
tarife in  einer  gewissen  Richtung. 

(Prof.  Kobatsch:  Das  sind  die  Schiffahrtsartikel!) 

Es  wird  hier  beantragt,  dass  alle  Uferstaaten  sich  gegen- 
seitig die  paritätische  Behandlung  sichern  sollen.  Darin  ist 
also  die  erwähnte  Forderung  schon  inbegriffen.  (Zustimmung.) 
Und  somit  ist  Ihr  Antrag  damit  eigentlich  auch  angenommen. 

(Ref.  Steller:  Ja!) 

Es  handelt  sich  jetzt  noch  um  rein  technische  Fragen. 
Hier  sind  sehr  zu  beherzigende  Anträge  von  Seite  des  Herrn 
Geh.  Rates  Flamm  gestellt  worden.  Vor  allem  wird  verlangt, 
bei  diesen  Arbeiten  den  Wasserbau,  den  Schiffbau  und  die 
Rhederei  als  gleichberechtigt  heranzuziehen.  Es  ist  gewiss 
zweckmässig,  wenn  diese  drei  Faktoren  Hand  in  Hand 
gehen. 

Die  2.  Forderung  geht  dahin,  dass  bei  den  Wasser- 
strassen 1.  Ordnung  schon  jetzt  für  einen  1000-t-Schiffstyp 
vorgesorgt  und  in  Erwägung  gezogen  werden  soll,  ob  man 
nicht  auf  einen  grösseren  Schiffstyp  übergehen  solle. 
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Der  3.  Antrag  bezieht  sich  auf  eine  Klassifikation  der 
Binnenschiffe.  Der  4.  Punkt  fordert  für  die  Schleppkähne 
auf  den  Wasserstrassen  erster  Ordnung  möglichst  Normal- 
typen aufzustellen.  Wir  biUigen  dieses  Verlangen  und  aner- 
kennen die  Wichtigkeit  dieser  Frage,  ebenso  wie  die  Wich- 
tigkeit der  Anträge  des  Herrn  Hofrates  Csatäry,  betreffend 
die  Stromgeschwindigkeit,  die  Fahrbreite,  die  Tiefe,  die 
Brückenhöhe,  die  Erhaltung  der  Fahrstrassen  und  der  Winter- 
hafeneinrichtungen, ferner  betreffend  eine  gemeinsame  Strom- 
polizei. 

Das  sind  aber  lauter  technische  Fragen,  welche  wir 
kaum  zu  beurteilen  berufen  sein  können. 

Daher  erlaube  ich  mir  den  Antrag  zu  stellen,  dass  wir  in 
den  Vorschlägen,  welche  wir  an  unsere  Regierungen  richten, 
die  Prinzipien  organisch  zusammengefasst  zur  Kenntnis  und 
Erwägung  der  Regierungen  bringen.  Sind  die  Herren  damit 
einverstanden  ?  (Zustimmung.) 

Schliesslich  wurde  noch  der  Antrag  gestellt,  dass  eine 
Kommission  gebildet  werden  solle.  Einen  solchen  Antrag 
hat  Exzellenz  Matlekovits  gestellt,  dann  der  österreichische 
und  der  ungarische  Herr  Referent  und  Herr  Hofrat  Csatäry 
hat  beantragt,  dass  die  Regierungen  eine  Kommission  bilden 
sollen,  welche  durch  Sachverständige  ergänzt  wird.  Diese 
Kommissionen  hätten  die  Ausgestaltung  der  Donauschiff- 
fahrtsfrage  zu  erörtern  und  schleunigst  zur  Durchführung 
zu  bringen.  Die  Kommission  könnte  ihre  Tätigkeit  auch  auf 
die  Frage  ausdehnen,  die  von  ungarischer  Seite  bean- 
tragt worden  ist,  auf  die  hochwichtige  Frage,  betreffend  die 
Donau-Akte  und  die  Strompolizei. 

Wenn  wir  den  Antrag  mit  dieser  Ergänzung  annehmen, 
haben  wir  die  Frage  der  Kommission  auch  erledigt.  Es 
bleibt  nur  noch  der  Antrag  von  Exzellenz  Matlekovits,  dass 
der  Sitz  dieser  Kommission  Budapest  sein  soll.  Ich  bin  ge- 
wiss dafür,  dass  der  Sitz  dieser  Kommission  Budapest  sein 
soll  und  finde  dieses  Begehren  nach  jeder  Richtung  für 
gerechtfertigt. 

Wir  sind  aber  dazu  berufen,  einstimmige  Beschlüsse 
zu  fassen.    Wenn   sich   daher  die    Herren    von    Österreich 
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gegen  diesen  Antrag  verwahren,  sind  wir  nicht  in  der  Lage, 
diesen  Beschluss  zu  fassen. 

Ich  erlaube  mir  daher  zu  erklären,  dass  wir  Ungarn 
der  Delegierung  von  Vertretern  in  die  Kommission  nur  unter 
der  Bedingung  beistimmen,  dass  die  Donaukommission  ihren 
Sitz  in  Budapest,  im  Mittelpunkt  der  Donaufahrt  hat.  (Zu- 
stimmung und  Widerspruch.) 

Damit  haben  wir  die  verschiedenen  Anträge  der  Herren 
Referenten  erledigt.  Wenn  die  Herren  einverstanden  sind, 
werden  wir  die  Vorschläge  an  die  h.  Regierungen  in  diesem 
Sinne  verfassen.  (Zustimmung.)  Damit  haben  wir  diesen 
Punkt  unserer  Beratungen  erledigt. 

Da  die  Zeit  bereits  so  vorgeschritten  ist,  werden  wir 
den  letzten  Punkt  unserer  Tagesordnung  morgen  in  Ver- 
handlung ziehen. 

Ich  schliesse  die  Sitzung. 

(Schluss  um  6  Uhr.) 


Z  Tag. 

12.  Dezember  i9i6. 
(Beginn  um  9  Uhr.) 

Vors.  Exzellenz  Wekerle: 

Wir  setzen  die  Beratung  fort  und  kommen  nun  zum 
letzten  Punkt  der  Tagesordnung,  zur  Frage  der  gemein- 
schaftlichen Handelspolitik. 

Ich  bitte  Herrn  Geheimrat  Prof.  Dr.  Wolf,  sein  Referat 
zu  erstatten. 

Geheimrat  Prof.  Dr.  Julius  Wolf: 

Meine  Herren! 

Wir  sind  zusammengekommen,  um  neue  Steine  heran- 
zutragen für  das  Bündnis  der  zwei  grossen  Mittelmächte, 
das  in  diesem  grossen  Kriege  eine  Bewährung  sondergleichen 
erfahren  hat.  Wir  setzen  uns  ein  für  die  auch  wirtschaftliche 
Fundamentierung  dieses  Bündnisses,  für  seine  Erweiterung 
nach  der  wirtschaftüchen  Seite  hin  und  seine  wirtschaftliche 
Fruktifizierung.  Das  ist  auch  der  Zweck  der  Leitsätze,  die 
Ihnen  heute  vorgelegt  worden  sind. 

Ich  bin  mit  den  zwei  anderen  Herren  Referenten  Exzel- 
lenz Szter6nyi  und  Präs.  Vetter  übereingekommen,  eine  Dar- 
stellung dessen  zu  entwerfen,  was  mit  den  Ihnen  vorliegen- 
den Thesen  im  allgemeinen  beabsichtigt  ist  und,  wie  ich 
glaube,  beabsichtigt  sein  muss.  Obwohl  ein  Deutscher,  werde 
ich  auch  über  die  österreichischen  und  ungarischen  Ver- 
hältnisse zu  sprechen   haben,  natürhch  in   den   gebotenen 
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Grenzen,  und  ich  erbitte  mir  die  Erlaubnis  des  Präsidiums 
dazu.  Ich  werde  gleichzeitig  darüber  berichten,  wie  wir  in 
Deutschland  handelspolitisch  und  im  Hinblick  auf  die  auch 
uns  offenbaren  Bedürfnisse  Österreich-Ungarns  die  Situation 
ansehen. 

Wir  steilen  nach  dem  Gesagten  —  und  das  gilt  für  die 
Regelung  des  Verhältnisses  mit  Österreich-Ungarn  auf  jedem 
Gebiete  —  voll  und  ganz  auf  dem  Boden  der  Gleichbe- 
rechtigung und  der  Gegenseitigkeit.  Wie  wir  an- 
nehmen, dass  Österreich-Ungarn  ein  nicht  nur  militärisch, 
sondern  auch  wirtschaftlich  möglichst  starkes  Deutschland 
sich  zum  Partner  wünscht,  so  kann  auch  uns  Österreich- 
Ungarn  gar  nicht  stark  genug  sein.  (Zustimmung.)  Das  haben 
wir  wiederholt  ausgesprochen.  Dass  dem  so  ist,  wird  sich 
auch   aus   dem    ganzen  Tenor  meiner  Darstellung   ergeben 

Österreich-Ungarn  und  Deutschland  sind  schon  längst 
nicht  mehr  zwei  fremde  Kontrahenten,  die  mit  der  Absicht 
auf  den  Markt  treten,  einer  dem  andern  einen  möglichst 
grossen  VorteU  abzugewinnen.  Sie  betrachten  sich  auch  nicht 
als  Konkurrenten,  die  einander  den  Rang  ablaufen,  sich  bei 
dritten  Staaten  ausstechen  wollen.  Sie  sind  in  ein  verwandt- 
schaftliches Verhältnis  getreten.  Mindestens  aber  sind  sie 
Sozien  und  was  sie  schaffen,  hat  als  in  einen  gemeinsa- 
men Säckel  gehend  zu  gelten.  Diese  bundesfreundliche, 
diese  verwandtschaftliche  Gesinnung  zu  betätigen  und  sie 
soweit  wie  möglich  in  wirtschaftliche  Leistung  um- 
zusetzen, sind  wir  aus  Deutschland  und  sind  Sie  alle  hieher- 
gekommen. (Beifall.) 

Dies  auszusprechen,  ist  aber  von  Bedeutung  nicht  nur, 
um  darzutun,  aus  welchem  Geiste  die  Ihnen  hier  gemachten 
Vorschläge  geboren  sind,  sondern  diese  Gesinnung  liefert 
uns  auch  noch  in  anderem  Sinne  die  Unterlagen  für  unsere 
handelspoUtische  Arbeit.  Aus  dieser  Empfindung  und  Über^ 
Zeugung  heraus  ist  jetzt  nämlich  eine  Art  Staatenbund  in 
Bildung  begriffen  über  das  ephemere,  ja  verhältnismässig 
sehr  kurz  l)efristete  Bündnis  hinaus,  das  uns  bisher  schon 
zusammenhielt.  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  sind 
wohl  für  alle   absehbare   Zeit,   für  alle  dem   Menschenhirn 
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ersichtliche    Zukunft    zusammengekettet    und    zusammenge- 
schmiedet. 

Jedes  Reich  bietet  dem  anderen  Staate  die  Bestands- 
und Besitz-  und  ich  darf  wohl  auch  sagen :  Entwicklungs- 
garantie. 

•  Gestatten  Sie  mir  einen  kurzen  Ausflug  auf  das  poli- 
tische Gebiet !  Wir  haben  im  Osten  einen  Nachbar,  der, 
auch  ohne  Polen,  dank  seiner  Bevölkerungsvermehrung,  um 
die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  gut  400  Millionen  Menschen 
zählen  kann,  gegen  die  vielleicht  150  oder  160  Millionen, 
auf  die  wir,  d.  h.  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  es  mit 
einem  verbündeten  Polen  gebracht  haben  werden.  Ich  habe 
dies  in  verschiedenen  bevölkerungspolitischen  Veröffentli- 
chungen als  nicht  unwahrscheinhch  nachgewiesen.  Die  rus- 
sische Gefahr  bedroht  uns  also  auch  weiterhin  und  zwar 
in  steigendem  Masse,  denn  die  Differenz  der  Bevölkerungs- 
zahlen wächst  mit  jedem  Jahr,  sie  hängt  gleich  einem 
Damoklesschwert  über  uns,  das  sich  immer  tiefer  senkt.  So 
werden  wir  durch  die  Gewalt  der  Tatsachen  dahin  getrieben, 
statt  des  Bündnisses  einen  Bund  zu  errichten.  Das  wird  selbst 
dann  gelten,  wenn  es  gelingen  sollte,  mit  Russland  nach 
dem  Kriege  ein  Einvernehmen,  einen  modus  vivendi,  zu 
finden,  denn  mehr  als  ein  solcher  wird  es  nicht  sein. 

Das  vorausgeschickt,  sei  es  mir  nun  gestattet,  auf  die 
volkswirtschaftliche  Aufgabe  einzugehen,  welcher  wir  uns 
gegenüber  finden. 

Österreich-Ungarn  hat,  wie  allgemein  bekannt,  seit  län- 
gerer Zeit  eine  stark  passive  Handelsbilanz.  Seine  Export- 
entwickelung  ist  verhältnismässig  zurückgeblieben.  1913,  also 
im  letzten  Jahre  vor  Kriegsausbruch,  hatte  die  Monarchie 
einen  Export  von  2V4  Milliarden  Kronen,  gleich  2V;,  Milliarden 
Mark.  Selbst  Frankreich,  das  als  verhältnismässig  stagnierendes 
Land  gilt,  hat  für  5' .j  Milliarden  Mark  ausgeführt,  also  mehr 
als  das  Doppelte.  Deutschland  aber  und  ebenso  auch  Eng- 
land und  die  Vereinigten  Staaten  führten  für  je  i-iind  10  Mil- 
liarden Mark  aus.  Das  waren  die  Handelsgrossmächte. 

Die  österreichisch-ungarische  Ausfuhr  war  nur  wenig 
höher  als  die  italienische   mit  2  Milliarden   und  sie  war  be- 
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trächtlich  niedriger  —  immer  im  Spezialhandel,  also  mit 
Ausscheidung  des  Transithandels  —  als  selbst  die  belgische 
mit  rund  3  Milliarden. 

Österreich-Ungarn  bedarf  also  vor  allem  einer  Hebung 
seiner  Exporte.  Es  bedarf  dessen  auch,  wie  Exzellenz 
Wekerle,  der  Meister  der  Währungsfragen,  mir  bestätigen 
wird,  für  die  seit  langem  erwartete  und  vorbereitete  und 
das  Erfordernis  und  die  Bedingung  einer  gesunden  kraft- 
vollen Wirtschaft  bildende  Regulierung  der  Valuta. 

Die  Frage  ist  nun,  durch  welche  handelspolitischen 
Massnahmen  diese  Förderung  der  Exporte  am  ehesten  er- 
zielt werden  kann,  ob  vorwiegend  etwa  durch  Vorzugs- 
behandlung in  Deutschland  oder  durch  Kooperation  beim 
Abschluss  der  Handelsverträge  oder  durch  sonstige  Organi- 
sation. 

Für  die  deutsche  Volkswirtschaft  ist  der  Export  ein 
Faktor  von  ungeheurer  Bedeutung.  In  Deutschland  arbeitete 
vor  dem  Kriege  ein  Fünftel  der  Bevölkerung  für  den  Export ; 
das  waren  reichlich  13,000.000  Menschen  —  mehr,  als  das 
ganze  neue  Königreich  Polen  zählen  soll. 

In  Österreich-Ungarn  gab  der  Export  vielleicht  2,000.000 
Menschen  Beschäftigung.  Die  Quote  ist  auch  relativ  nicht 
so  hoch  wie  in  Deutschland,  weil  die  Ausfuhr  Österreich- 
Ungarns  sehr  viel  mehr  als  jene  Deutschlands  aus  Roh- 
stoffen und  Halbfabrikaten  besteht,  ferner  aus  Ganzfabri- 
katen der  landwirtschafthchen  Industrie,  für  welche  verhält- 
nismässig nicht  so  viel  Hände  tätig  sein  müssen  wie  für  die 
Fabrikate,  welche  zum  grossen  Teil  die  Ausfuhr  Deutsch- 
lands bilden.  Allerdings  ist  auch  der  Export  Deutschlands 
durchaus  nicht,  wie  man  vielfach  meint,  so  ausschliesslich 
industriell. 

Den  eben  genannten  Zahlen  ist  übrigens  noch  die  Moral 
zu  entnehmen,  dass  Österreich-Ungarn  auch  guttut,  die 
Lebens-  und  Genussmittelerzeugung  womöglich  über  das 
heutige  Maas  hinaus  zu  steigern.  Ich  sage  „womöglich",  ob- 
schon  die  Einschaltung  dieses  Wortes  überflüssig  ist,  denn 
sicher  ist  es  möglich,  das  ergibt  sich  daraus,  dass  die 
landwirtschaftlichen  Erträge   in  Österreich-Ungarn   bei  min- 
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destens  nicht  schlechterer  Bodenbeschaffenheit  und  ähnli- 
chen khmatischen  Verhältnissen  sehr  erheblich  geringer  als 
in  Deutschland  sind. 

Der  Weizenertrag  war  1913  in  Österreich  13.4,  in  Ungarn 
12.8  Doppelzentner  pro  ha.,  in  Deutschland  20.7,  in  Belgien 
25.2,  also  das  Doppelte,  in  Dänemark  337  Doppelzentner, 
also  gegenüber  Österreich-Ungarn  rund  dreimal  soviel! 

Bei  den  anderen  Zerealien  sind  die  Zahlen  für  Öster- 
reich-Ungarn allerdings  günstiger.  Aber  selbst  bei  den  Kar- 
toffeln bringen  Österreich  und  Ungarn  nur  90  und  75  Doppel- 
zentner gegen  135  in  Deutschland  und  200  in  Belgien  auf! 
Der  deutsche  Erti'ag  ist  dabei  immer  nur  ein  mittlerer,  noch 
lange  kein  idealer,  er  bleibt,  wie  sich  aus  diesen  Zahlen  er- 
gibt, hinter  dem  belgischen  noch  sehr  stark  zurück,  aber 
auch  hinter  dem  der  Schweiz  und  anderer  Länder,  womit 
wahrscheinlich  gemacht  ist,  dass  der  österreichische  und 
der  ungarische  Ertrag  technisch  und  wirtschaftlich  eine  Stei- 
gerung mindestens  auf  das  Mass  des  deutschen  zulässt. 
Aus  diesem  Titel  allein,  d.  h.  durch  Hebung  der  landwirt- 
schaftlichen Produktivität  könnte  Österreich-Ungarn  seine 
passive  Handelsbilanz  in  eine  reichlich  aktive  verwandeln, 
Es  brauchte  dann  nicht,  wie  1913,  für  100  Millionen  Kronen 
Getreide  einzuführen,  es  könnte  vielmehr,  bei  einer  Steige- 
rung der  Erträge  selbst  nur  um  ein  Drittel,  wieder  ein  Aus- 
fuhrland mit  einem  Aktivsaldo  von  1  Milliarde  und  darüber 
werden,  womit  alle  Not  ein  Ende  hätte,  denn  die  Passivität 
der  österreichisch-ungarischen  HandelsbUanz  war  im  Durch- 
schnitt der  letzten  5  Jahre  bis  1913  doch  nur  etwas  über 
eine  halbe  Milliarde. 

Indes  kann  es  bei  dieser  Förderung  der  landwirtschaft- 
lichen Ausfuhr  Österreichs  und  vor  allem  Ungarns  in  der 
Richtung  nach  Deutschland,  eventuell  im  Wege  einer  Vor- 
zugsbehandlung, nicht  sein  Bewenden  haben  und  die  Ent- 
wickelung  der  landwirtschaftlichen  Technik  ist  ja  auch  ein 
Wechsel  auf  recht  lange  Sicht.  Wir  können  uns  dabei  also 
nicht  beruhigen. 

Wichtig  ist  also  für  Österreich,  wie  gesagt,  vor  allem  die 
Umbildung  seiner  passiven  in  eine  aktive  Handelsbilanz ;  es 


•11'8 

handelt  sich  auch  nicht  nur  um  die  Handels-,  sondern  nicht 
weniger  um  die  Zahlungsbilanz.  Passive  Handelsbilanz  kann 
an  sich  bekanntlich  sehr  wohl  mit  aktiver  Zahlungsbilanz 
Hand  in  Hand  gehen.  Wir  in  Deutschland  haben  es  so,  von 
kurz  nach  Gründung  des  neuen  Reiches,  in  England  und 
Frankreich  in  den  reichen  Ländern  überhaupt  ist  es,  seit 
sie  reich  geworden  sind,  nicht  anders. 

Eine  Umbildung  der  passiven  in  eine  aktive  Zahlungs- 
und Handelsbilanz  ist  in  Wirklichkeit  ohne  einer  Förderung 
der  industriellen  Ausfuhr  nicht  zu  erhoffen.  Die  Frage  ist 
aber  insofern  schwierig,  als  nicht  eine  einfache  Steigerung 
des  Herausbringens,  eine  Steigerung  der  Produktion  wie  bei 
der  Landwirtschaft  genügt,  um  ohneweiters  eine  Steigerung 
der  Ausfuhr  herbeizuführen. 

Bisher  wies  die  industrielle  Ausfuhr  Österreich-Ungarns, 
wenn  man  von  jener  nach  Deutschland  und  in  die  Balkan- 
länder absieht,  erstaunhch  massige  Zahlen  aus.  Österreich- 
Ungarns  industrielle  Exporte  entsprechen  der  politischen 
und  geschichtlichen  und  —  wie  die  Ruhmestaten  der  öster- 
reichisch-ungarischen Armee  in  diesem  Kriege  Avieder  ge- 
zeigt haben  —  auch  der  militärischen  Bedeutung  des  alten, 
mit  den  Ländern  der  heiligen  St.  Stefanskrone  vereinigten 
Kaiserstaates  in  keiner  Weise. 

Darf  sich  —  es  sei  mir  gestattet,  die  Frage  so  zu  for- 
mulieren —  Österreich-Ungarn  damit  zufrieden  geben,  zu 
seinen  unmittelbaren  Nachbarn  im  Nordwesten,  Russland, 
für  zirka  35  Millionen  Rubel  im  Jahre  1910  auszuführen, 
während  Deutschland  es  auf  450  Millionen  Rubel  gebracht 
hat!  Selbst  Persien  hat  eine  stärkere  Ausfuhr  nach  Russ- 
land als  Österreich-Ungarn. 

Ich  stelle  neben  die  österreichisch-ungarische  Zahl  die 
deutsche,  weil  wir  ja,  frei  von  jeder  Eifersucht  und  aus  den 
eingangs  geschilderten  Gesinnungen  heraus,  einhellig  des 
heissen  Wunsches  sind,  dass  Österreich-Ungarns  Export- 
wirtschaft mit  der  Zeit  wieder  den  Rang  gewinnen  möge,  auf 
welchen  es  vermöge  der  Leistungsfähigkeit  seiner  Industrie- 
kapitäne, seiner  Banken,  seiner  Arbeiter  und  nicht  zuletzt  dank 
seinen  Naturschätzen  an  Stoff  und  Kraft  Anspruch  hat.  (Beifall.) 
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Zahlen  sind  ja  unter  den  verschiedensten  Gesichts- 
punkten lehrreich  und  stellen  unsere  Bestrebungen  in  das 
richtige  Licht.  So  mögen  nocli  einige  weitere  gebracht  sein. 
Nach  den  Vereinigten  Staaten  bringt  Österreich- Ungarn  für 
17  Millionen  Dollars  in  Umsatz  gegen  163  Millionen,  die  aus 
Deutschland  dahin  gehen.  Nach  Brasilien  gehen  für  7  Millionen 
Milreis  gegen  4IV2  Millionen  aus  Frankreich,  gegen  79  aus 
Deutschland  und  136  Millionen  aus  Grossbritannien !  In  Argen- 
tinien und  Chile  spielt  Österreich-Ungarn  augenblickhch  eine 
noch  geringere  Rolle,  aber  auch  für  die  Ausfuhr  nach  China 
und  Japan  kommt  es,  selbst  wenn  wir  uns  dessen  bewusst 
bleiben,  dass  vieles  durch  Zwischenhände  geht,  also  die  Be- 
stimmungsländer in  der  Ausfuhrstatistik  nicht  immer  richtig 
bezeichnet  sind,  kaum  in  Betracht. 

Ich   habe   hier  Länder  mit   grosser  und  grösster  wirt- 
schaftlicher Zukunft  ausgehoben,   deren  Bedarf  ein    unge- 
heurer und  im  stetigen  Steigen  ist.  Hier  überallhin  ist  noch 
Erhebliches,  ja   Grosses,   fast   möchte   ich  sagen,   Entschei- 
dendes  zu  leisten.   Hier  überallhin  muss   eine  Ausfuhr  aus 
Österreich-Ungarn  noch  geschaffen  werden,  denn  was  bisher 
dahin  ging,  zählt,  an  den  Werten  gemessen,  welche  die  öster- 
reichische  und   ungarische   Volkswirtschaft   produziert  und 
vor  allem  gemessen  an  der  Potenz  der  österreichischen  und 
ungarischen  Volkswirtschaft,  als  Export  fast  überhaupt  nicht 
Es   widerstrebt   mir  einigermassen  in  dieser  Versamm 
hing,  trotzdem  sie  ausschliesslich  aus  wirtschaftlichen  und  wirt 
schaftspolitischen  Interessenten  besteht,  mit  zu  viel  Zahlen 
aufzufahren.  Ich  lasse  es  also  bei  den  wenigen,  die  ich  Ihnen 
gebracht  habe,  bewenden.  Nun  aber  ist  die  Frage  :   Wie  ist 
es  anzustellen,  um  die  Ausfuhr,  deren  Österreich-Ungarn  be- 
darf, soll  seine  Handelsbilanz  aus  einer  passiven  wieder  eine 
aktive  werden,   auf  das  hierfür  erforderliche   Mindestmass 
und  darüber  zu  heben? 

Die  Frage  beantwortet  sich  für  den  Wirtschaftspohtiker 
von  selbst :   Österreich-Ungarn    muss  erstens  und  vor  allem 
seine   Selbstkosten   auf   einen   Stand   ermässigen,   der   übe 
den  der  britischen  oder  den   der    deutschen    Selbstkosten 
nicht  zu  sehr  hinausgeht.  Zweitens  muss  Österreich-Ungarn, 
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soweit  möglich,  überall  in  der  weiten  Welt  die  Meistbegün- 
stigung geniessen,  damit  ihm  nicht  durch  Differenzialzölle 
weitere  Kosten  aufgebürdet  werden.  Es  darf  nicht  schlechter 
behandelt  werden  als  andere  Länder. 

Und  in  Zusammenhang  damit  muss  Österreich-Ungarn 
eine  Exportorganisation  haben,  die  handelspolitisch,  kom- 
merziell und  frachtlich  hinter  jener  der  Staaten  mit  grösseren 
Exporterfolgen  nicht  zurückbleibt. 

In  diesem  Kreise  hervorragender  Handelspolitiker  steht 
nur  der  handelspolitische  Teil  dieser  Forderungen  zur  Dis- 
kussion. Es  herrscht  wohl  Einverständnis  darüber,  wenn  ich 
sage :  die  Meistbegünstigung  und  vor  allem  diese  darf  keinem 
von  uns  Dreien  —  Österreich,  Ungarn  oder  Deutschland  — 
verkümmert  werden.  Auch  dieses  Interesse  teilen  Österreich 
und  Ungarn  wie  so  viele  andere  mit  Deutschland.  Und 
darum  darf,  der  Empfindung  der  interessierten  Kreise  ent- 
sprechend, kaum  etwas  geschehen,  was  die  Meistbegünsti- 
gung in  diesem  oder,  jenem  Sinne  kompromittiert,  ihren 
Geltungsbereich  ausserhalb  Deutschlands  und  Österreich- 
Ungarns  verkürzt.  Darum,  wie  ja  auch  die  österreichischen 
und  die  ungarischen  Herren  selbst  empfinden :  nicht  Ausser- 
achtlassung  jeder  Vorsicht  bei  der  Präferenz!  Es  hängt 
alles  davon  ab  —  sich  einer  Selbsttäuschung  darüber  hin- 
zugeben, wäre  gefährlich,  —  dass  wir  die  Präferenz  durch- 
zusetzen vermögen,  ohne  Konflikte  mit  den  zurückgesetzten 
Ländern  heraufzubeschwören,  die  uns  den  Weg  zu  ihnen 
verrammeln  könnten.  Das  ist  also  von  durchschlagender 
Wichtigkeit.  Wir  haben  die  Empfindung,  dass  wir  die  Prä- 
ferenz vor  allem  dank  dem  Ausmasse  unserer  Siege  unsern 
bisherigen  Feinden  werden  abzuringen  vermögen,  ohne  dass 
wir  der  Meistbegünstigung  bei  ihnen  verlustig  gehen  und 
zweitens  die,  dass  wir  die  Neutralen  zu  überzeugen  imstande 
sein  werden  und  zwar  unter  Berufung  auf  das  politische 
Verhältnis,  welches  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  auch 
weiterhin  verbinden  wird,  dass  wir  ein  volles  Recht  und  die 
Pflicht  gegenseitiger  Sonderbehandlung  haben.  Wir  sind 
und  bleiben  also  der  Hoffnung,  dass  es  uns  gelingen  wird, 
die  Vorzugsbehandlung  international  durchzudrücken,   ohne 
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die  Meistbegünstigung  oder  Gleichbehandlung  mit  anderen 
Staaten  international  zu  gefährden. 

Wir  in  Deutschland  brauchen  den  Export  wie  Sie,  wir 
um  das  gute  Dutzend  MilUonen  Menschen,  das  heute  davon 
lebt,  weiter  zu  ernähren,  Sie,  um  endlich  aus  der  Sack- 
gasse der  passiven  Handelsbilanz  herauszukommen. 

Hier  gehen  also  die  Interessen  Deutschlands  und  Öster- 
reich-Ungarns nur  wieder  Hand  in  Hand,  und  aus  der 
Wahrnehmung  dieses  gemeinsamen  Interesses  ist  denn  auch 
die  andere  Grundidee  unserer  handelspolitischen  Vorschläge, 
die  Ihnen  heute  unterbreitet  worden  sind,  geboren,  nämlich 
der  Gedanke  einer  in  weitem  Umfange  einverständlichen 
Handelspolitik. 

Das  Schwergewicht  der  Leitsätze  unserer  Konferenz 
wurde  diesmal  in  diese  Frage  verlegt.  Es  ist  nicht  zuletzt 
auch  darum  geschehen,  weil  gegen  eine  solche  einverständ- 
liche Handelspolitik  aus  dem  Kreise  unserer  Feinde  wie  der 
Neutralen,  aus  dem  wir  sonst  etwa  Schwierigkeiten  zu  ge- 
wärtigen haben,  niemand  Einspruch  erheben  kann.  Hier 
finden  wir  freie  Bahn. 

Worum  es  sich  bei  solcher  einverständlicher  Handels- 
politik handelt,  ist  den  Herren  bekannt.  Nähere  Ausfüh- 
rungen sind  ja  auch  von  meinen  Mitreferenten  noch  zu  er- 
warten. Ich  habe  daher  nur  wenige  Worte  dieser  Koope- 
ration in  der  Handelspolitik  zu  widmen. 

Die  Kooperation  soll  zum  Inhalt  haben  einverständliche 
Beratung  und  gleichzeitigen  Abschluss  von  Handelsverträgen 
mit  dritten  Staaten ;  und  damit  womöglich  auch  einverständ- 
lichen Abschluss  solcher  mit  gleichen  Kündigungsfristen 
und  Ablaufszeiten. 

Was  eine  in  diesem  Sinne  einverständliche  Handels- 
politik leisten  kann,  liegt  auf  der  Hand.  Sie  gestattet  einmal 
gegenüber  den  Staaten,  mit  denen  wir  Verträge  schliessen 
wollen,  die  Rollen  zu  verteilen  usw.  in  der  Weise,  dass 
Deutschland  nicht  Konzessionen  einzuhandeln  sucht,  über 
die  Österreich-Ungarn  verhandelt  und  umgekehrt.  Getrennt 
marschieren,  vereint  schlagen !  Das  hat  eine  Bedeutung,  die 
kaum  überschätzt  werden  kann.  Indem  wir  in  dieser  Weise 
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nach  Verabredung  handeln,  wird  ein  doppelseitiges  Drängen 
auf  dasselbe  Zugeständnis  hin  ausgeschlossen  und  so  wird 
vermieden,  dass  wir  so  hohe  handelspolitische  Preise  zahlen 
müssen,  als  wir  sie  zu  zahlen  hätten,  wenn  wir  nach  wie  vor 
getrennt  vorgingen.  Handelspolitisch  wollen  wir  also,  wie 
eingangs  gesagt,  nicht  Konkurrenten  sein,  wir  wollen  uns 
die  Preise  nicht  gegenseitig  hinauftreiben  und  wir  hoffen 
auf  diese  Weise  bessere  Geschäfte  als  in  der  Vereinzelung 
zu  machen. 

Eine  einheitliche  Handelspolitik  sichert  uns  auch  davor, 
dass  Nichtvertragsstaaten,  die  dem  einen  von  uns  bereits 
Zugeständnisse  gemacht  haben,  welche  nach  dem  Prinzip 
der  Meistbegünstigung  auch  dem  andern  ohneweiters  zufal- 
len würden,  für  diese  Zugeständnisse  dem  andern  von  uns 
einen  besonderen  Preis  abverlangen,  derart,  dass  dieselbe 
Konzession  zweimal  zur  Ausbietung  und  zum  Verkauf  gelangt. 
Was  Österreich-Ungarn  handelspolitisch  für  sich  gekauft  hat, 
muss  auch  für  Deutschland  gekauft  sein  und  umgekehrt. 

Nicht  zuletzt  erhoffen  wir  aber  von  einer  einverständ- 
lichen und  gemeinsamen  Handelspolitik,  dass  es  gehngt, 
Österreich-Ungarn  für  Exportgebiete  zu  interessieren,  wo  es 
bisher  nicht  konkurriert  hat,  weil  ihm,  um  mich  eines  dem 
Privatleben  entlehnten  Ausdruckes  zu  bedienen,  die  Einfüh- 
rung fehlte.  Ich  kann  es  nicht  glauben,  dass  Österreich- 
Ungarn  auf  dem  ostasiatischen  oder  südamerikanischen  Markte 
nicht  leistungsfähiger  ist  als  in  den  Zahlen  der  Export- 
statistik zum  Ausdruck  kommt.  Es  gilt  für  Österreich-Ungarn 
hier  sozusagen  eine  Welt  noch  zu  erobern ! 

Aber  auch  für  Deutschlands  Exportwirtschaft  wird  es 
an  vielerlei  Anregungen,  die  von  Österreich-Ungarn  kommen, 
nicht  fehlen,  denn  die  Gaben  sind  zmschen  Deutschland 
und  Österreich  verschieden  verteilt.  Eine  weitgehende  Arbeits- 
teilung ist  vorhanden,  eine  weitergehende  ist  möglich.  Öster- 
reich-Ungarn ist  vermöge  der  besonderen  Eigenschaften  sei- 
ner Industrien  in  der  Lage,  die  deutschen  auf  das  beste  und 
wertvollste  zu  ergänzen. 

Einer  einverständlichen  oder  gemeinsamen  Handels- 
politik in  diesem  Sinne  ist  aber  bereits  mächtig  vorgearbeitet 
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durch  Erfüllung  eines  Postulates,  das  die  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  von  Anbeginn  ihrer  Tätigkeit  aufgestellt 
haben  und  das  daliinging,  eine  VereinheitMchung  des  Schemas 
der  Zolltarife  ins  Werk  zu  setzen :  Diese  Leistung  ist  gelun- 
gen. Es  war  das,  wie  gesagt,  eine  alte  Forderung  der  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine,  weil  wir  jederzeit  uns  klar 
darüber  waren,  dass  damit  begonnen  werden  muss.  Erst  die  Ver- 
einheitlichung des  Zolltarifschemas  hat  die  Bahn  zu  weiterer 
Arbeit  geöffnet.  Wir  haben  in  ihr  sonach  eine  Leistung  vor 
uns,  die  in  ihrem  Werte  nicht  hoch  genug  bewertet  werden 
kann. 

Als  wir  seinerzeit  vor  jetzt  12  oder  13  Jahren  mit  dieser 
Forderung  in  den  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinen 
hervortraten  —  ich  habe  sie  bereits  auf  der  konstituierenden 
Versammlung  des  deutschen  Vereines  vertreten  — ,  wurde 
uns  geantwortet,  es  werde  Jahre  brauchen,  um  eine  solche 
Vereinheitlichung  des  Zolltarifschemas  durchzuberaten  und 
fertig  zu  stellen,  ja  sie  werde  überhaupt  kaum  möglich  sein. 
Und  siehe  da,  die  Arbeit  weniger  Monate  hat  genügt,  uns 
diese  Errungenschaft  zu  bringen !  Warum  die  Arbeit  einer 
so  kurzen  Frist?  Offenbar  deshalb,  weü  der  Wille  zur  Tat 
da  war,  daneben  allerdings  die  hervorragende  Geschicklich- 
keit der  Unterhändler.  Es  ist  keine  Banalität,  wenn  ich  sage, 
dass  uns  das  Gelingen  dieser  überaus  schwierigen  Aufgabe 
mit  Zuversicht  in  das  Gehngen  auch  der  nächsten  und  der 
weiterhin  kommenden  Aufgaben  erfüllen  darf. 

Der  Geist,  in  dem  alle  diese  Arbeiten  unternommen 
werden  müssen,  die  Überzeugung,  dass  die  Hilfeleistung 
eine  brüderliche  sein  muss  und  der  entschiedene  Wille,  frei 
von  bürokratischer  Schwerfälligkeit  und  dem  bürokratischen 
Schema  etwas  zu  leisten,  sind  glücklicherweise  da  und 
werden  in  diesem  Kriege  immer  neu  gehärtet  und  gestählt. 

So  dürfen  wir  denn  der  Hoffnung  sein,  dass  der  Arbeit 
auch  unserer  diesmaligen  Konferenz  der  Erfolg  gehören 
und  es  gelingen  wird,  neue  Bande  um  die  lieiden  grossen 
Monarchien  zu  schlingen.  Der  Krieg  ist  nicht  bloss  Zer- 
störer, er  ist  auch  Baumeister.  Was  wir  an  materiellen 
Gütern  in  ihm  verlieren,  gewinnen  wir  an  moralischer   und 
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organisatorischer  Kraft,  diese  beiden  Errungenschaften  ge- 
währleisten uns  aber  den  Wiederaufbau  nach  dem 
Kriege  und  eine  neue  Blüte.  (Lebhafter  Beifall  und  Hän- 
deklatschen.) 

Vors.  Exz.  Wekerle : 
Ich  bitte  Se.  Exz.  Szterenyi,  sein  Referat  zu  erstatten! 

Referent  Exz.  Josef  Szterenyi. 

Sehr  geehrte  Herren! 

Bevor  ich  auf  das  mir  gestellte  Thema  eingehe,  will 
ich  meiner  ganz  besonderen  Freude  darüber  Ausdruck  geben, 
dass  das  Handelsunterseebot  „Deutschland"  trotz  Lauerns 
eines  ganzen  feindhchen  Geschwaders,  welches  es  in  die  See 
bohren  zu  können  glaubte,  wieder  in  seinem  Ausfuhrhafen 
einlangte.  (Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen.)  Ein  neues 
Zeichen  deutscher  Tüchtigkeit,  ein  neuer  Beweis  deutscher 
Überlegenheit ! 

Ich  darf  wohl  beantragen,  dass  Avir,  die  Vertreter  der 
hier  versammelten  drei  Mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine 
unsere  aufrichtige  Freude  hierüber  zum  Ausdrucke  bringen 
und  dass  von  unserer  Konferenz  eine  Begrtissung  an  die 
betreffende  deutsche  Stelle  abgesendet  werde.  (Lebhafte  Zu- 
stimmung.) 

Und  nun  zum  Gegenstande !  Es  hiesse  Eulen  nach  Athen 
tragen,  wollten  wir  heute,  nach  mehr  als  zweijährigen  Ver- 
handlungen in  der  Angelegenheit  der  wirtschaftlichen  An- 
näherung, wo  wir  stets  in  Fühlung  miteinander  und  mit 
unserer  Öffentlichkeit  standen,  wo  wir  die  Hand  auf  den 
Puls  der  Öffentlichkeit  Deutschlands,  Österreichs  und  Un- 
garns hielten,  wo  die  Notwendigkeit  des  wirtschaftlichen 
Anschlusses  dieser  drei  Staaten  sozusagen  zum  Gemeingut 
ihrer  Nation  und  Völker  geworden  ist,  heute  noch  über  die 
Notwendigkeit  oder  Wichtigkeit  dieser  wirtschaftlichen  An- 
näherung eine  prinzipielle  Debatte  einleiten  und  die  Frage 
prinzipiell  zu  behandeln. 
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Diese  Frage  ist  schon  längst  bereinigt.  Eben  deshalb 
will  ich  mich  auch  nicht  auf  die  Behandlung  dieser  Frage 
einlassen,  was  darüber  noch  zu  sagen  war,  hat  mein  sehr 
geehrter  Freund  Dr.  Wolf  in  beredten  Worten  unter  Ihrem 
Beifall  soeben  erörtert. 

Auch  auf  die  politische  Seite  dieser  hochwichtigen  Frage 
will  ich  mich  nicht  einlassen,  und  dies  umsoweniger,  da  auch 
jene  Auffassung  zur  Überzeugung  aUer  Nationen  und  Völker 
der  drei  Staaten  geworden  ist,  dass  ein  politisches  Bündnis 
bei  wirtschafthcher  Uneinigkeit  überhaupt  undenkbar  ist,  daher 
unser  politisches  Bündnis  in  entsprechender  Form  unbe- 
dingt wirtschaftHche  Ergänzung  erfahren  muss.  (Sehr  richtig !) 

Doch  kann  ich  mich  in  politischer  Beziehung,  um  einem 
Missverständnisse  vorzubeugen,  einer  Bemerkung,  oder  bes- 
ser gesagt  einer  Richtigstellung  nicht  enthalten.  Mein  sehr 
geehrter  Freund  und  Referentkollege  Geheimrat  Wolff  be- 
zeichnete das  zu  schliessende  Bündnis  als  einen  Staatenbund. 
Unsere  Terminologie  hierzulande  weicht  vielleicht  von  der 
reichsdeutschen  etwas  ab,  wir  verstehen  unter  Staatenbund 
etwas  anderes  als  da  vielleicht  gemeint  ist.  Das  Bündnis, 
welches  wir  auch  wirtschaftlich  wünschen,  will  kein  Staaten- 
bund im  Sinne  der  Bundesstaaten  sein,  sondern  ein  Bund 
der  Staaten.  Der  Ausgangspunkt  all'  unserer  Verhand- 
lungen war  von  Anbeginn  die  absolute  Wahrung  sämtlicher 
Hoheitsrechte,  die  absolute  Wahrung  der  Souveränität  der 
beteiligten  Staaten  und  kann  diese  Vereinigung  nur  in  dieser 
Form  zur  Verwirkhchung  gelangen.  Es  darf  diesbezüglich 
kein  Missverständnis  entstehen,  wir  können  dabei  nicht  genug 
vorsichtig  sein,  deshalb  wollte  ich  diese  Bemerkung  in  poli- 
tischer Richtung  vorausgeschickt  haben  und  glaube  damit 
auch  den  Intentionen  meines  sehr  geehrten  Freundes  ge- 
dient zu  haben. 

Nach  dieser  kurzen  Bemerkung  möchte  ich  nunmehr 
auf  das  Meritum  des  Gegenstandes  eingehen,  den  ich  mir 
als  Referent  des  ungarischen  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereins für  eine  gemeinsame  Handelspolitik  gestellt  habe. 

Vorerst  möchte  ich  feststellen,  und  bin  nur  dessen 
sicher,    dass    ich    diesbezüglich    nirgend    in   unseren   drei 
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Staaten  auf  Widerspruch  stossen  werde,  dass  von  Anbeginn 
die  Behandlung  der  Frage  über  die  wirtschaftliche  Annähe- 
rung unserer  di^ei  Staaten  bisnun  nie  und  nirgend  bei  uns 
eine  wirtschaftUche  Agressivität  nach  dem  Kriege  den  feind- 
Mchen  Staaten  gegenüber  zum  Ausdrucke  kam.  Die  ganze 
Tendenz  unserer  Annäherungsbestrebungen  war  einzig  und 
allein  auf  unser  eigenes  gegenseitiges  wirtschaftliches  Ver- 
hältnis basiert,  beschränkt  auf  die  Untersuchung  jener  Fra- 
gen und  Möglichkeiten,  wie  wir  unser  gegenseitiges  Ver- 
hältnis günstiger  gestalten,  wie  wir  unser  politisches  Bündnis 
wirtschaftlich  vertiefen  und  ausgestalten  können,  ohne  aber 
auch  nur  den  Anschein  zu  erwecken,  als  ob  wir  nach  dem 
Kriege  nicht  den  wirtschaftlichen  Frieden  mit  aller  Welt, 
also  auch  mit  unseren  derzeitigen  Feinden  suchen  wollten. 
In  den  Verhandlungen  der  drei  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine ist  eine  Agressivität  unseren  Feinden  gegenüber 
nicht  zu  entdecken,  in  allen  Stadien  der  Verhandlungen  kam 
es  deutlich  zum  Ausdruck,  hierüber  gab  es  auch  nie  eine  Mei- 
nungsverschiedenheit, dass  wir  nach  dem  Frieden  mit  allen 
Staaten  wieder  normale  handelspohtische  Beziehungen  an- 
streben, ja  das  grösste  Gewicht  darauf  legen,  dass  wir  unser 
eigenes  Verhältnis  zueinander  so  einrichten,  damit  es  dem 
friedUchen  Verhältnis  zu  anderen  Staaten  nicht  im  Wege 
stehe. 

Nicht  so  unsere  Feinde!  Im  Gegensatze  hiezu  sehen 
wir  bei  den  feindlichen  Staaten  die  offene  Tendez,  ja  viel 
mehr,  grosse  Vorbereitungen  zu  einem  Wirtschaftskriege 
nach  dem  Kriege. 

Einer  der  Ausgangspunkte  des  Krieges  war  Englands 
wirtschaftUche  Eifersucht  Deutschland  gegenüber  und  aus 
demselben  Grunde  soll  nach  dem  Kriege  ein  Wirtschafts- 
krieg beginnen.  Es  soll  die  wirtschaftliche  Kraft  Deutsch- 
lands vernichtet  werden  und  mit  Deutschland  selbstverständlich 
auch  das  unverhältnismässig  schwächere  Österreich  und 
Ungarn. 

Statt  mich  mit  der  Behandlung  allgemeiner  Gesichts- 
punkte zu  befassen,  glaub  ich  richtiger  zu  handeln,  wenn 
ich  hier  in  meinen  kurzen  Erörterungen  jene  wichtige  Ereig- 
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nisse  darstelle,  welche  sich  auf  diesem  Gebiete  bei  den  uns 
feindlichen  Staaten  zutragen,  welche  Tendenzen  bei  unseren 
Feinden  in  wirtschaftlicher  Richtung  herrschen  und  wie  diese 
dort  zuni  Ausdruck  gelangen,  um  den  Beweis  zu  liefern, 
welch  dringende  Notwendigkeit  es  ist,  keine  Stunde  mehi* 
zu  versäumen,  um  uns  gegenseitig  zu  ralliieren,  damit  die 
so  sehr  angestrebte  wirtschaftliche  Annäherung  endlich  auch 
zur  Wirklichkeit  werde. 

Den  Ausgangspunkt  der  wirtschaftlichen  Massnahmen 
und  Vorbereitungen  unserer  Feinde  bildet  die  bekannte 
Pariser  Wirtschaftskonferenz.  Auf  dieser  machten  sich  zweierlei 
Tendenzen  bemerkbar :  die  gegenseitige  Förderung  der  wirt- 
schaftlichen Interessen  der  in  der  Entente  vertretenen  Staaten 
und  der  Kampf  gegen  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn, 
überhaupt  gegen  die  in  dem  Bündnis  der  Zentralmächte 
vereinigten  Staaten. 

Was  die  gegenseitige  Förderung  der  eigenen  wirtschaft- 
lichen Interessen  anlangt,  so  können  wir  dagegen  nichts 
einwenden;  wir  tun  ja  dasselbe,  wenngleich  leider  in  viel 
geringerem  Masse,  oder  müssten  es  tun,  und  was  dem  einen 
recht  ist,  niuss  für  den  anderen  auch  als  billig  anerkannt 
werden. 

Nicht  so  die  agressive  Tendenz  der  Pariser  Konferenz 
gegen  uns.  Da  handelt  es  sich  schon  um  ganz  was  anderes. 
Vorerst  soll  der  wirtschaftliche  Kampf  gegen  uns,  Deutsch- 
land, Österreich,  Ungarn  und  den  anderen  Verbündeten  darin 
zum  Ausdruck  gelangen,  dass  uns  die  Meistbegünstigung  auf 
mehrere  Jalire  p  r  i  n  z  i  i)  i  e  1 1  verweigert  werde.  Dann  ist 
ein  gemeinsamer  Schulz  vereinbart  gegen  die  Einfuhr  feind- 
licher Waren  unter  dem  bekannten  Titel,  Schutz  gegen  die 
„Schleuderpreise"  Deutschlands ;  ein  weiteres  Mittel  soll  die 
Anwendung  künstlicher  Mittel  zur  Erschwerung  des  Handels- 
verkehres, die  differenzielle  Behandlung  der  feindlichen 
Handelsschiffe  durch  hafenpolizeiliche  Massnahmen  und  ver- 
schiedene Gebührenzuschläge  sein,  usw.,  um  einen  Handels- 
vertrag mit  den  feindlichen  Staaten  unmöglich  zu  machen, 
denn  unter  solchen  Voraussetzungen  dürfte  wohl  kein  Staat 
auf  Verträge  eingehen.  Und  schliesslich       um  nur  die  aller- 
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wichtigsten  Beschlüsse  der  Pariser  Konferenz  zu  erwähnen  — 
die  Erschwerung  der  Rohstoffbeschaffung  für  uns  nach  dem 
Kriege. 

Auf  diese  Weise  soll  der  Wirtschaftskampf  gegen  die 
Mittelmächte  nach  dem  Kriege  geführt  werden.  In  dieser 
Konzeption  wäre  es  der  schärfste  Wirtschaftskrieg,  den  es 
je  in  der  Welt  gegeben  hat. 

Allerdings  mag  auch  hier  das  alte  Sprichwort  gelten, 
dass  nicht  so  heiss  gegessen  wird,  wie  es  gekocht  worden 
ist.  Aber  wenn  es  auch  nicht  so  leicht  sein  wird,  diese  Ver- 
einbarungen nach  Friedensschluss  in  die  Wirklichkeit  umzu- 
setzen —  denn  die  Voraussetzung  hiefür  könnte  nur  unsere 
vollständige  Niederringung  im  Kriege  sein,  was  nach  der 
heutigen  Kriegslage,  wo  wir  als  entschiedene  Sieger  überall 
dastehen,  doch  selbst  von  unseren  Feinden  nicht  ernstlich 
geglaubt  werden  dürfte  — ,  so  darf  doch  nicht  leichtfertig 
darüber  hinweggegangen  werden  und  wir  dürfen  auch  nicht 
leichtfertig,  mit  einer  eleganten  Geste  über  diese  Frage  hin- 
wegkommen wollen.  Wenn  auch,  wie  ich  daran  keinen 
Moment  zweifle,  die  offizielle  Form  dieser  Vereinbarungen 
scheitern  muss,  weil  sie  nicht  gelingen  kann,  müssen  wir 
den  feindlichen  Massnahmen  doch  weitgehende  Aufmerksam- 
keit entgegenbringen,  denn  es  darf  nicht  übersehen  werden, 
dass  wir  einer  sehr  zielbewussten  Organisation  der  Völker 
der  Entente- Staaten  gegenüberstehen,  welche  viel  gefähr- 
licher werden  kann,  als  offizielle  Stellungnahmen.  Wir  stehen 
da  Aktionen  gegenüber,  mit  dem  Zwecke,  tief  in  der  Seele 
der  Bevölkerung  der  Entente-Staaten  Wurzel  zu  fassen,  um 
die  Feindseligkeit,  welche  im  Kriege  natürhch  zum  Ausdrucke 
kommt,  auch  nach  dem  Kriege  in  den  Herzen  der  Bevölke- 
rung der  feindlichen  Staaten  weiter  zu  erhalten.  Was  das 
aber  eben  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  bedeuten  kann,  braucht 
hier  nicht  weiter  erörtert  zu  werden. 

Aber  nun  zur  Durchführung  der  Pariser  Konferenz, 
deren  Beschlüssen  sich  nunmehr  —  den  Mitteilungen  nach  — 
alle  feindliche  Staaten  anschlössen.  Wie  sieht  vorerst  die 
wirtschaftliche  gegenseitige  Förderung  aus  ?  Ich  möchte  dies- 
bezüghch  nur  ganz  kurz  und  nur  behufs  Illustration  der 


129 

Bestrebungen  der  Entente-Staaten  einiges  anführen,  wobei 
ich  bemerke,  dass  das,  was  ich  hier  anführe,  nur  einen 
geringen  Teil  der  dortseitigen  Massnahmen  darstellt.  Alle 
feindlichen  Regierungen,  bis  auf  Japan  und  Portugal  haben 
seit  der  Pariser  Konferenz  die  gleichen  Organisationen 
zum  Schutz  der  einheimischen  wirthschaftlichen  Interessen 
geschaffen,  Organisationen  mit  Reziprozitätsverhältnis,  welche 
miteinander  in  engster  Verbindung  stehen.  Überall  finden 
wir  neueingesetzte  Regierungskommissionen,  mit  aktiven 
Regierungsmännern,  Ministerpräsidenten  und  Ministern  an 
der  Spitze,  mit  Zuziehung  der  dortigen  hervorragendsten 
Fachkreise:  „Ausschüsse  zur  Bekämpfung  des 
Feindes  auf  wirtschaftlichem  Gebiete." 

Eine  ganze  Legion  von  Studienkomniissionen,  wieder 
unter  Führung  von  Regierungsmännern,  hervorragendsten 
industriellen  und  wirtschaftspolitischen  Kreisen,  wurde  in 
die  ihnen  befreundeten  Staaten  entsendet,  um  dort  die  wrt- 
schaftlichen  Verhältnisse  einem  Studium  zu  unterziehen, 
geschäftliche  Verbindungen  anzuknüpfen  und  zu  erforschen, 
wie  kann  all'  das,  was  bisher  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn  dahin  lieferte,  durch  Entente- Staaten  ersetzt  werden  ? 
Dass  hierbei  Russland  und  Italien  in  erster  Reihe  als  solche 
gelten,  welche  Absatzgebiete  sein  sollen,  braucht  nicht  be- 
sonders hervorgehoben  zu  werden. 

Gesellschaftliche'^Organisationen  wurden  gegründet,  auch 
unter  Mitwirkung  der  Regierung :  in  Frankreich  z.  B.  die 
grossangelegte  „Association  Nationale  d'Expansion  ficono- 
mique",  oder  in  Italien  die  „Alleanza  Commerciale  Romana", 
und  ganz  ähnliche  in  England,  Russland,  Portugal  und  Japan, 
überhaupt  in  aUen  feindlichen  Ländern,  wieder  alle  unter  gegen- 
seitiger FühlungsnahmemitderDirektionausLondonoder  Paris. 

Überall  finden  wir  die  grössten  Anstrengungen,  um  die 
eigene  Produktion  in  solchen  Artikeln  zu  erhöhen,  oder  zu 
begründen,  welche  vor  dem  Kriege  aus  Deutschland,  Öster- 
reich oder  —  leider  sehr  wenig  —  auch  aus  Ungarn  bezo- 
gen wurden. 

Ich  verweise  hier  nur  auf  zwei  klassische  Beispiele 
dieser  Art,  welche   charakteristisch  für  die  ganze  Organisa- 
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tion  sind.  Die  eine,  die  Vereinigung  sämtlicher  grossen  franzö 
sischen  metallurgischen,  chemischen,  Färb  waren-,  Papier- 
industrien und  Gasfabriken  in  einen  einheitlichen  nationalen 
Verband,  in  ein  „Syndicat  National  des  Matieres  Colorantes" ; 
ganz  ähnliche  Vereinigungen  derselben  Industrien,  als  gleiche 
Organisation  sind  in  den  anderen  Entente-Staaten  zustande 
kommen,  überall  unter  dem  Protektorate  der  betreffenden 
Regierungen  und  alle  vereinigten  sich  sodann  in  eine  ge- 
meinsame Organisation  unter  dem  Titel  „Societe  Inter- 
AUiee  des  Matieres  Colorantes'.  Das  gleiche  gilt  für  fast 
alle  wichtigeren  Industriegruppen  der  feindlichen  Staaten. 
Für  die  in  diesen  Syndikaten  herrschende  Tendenz  mag  eines 
der  allerletzten  Beispiele  einen  Beweis  liefern.  Ende  Oktober 
wurde  eine  Versammlung  der  grössten  Gummiwerke  Eng- 
lands abgehalten  und  da  wurde  vom  Präsidial  tisch  aus  fol- 
gende Äusserung  gemacht:  „Man  könne  nunmehr  als  eine 
Tatsache  feststellen,  dass  der  deutsche  Wettbewerb  aus- 
gerottet wäre!" 

Ich  verweise  ferner  auf  die  Anstrengungen  Japans, 
welches  heute  z.  B.  schon  den  ganzen  Seidenmarkt  allein 
beherrscht;  welches  in  seiner  BaumwoUindustrie  ebenfalls 
die  grössten  Anstrengungen  an  den  Tag  legt.  Die  48  grössten 
Baumwollspinnereien  haben  sich  schon  zu  einem  grossen 
Trust  vereinigt,  zehn  Fabriken  mit  schlechteren  Produktions- 
verhältnissen zum  Stillstände  gebracht,  dafür  aber  die  Spindel- 
zalil  der  anderen  verdoppelt  und  schon  auf  2.763,000  erhöht 
und  in  ihrer  Produktion  in  der  ersten  Hälfte  1916  schon 
um  907o  gesteigert  und  sich  insbesonders  auf  die  südamerika- 
nischen Märkte  verlegt,  wo  eine  solch  rege  japanische  Ge- 
schäftstätigkeit herrscht,  wie  nie  vorher.  Langfristige  Kredite 
werden  dort  eröffnet,  japanische  Kapitalien  investiert,  und 
wie  sich  jüngst  ein  französisches  Fachblatt  ausdrückte:  „die 
Eisenbahn  über  die  Anden  führt  mehr  japanische  als  andere 
Waren  nach  Argentinien". 

Wie  viele  solche  Fälle  könnte  ich  vorbringen!  Doch 
will  ich  es  unterlassen,  es  genügen  vielleicht  diese  Beispiele. 
Aber  das  sind  nur  die  unschuldigeren  feindlichen  Aktionen, 
denen  wir  gegenüberstehen,  und  wenn   sie   auch   eine  ganz 
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entschiedene  agressive  Tendenz  gegen  uns  haben,  muss  es 
anerkannt  werden,  dass  sie  sich  mehr  oder  weniger  auf 
legalem  Gebiete  bewegen,  denn  sie  stellen  doch  nur  den 
Schutz  der  heimischen  Produktion  dar,  gegen  welchen  wir 
schliesslich  nichts  einwenden  können,  wenn  es  uns  auch 
ziemlich  arg  berührt,  nur  müssten  wir  älmliches  unternehmen, 
um  unsere  Interessen  zu  schützen. 

Viel  gefährlicher  sind  aber  jene  Boykottbewegungen, 
auf  welche  ich  bereits  anspielte.  Die  mildeste  Form  dieser 
Boykottbewegung  ist  jene  Erscheinung,  dass  in  die  Statuten 
von  Aktien-  und  ähnlichen  Gesellschaften  der  feindlichen 
Staaten  in  neuester  Zeit  die  Bestimmung  eingeschaltet  wird, 
u.  zw.  allgemein,  dass  die  Mitglieder  von  Verwaltungen 
englischen,  französischen,  russischen,  italienischen  Eltern 
entstammen  müssen. 

Wie  gefährhch  solche  Bewegungen  sein  können,  beweist 
der  Umstand,  dass  diese  Krankheit  auch  auf  neutrale  Staaten 
übergreift.  Jüngst  verfügte  in  Dänemark  eine  Rückversiche- 
rungsanstalt, dass  an  Ausländer  keine  Aktien  abgegeben 
werden  dürfen  und  Ausländer  daher  auch  keine  Aktien 
erlegen  können.  Ähnliche  Richtung  verfolgt  das  schwedische 
Gesetz  vom  30.  Mai  1916,  wonach  Ausländer  ohne  vom  König 
in  jedem  einzelnen  Falle  eingeholte  Genehmigung  weder 
Immobilien,  noch  Minerallager  erwerben,  beziehungsweise 
bearbeiten,  oder  Grubenbau  betreiben  dürfen.  Dasselbe  be- 
zieht sich  auch  auf  schwedische  Handelsgesellschaften,  Aktien- 
gesellschaften und  wirtschaftliche  Verbände,  in  denen  sich 
Ausländer  als  Beteiligte  befinden,  ja  auf  Aktiengesellschaften 
und  wirtschaftliche  Verbände,  wo  nicht  nachgewiesen  werden 
kann,  dass  Ausländer  nicht  beteiligt  sind. 

Das  ist  die  grösste  wirtschaftliche  Reaktion,  die  man 
sich  überhaupt  denken  kann:  Ausschluss  jeglichen  auslän- 
dischen Einflusses  und  fremder  Teilnahme  an  dem  Wirt- 
schaftsbetriebe eines  Landes! 

Das  ist  eine  Entartung,  die  hoffentlich  jenen  Staaten 
den  grössten  Schaden  zufügen  wird,  die  sich  dieser  Form 
der  Entartung  bedienen. 

9* 
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Und  doch  sind  diese  Entartungen  noch  immer  nicht 
das  schlimmste  in  den  Massnahmen  unserer  Feinde  nach 
dem  Kriege.  Viel  ärger  sind  jene  Organisationen,  welche  in 
Frankreich,  unter  dem  Titel  „Comite  International",  in  Eng- 
land, Italien  und  Russland  mit  ähnlichen  Titeln  ins  Werk 
setzten,  wo  es  z.  B.  bei  der  französischen  Organisation  heisst : 
Alle  antideutschen  Verbände  —  es  sind  schon  über  60  — 
und  Vereine  von  Käufern  werden  sich  zu  einer  treuen  Armee 
organisieren,  um  die  Pläne  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz 
der  Verbündeten  durchzuführen  und  das  Vorgehen  der  Regie- 
rung zu  unterstützen,  indem  man  unnachsichtlich 
alle  deutschen  und  österreichischen  (selbtver- 
ständlich  sind  darunter  auch  die  ungarischen  verstanden, 
denn  unter  „Österreich"  ist  im  Ausland  immer  auch  Ungarn 
gemeint!)  E  rzeugnisse  boykottiert  und  allerorts 
m  den  verbündeten  Ländern  Zweigvereine 
gründen  wird,welche  den  Handel  und  die  Indu- 
strie der  Feinde  überwachen  und  beaufsich- 
tigen. 

Oder  was  sollen  wir  dazu  sagen,  was  die  mächtigste 
enghsche  Arbeiterorganisation,  die  Trades  Union  jüngst  ins 
Werk  gesetzt  hat,  indem  seitens  ihrer  Verwaltung  allen 
Gewerkschaften  Grossbritanniens  eine  Kundmachung  vor 
einigen  Wochen  zu  dem  Zwecke  zuging,  e  i  n  e  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e, 
gegen  alles  Deutsche  gerichtete  Boykottie- 
rung durchzusetzen!  Es  wurde  ein  Verband  gebildet, 
um  alle  Gewerkschaften,  ohne  Rücksicht  auf  Parteizugehö- 
rigkeit oder  Glaubensbekenntnis,  zu  vereinigen,  und  m It- 
alien erreichbaren  Mitteln  die  deutsche  Gefahr 
vernichten  zu  helfen.  Eines  der  Ziele  besteht  darin, 
die  Wiederkehr  feindlicher  Arbeitskräfte,  Waren,  sowie  jeg- 
liche Beeinflussung,  sei  es  industrieller,  geschäftlicher  oder 
politischer  Art,  zu  verhindern,  jeden  feindlichen  Ausländer, 
ob  reich  oder  arm,  von  den  Grenzen  des  britischen  Reiches 
fern  zu  halten. 

Ganz  von  diesem  Geist  beseelt  ist  ein  Beschluss  der 
Bombayer  Handelskammer,  von  welchem  ich  nur  deshalb 
Erwähnung  mache,   um   ein    Zeichen   dafür  zu  liefern,   wie 
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weit  sich  in  britischen  Gebieten  dieser  Geist  verpflanzt  hat, 
und  wie  schnell  der  Hass  gegen  alles,  was  feindlich  ist,  ver- 
breitet wird.  Der  Beschluss  der  Handelskammer  in  Bombay, 
welcher  der  britischen  Regierung  vorgelegt  wurde,  geht  da- 
hin, dass  während  der  ersten  sechs  Monate  nach  Beendi- 
gung der  Feindseligkeiten,  kein  feindlicher  Staatsangehöri- 
ger irgend  eine  Hafenstadt  des  britischen  Reiches  betreten, 
oder  dort  bleiben  darf,  es  sei  denn  mit  besonderer  Erlaubnis, 
und  dass  kein  feindliches  Fahrzeug  die  Erlaubnis  zur  Ein- 
fahrt in  einen  britischen  Hafen  erhalten  darf. 

Dieser  Beschluss  ist  gar  nicht  so  schlecht  durchdacht, 
die  sechs  Monate  sollen  jener  Übergang  sein,  in  welchem 
die  fehlenden  Warenlager  ergänzt  werden,  die  Konsumenten 
ihren  zurückgehaltenen  Bedarf  decken,  somit  von  diesem 
ersten  grössten  Absatz  die  feindlichen  Staaten  ferngehalten 
werden  sollen. 

Aber  nicht  nur  nach  Indien  drang  dieser  Geist  ein,  wir 
begegnen  demselben  auch  in  anderen  Kolonien  des  briti- 
schen Reiches.  So  beschloss  die  Handelskammer  Salisbury 
in  Rhodesia  die  zuständige  Regierungsbehörde  zu  ersuchen, 
zur  Verhinderung  des  allgemeinen  Gebrauches  feindlicher 
Waren  nach  dem  Kriege  die  Zollabgaben  für  alle  in  Feindes- 
land erzeugten  Güter  bedeutend  zu  erhöhen ;  es  wird  darauf 
gedrungen,  dass  ausländische  Waren  mit  einer  das  Ursprungs- 
land bezeichnenden  Marke  versehen  sein  müssen  und  dass 
jeder,  der  sich  an  den  bezeichneten  Handelsmarken  zu 
schaffen  macht,  mit  Gefängnis  und  Beschlagnahme  der 
Waren  zu  bestrafen  ist. 

Auch  die  Handelskammern  der  südafrikanischen  Union 
nahmen  zu  dieser  Frage  Stellung,  indem  sie  in  einer  Mitte 
September  dieses  Jahres  in  Kapstadt  abgehaltenen  gemein- 
samen Konferenz  beschlossen,  der  Regierung  folgende 
Wünsche  zu  unterbreiten :  Sondertarif  für  die  Er- 
zeugnisse und  Fabrikate  der  jetzt  feindlichen 
Länder  nach  einer  durch  Reichskonferenzbeschluss  fest- 
gesetzten Abstufung  und  für  eine  gleicherweise  ver- 
einbarte Zeitdauer;  unterschiedliche  Gebüh- 
renordnung für  alle  feindlichen  Schiffe  in  süd- 
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afrikanischen  Häfen  in  Übereinstimmung  mit  den  Beschlüssen 
der  Pariser  Konferenz;  Einstellung  der  Gewährung  von 
Handelslizenzen  an  feindliche  Staatsangehörige  oder  Ver- 
treter feindlicher  Firmen. 

Auch  der  Beschluss  der  britischen  Handelskammern 
gegen  die  deutsche  Schiffahrt  ist  sehr  bezeichnend  und  lehr- 
reich, ich  will  denselben  hier  auch  nur  ganz  kurz  anführen. 
Der  geschäftsführende  Ausschuss  der  Ver- 
treter der  Handelskammern  des  ganzen  briti- 
schen Reiches,  sowie  des  britischen  Reichs- 
handelsrates hat  vor  einigen  Wochen  einen  Bericht 
ausgearbeitet,  welcher  dem  Ministerpräsidenten  Englands 
und  der  Dominien  sowie  anderen  zuständigen  Behörden 
vorgelegt  werden  soll. 

In  den  darin  enthaltenen  Beschlüssen  wird  verlangt: 
Friedensschluss  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  der  feindlichen  Schiffahrt  erst  dann  Be- 
wegungsfreiheit gewährt  wird,  wenn  sie  sämt- 
liche Schäden  ersetzt  hat;  Festsetzung  nied- 
rigererTonnen-undHafengelder  für  alle  briti- 
schen Schiffe  in  britischenHäfen;  Vorzugsgewäh- 
rung an  Verbündete  und  Neutrale  nur  entsprechend  der  von 
diesen  an  britische  Schiffe  gewährten  Vorzugsbehandlung; 
für  die  feindliche  Schiffahrt  zum  mindesten 
eine  Verdoppelung  den  den  übrigen  Schiffen 
auferlegtenGebühren;  in  l^einem  Falle  Unterstützung 
der  feindlichen  Schiffahrt  durch  die  britische  Regierung ; 
Begünstigung  der  Güterverschiffung  innerhalb  des  britischen 
Reiches  auf  britischen  Schiffen  oder  auf  Schiffen  der  Verbün- 
deten ;  Verbot  vonVereinbarungen  zwischen  bri- 
tischen Schiffahrtsgesellschaften  und  frem- 
den ohne  Kenntnis  des  Handelsamtes  oder 
eineranderenministeriellenBehörde;  Hinter- 
treibung der  Verfrachtung  fremder  Güter  auf 
britischen  Schiffen  von  britischen  Häfen  zu 
geringeren  Frachtsätzen,  als  ähnliche  britische 
Güter.  So  durchdringt  der  Gedanke  des  Wirtschaftskrieges 
alle  massgebenden  Kreise   unserer  Feinde   und  so  trachten 
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diese  die  neue  Kriegsorganisation  nach  dem  Kriege  durch- 
zuführen. So  schrecklich  aber  das  auch  klingen  mag,  ist  es 
noch  immer  nicht  das  Ärgste,  was  die  uns  feindlichen  Staaten 
auf  diesem  Gebiete  produzieren. 

Das  Unerhörteste,  was  auf  internationalem  Gebiete  viel- 
leicht je  geschah,  ist  der  allerneueste  Vorgang,  den  Frank- 
reich gegenüber  einem  neutralen  Staate  beobachtet;  der 
Vorgang,  den  die  französischen  Handelskammern  gegenüber 
Schweizer  Exporteuren  seit  der  aller  jüngsten  Zeit  befolgen. 
Nach  einer  Mitteilung  von  etwa  einem  Monate  müssen  Genfer 
und  andere  schweizerische  Firmen,  die  nach  Frankreich 
exportieren  wollen,  und  um  eine  Einfuhrerlaubnis,  ein  Ur- 
sprungszertifikat bei  einer  kompetenten  französischen  Han- 
delskammer ansuchen,  folgende  Dokumente  vor  Erlangung 
dieser  Bewilligung  vorlegen :  Eine  notariell  beglaubigte  Er- 
klärung, dass  der  Betreffende  ein  Staatsangehöriger  der 
Schweiz  oder  der  verbündeten  Länder  sei;  es  muss  ein- 
wandfrei notariell  beglaubigt  werden,  u.  zw.  auf  Erhebungen 
begründet,  dass  weder  seine  Frau,  noch  seine  Eltern  seit 
wenigstens  50  Jahren  verwandtschaftliche  Beziehungen  zu 
Österreichern  (wieder  auch  Ungarn  inbegriffen !)  oder  Deut- 
schen hatten.  (Lebhafte  Heiterkeit.)  Ihre  Heiterkeit  —  meine 
Herren  —  beweist  Ihre  Verwunderung.  Heben  Sie  diese  aber 
noch  auf  das  Weitere  auf.  Ich  will  daher  fortfahren.  Es  wird 
femer  ein  Beweis  verlangt,  dass  die  Firma  keinen  österrei- 
chischen oder  deutschen  Angestellten  beschäftigt;  ein  wei- 
terer Beweis  ist  —  immer  notariell  beglaubigt  — ,  dass  der  Be- 
treffende Waren  nicht  aus  österreichischen  oder  deutschen 
Ländern  bezieht;  dass  das  Exporthaus  nicht  mit  österreichi- 
schem oder  deutschem  Kapital  arbeitet. 

Bisher  könnte  man  noch  darauf  hinweisen,  dass  wii' 
eben  im  Kriege  stehen  und  ein  Schutz  gegen  feindliche 
Exporte  durch  Benützung  eines  neutralen  Staates  geschaffen 
werden  müsse.  Was  aber  jetzt  folgt,  ist  schon  für  die  Zu- 
kunft bestimmt :  Die  Firma  muss  sich  durch  eine  ebenfalls 
notariell  beglaubigte  Erklärung  verpfUchten,  keine  Trans- 
aktion oder  sonstige  Handelsgeschäfte  mit  österreichischen, 
deutschen  oder  neutralen  Firmen  abzuschliessen,  die  wäh- 
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rend  der  letzten  10  Jahre  in  Handelsbeziehun- 
gen zu  österreichischen  oder  deutsche  n  Fir- 
men gestanden  haben.  (Heiterkeit.)  Und  schliesslich 
eine  notariell  beglaubigte  Erklärung  des  Betreffenden,  wo- 
rin er  sich  verpflichtet,  im  Falle  der  Nichteinhaltung  die- 
ser Bedingungen  30.000  Francs  als  Strafe  zu  bezahlen. 
(Hört!) 

Es  ist  das  das  Tollste,  was  je  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete geschehen  konnte !  Müssen  solche  Massnahmen  keine 
verheerende  Wirkung  bei  den  breiten  Volksmassen  ausüben 
und  ist  da  nicht  zu  befürchten,  dass  diese  Strömungen  noch 
lange,  lange  nach  dem  Kriege  ihre  schädliche  Wirkung  auf 
den  internationalen  Verkehr  ausüben  dürften,  wenngleich 
Boykottbewegungen  für  die  Dauer  nicht  möglich  sind ! 

Aber  es  sind  das  nur  einzelne  Mosaiksteine  aus  dem 
Bilde,  welches  sich  ergeben  würde,  wollte  ich  sämtliche 
Massnahmen  der  Ententestaaten,  welche  gegen  die  mittel- 
europäischen Mächte  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  gerichtet 
sind,  vorführen. 

Wie  gefährlich  aber  diese  Bewegungen  sind,  beweist 
das  Umsichgreifen  dieser  auch  auf  die  neutralen  Staaten, 
welche  sich  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  ebenfalls  rüsten 
und  auch  nicht  in  einer  Weise,  welche  für  uns  als  Beruhi- 
gung dienen  könnte.  Nur  ganz  kurz  sollen  einige  dieser 
aus  allerletzter  Zeit  erwähnt  werden.  Erst  im  Monat  Sep- 
tember dieses  Jahres,  also  in  allerjüngster  Zeit,  wurde  die 
bekannte  Wirtschaftskonferenz  der  drei  nordischen  Staaten 
in  Ghristiania  abgehalten,  wo  diese  den  mrtschaftlichen  Zu- 
sammenschluss  beschlossen,  um  nach  Friedensschluss  ihre 
wirtschaftlichen  Interessen  gemeinsam  und  einverständlich 
zu  wahren  und  zu  vertreten. 

Und  ist  es  etwa  keine  sehr  ernste  Warnung  für  die 
Zukunft,  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege,  wenn  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  schon  heute  ein  neues  Zollgesetz 
schaffen  mit  dem  Wirkungstermin  nach  Friedensschluss, 
expressis  verbis  gegen  die  deutsche  Farbwarenindustrie  ge- 
richtet, in  welchem  Gesetz  fast  prohibitive  Zölle  schon  heute 
festgestellt  werden,    um   eben    die   Einfuhr   der   Farbwaren 
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Deutschlands  nach  der  Union  nach  dem  Kriege  unmöglich 
zu  machen  oder  einzuschränken ! 

Es  dürfte  ja  bekannt  sein,  welche  Anstrengungen  wäh- 
rend des  Krieges  in  den  feindlichen,  wie  in  den  neutralen 
Staaten  und  auch  in  der  Union  gemacht  wurden,  um  sich 
eine  grosse  Farbwarenindustrie  zu  begründen,  damit  Deutsch- 
land auch  auf  diesem  speziell  deutschen  Gebiete  überflüssig 
gemacht  werde.  Ob  es  gelingen  wird,  den  Kampf  mit  der 
deutschen  Farbwarenindustrie  aufzunehmen,  ist  eine  andere 
Frage,  aber  die  Massnahmen  sind  hiefür  getroffen. 

Amerika,  wo  volle  wirtschaftliche  Freiheit  besteht  und 
keine  staatlichen  Organisationen  in  die  wirtschaftlichen  Ge- 
biete eingreifen,  hält  es  für  notwendig,  jetzt  staatliche  Orga- 
nisationen zur  Förderung  des  amerikanischen  Exportes  zu 
schaffen,  welche  in  erster  Reihe  gegen  Europa  gerichtet 
sind.  Gesellschaftliche  Organisationen  ähnlicher  Art,  wie  sie 
die  Ententestaaten  einrichteten,  wurden  dort  geschaffen; 
Studienkommissionen  nach  Italien  und  Russland  entsendet, 
insbesondere  auf  Russland  hat  man  es  auch  von  dort  abge- 
sehen, die  russischen  Minerallager  sollen  mit  amerikanischen 
technischen  Kräften  erschlossen  werden,  russische  Eisen- 
bahnen sollen  durch  Amerikaner  erbaut  werden,  Amerika 
will  dem  russischen  Reiche  wirtschaftliche  Unterstützung 
angedeihen  lassen! 

Amerikanisch-russische,  amerikanisch-italienische  Han- 
delskammern werden  gebildet,  amerikanisch-französische 
„Entente£conomique"-Organisationen  werden  geschaffen,  usw. 

Allerneuesten  Datums  ist  auch  das  Gesetz  vom  Sep- 
teml^er  dieses  Jahres,  wonach  die  amerikanische  Union  ihren 
Banken  das  Recht  einräumt,  in  ausländischen  Staaten  FiUalen 
zu  errichten,  was  bisher  auch  nicht  gestattet  war.  Lauter 
Organisationen,  die  gegen  uns  gerichtet  sind. 

Selbst  Japan  bildet  für  die  Union  kein  Hindernis  mehr, 
es  wird  angestrebt,  die  politischen  Gegensätze  zwischen 
Japan  und  Amerika  im  Dienste  einer  wirtschaftHchen  Ver- 
ständigung gegen  Europa  auszugleichen. 

Doch  will  ich  mit  meinen  Beispielen  nicht  weiter  fort- 
setzen  und   will   mit   meinen   Ausführungen  schliessen.    Da 
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muss  ich  die  Frage  beantworten:  was  war  mein  Zweck  da- 
mit, dass  ich  dieses  Material  hier  vorbrachte?  Meine  Ant- 
wort ist  hierauf  sehr  einfach  und  kann  sehr  kurz  sein.  Es 
wollte  eine  Mahnung  an  alle  jene  sein,  die  die  Zeit  noch 
nicht  für  herangekommen  sehen,  oder  die  da  glauben,  dass 
wir  noch  viel  Zeit  haben,  um  die  wirtschaftliche  Annähe- 
rung zwischen  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  zu  bewerk- 
stelligen. Diesen  Optimisten  möchte  ich  auch  die  allerneueste 
Nachricht  von  der  vor  einigen  Tagen  in  Paris  im  auswärti- 
gen Amte  abgehaltenen  Delegiertenkonferenz  empfehlen, 
welcher  der  einzige  Gegenstand  des  wirtschaftlichen  Aus- 
schlusses der  Ententestaaten  nach  dem  Kriege  zur  Bespre- 
chung vorlag,  deren  Beschlüsse  aber  nicht  bekanntgegeben 
werden  sollen,  bis  sämtliche  Regierungen  dazu  nicht  ihre 
Zustimmungen  geben. 

Es  wollte  ein  Beweis  dafür  sein,  dass  fast  die  letzte 
Stunde  schon  herangebrochen  ist  —  ganz  abgesehen  von 
dem  hoffentlich  nicht  sehr  weit  entfernten  Frieden  ~,  dass 
wir  uns  wirtschaftlich  zusammenschliessen,  damit  das  wirt- 
schaftliche Bündnis  zwischen  Deutschland,  Österreich  und 
Ungarn  ehestens  zustande  komme.  Es  wollte  eine  Urgierung 
an  der  Hand  der  Tatsachen  sein,  die  uns  der  Feind  selbst 
liefert,  damit  endlich  auch  jene  zu  dem  Bewusstsein  kommen, 
die  die  Dringlichkeit  der  Annäherung  nicht  für  so  wichtig 
erachten,  dass,  wenn  auch  nicht  alles  klingende  Münze  sein 
wird,  was  uns  heute  als  solche  erscheint,  doch  für  uns  die 
Gefahr  besteht,  dass  uns,  wenn  wir  uns  nicht  rechtzeitig 
verständigen,  die  Möglichkeit  der  Kraftentfaltung  genommen 
wird,  um  diesen  Bestrebungen  der  feindlichen  Staaten  mit 
entsprechendem  Erfolge  entgegentreten  zu  können.  (Leb- 
hafte Zustimmung.)  Denn  unsere  Kraftentfaltung  hängt  da- 
von ab,  ob  wir  beim  Friedensschluss  auch  wirtschaftlich  ge- 
eint dastehen  werden.  Fast  möchte  ich  sagen,  dass  die  letzte 
Stunde  dafür  gekommen  ist,  dass  wir  nunmehr  nicht  weiter 
zögern,  sondern  alles  aufbieten,  damit  ehestens  unsere  wirt- 
schaftliche Annäherung  zustande  kommt.  Zu  diesem  Zwecke 
erlaube  ich  mir,  Ihnen  unsere  Leitsätze  zur  Annahme  zu 
empfehlen.  (Stürmischer  Beifall   und  Händeklatschen.) 
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Vors.  Exz.  Wekerle: 

Ich  bitte  nun  Herrn  Präs.  Vetter,  sein  Referat  zu  er- 
statten. 

Präsident  Vetter: 

Nach  den  ausgezeichneten  Ausführungen  meiner  Mit- 
referenten, getragen  von  tiefer  Sachkenntnis  und  Beherr- 
schung der  ganzen  Materie  —  könnte  ich  eigentlich  auf  das 
Wort  verzichten,  denn  ich  bin  kaum  in  der  Lage  etwas 
Neues  hinzuzufügen  oder  irgend  etwas  Neues  zur  Begrün- 
dung der  Leitsätze  vorzubringen. 

Trotzdem  erachte  ich  es  aber  für  meine  Pflicht,  als 
X'ertreter  des  österreichischen  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereines und  speziell  auch  als  Vertreter  der  österreichischen 
industriellen  Organisationen,  einige  wenige  Worte  zu  sprechen, 
um  keine  Missdeutung  aufkommen  zu  lassen  und  um  hiedurch 
zu  dokumentieren,  dass  wir  uns  in  den  gleichen  Anschauungen 
und  auf  der  gleichen  Basis  bewegen. 

Als  die  Bewegung  einsetzte,  dem  politischen  Bündnisse 
der  drei  Staaten  die  Ausgestaltung  engerer  wirtschaftlicher 
Beziehungen  folgen  zu  lassen,  waren  am  Anfang  vielleicht 
mehr  politische  Motive  hiefür  massgebend.  Allein  die  Begleit- 
erscheinungen des  Krieges  haben  in  uns  und  in  den  weitesten 
Kreisen  die  Erkenntnis  von  der  Notwendigkeit  einer  Ver- 
tiefung unseres  politischen  und  müitärischen  Verhältnisses 
durch  innigeren  wirtschaftlichen  Zusammenschluss  hervor- 
gerufen. 

Wenn  auch  zu  Beginn  von  zahlreichen  Seiten  der 
Gedanke  einer  völligen  Zollunion  lebhaft  vertreten  wurde, 
so  hat  sich  doch  mit  der  Zeit  die  Anschauung  Bahn  ge- 
brochen, dass  das  Bessere  der  Feind  des  Guten  ist  und  man 
hat  den  Weg  eingeschlagen,  der  nun  zu  den  heute  vorlie- 
genden Leitsätzen  führte.  Ich  begrüsse  dies  vom  Stand- 
punkte der  österreicliischen  Industrie  aufrichtig,  weil  hierbei 
den  verschiedenartigen  wirtschaftlichen  und  Produktions- 
verhältnissen in  den  drei  Staaten  voll  und  ganz  Rechnung 
getragen  werden  kann.  Weiters  werden  auch  gewisse  Schwie- 
rigkeiten,  welche   einem   vollständigen   wirtschaftlichen  Zu- 
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sammenschlusse  vom  staatsrechtlichem  Standpunkte  aus 
entgegenstehen  könnten,  vermieden  werden.  Ich  hege  auch 
die  Hoffnung,  dass  bei  einer  loyalen  Durchführung  des  en- 
geren Zusammenschlusses  sich  vielleicht  in  der  Zukunft 
jener  Idealzustand  ergeben  wird,  der  von  gewisser  Seite  gleich 
anfangs  propagiert  wurde. 

Die  österreichische  Industrie  ist  sich  darüber  wohl  ganz 
klar,  dass  sie  in  den  ersten  Jahren  des  Systems  der  bevor- 
zugten Präferenz  manches  Opfer  zu  bringen  haben  wird, 
sie  glaubt  aber,  dass  sie  dies  tun  kann  und  muss  mit  Rück- 
sicht auf  die  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  der 
verbündeten  Reiche.  Sie  tut  es  aber  auch  in  der  bestimmten 
Erwartung,  dass  sich  aus  der  gleichzeitig  zu  inaugurierenden 
gemeinsamen  Handelspolitik  eine  Förderung  für  sie  ergeben 
wird.  In  dieser  Hinsicht  stimme  ich  mit  den  Ausführungen 
des  Herrn  Geh.  R.  Prof.  Wolf  vollständig  überein.  Wir 
erhoffen  uns  durch  diese  gemeinsame  Handelspolitik  eine 
Förderung  unseres  Exportes  und  dadurch  eine  Erstarkung 
unserer  ganzen  Wirtschaft,  so  dass  unsere  Handelsbilanz  mit 
der  Zeit  eine  günstige  Wendung  nehmen  wird. 

Wenn  die  Leitsätze  gutgeheissen  werden,  dann  wird  es 
uns  obliegen,  sie  an  unsere  Regierungen  zu  leiten  und  dort 
müssen  wir  unseren  ganzen  Einfluss  aufbieten,  damit  der 
den  Leitsätzen  zugrundeliegende  Gedanke  möglichst  rasch 
der  Perfektionierung  zugeführt  werde. 

Gerade  die  Ausführungen  Seiner  Exzellenz  Szterönyi 
zwingen  uns  gebieterisch,  dahin  zu  wirken,  dass  dieser  Zu- 
sammenschluss  gegenüber  anderen,  dritten  Staaten  möglichst 
rasch  erfolge. 

Ich  denke  ihn  mir  nicht  als  eine  Offensiv- Aktion;  wenn 
wir  aber  die  Stimmen  aus  dem  feindlichen  Auslande  hören, 
dann  müssen  wir  doch  für  eine  kräftige  Defensiv-Stellung 
Vorsorge  treffen,  um  den  Eventualitäten,  die  uns  für  die 
Zukunft  in  Aussicht  gestellt  sind,  begegnen  zu  können.  Ich 
gehöre  zu  den  Optimisten,  die  derartige  Äusserungen  des 
feindlichen  Auslandes  und  auch  Massnahmen,  wie  sie  in  der 
Gluthitze  dieses  fürchterlichen  Krieges  in  die  Erscheinung 
treten,  für  die  Zukunft  nicht  so  ernst  nehmen,  ich  gebe  mich 
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vielmehr  als  alter  Herr  der  frohen  Hoffnung  hin,  dass  der 
gesunde  Menschenverstand  auch  in  den  uns  feindlichen 
Staaten  wieder  zum  Siege  gelangen  werde.  Allerdings  müssen 
wir  uns  vor  Augen  halten,  dass  dies  nicht  sofort  nach  dem 
Friedenschlusse  eintreten  kann,  sondern  dass  es  gewiss 
geraumer  Zeit  bedürfen  wird,  bis  er  wieder  zur  Geltung 
kommt. 

Der  enge  Zusammenschluss  und  die  Pflege  der  gemein- 
samen Handelspolitik  wird  unbedingt  eine  weitere  wichtige 
Aufgabe  der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  sein,  die 
sich  ja  schon  seit  Dezennien  dieses  hohe  Ziel  gestellt  haben. 
Sie  werden  daher  pro  futuro  Hüter  und  Wächter  der  Durch- 
führung dieser  wirtschaftlichen  Aufgaben  sein  müssen,  damit 
sich  das  wirtschaftliche  Band  zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  Österreich-Ungarn  immer  mehr  vertieft  und  hieraus 
eine  möglichst  allgemeine  Wohlfahrt  und  eine  entschiedene 
Einflussnahme  der  verbündeten  Reiche  auf  den  ganzen  welt- 
wirtschaftlichen Verkehr  herbeigeführt  werde. 

Ich  hoffe,  dass  die  geehrten  Herren  den  Leitsätzen  ilire 
Zustimmung  geben  und  in  weiten  Kreisen  dafür  wirken 
werden,  dass  die  in  den  Leitsätzen  zum  Ausdrucke  gebrach- 
ten Gedanken  immer  mehr  und  mehr  Fuss  fassen  und  da- 
durch nicht  nur  der  militärische,  sondern  auch  der  wirt- 
schaftliche Zusammenschluss  herbeigeführt  Avird  im  Inter- 
esse aller !  (Lebhafter  Beifall  und  Händeklatschen !) 

K.  R.  Krause : 

Obgleich  ich  als  Anhänger  der  Zollunion  mit  abzubau- 
enden Zöllen  bekannt  bin,  muss  ich  doch  ganz  offen  ge- 
stehen, dass  icli  ti'otzdem  die  in  den  Leitsätzen  festgelegten 
Grundsätze  aufrichtig  begrüsse  und  jenen  danke,  welche  an 
ihrem  Zustandekommen  mitgewirkt  haben.  Ich  erblicke  darin 
zum  erstenmal  seit  dem  Beginne  der  Agitation  für  eine  wirt- 
schaftliche Annäherung  den  Willen  der  industriellen  Körper- 
schaften aller  drei  Länder  sich  wirklich  auf  eine  bestimmte 
Basis,  sowohl  bezüglich  der  Präferenz  als  auch  bezüglich 
der  gemeinsamen  Handelspolitik  zu  einigen.  Diese  Tatsache 
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scheint  mir  so  wertvoll  zu  sein,  dass  es  notwendig  ist,  von 
den  eigenen  Prinzipien  etwas  zu  opfern,  wenn  dafür  grössere 
Ziele  erreicht  werden  können.  (Beifall!) 

Vom  Standpunkte  des  österreichischen  Gewerbes  und 
der  Industrie  will  ich  aber  gerne  hoffen  und  wünschen,  dass 
die  Vertreter  der  deutschen  Industrie  jenes  Mass  von  Agi- 
tation nach  Deutschland  heimnehmen,  welches  nach  meinen 
Erfahrungen  auch  heute  noch  notwendig  ist,  um  in  deutschen 
industriellen  Kreisen  für  das,  was  hier  festgelegt  wurde, 
Propaganda  zu  machen. 

Ich  will  hoffen  und  wünschen,  dass  die  deutschen  Inter- 
essenvertreter in  Deutschland  dafür  sorgen,  dass  die  Einzel- 
Interessen  nicht  Macht  gewinnen  über  die  grossen  wirt- 
schaftlichen Ziele,  welche  uns  heute  im  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsverein  vereinigten.  Wir  selbst  haben  auch  in 
Österreich  genug  Arbeit  zu  verrichten,  damit  wir  jene  Angst 
und  Furcht  vor  der  Präferenz  bannen,  die  bei  uns  vorhanden 
ist  und  die  wir  bisher  nur  dadurch  beseitigen  konnten,  dass 
wir  unseren  Korporationen  versprachen,  dass  ihnen  dafür 
die  obligatorische  gemeinsame  Handelspolitik  nach  aussen 
gesichert  wird. 

In  den  Beschlüssen  sind  ja  diesbezüglich  Ausnahmen 
offen  gelassen  worden.  Wir  werden  trotzdem  unser  Bestes 
einsetzen,  damit  man  sich  ungeachtet  dieser  Einschränkung 
auch  in  Österreich  dieser  Präferenz  gern  und  willig  an- 
schliesse.  Ohne  guten  Willen  haben  alle  Paragraphierungen 
und  Textierungen  gar  keinen  Wert,  denn  jedes  Bündnis,  auch 
ein  wirtschaftliclies,  muss  doch  auf  einer  wirklich  freund- 
schaftlichen Gesinnung  aller  Mitglieder  basiert  sein.  (Sehr 
richtig !) 

Herr  Geh.  R.  Wolf  hat  schon  gesagt,  was  Österreich 
und  Ungarn  nottut  und  was  beide  Staaten  von  dieser  wirt- 
schaftlichen Annäherung  erhoffen.  Die  Schätze,  die  in  unserem 
Boden  liegen,  die  noch  viel  edleren  Schätze,  die  die  noch 
unausgenützte  Menschenkraft  der  deutschen  Geschäftsenergie 
bieten  könnte,  diese  müssen  endlich  einmal  gehoben  werden, 
aber  nicht  nur  zum  Nutzen  unserer  aktiven  Handelsbilanz, 
denn  das  ist  ein  Begriff,  der  die  deutschen  Herren  weniger 
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mitteleuropäischen  Wirtschaft,  damit  aus  dieser  heraus  Siche- 
rung und  Stärkung  in  politischer  und  militärischer  Hinsicht 
ermöglicht  wird,  was  in  Zukunft  mit  Rücksicht  auf  die  An- 
strengungen der  Feinde,  wie  wir  aus  den  Ausführungen 
Seiner  Exzellenz  Szterenyi  gehört  haben,  nicht  entbehrt 
werden  kann. 

Wir  haben  ja  die  statistischen  Daten  von  Herrn  Geh. 
R.  Wolf  gehört.  Wenn  nur  die  Hälfte  der  Differenz  aus- 
geglichen wird,  die  zwischen  der  österreichischen  und  der 
deutschen  Wirtschaft  liegt,  sind  auf  landwirtschaftlichem 
Gebiete  ebenso  wie  auf  industriellem  Gebiete  Millionen  Men- 
schen mehr  zu  beschäftigen.  Auf  diesem  Wege  können  wir 
unsere  noch  in  einer  Naturalwirtschaft  lebenden  Menschen 
zu  kulturellen  Mitgliedern  Mitteleuropas  heranziehen  und 
dahin  führen,  dass  sie  nicht  nur  Werte  schaffen,  sondern 
aucli  konsumieren.  Das  ist  aber  die  grosse  Frage,  wie  wir 
unseren  Inlandsmarkt  heben,  um  auf  der  natürUchen  Basis 
einer  inländischen  grossen  Erzeugung  den  Überschuss  für 
den  Export  zu  verwenden.  Einen  künstlichen  Export  können 
wir  nicht  brauchen.  Es  wird  niemals  nützen,  wenn  wir  im 
Auslande  das  daraufzahlen,  was  wir  im  Inlande  verdienen. 
Daher  ist  die  Stärkung  unseres  Inlandsmarktes  auch  in  Ihrem 
Interesse  geboten. 

Wenn  Sie  daher  ohne  jede  Voreingenommenheit  das 
Ihrige  dazu  beitragen,  dass  auch  Österreich  und  Ungarn  einen 
Platz  an  der  Sonne  des  Wohlstandes  einnehmen,  dann  werden 
auch  wir  Ihnen,  wie  ich  fest  überzeugt  bin,  viel  bieten  und 
schaffen  können,  denn  Sie  müssen  zur  Deckung  Ihrer  Flanke 
in  Zukunft  ein  stärkeres  Österreich  haben  und  dieses  Öster- 
reich werden  Sie  finden,  wenn  die  hier  festgestellten  Grund- 
sätze nicht  nur  auf  dem  Papiere  bleiben,  sondern  von  Ihnen 
hinausgetragen  werden,  damit  sie  mit  gutem  Willen  zur  Aus- 
führung kommen.  Ich  bitte  Sie  daher,  unsere  Leitsätze  voll 
und  ganz  anzunehmen  zum  Wohle  einer  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft!  (Lebhafter  Beifall  und  Hände- 
klatschen !) 
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Exz.  Matlekovits: 

Sie  werden  mich  gewiss  nicht  für  denjenigen  ansehen, 
der  eine  wirtschaftiiche  Annäherung  an  Deutschland  nicht 
wünschte.  Diese  Frage  ist  ja  nicht  von  heute,  sondern  sie 
liegt  schon  seit  1854  in  der  Luft.  Österreich  hat  mit  der 
\virtschaftlichen  Annäherung  an  Deutschland  begonnen.  Das 
Hindernis  war  Deutschland.  1878,  als  die  Bismarksche  Po- 
litik einsetzte  und  ein  zollpolitischer  Krieg  eröffnet  \^airde, 
waren  wir  Österreicher  und  Ungarn  jene,  die  eine  Proposi- 
tion zur  mrtschaftlichen  Annäherung  machten.  Wir  haben 
uns  also  mit  dieser  Idee  schon  längst  befreundet  und  wollen 
auch  heute  die  wirtschaftliche  Annäherung. 

Es  handelt  sich  heute  nicht  darum,  ob  wir  dieses  Prinzip 
wollen,  sondern  darum,  wie  wir  die  Annäherung  machen 
sollen.  In  den  Leitsätzen  stehen  als  erstes  Prinzip  die  Vor- 
zugszölle. Ich  will  ja  nicht  die  grosse  internationale  Zoll- 
politik hier  vorführen,  sondern  nur  darauf  hinweisen,  dass 
die  Vorzugszölle  die  Meistbegünstigung  nur  dann  nicht  hin- 
dern, wenn  sie  für  den  betreffenden  Staat  mehr  oder  weniger 
wertlos  sind.  Wir  haben  ja  auch  heute  Vorzugszölle,  z.  B. 
für  unsern  Tokayer  Wein.  Niemand  kümmert  sich  in  Deutsch- 
land darum,  uns  gereicht  das  zum  Vergnügen  und  zum  Vor- 
teile und  die  ganze  Welt  erblickt  in  diesem  Vorzug  keine 
Beleidigung.  Hätte  aber  uns  Deutschland  den  Vorzugszoll 
gegeben,  den  es  Russland  bei  der  Gerste  gewährte,  was  hätten 
Russland  und  die  andern  Geti'eide-Export-Staaten  dazu  ge- 
sagt! Da  ist  also  ein  Vorzugszoll  gewiss  ein  Hindernis  der 
Meistbegünstigung.  Wenn  also  die  Vorzugszölle  unbedeutend 
sind,  können  wir  dieses  System  akzeptieren,  sind  sie  aber 
von  Wichtigkeit,  so  schädigen  sie  das  Prinzip  der  Meist- 
begünstigung. 

Haben  wir  überhaupt  Vorzugszölle  notwendig?  Ein 
Vorzug  ist  immer  von  grosser  Bedeutung,  aber  man  muss 
untersuchen,  ob  unsere  Volkswirtschaft  in  der  zukünftigen 
Zollpolitik  Vorzugszölle  notwendig  haben  wird.  Für  die  freie 
Einfuhr  von  Holz,  wie  wir  es  ^\ünschen,  werden  war  von 
Deutschland    ganz    gewiss    keine   Vorzugszölle    bekommen. 
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Unser  Export  der  ganzen  Getreidebranche  kulminiert  nun- 
mehr nur  in  der  Gerste,  alle  übrigen  Getreidearten  können 
wir  nicht  mehr  ausführen,  ausser  bei  einer  besonders  reichen 
Ernte,  wo  wir  einen  solchen  Überschuss  haben,  dass  wir 
nicht  nur  den  Bedarf  von  Österreich-Ungarn  befriedigen, 
sondern  auch  noch  etwas  ausführen  können.  Für  die  Gerste 
wären  also  Vorzugszölle  von  Vorteil. 

Nun  gibt  es  eine  ganze  Reihe  von  kleineren  landw. 
Artikeln,  die  nach  den  Leitsätzen  in  die  Freiliste  kommen 
wie  z.  B.  Obst,  Geflügel  u.  s.  w.,  die  gegenwärtig  mit  Zöllen 
belegt  sind,  die  aber  finanziell  nicht  einträglich  sind.  Diese 
landw,  Artikel,  die  ohnedies  frei  sein  werden,  haben  Vor- 
zugszölle nicht  notwendig. 

Nun  kommen  wir  zum  Vieh.  Hier  wäre  im  Interesse 
Ungarns  ein  Vorzugszoll  ganz  gewiss  zweckentsprechend. 
Vor  allem  wäre  betreffend  des  Viehhandels  ein  ganz  anderes 
Verhältnis  notwendig  als  das  bisherige.  Nicht  die  Zollpolitik 
ist  e^,  sondern  das  Veterinärwesen,  welches  die  ganze  Vieh- 
zucht hindert  und  unsicher  macht.  Eine  systematische  Auf- 
züchtung von  Vieh  ist  nicht  möglich,  wenn  der  Export  nicht 
gesichert  und  regelmässig  ist. 

Welche  Vorzugszölle  könnte  also  die  ungarische  Land- 
wirtschaft überhaupt  bekommen?  Nur  für  die  Gerste  würde 
ein  Vorzugszoll  für  Ungarn  vorteilhaft  sein. 

Was  will  Deutschland  in  Österreich  mit  Vorzugszöllen? 
Ich  bin  kein  Freund  statistischer  Zahlen,  namentlich  in 
einer  grösseren  Versammlung.  Es  wird  aber  jetzt  doch  not- 
wendig sein,  klar  auseinanderzusetzen,  was  denn  eigentlich 
mit  Vorzugszöllen  erreicht  werden  soll,  die  wir  in  erster 
Linie  an  Deutschland  gewähren. 

Ich  habe  hier  eine  Liste  über  den  jetzigen  Import  von 
Österreich  und  Ungarn  verglichen  mit  dem  Import,  welcher 
auf  Deutschland  entfällt.  Durch  diese  Zahlen  werden  die 
Vorzugszölle  in  das  entsprechende  Licht  gestellt.  Musikinstru- 
mente führen  wir  für  6  Millionen  ein,  davon  fallen  jetzt 
ohne  Vorzugszölle  auf  Deutschland  947o-  Eisendrähte  für 
2  MiUionen,  davon  Deutschland  92'Vo;  Eisen  für  5  Millionen, 
davon  Deutschland  86"  o-  Elektrische  Maschinen,  elektrische 
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Motoren  für  35  Millionen,  davon  Deutschland  9P/o.  Unser  ge- 
ringster Industrieimport  sind  die  Baumwollwaren,  von  welchen 
wir  für  52  Millionen  einführen,  davon  Deutschland  nur  31"/,,. 

Ich  möchte  diese  Zahlen  nicht  missverstanden  wünschen, 
als  ob  etwa  unser  Import  nur  auf  Deutschland  angewiesen 
wäre  und  nur  von  Deutschland  befruchtet  werden  könnte. 
Wir  müssen  bedenken,  dass  bei  Industrieartikeln  Spezialitäten 
einzelner  Staaten  sind  und  wenn  der  deutsche  Import  viel- 
leicht irgendwo  geringer  erscheint,  so  ist  es  nicht  deshalb, 
weil  Deutschland  nicht  fähig  wäre,  mehr  zu  importieren, 
sondern  weil  aus  Deutschland  diese  Speziahtäten  nicht  kommen, 
sodass  sie  aus  dem  anderen  Auslande  bezogen  werden  müssen. 

Baumwollwaren  werden  ja  in  Österreich  bekannthch 
sehr  stark  eingeführt;  aber  nur  solche,  die  bei  uns  nicht 
oder  nicht  in  genügender  Quantität  erzeugt  werden.  Wenn 
von  dem  Gesamtimport  auf  Deutschland  nur  317o  entfallen, 
so  ist  das  dadurch  begründet,  dass  es  sich  um  Spezialitäten 
handelt,  die  nur  aus  Frankreich  oder  England  importiert 
werden  können.  England  z.  B.  importiert  ganz  andere  Waren, 
als  sie  in  Deutschland  erzeugt  werden. 

Aus  diesem  ersehen  die  Herren,  dass  das  Interesse 
Deutschlands  an  dem  Import  nach  Österreich  und  Ungarn 
schon  so  gross  ist,  dass  man  Deutschland  nicht  noch  mit 
Vorzugszöllen  für  die  Zukunft  anspornen  müsste,  den  Import 
nach  Österreich-Ungarn  zu  vergrössern.  Gewisse  W^ren 
werden  gegenwärtig  schon  in  grossen  Mengen  nach  Öster- 
reich-Ungarn importiert.  Würde  der  deutsche  Import  durch 
Vorzugszölle  noch  mehr  angeregt  werden,  dann  träte  schon 
eine  vernichtende  Konkurrenz  ein,  ohne  dass  die  österrei- 
chischen, resp.  ungarischen  Industrien  ruiniert  werden  würden. 

Der  Herr  Referent  Geh.  Rat  Wolf  hat  erwähnt,  dass 
es  Deutschlands  Interesse  nicht  sein  kann,  Ungarn  und 
Österreich  wirtschaftlich  zu  schwächen. 

Der  jetzige  Krieg  hat  bewiesen,  dass  die  Dislokation 
der  Industrie  nicht  nur  von  wirtschaftlicher,  sondern  auch 
von  grosser  militärischer  Wichtigkeit  ist.  Was  hätten  die 
verbündeten  Mächte  gemacht,  wenn  die  ungarische  Industrie 
in  der  Munitionserzeugung  nicht  so  viel  geleistet  hätte,  wie 
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dies  tatsächlich  der  Fall  ist!  Industrieländer  wie  England 
und  Frankreich  waren  genötigt,  ihren  Munitionsbedarf  aus 
Japan  und  Amerika  zu  beschaffen.  Infolge  unserer  dislo- 
zierten Industrie  sind  wir  in  der  glücklichen  Lage,  sowohl 
in  Deutschland,  als  auch  in  Österreich  und  in  Ungarn  die 
Schlagfertigkeit  der  Heere  zu  sichern. 

Ich  will  aber  annehmen,  dass  die  Vorzugszölle  einge- 
führt werden  sollen  und  will  nun  das  System  praktisch 
durchführen.  Da  muss  ich  aber  vor  allem  wissen,  welche 
zollpolitische  Auffassung  in  Deutschland,  welche  in  Ungarn 
und  welche  in  Österreich  herrscht.  Die  zollpolitische  Auf- 
fassung in  Deutschland  ist  ja  durch  Regierungsmänner  im 
Parlament  offen  ausgesprochen  worden :  Die  jetzige  Zoll- 
politik entspricht  der  Wirtschaft  Deutschlands!  Die  jetzige 
llöhe  der  Zölle  muss  also  im  grossen  und  ganzen,  von  ein- 
zelnen Ausnahmen  abgesehen,  für  die  Zukunft  aufrecht  bleiben! 

Wir  in  Ungarn  stehen  auf  dem  agrarischen  Standpunkt, 
dass  die  bisherigen  Agrarzölle  vom  Vorteil  waren  und  daher 
wollen  wir  sie  auch  für  die  Zukunft  haben.  Wenn  Deutsch- 
land noch  höhere  Agrarzölle  einführt,  werden  wir  das  auch 
tun.  Ungarn  steht  also  auf  dem  Standpunkt,  dass  die  hohen 
Agrarzölle  aufrechtzuerhalten  sind  und  hätte  auch  nichts 
dagegen,  wenn  sie  erhöht  werden. 

Was  soll  ich  von  Österreich  sagen?  Dort  ist  man  mit 
dem  Bestand  der  heutigen  Zölle  nicht  zufrieden,  sondern 
will  Zölle  —  weil  sie  die  Einfuhr  aus  Deutschland  steigerten 
—  bei  den  Artikeln,  wo  eine  übermässige  deutsche  Konkur- 
renz besteht,  erhöhen.  (Widerspruch.)  Wenigstens  bei  einem 
grossen  Teile!  Ich  drücke  gewiss  den  österreichischen  Ge- 
danken aus,  dass  man  Deutschland  gegenüber  Zölle  er- 
höhen müsse.  Man  will  also  sowohl  in  Deutschland,  als 
auch  Ungarn  und  Österreich  wenigstens  die  heutige  Höhe 
der  Zölle  auch  für  die  Zukunft  beibehalten,  ja  wenn  möglich 
die  Zölle  für  die  Industrieartikel  noch  erhöhen.  Die  Vor- 
zugszölle, die  also  höchstens  mit  den  heute  gültigen  Zöllen 
(wenn  nicht  höher)  bemessen  würden,  würden  nur  dann 
vom  Vorteil  sein,  wenn  die  heutigen  Zölle  dem  Auslande 
gegenüber  bedeutend  erhöht  werden.  Um  sich  einen  Vorteil 
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zu  schaffen,  soll  der  allgemeine  Zolltarif  hinaufgeschraubt 
werden.  Die  Folge  einer  solchen  Erhöhung  wird  aber  die 
sein,  dass  die  anderen  Staaten  ebenfalls  ihre  Zölle  erhöhen, 
denn  das  böse  Beispiel  in  der  Zollpolitik  teilt  sich  sofort 
allen  anderen  Ländern  mit. 

Wir  wollen  unseren  Export  sichern,  wollen  von  den 
übrigen  Staaten  Vorteile  haben  und  erhöhen  unsere  Tarife! 
Die  anderen  erhöhen  aber  ebenfalls  ihre  Tarife!  Vorzugs- 
zölle sind  also  weder  für  Deutschland,  noch  für  Ungarn  von 
Vorteil. 

Die  erste  Bedingung  einer  zukünftigen  Annäherung 
an  Deutschland  besteht  darin,  dass  man  uns  gegenüber 
ehrlich  und  offen  die  Wünsche  erklärt  und  dann  auf  dieser 
Basis  verhandelt. 

Eine  weitere  Bedingung,  die  in  den  Leitsätzen  auch 
angeführt  wird  und  ebenfalls  durchführbar  ist,  wäre  die, 
dass  die  ganze  Zollverwaltung  einheitlich  gestaltet  wird. 
Wozu  ist  es  notwedig,  dass  an  der  Landesgrenze  zwischen 
Österreich  und  Deutschland  zwei  Zollämter  errichtet  sind! 
Bei  dem  einen  Amt  erfolgt  die  Ausfuhrverzollung  und  für 
denselben  Gegenstand  muss  2  oder  3  Tage  später  die  Ein- 
fuhrverzollung gehandhabt  werden!  Es  wäre  aber  doch 
möglich  die  Zollämter  so  einzurichten,  dass  die  Ausfuhr- 
und  Einfuhrbehandlung  gleichzeitig  erfolgt  ung  dadurch  ein 
rasches  und  entsprechendes  Zollverfahren  eintritt. 

Mit  diesem  Zollverfahren  hat  man  so  viel  gesündigt, 
wie  vielleicht  die  Amerikaner  der  Einfuhr  von  Waren  aus 
Europa  Schikanen  bereiten.  Die  Schikanen  Amerikas  sind 
van  viel  grösserer  Bedeutung  als  die  Zölle,  die  Amerika 
uns  gegenüber  hat.  Wenn  in  einem  Lande  eine  ungünstige 
Stimmung  der  Einfuhr  gegenüber  besteht,  dann  bekommen 
einfach  die  Zollämter  einen  Wink,  die  betreffenden  Waren 
strenge  zu  behandeln. 

Auch  die  deutsche  Zollbehandlung  ist  in  mancher  Be- 
ziehung lästiger  als  der  bestehende  Zoll. 

Wir  führten  z.  B.  Hühner  aus.  Wenn  dies  im  Sommer 
geschieht,  wünscht  man  doch  selbstverständlich  eine  rasche 
Zollbehandlung.   Da   wurde   aber   gezählt  und  gewogen,  so- 
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dass  2—3  Tage  vergingen,  bis  die  armen  Hühner  endlich 
die  Zollgrenze  passieren  konnten.  Oder  nehmen  wir  die 
Weintrauben!  Für  diese  haben  wir  Zollfreiheit  bis  zu  5  kg. 
Aber  grosse  Quantitäten  kann  man  ja  nicht  fünfkiloweise 
transportieren  ?  Ein  grosser  Händler  richtet  sich  einen  ganzen 
Waggon  ein  und  trifft  eigene  Vorbereitungen,  um  seine 
Ware  aus  Ungarn  nach  Deutschland  zu  bringen.  Die  Ware 
muss  aber  nach  Gewicht  verzollt  werden,  die  Trauben  müssen 
auswaggoniert  und  wieder  gewogen  werden.  In  welchem  Zu- 
stand müssen  da  die  Trauben  z,  B.  in  Berlin  ankommen! 
Ich  komme  zu  der  schon  berührten  Veterinärfrage.  Für 
uns  Ungarn  wäre  die  wichtigste  Voraussetzung  einer  wirt- 
schaftlichen Annäherung  die,  dass  ein  einheitliches  Vete- 
rinärgesetz für  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  ge- 
schaffen wird,  wobei  eventuell  eine  gegenseitige  Kontrolle 
der  Staaten  möglich  wäre.  Wir  haben  nichts  dagegen,  wenn 
die  Deutschen  unsere  Veterinärpohzei,  die  viel  strenger  ist, 
als  die  deutsche,  kontrollieren  will.  Die  deutschen  Veteri- 
näre werden  sich  bei  uns  davon  überzeugen  können,  dass 
gar  keine  grosse  Gefahr  bezüghch  des  Transportes  unseres 
Viehes  besteht.  Die  Sicherheit  ist  das  erste  Erfordernis  eines 
regelmässigen  Geschäftes.  Man  wird  nicht  eine  Mastanstalt 
um  viele  Tausende  von  Kronen  errichten,  wenn  man  der 
Gefahr  ausgesetzt  ist,  dass  schon  morgen  die  Einfuhr  nach 
Deutschland,  auf  die  man  rechnet,  gesperrt  wird.  Wir  haben 
also  gar  nichts  dagegen,  wenn  die  Deutschen  regelmässig 
unsere  Veterinärpolizei  kontrollieren,  denn  sie  werden  sich 
dann  davon  überzeugen  können,  dass  gar  keine  Gefahr  besteht. 

Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Riesser  Berlin: 

Zunächst  möchte  ich  um  Entschuldigung  bitten,  wenn 
ich  einem  so  überaus  bekannten  und  verehrten  Herrn,  einem 
Sachverständigen  ersten  Ranges  mit  ein  paar  Worten  er- 
widere. In  dieser  Frage  kann  ich  im  einzelnen  nicht  so  be- 
schlagen sein,  wie  ein  Mann,  der  soviel  praktische  Erfahrungen 
gesammelt  hat,  wie  mein  Vorredner.  Die  Antwort  auf  die 
einzelnen  Fragen  werde  ich  einem  Berufeneren  überlassen 


150 

und  mich  nur  auf  einige  ganz  allgemeine  Gesichtspunkte 
beschränken. 

Ich  meinerseits  bin  der  Überzeugung,  dass  wir  trotz 
allen  Schwierigkeiten  —  immer  vorausgesetzt,  dass  wir, 
wie  wir  es  erwarten,  glänzend  siegen  werden  —  es  ohne- 
weiters  werden  durchsetzen  können,  dass  die  Vorzugsbe- 
handlung der  Meistbegünstigung  in  keiner  Weise  schaden 
wird.  Natürlich  wird  dies  von  der  Grösse  unseres  Sieges 
abhängen,  denn  es  ist  eine  Machtfrage,  inwieweit  wir  in  der 
Lage  sein  werden,  diesen  Standpunkt  durchzusetzen. 

Wir  dürfen  aber  doch  darauf  hinweisen,  dass  es  bereits 
eine  ganze  Reihe  von  Verträgen  gibt,  in  welchen  die  Probe 
auf  das  Exempel  gemacht  worden  ist.  Ich  verweise  nur  dar- 
auf, dass  Deutschland  selbst  das  Meistbegünstigungsrecht  in 
dem  laufenden  Vertrage  mit  Russland  diesem  Staate  ein- 
geräumt hat,  obwohl  Russland  anderen  Staaten,  z.  B.  Schwe- 
den und  Norwegen  Vorzugsrechte  bewilligt  hat  und  dass  es 
sich  sogar  vorbehalten  hat,  noch  anderen  angrenzenden  Staa- 
ten und  gewissen  Gebieten  Asiens  noch  in  Zukunft  ebenso  zu 
verfahren.  Das  ist  nur  ein  Beispiel  und  andere  Herren  wer- 
den gewiss  in  der  Lage  sein,  noch  eine  ganze  Reihe  anderer 
Beispiele  anzuführen. 

Ferner  möchte  ich  darauf  hinweisen,  dass  es  sich  hier 
nicht  nur  um  Vorzugszölle,  sondern  auch  um  eine  recht 
wichtige  Erweiterung  der  freien  Liste  handelt,  indem  kleinere 
Objekte,  wie  Geflügel,  Bier  usw.  zusammengenommen,  dem 
Posten  Getreide  im  Effekt  vielfach  gleichkommen  werden. 

Was  die  Veterinärfrage  betrifft,  so  bin  ich  hier  am 
allerwenigsten  berufen,  mich  darüber  zu  äussern.  Aber  ich 
stehe  doch  auf  dem  Standpunkt,  dass  diese  ungemein  delikate 
Frage  nur  dann  mit  Nutzen  einheitlich  geregelt  werden 
könnte,  wann  die  aufzustellenden  Garantien  von  allen  Staa- 
ten in  gleich  energischer  Weise  beobachtet  werden.  Solange 
dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  solange  die  Voraussetzungen  für 
ein  gleiches  Vorgehen  nicht  gegeben  sind,  kann  man  an 
eine  einheithche  Regelung  nicht  denken. 

Viel  näher  als  diese  Einzelheiten  liegt  für  mich  die 
Frage,   ob  sich  ein  Annäherungssystem  nach  rein  idealen 
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Grundgedanken  aufbauen  lässt.  Wenn  man  aus  der  Tiefe 
seines  Gemütes  heraus  ein  Annäherungssystem  konstruieren 
wollte,  würde  man  vielleicht  die  Präferenz  nicht  gerade  der 
Präferenz  gewähren.  Heute  handelt  es  sich  aber  nicht  darum, 
vom  theoretischen  Standpunkte  aus  das  denkbar  Idealste  zu 
erreichen,  sondern  darum,  die  praktischen  Erfahrungen  mit 
nüchterner  Erwägung  aller  bestehenden  und  in  der  Folge 
zu  erwartenden  Schwierigkeiten  in  die  Tat  umzusetzen,  um 
ein  vorläufig  wünschenswertes  Ziel  zu  erreichen. 

Ich  persönlich  betrachte  die  Präferenz  nicht  etwa  als 
das  letzte  Ziel  der  Entwicklung,  sondern  als  die  erste  Etappe 
einer  Entwicklung,  bei  der  zunächst  sehr  viel  Misstrauen  auf 
allen  Seiten,  sehr  viel  Bedenken,  sehr  viel  Verstimmungen 
vorsichtig  zu  übeiwinden  sein  werden.  Es  darf  einereeits 
kein  Schritt  gemacht  werden,  welcher  der  zukünftigen  Ent- 
wicklung nach  einem  weiter  gesteckten  Ziele  präjudizieren 
kann,  andererseits  darf  aber  kein  Schritt  zu  rasch  gemacht 
werden,  sondern  man  muss  vorsichtig  tastend  vorgehen, 
damit  wir  nicht  nachher  gezwungen  werden,  Schritte  zurück 
zu  machen,  denn  das  wäre  das  Schlimmste,  was  passieren 
könnte.  In  dieser  Sache  darf  es  nur  vorwärts  gehen,  jeder 
Rückzug  ist  aber  zu  vermeiden. 

Aus  diesen  praktischen  Erwägungen  sind  die  Vorschläge 
entstanden,  die  das  unter  den  heutigen  Verhältnissen  praktisch 
Erreichbare  darstellen. 

Da  in  der  Diskussion  auch  von  der  Boykottierung  die 
Rede  war,  darf  ich  wohl  mit  Erlaubnis  des  Herrn  Präsidenten 
noch  ein  Wort  darüber  sprechen.  Es  liegt  mir  fern,  etwa  zu 
sagen,  dass  diese  Frage  nicht  gefährlich  werden  könnte.  Wir 
müssen  uns  wappnen  und  hiezu  ist  es  auch  erforderlich, 
dass  man  die  Dinge  so  ansieht,  wie  sie  sind.  Wir  müssen 
dessen  eingedenk  sein,  dass  der  Gegner  derartig  vergiftete 
Waffen  anwenden  wül.  Wir  sind  aber  auf  Leben  und  Tod 
miteinander  verbunden  und  lassen  uns  daher  von  diesen 
Erscheinungen  doch  nicht  allzusehr  niederdrücken. 

Es  ist  ja  richtig,  dass  sich  die  Vereinbarungen  unserer 
Gegner  über  die  Wirtschaft  nach  dem  Kriege  immer  fester 
gestalteten,  je  niederschmetternder  die  augenblicklichen  mili- 
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tärischen  Niederlagen  waren.  Aus  den  Blamagen  auf  militä- 
rischem Gebiete  ist  die  Hoffnung  entstanden,  vielleicht  der- 
einst auf  wirtschaftlichem  Gebiete  Lorbeeren  pflücken  zu 
können,  die  jetzt  unseren  Gegnern  zu  pflücken  versagt  sind. 
Dieses  Vorgehen  ist  an  sich  schon  ein  Bekenntnis  unserer 
Feinde,  dass  sie  sich  bereits  mit  dem  Gedanken  vertraut  ge- 
macht haben,  dass  in  diesem  Kriege  wirtschafthch  und 
militärisch  für  sie  nichts  zu  erreichen  ist.  Die  Hoffnungen 
auf  die  Zukunft  werden  sich  für  unsere  Feinde  hoffentlich 
ebenso  wenig  erfüllen,  wie  die  Berechnungen  des  Herrn 
Grey  am  Anfange  des  Krieges!  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Die  straffe  Ausschliessung  jeder  Möglichkeit  einer  Boy- 
kottierung wird  natürlich  von  dem  Masse  unseres  Sieges 
abhängen.  Es  ist  lediglich  unsere  hierdurch  zu  erlangende 
Macht,  welche  diese  Giftzähne  dem  Feinde  zu  ziehen  befähigt 
sein  wird.  Wenn  wir  erreichen,  was  wir  erreichen  wollen, 
dann  wird  das  Kartenhaus  der  Feinde  von  selbst  zusam- 
menstürzen und  dann  werden  wir  Bedingungen  diktieren 
können,  die  eine  Boykottierung  unmöglich  machen  werden. 

Nehmen  wir  aber  an,  dass  wir  nicht  diktieren  können, 
dass  also  der  Krieg  ein  solches  Ende  nimmt,  dass  es  nicht 
zu  einem  Diktieren  kommen  kann,  auch  diese  Möglichkeit 
müssen  wir  ins  Auge  fassen.  Aber  die  Erfahrungen  der  frü- 
heren Zeit,  wenn  auch  niemals  Boykottierungen  in  solchem 
Umfange  versucht  worden  sind,  zeigen  jedenfalls,  dass  noch 
niemals  in  der  Welt  Boykottierungen  anders  als  kurzlebig 
waren.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Ware,  die  man 
etwa  einpöckeln  und  für  lange  Jahre  aufbewahren  kann. 
Der  Zorn  ist  ein  unendlich  schlechter  Berater,  der  bei  ruhiger 
Überlegung  und  bei  anderen  Verhältnissen  voraussichtlich 
zu  ganz  anderen  Schlüssen  gekommen  wäre,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  auch  nur  eine  Lücke  in  der  Kette  der  ganzen 
Erscheinungen  das  ganze  System  von  selbst  über  den  Haufen 
werfen  wird. 

Was  wir  nach  dieser  Richtung  gehört  haben,  ist  so 
hässlich,  ist  so  töricht  und  trägt  derart  die  Spuren  der 
Kriegspsychose  an  sich,  dass  es  ausgeschlossen  ist,  dass  es 
die  befreiende  Luft  des  Friedens  jemals  vertragen  könnte. 


1S8 

Ich  glaube,  dass  nach  dem  Friedensschluss  sehr  bald 
wieder  die  normalen  Gesetze  von  Angebot  und  Nachfrage  zur 
Geltung  kommen  werden  und  dass  dann  die  Vernunft  wieder 
jene  Kraft  gewinnen  wird,  die  sie  vor  dem  Kriege  hatte.  Man 
hat  uns  unsere  Waren  nicht  wegen  unserer  mehr  oder  minder 
schönen  Augen  abgenommen,  sondern  nur  deshalb,  weil  wir 
es  verstanden  haben,  sie  besser  und  billiger  als  die  anderen 
liefern  zu  können  und  ausserdem  zu  besseren  Zahlungs-  und 
Lieferungsbedingungen.  Dieses  Gesetz,  das  in  der  ganzen 
Welt  geherrscht  hat,  wird  auch  England  nicht  ausser  Kraft 
setzen  können,  denn  das  geht  über  die  Kraft  des  Gewaltig- 
sten hinaus. 

Lassen  wir  uns  darum  nicht  ängstlich  machen!  Wir 
haben  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen,  von  den  Meeren 
abgeschnitten,  uns  wie  eine  Schnecke  in  unser  Haus  zurück- 
gezogen und  den  Krieg  mit  der  Welt  bestanden.  Wir  werden 
bei  Milderung  unserer  Sorgen,  nach  Wiedereröffnung  nor- 
maler Verhältnisse  mit  freiem  Kopf  umso  sicherer  aller  Schwie- 
rigkeiten Herr  werden,  welche  unsere  Feinde  zu  ihrem  eige- 
nen Tröste  gegen  uns  auftürmen  zu  sollen  glauben. 

Sie  hatten  daher  recht,  dass  Sie  die  scheusslichen  Fälle, 
die  hier  in  so  dankenswerter  Weise  an's  Licht  gezogen  wor- 
den sind,  nicht  mit  einem  Pfui  der  Verachtung,  das  gewiss 
berechtigt  gewesen  wäre,  sondern  mit  einer  befreienden 
spöttischen  Heiterkeit  beantwortet  haben !  (Lebhafter  Beifall 
und  Händeklatschen.) 

Reichst.  Abg.  Dr.  Gratz: 

Ich  empfinde  es  als  peinlich,  mich  in  einen  gewissen 
Gegensatz  zu  den  Ausführungen  stellen  zu  müssen,  die  ein 
so  hervorragender  Fachmann  von  europäischem  Rufe  wie 
Exz.  Matlekovits  hier  vorgebracht  hat.  Es  ist  aber  doch  wohl 
unsere  Pflicht,  im  Interesse  der  Sache,  die  verschiedenen 
Ansichten,  die  hier  auftauchen,  ernstlich  zu  prüfen  und 
gerade  der  Umstand,  dass  die  in  den  Leitsätzen  niederge- 
legten Thesen  an  so  hervorragender  Stelle  Widerspruch 
ausgelöst  haben,  legt  uns  doppelt  die  Pflicht  auf,  die  Argu- 
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mente,  welche  wir  für  die  Vorzugszölle  anführen  können, 
nochmals  eingehend  zu  prüfen,  einer  Revision  zu  unter- 
ziehen und  zu  fragen,  was  wir  ihnen  gegenüberzustellen 
haben. 

Die  Vorzugszölle  haben  seit  jeher  ernste  Gegner  ge- 
funden. Mit  zweien  dieser  Gegners  will  ich  mich  nicht  be- 
schäftigen, weil  sie  hier  nicht  zum  Worte  gekommen  sind. 
Zunächst  nicht  mit  denjenigen,  denen  das  System  der  Vor- 
zugszölle zu  wenig  erscheint  und  die  daher  die  volle  Zoll- 
union anstreben.  Ich  glaube,  dass  ein  vollständig  freier  Ver- 
kehr zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungai'n  heute 
nicht  möglich  ist.  Die  Volkswirtschaft  der  beiden  Staaten 
hat  sich  unter  so  verschiedenen  historischen  Verhältnissen 
entwickelt  und  ihre  Lebensbedingungen  sind  so  verschieden, 
dass  die  Proklamierung  des  vollständig  freien  Verkehres  zur 
F'olge  hätte,  dass  die  österreichische  und  ungarische  Industrie 
von  der  stärkeren  deutschen  überrannt  würde.  Es  ist  also 
nicht  notwendig,  mich  mit  diesem  Teile  der  Gegner  des 
Vorzugssystems  auseinanderzusetzen.  Ebensowenig  brauchen 
wir  in  diesem  Kreise  mit  denjenigen  zu  polemisieren,  auf 
deren  Ansichten  schon  Exz.  Matlekovits  angespielt  hat,  näm- 
lich mit  denjenigen,  denen  kein  Zollschutz  hoch  genug  ist 
und  die  jede  Schwierigkeit,  die  sich  in  der  Produktion  er- 
gibt, durch  eine  sofortige,  fortwährend  steigende  Erhöhung 
der  Zollmauer  beseitigen  wollen.  Ich  glaube,  wenn  sich  in 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  gewisse  in  der  Waren- 
verkehrs-Statistik zum  Ausdruck  kommende  ungünstige  Ver- 
schiebungen zeigen,  man  vor  allem  nach  den  wirtschaftlichen 
Gründen  dieser  Verschiebungen  forschen  und  trachten  muss, 
das  Übel  durch  die  Beseitigung  dieser  Gründe  an  der  Wurzel 
zu  heilen.  Es  ist  aber  ein  Fehler,  die  Folgen  solcher  Krank- 
heitserscheinungen nicht  auf  organischen  Wege,  sondern 
durch  eine  blos  äusserliche  Behandlung  der  Symptome,  im 
vorliegenden  Falle  also  durch  Erhöhung  der  Zollschranken 
zu  beseitigen.  Nun  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten  auch  in 
der  wirtschaftlichen  Entwickelung  Österreichs  und  Ungarns 
gewisse  einzelne  krankhafte  Erscheinungen  wahrzunehmen. 
Die  Zahlen  der  Warenverkehrs-Statistik  beweisen  klar,  dass 
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die  Passivität  unserer  Handelsbilanz  zunimmt,  dass  unsere 
Verhältnisse  sich  ungünstig  entwickeln  und  dass  wir  auf  den 
Weltmarkt  immer  weniger  konkurrenzfähig  sind.  Wir  müssen 
gewiss  trachten,  die  Ursache  dieser  Erscheinung  zu  erforschen 
und  nach  einem  Heilmittel  zu  suchen.  Das  Heilmittel  kann 
jedoch  nicht  darin  bestehen,  dass  man  einfach  die  Zölle  er- 
höht, da  wir  dadurch  unsere  Konkurrenzfähigkeit  nicht  stei- 
gern, sondern  verringern  würden. 

Herr  V.  P.  Krause,  der  bisher  einen  weitergehenden 
Standpunkt  vertrat,  hat  zu  meiner  grossen  Freude  erklärt, 
dass  er  die  Leitsätze  annehme,  obgleich  er  ein  anderes  zoll- 
politisches System  bevorzugt  hätte.  Nach  meiner  Ansicht  ist 
das  System  der  Vorzugszölle  dem  von  Herrn  Krause  ver- 
tretenen System  einer  gemeinsamen  Zollgrenze  mit  Zwischen- 
zöllen, die  im  Laufe  der  Zeit  abzubauen  wären,  entschieden 
vorzuziehen.  Es  ist  vor  allem  viel  elastischer  als  die  soge- 
nannte gemeinsame  Zollgrenze  mit  dem  automatisch  abzu- 
bauenden Zwischenzoll,  erweckt  weniger  staatsrechtliche 
Bedenken  und  macht  auch  keinen  gemeinsamen  Tarif  er- 
forderlich, welcher,  wenn  die  Abweichungen  zwischen  den 
beiden  Tarifen  zu  zahlreich  sind,  die  ganze  Aktion  zu  einer 
reinen  Form  ohne  wesentlichen  Inhalt  machen  würde,  wäh- 
rend, im  Falle  nur  weniger  Abweichungen  die  Verschieden- 
heit der  Interessen  den  ganzen  Rahmen  sprengen  würde. 

Ich  möchte  nun  auf  die  Haupteinwendung  eingehen, 
die  Exz.  Matlekovits  vorgebracht  hat.  Ich  meine  die  Frage, 
ob  sich  das  System  der  Vorzugszölle  mit  dem  System  der 
Meistbegünstigung  vereinbaren  lasse.  Ich  gebe  zu,  dass  es 
sich  hier  um  eine  Kardinalfrage  handelt,  von  deren  Ent- 
scheidung es  wesentlich  abhängt,  ob  das  System  der  Vor- 
zugszölle zu  befürworten  sei  oder  nicht.  Nach  meiner  Mei- 
nung sind  Schwierigkeiten  bezüglich  der  Meistbegünstigung 
auch  im  Falle  der  Einführung  der  Vorzugszölle  nicht  zu 
befürchten.  Ich  stützte  meine  Hoffnung  vor  allem  darauf, 
dass  wir,  wie  wir  alle  hoffen,  beim  Friedensschluss  genug 
stark  dastehen  werden,  um  unsern  Willen  durchzusetzen,  und 
uns  gegenseitig  Begünstigungen  zu  gewähren,  welche  von 
dritten  Staaten  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  können. 
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Ich  möchte  aber,  auch  unabhängig  davon,  ob  ein  solcher 
Friedensschluss  eintreten  wird  oder  nicht,  die  Frage  prüfen, 
ob  auch  bei  ganz  normalen  Verhältnissen  die  Gewährung 
gegenseitiger  Vorzugszölle  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn den  feindhchen  und  neutralen  Staaten  einen 
genügenden  Grund  bieten  würde,  um  uns  die  Meistbegün- 
stigung zu  verweigern,  so  dass  die  Konsequenz  einer  solchen 
Massregel  die  Perpetuierung  des  wirtschaftlichen  Kampfes 
wäre.  Ich  teile  diese  Befürchtung  nicht,  denn  ich  glaube, 
dass  dies  nur  dann  der  Fall  wäre,  wenn  durch  unsere  Hand- 
lungen erhebliche  Interessen  anderer  Staaten  so  empfindlich 
verletzt  würden,  dass  sie  der  Anerkennung  unseres  Systems 
selbst  den  Zollkrieg  vorziehen  müssten.  Ausschlaggebend 
wird  somit  gewiss  nicht  ein  prinzipielles  Bedenken  oder  eine 
theoretische  Antipathie  gegen  die  Vorzugszölle  sein,  sondern 
blos  das  eigene  Interesse  der  betroffenen  Staaten.  Nun  ist 
aber,  wie  ich  meine,  nicht  zu  erwarten,  dass  Vorzugszölle 
die  Interessen  dritter  Staaten  soweit  berühren  könnten,  dass 
blos  aus  diesem  Umstände  die  Verweigerung  der  Meistbe- 
günstigung abgeleitet  werden  könnte. 

Wenn  wir  nachforschen,  was  Österreich-Ungarn  im  Fall 
der  Einführung  von  Vorzugszöllen  an  Stelle  anderer  Staaten 
nach  Deutschland  einführen  kann  und  zu  diesem  Zwecke 
den  10  Milliarden  übersteigenden  deutschen  Export  ins  Auge 
fassen,  so  werden  wir  finden,  dass  es  sich  bei  der  Einfuhr 
Deutschlands  zum  allergrössten  Teile  um  Produkte  handelt, 
welche  Österreich-Ungarn  Deutschland  niemals  zu  liefern 
imstande  sein  wird.  Es  handelt  sich  bei  dem  deutschen 
Export  zum  grossen  Teile  um  überseeische  Artikel,  die 
Österreich-Ungarn  nicht  hervorbringt.  Ich  halte  daher  die 
Feststellung  eines  hervorragenden  Fachmannes  für  durch- 
aus richtig,  dass  es  sehr  optimistisch  gerechnet  ist,  wenn 
man  annimmt,  dass  im  FaUe  der  Einführung  von  Vorzugs- 
zöllen Österreich-Ungarn  vielleicht  um  200  Millionen  Mark 
mehr  als  früher  nach  Deutschland  einführen  könnte.  Im 
Vergleich  zu  dem  Riesenimport  Deutschlands  ist  es  aber 
gewiss  eine  kleine  Verschiebung,  wenn  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  künftig  statt  um  800  Millionen,    um  1  Mil- 
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liarde  Waren  liefern  wird.  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen, 
dass  die  nach  dem  Kriege  eintretenden  Verhältnisse  viel 
wesentlichere  Verschiebungen  in  der  Warenstatistik  hervor- 
rufen werden.  Eine  Verschiebung  des  Warenverkehres  um 
200  Millionen  aufwärts  oder  abwärts  aber  ist  so  gering, 
dass  sich  von  einem  Handelsvertrage  zum  andern  ganz 
andere  Verschiebungen  vollziehen  und  nach  einem  solchen 
Kriege,  wie  wir  ihn  jetzt  haben,  werden  sich  solche  Ver- 
schiebungen jedenfalls  in  viel  grösseren  Dimensionen  ftihl- 
bar  machen.  Ich  hege  daher  gar  nicht  die  Befürchtung,  dass 
eine  solche  Verschiebung  der  Lage,  wie  sie  die  Gewährung 
von  Vorzugszöllen  an  Deutschland  zur  Folge  hätte,  die  Kon- 
sequenz einer  Verweigerung  der  Meistbegünstigung  nach 
sich  ziehen  könnte. 

Wenn  wir  nun  die  Frage  prüfen,  was  von  unserer,  aus 
dritten  Staaten  stammenden  Einfuhr  Deutschland  ersetzen 
könnte,  so  finden  wir  wieder,  dass  wir  sehr  optimistisch 
rechnen,  wenn  wir  annehmen,  dass  es  Waren  im  Werte  von 
200  Mülionen  sind,  in  welchen  Deutschland  bei  der  Einfuhr 
nach  Österreich-Ungarn  an  die  Stelle  dritter  Staaten  treten 
kann.  Die  Verschiebung  ist  also  auch  hier  so  gering,  dass 
keinesfalls  befürchtet  werden  muss,  dass  die  dritten  Staaten 
Schwierigkeiten  machen  werden. 

Trotzdem  halte  ich  die  Vorzugssölle  nicht  für  so  gleich- 
giltig,  als  sie  Exzellenz  Matlekovits  dargestellt  hat.  Er  hat 
gemeint,  dass  wir  für  landwirtschaftliche  Produkte  die  Vor- 
zugszölle überhaupt  nicht  bedürfen,  weil  wir  z.  B.  in  Ge- 
treide derzeit  keine  Ausfuhr  haben.  Ich  will  dagegen  nicht 
einwenden,  dass  wenn  wir  heute  keine  Ausfuhr  haben,  wir 
doch  nicht  so  weit  gehen  müssen,  die  Möglichkeit  einer 
Getreideausfuhr  ganz  zu  leugnen,  im  Gegenteil,  wir  hoffen, 
dass  uns  gerade  die  Vorzugszölle  der  Verwirklichung  jener 
landwirtschaftlichen  Mehrproduktion  näher  bringen  werden, 
welche  im  Interesse  der  heimischen  Volkswirtschaft  dringend 
zu  wünschen  wäre.  Wir  finden  jedoch  eine  ganz  ansehnliche 
Reihe  von  landwirtschaftlichen  Produkten,  für  welche  Vor- 
zugszölle tatsächlich  einen  Vorteil  bedeuten.  Bezüglich  der 
Gerste  hat  Exzellenz  Matlekovits  selbst  zugegeben,  dass  hier 
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eine  Vorzugsbehandlung  für  uns  ausserordentlich  vorteilhaft 
wäre.  Ich  glaube  aber,  dass  das  Gleiche  auch  für  die  von 
ihm  so  geringschätzig  behandelten  Artikel  wie  Geflügel, 
Obst  usw.  gilt.  Exzellenz  Matlekovits  hat  sich  darauf  be- 
rufen, dass  diese  Artikel  ohnedies  auf  die  Freiliste  kommen 
müssen.  Wenn  dies  auch  zutrifft,  so  folgt  daraus  noch 
nicht,  dass  Deutschland  auch  anderen  Staaten  gegenüber 
diese  Artikel  auf  die  Freiliste  setzen  wird,  wenn  aber  der- 
artige Produkte  nach  Deutschland  nur  aus  Österreich-Ungarn 
zollfrei  eingeführt  werden  könnten,  so  würde  uns  das  einen 
wertvollen  Vorsprung  sichern.  Das  Gleiche  wird  sich  auch 
bezüglich  des  Viehes  ergeben.  Exzellenz  Matlekovits  hat  mit 
Recht  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  der  Viehzoll,  sondern 
das  Veterinärabkommen  unsere  Ausfuhr  erschwert.  Ich  glaube 
aber,  dass  die  Annäherung  auch  in  den  Veterinärabmachun- 
gen zum  Ausdruck  kommen  wird. 

Was  nun  die  Industrie  betrifft,  so  wäre  ich  gewiss  der 
letzte,  der  Abmachungen  wünschen  würde,  welche  die  Kon- 
kurrenz der  deutschen  Industrie  gegenüber  unseren  eigenen 
industriellen  Unternehmungen  so  fördern  würde,  dass  unsere 
Industrie  dabei  zu  Grunde  gehe.  Ich  glaube  aber  nicht,  dass 
dies  der  Fall  sein  müsste,  sofern  wir  kein  automatisches 
Bevorzugungsprinzip  aufstellen,  sondern  uns  damit  begnügen, 
eine  jede  Post  genau  daraufhin  prüfen,  welche  Vorteile 
wir  uns  gegenseitig  einräumen  könnten,  ohne  unsere  eigenen 
Interessen  erheblich  zu  schädigen.  Wir  dürfen  selbstver- 
ständlich in  keiner  Post  solche  Zugeständnisse  machen, 
welche  die  Gefahr  hervorrufen  könnten,  dass  die  viel  mäch- 
tigere und  stärkere  deutsche  Industrie  uns  einfach  über- 
flutet und  bestehende  wichtige  Industrien  vernichtet.  Wir 
können  indes  darnach  trachten,  dass  wir  das,  was  wir  un- 
bedingt einführen  müssen,  lieber  von  Deutschland  einführen, 
als  von  dritten  Staaten. 

Dieser  Grundsatz  würde  auf  alle  Fälle  ein  neues,  wert- 
volles Element  in  unserer  Handelspolitik  büden.  Die  Zoll- 
politik besteht  ja  nicht  in  der  Anwendung  eines  einzigen 
Grundsatzes,  der  theoretisch  bis  in  die  letzten  Konsequenzen 
durchgeführt  ist.  Auch  in  unserer  bisherigen  Handelspolitik 
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haben  verschiedene  Grundsätze  zusammengespielt.  Wenn 
wir  nun  in  die  Zollpolitik  als  neuen  Grundsatz  die  Vor- 
zugsbehandlung einführen,  wird  dies  für  unsere  gegensei- 
tigen Beziehungen  von  ganz  hervorragendem  Werte  sein. 
Damit  ist  mindestens  der  erste  Schritt  getan  und  ein  Band 
geschmiedet,  das  uns  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  ver- 
knüpfen wird  und  das  später  fester  gezogen  werden  kann. 
Wir  haben  wälirend  des  Krieges  gesehen,  dass  von 
den  feindlichen  Staaten  oft  versucht  wurde,  Österreich- 
Ungarn  milder  zu  behandeln  als  Deutschland  und  es  ist 
nicht  ausgeschlossen,  dass  wir  im  Frieden,  der  ja  vielleicht 
mit  einer  Umkehrung  des  Clausewitz'schen  Wortes  nur  eine 
Fortsetzung  des  Krieges  mit  feindlichen  Waffen  sein  wird, 
dasselbe  erleben  werden,  dass  man  eine  ähnliche  Differen- 
zierung versuchen  wird,  dass  wir  ähnliche  Verlockungen  er- 
fahren werden.  Würden  wir  aber  solchen  Verlockungen 
nachgeben,  dann  würden  wir,  das  steht  ausser  Zweifel, 
geradezu  ein  Verbrechen  an  unseren  eigenen,  wichtigsten 
politischen  Interessen  begehen.  (Zustimmung.)  Und  ganz 
dasselbe  wäre  der  FaU,  wenn  Deutschland  durch  eine  Unter- 
bindung der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  Monarchie 
diesem  Bestreben  Vorschub  leisten  würde,  was  ich  niemals 
voraussetzen  kann,  denn  auch  dann  würden  die  grossen, 
bleibenden  Interessen  Deutschlands  dadurch  schliesslich  em- 
])findlich  leiden.  Weder  wir,  noch  Deutschland  können  uns 
an  unseren  ureigenen  grossen  gemeinsamen  Interessen  in 
dieser  Weise  vergreifen  wollen.  Wir  müssen  daher  die  wirt- 
schaftliche Annäherung  versuchen,  wir  müssen  trachten, 
beide  Staaten  möglichst  auf  dieselbe  Wirtschaftsstufe  zu 
bringen.  Wenn  das  geschieht,  dann  werden  wir  einen  grossen 
Schritt  nach  vorwärts  getan  haben.  (Lebhafter  Beifall  und 
Händeklatschen.) 

Vors.  Exzellenz  Wekerle : 

Die  Leitsätzte  sind  allgemein  bekannt,  so  dass  wir  von 
einer  Verlesung  wohl  absehen  können.  (Zustimmung.) 
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Prof.  Dr.  Kobatsch 


Ich  beantrage  die  en  bloc-Annahme  der  Leitsätze.  (Zu- 
stimmung.) 

Vors.  Exzellenz  Wekerle: 

Die  Herren  sind  also  für  die  en  bloc-Annahme,  so  dass 
ich  die  Leitsätze  als  angenommen  erklären  kann. 

Exzellenz  Szterenyi: 

Im  Namen  der  Vorstände  der  drei  Wirtschaftsvereine 
erlaube  ich  mir  einen  Resoiutionsantrag  im  Zusammenhange 
mit  den  soeben  angenommenen  Leitsätzen  und  mit  den  Be- 
schlüssen der  gestrigen  und  der  heutigen  Tagung  ohne 
weitere  Begründung  zu  unterbrechen. 

„Die  gemeinsame  Konferenz  der  Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  beschliesst  im  Zusammenhange  mit  den 
nunmehr  einhelligen  Beschlüssen  über  die  wichtigsten  Teile 
einer  wirtschaftlichen  Annäherung  zwischen  Deutschland, 
Österreich  und  Ungarn  die  Regierungen  der  verbündeten 
Staaten  und  die  zuständigen  Vereinsvorstände  unter  Vorlage 
dieser  Beschlüsse  einzuladen,  ehestens  in  die  offiziellen  Ver- 
handlungen über  die  Verwirklichung  der  wirtschafthchen 
Annäherung  einzutreten  und  diese  so  zu  führen,  dass  vor 
Beginn  der  Friedensverhandlungen  die  Einigung  herbei- 
geführt ist." 

Ferner  erlaube  ich  mir,  ebenfalls  im  Auftrage  der  drei 
Referenten   folgende  Resolution   zur  Annahme   vorzulegen : 

„Im  Zusammenhange  mit  dem  einstimmig  zum  Ausdruck 
gelangten  Wunsche,  dass  zwischen  Deutschland,  Österreich 
und  Ungarn  ein  Wirtschaftsbündnis  ehestens  zustandekomme, 
spricht  die  Versammlung  die  Hoffnung  aus,  dass  sich  unsere 
beiden  anderen  Verbündeten,  die  Türkei  und  Bulgarien, 
dieser  wirtschaftlichen  Annäherung  unter  Wahrung  aller 
hiebei  in  Frage  kommenden  Interessen  und  in  der  sich 
hieraus  ergebenen  Form  anschhessen  werden." 

Auch  diese  Resolution  bedarf  keiner  weiteren  Begrün- 
dung und  ich  empfehle  sie  daher  zur  Annahme.  (Zustimmung.) 
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Vors,  Exz.  Wekerle: 

Der  zweite  Teil  des  Antrages  entspricht  im  wesent- 
lichen dem  Beschlüsse,  den  wir  in  Dresden  gefasst  haben: 
Anschliiss  nebst  Wahrung  aller  industriellen  wie  landwirtschaft- 
lichen Interessen. 

Ich  glaube  also  annehmen  zu  können,  dass  die  Herren 
auch  für  diese  Resolution  sind.  (Zustimmung.) 

Geh.  R.  Prof.  Dr.  Wolf: 

Im  Einverständnis  mit  den  zwei  anderen  Herren  Refe- 
renten erlaube  ich  mir,  folgenden  Antrag  zu  stellen : 

„Es  sei  bei  den  Regierungen  zu  beantragen,  dass  das 
Statistische  Büro  der  Mittelmächte  als  gemeinsame  Einrich- 
tung der  beteiligten  Staaten  errichtet  werde,  welches  die 
vergleichende  Statistik,  beispw.  die  sozialen  Lasten,  die  Lebens- 
kosten, die  Zollsätze,  die  Steuersätze,  die  Frachtsätze  u.  s.  w. 
zu  pflegen  hätte. 

Ein  solches  Büro  hätte  als  vorberatende  Stelle  für  die 
Bearbeitung  eines  grossen  Teiles  der  gemeinsamen  Fragen 
zu  dienen  und  ist  auch  verwaltungstechnisch  eine  Notwen- 
digkeit." 

Ich  bin  gerne  bereit,  wenn  sich  die  Notwendigkeit  er- 
gibt, einiges  zur  Begründung  dieses  Antrages  zu  sagen. 

Vors.  Exz.  Wekerle : 

Wünscht  jemand  eine  Begründung  dieses  Antrages  ? 
(Rufe:  Nein!) 

So  kann  ich  also  auch  diese  Resolution  für  angenom- 
men erklären.  (Zustimmung.) 

Vors.  Exz.  Wekerle: 

In  aUen  Fragen,  welche  Gegenstand  unserer  Beratun- 
gen bildeten,  herrschte  volles  Einvernehmen.  (Zustim- 
mung.) Ich  kann  mit  Freude  konstatieren,  dass  sich  unsere 
Beratungen  stets  auf  einem  hohen   und   vornehmen  Niveau 
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bewegten  und  immer  die  grossen  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Interessen  berücksichtigten.' 

Ich  glaube  endlich,  konstatieren  zu  können,  dass  wir 
die  von  Allen  angestrebte  wirtschaftliche  Regelung  der  ver- 
bündeten Länder  durch  unsere  einheithchen  Beschlüsse 
wesentlich  gefördert  haben.  (Lebhafter  Beifall.) 

Wir  werden  die  von  uns  aufgestellten  Leitsätze  unsern 
Regierungen  zur  weisen  Erwägung  unterbreiten.  Welches 
Schicksal  sie  haben  werden,  hängt  nicht  von  uns  ab.  Aber 
darauf  sollen  wir  nicht  das  Hauptgewicht  legen,  denn  Ge- 
setze und  gesetzliche  Verfügungen,  die  den  Anforderungen 
wirklich  entsprechen  sollen,  sind  eigenthch  nur  der  Wider- 
hall des  Gemeingefühles.  Sie  sind  die  Wiedergabe  der  zeit- 
weisen Forderungen,  Bedürfnisse  und  Wünsche,  welche  das 
Gemeingefühl  zur  Reife  gebracht  hat. 

Die  grosse  Idee  einer  wirtschaftlichen  Annäherung  wird 
von  Erfolg  begleitet  sein,  weil  sehr  viele  und  in  erster  Reihe 
die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  dieses  Gemein- 
gefühl selbst  pflegen  werden.  (Lebhafte  Zustimmung.) 

Wir  können  unsere  Tagung  nicht  schliessen,  bevor  wir 
unseren  Herren  Referenten  den  innigsten  Dank  aussprechen 
für  ihre  hingebungsvolle  und  mühsame  Arbeit.  Sie  haben 
nicht  nur  die  Fragen,  die  wir  hier  verhandelt  haben,  vor- 
bereitet, sondern  auch,  wie  ich  wohl  sagen  kann,  durch  ihre 
Mitwirkung  das  Einvernehmen  zustande  gebracht. 

Ich  danke  den  Herren  Regierungs Vertretern  für  das 
Interesse,  das  sie  unseren  Verhandlungen  entgegengebracht 
haben. 

Endlich  muss  ich  im  Namen  des  ungarischen  Vereines 
unsern  wirklich  verbindlichsten  und  innigsten  Dank  aus- 
sprechen Sr.  Hoheit.  (Langanhaltender  Beifall  und  Hände- 
klatschen.) 

Ich  danke  Sr.  Hoheit  für  seine  leitende  und  so  erfolg- 
reiche Mitwirkung. 

Ebenso  danke  ich  Sr.  Exzellenz  dem  Herrn  Präsidenten 
des  österreichischen  Vereines  (Lebhafter  Beifall)  und  allen 
Mitgliedern  unserer  Vereine,  die  dadurch,  dass  sie  hier  er- 
schienen sind  und  unsere  Beratungen  mit  so  grossem  Inter- 
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esse  verfolgten  es  ermöglicht  'haben,    dass    eine    einhellige 
Verständigung  zustandegekommen  ist. 

Wir  werden  gewiss  alle  bestrebt  sein,  dem  Ziele  immer 
näher  zu  rücken. 

Ich  schliesse  unsere  Beratung  mit  der  zuversichtlichen 
Hoffnung  und  mit  de mheissen  Wunsche,  dass  wir  auch  in  wei- 
terer Fortsetzung  unserer  Bestrebungen  zu  einem  einhelligen 
Erfolge  kommen  mögen. 

(Stürmischer  Beifall  und  Händeklatschen.) 

Zum  Worte  hat  sich  gemeldet  Se.  Exz.  v.  Plener. 

Exz.  V.  Plener: 

Ich  möchte  sowohl  im  Auftrage  Seiner  Hohöit  wie  auch 
in  meinem  Namen  dem  Gefühle  Ausdruck  geben,  dass  wir 
unserm  verehrten  Herrn  Präsidenten  nur  danken  können 
für  die  ausserordentlich  unparteiische,  sachliche  und  ge  - 
schickte  Führung  der  Verhandlungen,  die  stets  von  höheren 
allgemeinen  Gesichtspunkten  getragen  waren. 

Erlauben  Sie  mir,  auch  im  Namen  der  deutschen  Herren 
zu  danken  für  die  gastfreundliche  und  liebenswürdige  Auf- 
nahme, die  wir  bei  den  ungarischen  Herren  gefunden  haben, 
so  dass  wir  stets  den  angenehmsten  Eindruck  von  Budapest 
mitnehmen.  (Lebhafte  Zustimmung.)  Die  Erinnerung  an  die 
freundliche  und  herzliche  Aufnahme,  die  wir  bei  den  unga- 
rischen Herren  jederzeit  zu  finden  gewohnt  sind,  wird  in 
unser  aller  fortleben. 

Herzog  Ernst  Günther  zu  Schleswig-Holst  ein  : 

Ich  lade  Sie  ein,  mit  mir  in  den  Ruf  einzustimmen: 
Se.  Exzellenz  Herr  Präsident  Wekerle  lebe  hoch!  hoch!  hocli! 

(Die  Versammlung  bringt  ein  begeistertes  dreimaliges 
Hoch  aus.) 

Vors.  Exz.  Wekerle : 

Ich  danke  den  Herren   vielmals  für  Ihre  Liebenswür- 
digkeit und  erkläre  unsere  Beratungen  für  geschlossen. 
(Schluss  um  1  Uhr.) 
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LEITSÄTZE 

UND 

BERICHTE  DER  REFERENTEN 


LEITSATZE 

betreffend  die  Frage  der  Rechtsannäherung. 

Gemeinsamer  Antrag  der  Referenten  : 

Exzellenz  Ur.  Franz  Klein.  (Österreich),  Geheimrat  Dr.  J.  Riesser  (Deutsch- 
land) und  Hofrat  Dr.  Aurel  von  Egry-Engel  (Ungarn). 


Vorbemerkung. 

Die  Ereignisse  des  Weltkrieges  haben  als  Folgeerschei- 
nung des  engen  politischen  und  militärischen  Bündnisses  der 
Zentralmächte  die  möglichste  Annäherung  auf  allen  Gebieten 
des  geistigen  und  wirtschaftlichen  Lebens  durchaus  in  den 
Vordergrund  gestellt.  Für  die  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine ergibt  sich  hieraus  die  Genugtuung,  dass  ihr  Pro- 
gramm, das  von  ihnen  vor  zwölf  Jahren  aufgestellt  wurde, 
zum  Gemeingut  geworden  ist.  Auch  auf  dem  Gebiete  der 
Rechtsannäherung  ist  dieser  Gedanke  in  den  letzten  zwei 
Jahren  von  so  vielen  Körperschaften  und  Schriftstellern 
aufgegriffen  worden,  dass  sein  Kern  wohl  keiner  eingehen- 
deren Begi'ündung  bedarf  und  ins  Allgemeine  gehende 
Anpreisungen  des  Gedankens  nie  Gemeinplätze  wirken 
müssten. 

Es  sei  gestattet,  bloss  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Mittel- 
europäischen Wirtschaftsvereine  bereits  in  iiner  am  8.  und 
9.  November  1907  in  Budapest  abgehaltenen  Konferenz  die 
Vereinheitlichung  des  Scheckrechtes   in    Mitteleuropa  in  die 


168 

Wege  geleitet  haben,  in  ihrer  am  4.  und  5.  Januar  1910  in 
Wien  abgehaltenen  Konferenz  den  Abschluss  von  Rechts- 
hilfeverträgen zwischen  dem  Deutschen  Reiche,  Österreich 
und  Ungarn  behandelten  und  in  ihrer  am  5.  und  6.  Januar 
1914  in  Budapest  abgehaltenen  Konferenz  die  übereinstim- 
mende Regelung  der  Prinzipien  der  Gesetzgebung  gegen 
den  unlauteren  Wettbewerb,  ferner  die  Vereinheitlichung 
der  für  Erwerbsvereine  geltenden  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen zum  Gegenstand  eingehender  Beratungen  machten.  Die 
Richtlinien,  zu  denen  namentlich  die  Beratungen  über  den 
letzterwähnten  Gegenstand  gelangten,  haben  auch  heute 
unverändert  ihre  Geltung  behalten,  derart,  dass  im  An- 
trage, den  wir  der  Konferenz  vorlegen,  durchweg  auf 
dem  von  uns  in  der  Vergangenheit  errichteten  Funda- 
mente weitergebaut  werden  kann,  ja  für  das  Recht 
der  Erwerbsgesellschaften  ein  wörtlicher  Hinweis  auf  die 
Leitsätze  der  Konferenz  vom  5.  und  6.  Januar  1914 
auch  heute  die  angemessenste  Stellungnahme  zu  bilden 
scheint. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  verharren 
also  —  derzeit  parallel  mit  den  Äusserungen  vieler  anderer 
Körperschaften  —  auf  dem  Wege,  den  sie  von  Anfang  an 
gegangen  sind.  Sie  erachten  es  hiebei  nach  wie  vor  als  ihre 
Aufgabe,  stets  im  Rahmen  des  praktisch  Erreichbaren  zu 
bleiben.  Gleichwie  sie  ihr  Programm  verkündet  und  zum 
Teil  durchgeführt  haben,  als  die  öffentliche  Meinung  sich 
dieses  Programmes  noch  nicht  in  vollem  Masse  annahm, 
halten  sie  es  für  ihre  Aufgabe,  über  die  Grenze  des  prak- 
tisch Erfüllbaren  auch  in  einem  Zeitpunkte  nicht  hinaus- 
zugehen, wo  die  Begeisterung  in  manchen  Dingen  viel- 
leicht zu  weitergehenden  Postulaten  neigen  würde.  Es 
soll  vermieden  werden,  dass  durch  das  programmatische 
Verkünden  von  unerreichbaren  Zielen  das  dereinst  prak- 
tisch Erreichte  das  Gepräge  eines  dürftigen  Vergleichs- 
produktes erhalte. 

Der  nachfolgende  Antrag  ist  von  den  seinerzeit  be- 
stellten Referenten:  Exzellenz  Dr.  Franz  Klein  (Österreich), 
Geheimrat    Prof.    Dr.     J.    Riesser    (Deutsches    Reich)    und 
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Hofrat  Dr.  Aurel  uon  Egry-Eiujd  (Ungarn)  einverständ- 
lich ausgearbeitet  worden.  Inzwischen  wurde  Exzellenz 
Dr.  Franz  Klein  wieder  zur  aktiven  Leitung  des  öster- 
reichischen Justizwesens  berufen.  Wenn  dieser  Umstand 
es  vielleicht  auch  verhindern  sollte,  dass  Exzellenz  Klein 
den  Antrag  in  der  Yersammlung  mit  einer  mündlichen 
Ausführung  einbegieite  und  die  Versammlung'  durch  das 
Unterbleiben  dieser  mündlichen  Darlegung  um  den  aus- 
erlesenen Genuss  käme,  den  die  Reden  Franz  Kleins  inhalt- 
lich wie  oratorisch  stets  bedeuten,  so  ist  doch  das  Bewusstsein 
eine  Genugtuung,  dass  der  Antrag  der  richtunggebeiMen 
Mitwirkung  dieses  bedeutenden  Mannes  entsprungen  ist  und 
dass  der  Inhalt  des  Antrages  zumindest  für  Österreich  nun- 
mehr als  praktisches  Regierungsprogramm  angesehen  wei*- 
den  kann. 


A  n  t  r  a  s 


Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  für  Deutsch- 
land, Österreich  und  Ungarn  halten  einen  tunlichst  weit- 
gehenden Einklamj  im  Verkehrsrechte  ihrer  Länder  für 
erwünscht,  der  jedoch  eine  verschiedene  Behandlung  in 
PJinzelheiten  nicht  verhindern  soll,  wo  dies  die  territorialen 
Verhältnisse  geboten  erscheinen  lassen. 

Ein  solcher  Einklang  ist  insbesondere  erreichbar  und 
daher  herzustellen  oder  auszudehnen : 

1.  In  den  auf  die  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Handelsgesetzbücher,  namentlich 
im  Rechte  des  Handelskaufs,  des  Kommissions-  und  des 
Frachtgeschäftes,  soweit  letzteres  ungeachtet  der  Berner 
Konvention  und  der  sich  daranschliessenden  innerstaathchen 
Gesetzgebung  der  Vereinheitlichung  noch  bedarf. 

2.  Desgleichen  ist  für  das  N'ersicherungs-  und  Lager- 
hausrecht sowie  für  das  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahi'ts- 
recht  eine  weitgehende  Annäherung  erwünscht. 
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3.  Im  Gesellschaftsrechte  ist  darauf  besonderer  Wert 
zu  legen,  dass  in  den  fraglichen  Rechtsgebieten  die  für  den 
wirtschaftlichen  Verkehr  \dchtig  gewordenen  Unternehmungs- 
und Gesellschaftsformen  anerkannt  und  zugelassen  wer- 
den. In  bezug  auf  die  Einzelheiten  wird  auf  die  Leitsätze 
der  im  Januar  1914  zu  Budapest  abgehaltenen  Konferenz 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  verwiesen  und 
deren  Inhalt  unverändert  der  Beachtung  der  zuständigen 
Stellen  empfohlen.^ 


^  Die  Beschlüsse  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafskonferenz  1914 
lauten  wie  folgt: 

Vereinheitlichung  der  für  Erwerbsgesellschaflen  geltenden  gesetzlichen 

Bestimmungen : 

Obwohl  die  derzeit  bestehenden  Abweichungen  in  der  rechtlichen 
Regelung  der  Erwerbsgesellschaften  bisher  in  dem  wechselseitigen  Wirt- 
schaftsverkehr des  Deutschen  Reichs,  Österreichs  und  Ungarns  sich  nicht 
allzu  sehr  gellend  gemacht  haben,  erachten  es  die  .Mitteleuropäischen 
Wirt  Schaftsvereine  im  Interesse  der  weiteren  Festigung  der  bestehenden 
wirtschaftlichen  und  politischen  Beziehungen  dennoch  als  erwünscht, 
dass  die  Regelung  dieser  Rechtsmaterie  in  den  drei  Ländern  so  weit 
lunlich  nach  gleichen  Grundsätzen  und  Richtlinien  erfolge.  Eine  Über- 
einstimmung aller  Vorschriften  der  einschlägigen  Gesetze  erscheint  bei 
der  rechtlichen  Regelung  der  Erwerbsgesellschaften  nicht  erforderlich 
und  mit  Rücksicht  auf  die  ünterscliiede  der  wirtscliaftlichen  Verhält- 
nisse in  den  einzelnen  Rechtsgebieten  auch  nicht  durchführbar. 

Im  einzelnen  : 

1.  DasRecht  der  offenen  l  lande  Isgesell.schaft  und  der  Komnianditg  esell- 
schaft  beruht  schon  derzeit  in  allen  wesentlichen  Punkten  auf  gleichen 
Grundsätzen.  Bei  einer  allfälligeu  Revision  der  Rechtsmaterie  ist  der  An- 
schluss  an  die  einschlägigen  Vorschriften  des  jetzigen  deutschen  Handels- 
gesetzbuches zu  empfehlen. 

2.  Für  das  Aktienrecht  ist  das  Xorniatiu-Systeni  beizubehalten  und, 
.soweit  es  noch  nicht  zur  gesetzgeberischen  Anerkennung  gelangt  ist, 
einzuführen;  im  übrigen  ist  eine  Regelung  erwünscht,  die,  ohne  Gefähr- 
dung der  geschäftlichen  Bewegungsfreiheit,  Missbräuche,  soweit  als 
möglich,  aiisschliesst.  Es  wird  empfohlen,  sich  hiebei  gleichfalls  an  das 
derzeit    im  Deutschen  Reiche  geltende   Aktienrecht    anzulehnen,    wobei 
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4.  Die  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  für  die  Ver- 
einheitlichung des  Wechselrechtes  sind  daraufhin  zu  über- 
prüfen, wieferne  und  mit  welchen  Änderungen  oder  Erwei- 
terungen sie  sich  zur  baldigen  Einführung  in  Deutschland. 
Österreich  und  Ungarn  eignen. 


jedoch  auf  die  Verschiedenheit  der  Verwaltungseiurichtungen  und  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  der  einzelnen  Länder  sowie  die  Schonung 
eingebürgerler  und  bewährter  Sonderbildungen  tunlichst  Rücksicht  zu 
nehmen  ist.  Unter  Beachtung  dieser  Gesichtspunkte  ist  namentlich  dahin 
zu  streben,  dass : 

a)  durch  weitgehende  Offenlegung  aller  die  Gründung  und  nament- 
lich die  Sachgründung  betreffenden  Vorgänge  sowie  durch  Feststellung 
einer  ausreichenden  Prüfungspflicht  für  Gründer  und  MitgUeder  der 
Verwaltung  unlauteren  Machenschaften  im  Grflndungsstadium  vorge- 
beugt werde; 

b)  auch  staute  societate,  soweit  dies  mit  der  Wahrung  des  legi- 
timen Geschäftsgeheimnisses  vereinbar,  eine  entsprechende  Offenlegungs- 
pflicht  statuirt  werde ; 

c)  die  regelmässige  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Vorgange  der 
Geschäftsführung  durch  von  der  Gesellschaft  unabhängige  Revisoren 
eingeführt  werde ; 

d)  den  berechtigten  Interessen  der  .\ktionärminderheit,  namentlich 
durch  entsprechende  Gestaltung  des  Anfechtungsrechts  möglichst  wirk- 
sam, jedoch  unter  gleichzeitigem  Schutz  gegen  etwaige  Missbräuche  und 
Scliikanen  Rechnung  getragen  werde. 

3.  Die  Einführung  der  Kommanditf/eselLschaft  auf  Aktien  in  Län- 
dern, denen  diese  Form  bisher  fremd  gewesen  ist,  entspricht  keinem 
Bedürfnis,  das  nicht  auch  durch  andere  Gesellschaftsformen,  namentlich 
jene  der  Aktiengesellschaft  oder  der  Gesellschaft  mit  beschränktei-  Haf- 
tung, befriedigt  werden  könnte. 

4.  Die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  haben  im  Deulschen 
Reiche  und  in  Österreich  eine  weite  Anwendung  erfahren.  Die  l^n- 
führung  dieser  Gesellschaftsform  auch  in  Ungarn  scheint,  ol)wohl  das 
heule  dort  gehende  Aktienrecht  den  grössten  Teil  der  Bedürfnisse,  für 
welche  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  anderwärts  lieran- 
gezogen  wird,  befriedigen  <IOrfte,  dennoch  erwünscht,  zumal  derzeit 
auch  schon  in  Ungarn  Zweigniederlassungen  von  deutschen  und  ö.ster- 
rcichischen  Gesellschaften  m.  b.  H.  tätig  sind     ICinc  einheitliche  Gestal- 
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5.  Etwaige  Abänderungen  des  Scheckrechtes  sollen 
möglichst  parallel  erfolgen. 

6.  Für  die  Rechtsmaterie  des  Schutzes  des  geistigen 
Eigentums  —  namentlich  Patentrecht,  Markenschutz,  Muster- 
schutz, Urheberrecht  —   ist  tunlichste  Gleichförmigkeit  und 


tung  des  Rechts  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haltung  ist  für  die 
drei  Länder  erstrebenswert  und  auf  diesem  Gebiete  wohl  auch  leicht 
zu  erzielen.  Den  Besonderheilen,  die  durch  territoriale  Verschieden- 
heiten des  Staats-,  Verwaltungs-,  Straf-  oder  Zivilrechts  der  einzelnen 
Länder  bedingt  sind,  kann  und  soll  dabei  Rechnung  getragen  werden. 
Der  einheitlichen  Regelung  sind  die  beiden  bestehenden  Gesetze  zu 
Grunde  zu  legen,  wobei  etwaigen  Bedürfnissen  nach  Reform  oder 
Weiterbildung  Rechnung  zu  tragen  wäre,  insbesondere  dürfte  die  nähere 
Ausbildung  der  individualistischen  Form  der  Gesellschaft  mit  beschränk- 
ter Haftung,  bei  welcher  eine  persönliche  Leistungspflicht  der  Gesell- 
schafter vereinbart  wird,  anzustreben  und  im  übrigen  eine  Verschärfung 
der  Verantwortlichkeit  für  den  Wert  von  Sacheinlagen  festzustellen  und 
ein  stärkere  Schutz  der  Gläubiger  im  Sinne  des  österreichischePi 
Gesetzes  von  1906  zu  schaffen  sein. 

.^.  Hinsichtlich  der  Genossenschaften  scheinen  zwar  einer  Verein- 
heitlichung des  Genossenschaftsreclilcs  in  den  drei  Ländern  besonders 
erhebliche  Schwierigkeiten  nicht  entgegenzustehen,  es  empfiehlt  sich 
jedoch,  zunächst  die  Genossenschaften  selbst,  in  deren  Kreisen,  soweit 
bekannt,  die  Frage  noch  nicht  erörtert  ist,  zu  ersuchen,  sich  hierüber 
schlüssig  machen  und  äussern  zu  wollen. 

6.  Die  rechtliche  Regelung  der  Gewerkschaften  (bergrechtlichen 
Gesellschaften)  ist  derzeit  noch  in  keinem  der  drei  Rechtsgebiete  zu 
einem  abschliessenden  Ergebnis  gelangt.  Im  Deutschen  Reiche  besteht 
eine  reichsgesetzliche  Regelung  überhaupt  noch  nicht  und  sind  deshalb 
lediglich  einzelstaatliche,  vielfach  stark  voneinander  abweichende  Gesetze 
in  Geltung;  in  Österreich  sowohl  wie  in  Ungarn  gelten  im  wesentlichen 
die  einschlägigen  Vorschriften  des  Berggesetzes  vom  Jahre  18,54.  Es  ist 
zu  wünschen,  dass  bei  einer  Revision  dieser  Vorschriften,  die  in  den 
beiden  letztgedachten  Ländern  in  absehbarer  Zeit  notwencüg  werden 
dürfte,  und  ebenso  bei  einer  etwaigen  reichsgcsetzlichen  Regelung  der 
bergrechtlichen  Gewerkschaften  im  Deutschen  Reiche  auf  möglichste 
Obereinstimmung  der  wesentlichsten  Vorschriften  Redacht  genommen 
werde. 
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der  Beitritt  Österreichs  und  Ungarns  zum  Berner  Urheber- 
rechts-Übereinkommen anzustreben, 

7.  Für  die  Gesetzgebung  über  den  unlauteren  Wett- 
bewerb sollen  die  gleichen  Grundsätze  massgebend  sein  und 
soweit  es  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Zustände 
gestattet,  sollen  auch  die  wichtigsten  Vorschriften  sich  ein- 
ander nach  Möglichkeit  nähern. 


BERICHT  UND  ANTRAG 

betreffend 

die  Gestaltung  des  Eisenbahn-Güterverkehrs  und  der  Eisen- 
bahn-Gütertarife im  Falle  der  wirtschaftlichen  Annähe- 
rung   der    verbündeten     mitteleuropäischen    Grossmächte. 

Das  Bestreben,  die  Verkehrspolitik  und  namentlich  die 
Schienenwege  als  das  derzeit  noch  hauptsächlich  in  Betracht 
kommende  Verkehrsmittel  für  die  Personen-  und  Güter- 
beförderung in  den  Dienst  der  wirtschaftlichen  Annäherung 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  zu  stellen, 
entspringt  aus  zwei  grundlegenden  Gedankenreihen.  Einer- 
seits aus  der  Erkenntnis,  dass  die  Verkehrspolitik,  zumal 
soweit  sie  sich  in  der  Handhabung  der  Eisenbahn-Gütertarife 
äussert,  fähig  ist,  die  Wirkungen  der  beim  Grenzübergang 
der  mit  der  Eisenbahn  beförderten  Güter  zur  Einhebung 
gelangenden  Zölle  in  erheblichem  Masse  zu  steigern  oder 
abzuschwächen.  Hieraus  ergibt  sich  das  Bedürfnis,  den 
Einklang  der  Eisenbahntarifpolitik  mit  der  in  den  Zöllen 
aufscheinenden  Richtung  der  Handelspolitik  sicherzustellen 
und  Gegensätze  zwischen  den  beiden  wirtschaftspolitischen 
Betätigungen  nicht  aufkommen  zu  lassen.  Andererseits  sind 
die  Vorraussetzungen  einer  weitgehenden  Annäherung  der 
beiden  mitteleuropäischen  Grossmächte  bezüglich  der  Eisen- 
bahnen infolge  der  bisherigen  parallelen  und  vielfach  über- 
einstimmenden Entwicklung  dieser  Verkehrsmittel  in  den 
beiderseitigen  Gebieten  in  viel  höherem  Masse  vorhanden, 
als  dies  bei  der  ins  Auge  gefassten  Vereinheitlichung  des 
Zollwesens  zutrifft.   Es  liegt   daher  nahe,   auf   dem   Gebiete 
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des  Eisenbahnwesens  und  insbesondere  des  durch  die 
Eisenbahnen  vermittelten  Güterverkehrs  die  Verwirklichuno' 
jener  innigen  wirtschafthchen  Gemeinschaft  zu  suchen,  die 
bei  der  Frage  der  Zolleinigung  mehrfachen  Schwierigkeiten 
begegnet. 

Dabei  darf  aber  Eines  nicht  übersehen  werden.  Die 
Eisenbahnen  sind  neben  ihrer  heute  wohl  unbestrittenen 
Wichtigkeit  für  die  Landesverteidigung  in  erster  Reihe 
berufen,  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  eigenen  Landes 
zu  fördern.  Diesen  Beruf  aufzugeben,  zu  dessen  Erfüllung 
die  Bahnverwaltungen  ebenso  wie  zur  Erzielung  angemes- 
sener Erträgnisse  einer  gewissen  kommerziellen  Bewegungs- 
freiheit bedürfen,  kann  auch  bei  der  engsten  Bundesgemein- 
schaft kein  Staat  dem  anderen  billigerweise  zumuten.  Es  ist 
gewiss  zu  weit  gegangen,  wenn  diese  Bewegungsfreiheit, 
wie  es  manche  Fachmänner  der  extrem  protektionistischen 
Richtung  empfehlen,  so  aufgefasst  wird,  dass  jede  Tarif- 
massnahme,  die  irgend  einem  der  heimischen  Produktions- 
zweige zugute  kommt,  schon  deshalb  als  zulässig  und  ver- 
tretbar gelten  soll,  mag  sie  auch  eine  positive  Schädigung 
des  anderen  Teües  im  Gefolge  haben.  Man  würde  auf  diesem 
Wege  dahin  gelangen,  selbst  den  Eisenbahn-Tarifkrieg  zwi- 
schen politisch  und  militärisch  verbündeten  Staaten  berech- 
tigt zu  finden.  Dass  diese  Auffassung  den  Gedanken  der 
wirtschaftlichen  Annäherung  geradezu  widerstrebt  und  zur 
politischen  Entfremdung  führt,  bedarf  keines  Beweises.  Soll 
demnach  die  wirtschaftliche  Annäherung  auf  dem  Gebiete 
des  Verkehrswesens  verwirklicht  werden,  so  sind  allerdings 
Einschränkungen  der  Aktionsfreiheit  in  der  Eisenbahntarif- 
politik der  verbündeten  Reiche  unvermeidlich.  Sie  dürfen 
aber  nur  so  weit  gehen,  dass  die  Eigenart  der  Eisenbahnen, 
deren  Tarife  das  Entgelt  für  ihre  Leistungen  bilden,  sich 
den  wechselnden  Verhältnissen  anpassen  müssen  und  sich 
daher  nicht  in  starre  Formeln  einzwängen  lassen,  gewahrt 
bleibt  und  ihnen  die  Befriedigung  der  wirtschaftlichen  Be- 
dürfnisse des  eigenen  Landes  im  Rahmen  des  hiebei  stets 
im  Auge  zu  behaltenden  Gesamtinteresses  nicht  unmöglich 
gemacht  wird. 
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Von  diesem  allgemeinen  Gesiclitspunkte  aus  scheint  es 
nun  in  der  Tat  tunlich  und  erreichbar,  dem  Gedanken  der 
wirtschaftlichen  Annäherung  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
nnd  namentlich  des  Gütertarifwesens  näherzutreten  und  soll 
im  folgenden  der  Versuch  gemacht  werden,  für  eine  zu 
diesem  Ziele  führende  Vorgangsweise  durch  Hervorhebung 
der  wichtigsten  Belange,  in  deren  die  Annäherung  teils 
sofort  zu  vollziehen,  teils  vorerst  noch  weiter  vorzubereiten 
wäre,  geeignete  Unterlagen  in  Vorschlag  zu  bringen.  Die 
beantragten  Unterlagen  sind  in  den  am  Schlüsse  folgenden 
sieben  Leitsätzen  zusammengefasst.  Sie  sind  das  Ergebnis 
einer  von  den  damit  betrauten  Berichterstattern  der  drei 
mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  unter  dem  Vorsitze 
des  Präsidenten  des  österreichischen  Vereins,  Exzellenz 
Baron  Plener,  zu  Wien,  am  12.  April  1916  gepflogenen  Vor- 
beratung, an  der  als  fachmännischer  Beirat  der  wirkl. 
Geheime  Rat  und  ordentliche  Honorarprofessor  an  der  Ber- 
liner Universität  Exzellenz  Dr.  Alfred  von  der  Lej^en  teil- 
nahm. Der  Erörterung,  die  an  die  zu  Budapest  im  Januar 
1914  und  zu  Dresden  im  Februar  1916  zur  Beratung  gelang- 
ten Anträge  anknüpfte,  wurde  ein  von  dem  mitunterzeich- 
neten Berichterstatter  des  österreichischen  Vereins  verfasster 
Entwurf  zugrunde  gelegt.  Dieser  Entwurf  wurde  mit  den 
bei  seiner  Durchberatung  beschlossenen  Abänderungen  all- 
seits als  Unterlage  für  die  weitere  Beratung  und  Beschluss- 
fassung der  drei  Vereine  angenommen.  Bei  W^iedergabe  des 
wesentlichen  Inhaltes  der  Leitsätze  wird  über  den  Verlauf 
der  Referentenbesprechung  nachstehendes  beigefügt: 

Zu  1.  Bei  der  Besprechung  des  ersten  Leitsatzes,  der 
die  vollinhaltliche  Aufrechterhaltung  der  dem  gegenseitigen 
Verkehr  der  verbündeten  Staaten  förderliche  Bestimmungen 
des  bestehenden  Handels-  und  Zollvertrages  und  die  da- 
selbst gegenseitig  zugesicherte  eisenbahntarifarische  Gleich- 
behandlung der  Gütertransporte  betrifft,  kamen  die  Refe- 
renten des  deutschen  und  ungarischen  Vereins  auf  die 
vorerwähnten  Anträge  zurück,  soweit  diese  eine  Sicherstel- 
lung der  handelsvertragsmässigen  Paritätsklausel  gegen  Um- 
gehungen durch  protektionistische  Ausnahmstarife  und  glei- 
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chem  Zwecke  dienende  Bedingungen  für  die  Inanspruch- 
nahme tarifarischer  Begünstigungen  zum  Gegenstande  haben. 
Hiebei  wurde  insbesondere  auf  die  Anregung  hinsichtlich 
einer  Ausdehnung  der  Gleichbehandlung  auf  Gütertarife  in 
umgekehrter  Richtung  und  auf  andere  Strecken  hingewiesen, 
auch  die  Frage  des  Rückersatzes  der  infolge  fehlerhafter 
Aufstellung  direkter  Tarife  zuviel  gezahlten  Frachtgebühren 
berührt  und  von  dem  ungarischen  Herrn  Referenten  eine 
Reihe  von  Beschwerden  zur  Sprache  gebracht,  die  sich  auf 
die  Tariferstellung  und  Vorgangsweise  der  österreichischen 
Staatsbahnen  im  Verkehre  mit  Ungarn  beziehen.  Diese  letz- 
teren Angelegenheiten  wurden,  da  sie  interne  österreichisch- 
ungarische Differenzen  betreffen,  einer  besonderen  Behand- 
lung zwischen  den  Wirtschaftsvereinen  für  Österreich  und 
für  Ungarn  vorbehalten.  Hinsichtlich  der  ersterwähnten  An- 
regungen wurde  übereinstimmend  anerkannt,  dass  die  Aus- 
dehnung der  Paritätsklausel  auf  die  Gegenrichtung  oepr 
auf  andere  Strecken  aus  den  schon  bei  den  früheren  Be- 
ratungen gegen  diese  Erweiterung  geltend  gemachten  Grün- 
den, dann  wegen  der  dadurch  in  den  Tarifen  entstehenden 
Verwirrung,  zumal  aber  deshalb  nicht  befürwortet  werden 
könne,  weil  die  weitergehende  Rückwirkung  einer  derarti- 
gen Erweiterung  die  Bahnverwaltungen  hindern  könnte, 
volkswirtschaftlich  wünschenswerte  Ausnahmetarife  in  be- 
schränktem Umfange  einzuführen.  Die  bei  diesem  Anlasse 
gleichfalls  angeregte  Frage  des  Rückersatzes  zuviel  bezahlter 
Tarifgebühren  wurde  als  eine  mit  den  reglementarischen 
Bestimmungen  über  die  Routenvorschrift  zusammenhängende 
bezeichnet,  die  dort  ihre  Regelung  zu  finden  hätte.  Ebenso 
stehen  gewisse  Bedenken,  wie  sie  gegen  die  Erweiterung 
der  Paritätsklausel  angeführt  wurden,  der  Aufnahme  einer 
die  eisenbahntarifarische  Meistbegünstigung  gegenüber  dritten 
Staaten  zusichernden  Vertragsbestimmung  im  Wege,  da  eine 
allseits  befriedigende  Lösung  der  bei  der  Anwendung  einer 
solchen  Bestimmung  auftauchenden  Fragen  bisher  nicht 
gefunden  werden  konnte.  Um  jedoch  angesichts  der  schwan- 
kenden Handhabung  der  Paritätsklausel  seitens  der  Eisen- 
]3ahnverwaltungen   in    den    beteiligten    Staaten    für  die  An- 
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Wendung  der  fraglichen  Vertragsbestimmung  höhere  Gewähr 
zu  bieten,  als  sie  durch  die  bisher  allein  gangbare  Anbrin- 
gung von  Reklamationen  zu  Gebote  steht,  haben  die  Refe- 
renten sich  dahin  geeinigt,  eine  Ergänzung  der  Handels- 
vertragsbestimmungen in  dem  Sinne  vorzuschlagen,  dass  in 
analoger  Weise,  wie  dies  im  Art.  23a  des  Handelsvertrages 
für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Anwen- 
dung des  ZoUtarifes  vereinbart  ist,  für  Streitfälle  bezüglich 
der  eisenbahntarifarischen  Gleichbehandlung  der  Gütertrans- 
porte ein  schiedsgerichtliches  Verfahren  vorgesehen  wer- 
den solle. 

Zu  2.  Leitsatz  2  empfiehlt  die  Pflege  und  Fortbildung 
der  von  den  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Eisen- 
bahnverwaltungen mittels  des  von  ihnen  seit  1846  gebildeten 
Vereins  deutscher  Eisenbahnverwaltungen  sowie  innerhalb 
desselben  durch  Verbände  autonom  geschaffenen  Einrich- 
tungen zum  Zwecke  der  technisch  übereinstimmenden  An- 
lage der  Bahnen  und  der  Erleichterung  des  gegenseitigen 
Verkehrs.  Die  schon  im  bestehenden  Handelsvertrage  vor- 
gesehene möglichst  ausgedehnte  Einführung  direkter  Tarife 
im  Güterverkehr  ist  mit  der  Massgabe  zu  befürworten,  dass 
diese  Tarife  nicht,  wie  es  derzeit  vorkommt,  höhere  als  die 
im  gebrochenen  Verkehr  erreichbaren  Tarifsätze  enthalten, 
wobei  die  Rückforderung  des  zuviel  gezahlten  Differenz- 
betrages den  Parteien  durch  die  minder  günstigen  Bestim- 
mungen des  internationalen  Übereinkommens  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  erschwert  ist.  Auch  erscheint  es  für 
die  praktische  Nützlichkeit  der  direkten  Tarife  seit  dem 
Eintritte  grösserer  Kursschwankungen  der  Kronenwährung 
von  Belang,  dass  den  durch  Anstoss  von  Schnittsätzen  ver- 
schiedener Währung  gebildeten  Tarifen  Umrechnungstabellen 
beigegeben  werden.  Beiden  Gesichtspunkten  entspricht  die 
am  Schlüsse  des  Leitsatzes  2  angenommene  Fassung,  die 
die  praktische  Brauchbarkeit  der  einzuführenden  direkten 
Tarife  in  den  Vordergrund  stellt. 

Zu  3.  Im  Leitsatz  3  wird  die  Erhaltung  und  weitere 
Fortbildung  der  durch  die  materielle  Übereinstimmung  des 
österreichischen    und    ungarischen    Betriebsreglements    mit 
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der  deutschen  Verkehrsordnung  schon  derzeit  bestehenden 
Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  der  Güterbeförderung  begehrt. 
Weiters  wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  dass  an  Stelle  des 
derzeit  für  den  wechselseitigen  Verkehr  geltenden  inter- 
nationalen Übereinkommens,  dessen  Revision  in  weitem 
Felde  steht,  die  Bestimmungen  der  in  den  beteiligten  Staaten 
gleicliförmigen  Betriebsreglements,  wie  dies  im  Verkehr 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  geschieht,  bei  der  Güter- 
beförderung im  Wechselverkehr  über  die  beiderseitige 
Reichsgrenze  einheitlich  zur  Anwendung  gelangen,  wodurch 
in  verkehrsrechtlicher  Beziehung  ein  einheitliches  Verkehrs- 
gebiet geschaffen  würde.  Hiedurch  wurde  zugleich  dem 
schon  bei  der  Budapester  Konferenz  geäusserten  Wunsche 
nach  Abkürzung  der  Lieferfristen  Rechnung  getragen. 

Zu  4.  Leitsatz  4  behandelt  die  Frage  der  möglichsten 
Gleichförmigkeit  des  Gütertarifwesens  in  den  beteiligten 
Staaten.  Diesfalls  wäre  vorweg  an  die  Aufstellung  möglichst 
übereinstimmender  Tarifvorschriften  und  eines  womöglich 
gleichen  Schemas  der  Güterklassifikation  heranzutreten  und 
mit  dieser  Ausarbeitung  eine  gemischte  fachmännische  Kom- 
mission zu  betrauen.  Weiters  wäre  von  dieser  Kommission 
aber  auch  die  Frage  eines  gleichförmigen  Aufbaues  der 
beiderseitigen  Tarifsysteme  zu  behandeln  und  derselben 
unbeschadet  der  durch  die  geographischen  Gebietsver- 
hältnisse bedingten  Verschiedenheit  der  Höhe  und  Abstufung 
der  Tarifsätze  näherzutreten.  Eine  Bindung  der  Tarifsätze, 
von  ganz  besonderen  Ausnahmsfällen  abgesehen,  wurde 
übereinstimmend  schon  wegen  der  Anordnungen  für  unaus- 
führbar erachtet,  die  in  diesen  Sätzen  infolge  von  Verschie- 
bungen in  den  Besitz  Verhältnissen,  des  Hinzutretens  neuer 
Linien,  des  Mitbewerbes  der  Wasserwege  und  der  voraus- 
sichtlichen Rückwirkung  der  finanziellen  Lage  der  Staaten 
auf  das  Ausmass  der  Eisenbahntarife  nach  dem  Kriege  ein- 
treten dürften. 

Zu  ö.  Um  jedoch  dem  allgemeinen  Wunsche  nach  För- 
derung des  gegenseitigen  Verkehrs  in  einer  die  vorerwähn- 
ten Bedenken  berücksichtigenden  Form  gerecht  zu  werden, 
nimmt  Leitsatz  5  die  Festlegung   des   leitenden  Grundsatzes 
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durch  Aufnahme  der  Zusage  in  den  abzuschliessenden 
Bündnisvertrag  in  Aussicht,  bei  der  Behandlung  der  Güter- 
tarif- und  Verkehrsangelegenheiten  stets  ein  bundesfreund- 
liches Vorgehen  unter  Bedachtnahme  auf  die  im  beiderseiti- 
gen Interesse  zu  wahrende  rationelle  Betriebsökonomie  be- 
tätigen zu  wollen.  Auf  diese,  wenn  auch  nur  die  allgemeine 
Richtung  der  einzuhaltenden  Tarif-  und  V erkehr spohtik 
festlegende  vertragsmässige  Zusage  ist  wegen  ihres  weiteren 
ümfanges  gewiss  höherer  Wert  zu  legen,  als  auf  die  seiner- 
zeit vielerörterte  Bindung  einzelner  Tarifsätze,  die  nach  der 
Eigenart  des  Tarifwesens  doch  nur  für  ganz  vereinzelte 
Ausnahmsfälle  ins  Auge  gefasst  werden  könnte. 

Zu  6.  Im  Leitsatz  6  sollen  die  durch  entsprechende 
Anweisung  der  Bahnen  seitens  der  Staatsregierungen,  etwa 
in  einem  besonderen  neben  dem  Bündnisvertrage  abzu- 
schliessenden Eisenbahnverkehrs- Übereinkommen,  zu  ver- 
wirklichenden wesentlichsten  Folgerungen  aus  dem  im  Leit- 
satz 5  beantragten  leitenden  Grundsatze  näher  umschrieben 
werden.  Nebst  der  den  Bahnen  zur  Pflicht  zu  machenden 
angelegentlichen  Förderung  des  Export-  und  Transitverkehrs 
nach  dritten  Staaten  ergibt  sich  hier  die  Füglichkeit,  den 
im  einleitenden  Teil  dieses  Berichtes  erwähnten  Beschwer- 
den über  allzu  weitgehende  Betätigung  von  Sonderinter- 
essen im  Tarif-  und  Verkehrswesen  entgegenzuwirken,  indem 
fortan  die  Verkehrsleitung  grundsätzlich  über  die  jeweilig 
günstigsten  Bahnwege  und  die  Zuweisung  der  Naturalbedie- 
nung  an  diese  Routen  in  Aussicht  genommen  werden  soll. 
Ausserdem  soll  den  Wünschen  nach  Verbesserung  der  Aus- 
fuhrbeförderung durch  möglichste  Ausdehnung  des  Ver- 
kehrs beschleunigter  direkter  Güterzüge  für  ständige  Aus- 
fuhrsendungen, besonders  für  solche  von  leicht  verderb- 
lichen Gütern  Rechnung  getragen  werden. 

Zu  7.  Dieser  Leitsatz  bezweckt,  die  zuerst  seitens  der 
deutschen  Ressortverwaltung  zur  Wahrnehmung  des  Gesamt- 
interesses  der  deutschen  Bahnen  ins  Leben  gerufene  deutsche 
Eisenbahngemeinschaft  und  die  ähnlich  organisierte  Gemein- 
schaft der  österreichischen  Bahnen  für  die  Zwecke  der 
verkehrspolitischen  Annäherung  nutzbar  zu  machen.  Hierbei 
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wird  vorausgesetzt,  dass  auch  die  ungarischen  Bahnen  sich 
zu  einer  gleichartigen  Gemeinschaft  in  der  ihnen  passenden 
Form  zusammenschliessen  werden.  Es  wird  demnach  ange- 
regt, die  drei  Gruppen  durch  die  Einrichtung  gemein- 
samer Beratungen  ihrer  Organe  nach  Art  einer  Gesamt- 
vereinigung zusammenzufassen,  die  berufen  wäre,  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  deutsche  Tarif kommission  die  aus  der  ange- 
strebten engeren  Verkehrsgemeinschaft  der  beteiligten  Staaten 
sich  ergebenden  Fragen  im  Sinne  des  Gesamtinteresses  der 
Austragung  zuzuführen.  Der  Wert  einer  solchen  Einrichtung, 
deren  Zusammenkünfte  an  abwechselnden  Orten  stattzu- 
finden hätten,  würde  sich  für  die  praktischen  Belange  des 
Güterverkehrs-  und  Tarifwesens  noch  erhöhen,  wenn  die 
Regierungen  darauf  eingingen,  den  Beratungen  zunächst 
fallweise  einen  aus  Mitgliedern  der  Eisenbahn-  (Verkehrs-) 
Räte  in  beschränkter  Anzahl  gebildeten  Ausschuss  fach- 
männischer Verkehrsinteressenten  beizuziehen.  Ob  aus  diesen 
Anfängen  einer  der  Verkehrsgemeinschaft  dienenden  Orga- 
nisation sich  späterhin  ständige  gemeinsame  Institutionen 
entwickeln  könnten,  muss  künftigen,  auf  Grund  der  gewon- 
nenen Erfahrungen  zu  treffenden  Vereinbarungen  überlassen 
bleiben. 

Die  unterzeichneten  Referenten  stellen  den  Antrag: 
Die    Vorstandskonferenz    der    drei    mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereine  woUe  den  beigedruckten  Leitsätzen  1  bis 
7  ihre  Zustimmung  erteilen. 


Leitsätze. 

1.  Bei  der  künftigen  Regelung  der  \'erkehrsbeziehungen 
zwischen  Österreich,  Ungarn  und  dem  Deutschen  Reiche 
wäre  von  dem  obersten  Grundsatze  auszugehen,  dass  die 
dem  gegenseitigen  Eisenbahnverkehr  förderhchen  Bestim- 
mungen (Art.  15,  16,  17,  18  des  derzeit  in  Kraft  stehenden 
Handels-  und  Zollvertrages  vom  6.  Dezember  1891  und  25. 
Jänner  1905  nebst  den  zugehörigen  Bestimmungen  der 
Schlussprotokolle)  im  vollen  Umfange  aufrecht  erhalten 
werden.  Nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  bestehenden 
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Handelsvertrages  (Art,  2  des  Zusatzvertrages  vom  25.  Jänner 
1905  und  des  dort  eingefügten  neuen  Art.  23  a)  wäre  für 
Streitfälle  über  die  Anwendung  der  im  Art.  15  nebst  Schluss- 
protokoll zugesicherten  tarifarischen  Gleichbehandlung  eine 
schiedsgerichtliche  Austragung  vorzusehen. 

2.  Die  von  dem  Verein  Deutscher  Eisenbahn  Verwaltungen 
und  den  bestehenden  Verbänden  der  beiderseitigen  Bahnen 
geschaffenen  Einrichtungen  zum  Zwecke  der  übereinstim- 
menden Gestaltung  der  Bahnen  und  der  Erleichterung  des 
gegenseitigen  Verkehrs,  sind  sorgsam  zu  pflegen  und  weiter 
fortzubilden.  Der  Aufstellung  praktisch  brauchbarer  direkter 
Tarife  ist  auch  fernerhin  besonderes  Augenmerk  zuzuwenden. 

3.  Insbesondere  den  Güterverkehr  anlangend  ist  die 
durch  die  Übereinstimmung  des  österr.  und  ungarischen 
Betriebsreglements  mit  der  deutschen  Verkehrsordnung  ge- 
schaffene Rechtseinheit,  unabhängig  von  dem  Wiederaufleben 
des  Berner  Internationalen  Übereinkommens  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr in  seinem  früheren  Umfange,  auch  ferner- 
hin zu  erhalten.  Es  ist  anzustreben,  dass  die  übereinstim- 
menden Betriebsreglements  tunlichst  auch  in  Bezug  auf  den 
Wechselverkehr  zwischen  Österreich,  Ungarn  und  Deutsch- 
land zur  Anwendung  gelangen. 

4.  Zur  Erzielung  möglichster  Übereinstimmung  in  den 
tarifarischen  Belangen  des  Eisenbahn-Güterverkehrs  ist  eine 
Kommission  von  Fachmännern  der  beteiligten  Staaten  einzu- 
setzen, die  sich  mit  der  Aufstellung  gleichförmiger  Tarif- 
vorschriften und  einer  übereinstimmenden  Güter-Klassifi- 
kation wie  auch  mit  der  Frage  zu  befassen  hat,  inwieweit 
es  möglich  wäre,  den  Aufbau  der  beiden  in  Betracht  kommen- 
den Gütertarifsysteme  in  Übereinstimmung  zu  bringen,  wo- 
bei jedoch,  hinsichtlich  der  Höhe  und  Abstufung  der  Tarif- 
sätze der  durch  die  geographischen  Gebietsverhältnisse 
bedingten  Eigenart  der  Verkehrsbedürfnisse  Rechnung  zu 
tragen  sein  wird. 

5.  Als  leitenden  Grundsatz  für  die  Behandlung  der 
Gütertarif-  und  Verkehrsangelegenheiten  hätten  die  betei- 
ligten Staaten  festzuhalten  und  sich  gegenseitig  die  Zusage 
zu  leisten,  in  obiger  Hinsicht  ein  stets  bundesfreundhches 
Vorgehen  unter  Bedachtnahme  auf  die  im  beiderseitigen 
Interesse  zu  wahrende  rationelle  Betriebsökonomie  betätigen 
zu  wollen. 

6.  Demgemäss  wären  die  Eisenbahnverwaltungen  anzu- 
weisen, sich  die  gegenseitige  Förderung  des  ihre  Linien 
benützenden  Export-  und  Transitverkehrs  nach  dritten  Staaten 
besonders  angelegen   sein   zu   lassen,    die  Verkehre  grund- 
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sätzlich  über  die  jeweilig  günstigsten  Bahnwege  zu  leiten 
und  auf  diese  die  Naturalbedienung  zu  beschränken,  wie 
auch  den  Verkehr  beschleunigter  direkter  Güterzüge  nach 
den  Bestimmungsorten  grösserer  ständig  sich  ergebender 
Transporte  von  Ausfuhrgütern,  namentlich  solcher  von  leicht 
verderblicher  Beschaffenheit,  möglichst  auszudehnen. 

7.  Die  in  Österreich  und  Deutschland  bestehenden 
Eisenbahngemeinschaften,  denen  als  dritte  Gruppe  die 
ungarischen  Bahnen  in  einer  von  ihnen  als  geeignet  erach- 
teten Form  sich  anreihen  sollten,  hätten  sich  zu  einer 
Gesamtvereinigung  zusammenzuschliessen,  die  durch  stän- 
dige Organe  in  gemeinsamen  Beratungen  mit  abwechseln- 
dem Orte  der  Zusammenkunft  die  aus  der  angestrebten 
engeren  Verkehrsgemeinschaft  sich  ergebenden  Fragen  zu 
behandeln  und  im  Sinne  des  Gesamtinteresses  zu  lösen 
hätte.  Es  wäre  wünschenswert,  zu  solchen  Beratungen  einen 
Ausschuss  fachmännischer  Verkehrsinteressenten  aus  den 
Kreisen  der  Landwirtschaft,  Industrie  und  des  Handels 
heranzuziehen.  Die  Mitglieder  dieses  Interessenten-Aus- 
schusses wären  den  in  den  drei  beteiligten  Staaten  bestehen- 
den Eisenbahn-Verkehrsräten  in  beschränkter  Anzahl  zu 
entnehmen.  Die  weitere  Fortbüdung  dieser  Institution  wäre 
nach  Massgabe  der  gemachten  Erfahrungen  der  künftigen 
Entwicklung  zu  überlassen. 


BERICHT  UND  ANTRÄGE 

betreffend 

die  Frage  der  Binnenschiffahrt  auf  den  natürlichen  Wasser- 
strassen  (insbesondere   auf  der   Donau)    und   der   mittel- 
europäischen Kanäle. 

Binnenschiffahrt, 

In  den  mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereinen  wurde 
bereits  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1916  angeregt,  die 
Donaufrage  in  den  Rahmen  der  nächsten  gemeinsamen  Kon- 
ferenz einzubeziehen. 

Etwas  später  begann  seitens  der  Donaustädte  über  An- 
regung von  Regensburg  die  Bewegung  betreffs  einer  in 
Budapest  abzuhaltenden  Donaukonferenz. 

Diese  Konferenz  nahm  bei  weitgehender  Verarbeitung 
des  bezüglichen  Materiales  im  grossen  und  ganzen  dieselben 
Fragen  in  ihr  Programm  auf,  welche  wir  der  gemeinsamen 
Konferenz  der  Wirtschaftsvereine  vorzulegen  gesonnen 
waren. 

Nachdem  jedoch  die  Budapester  Donaukonferenz  die 
Donaufrage  und  zwar: 

1.  den  technisch-nautischen  Teil  auf  Grund  zweier 
Spezialberichte  und  eines  Allgemeinen  Berichtes  eingehend 
und  ausführlich  verhandelte; 

2.  die  zwischenstaatlichen  Fragen  des  öffentlichen 
Donaurechtes,  und 

3.  die  Vereinheitlichung  des  Privatrechtes  der  Binnen- 
schiffahrt ebenfalls  erledigte :  wurde  die  Frage  aufgeworfen, 


185 

ob  es  wohlbegründet  und  notwendig  sei,  die  Frage  der 
Binnenschiffahrt,  welche  in  erster  Reihe  ja  doch  mit  der 
Donau  in  Verbindung  zu  bringen  wäre,  gelegentlich  der 
gemeinsamen  Konferenz  der  mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine zu  verhandeln. 

Die  nach  dieser  Richtung  hin  gepflogene  Fühlungnahme 
führte  zum  Ergebnis,  wonach  die  Fachvereine  die  bezügli- 
chen Fragen  mit  den  Verhandlungen  der  am  4-ten  September 
1916  zu  Budapest  abgehaltenen  Konferenz  nicht  als  erschöpft 
betrachten,  sondern  dieselben  in  ihrem  eigenen  Wirkungs- 
kreise unter  Einbeziehung  neueren  Materiales  fördern 
wollen. 

Nachdem  es  uns  jedoch  an  der  nötigen  Zeit  mangelt, 
das  eingelangte  Material  von  Seite  der  Referenten  auf  Grund 
wechselseitiger  Verständigung  ebenso  eingehend  und  ge- 
wissenhaft vorzubereiten  wie  dies  bei  den  übrigen  Themen 
erfolgte :  so  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  dass  die  vor- 
gelegten Fragen  entsprechend  beleuchtet  werden,  und  der 
gegenwärtigen  gemeinsamen  Konferenz  bloß  jene  vorzulegen 
wären,  welche  an  und  für  sich  als  derart  geklärt  betrachtet 
werden  können,  dass  dieselben  eine  vorgehende  Verhandlung 
seitens  sämtlicher  Referenten  sowie  ein  einheitliches  Über- 
einkommen   dieser    nicht    unbedingt  fordern. 

Die  derzeit  entfallenden  Fragen  wären  sodann  für  die 
nächste  gemeinsame  Konferenz  vorzubereiten. 


Als  wichtiges  Ergebnis  der  Budapester  Donaukonferenz 
kann  wohl  betrachtet  werden  dass  die  Schiffahrtsverhältnisse 
der  Donau  von  Ulm  bis  Sulina  ins  richtige  Licht  gestellt  sind, 
und  die  bezüglichen  offiziellen  Angaben  zum  Gemeingute 
wurden.  Der  Allgemeine  Bericht  setzt  fest : 

Nach  der  sowohl  in  deutschen  wie  in  österreichischen 
Regierungs-  und  Fachkreisen  herrschenden  Meinung  ist 
beim  Planen  und  bei  der  Ausführung  der  Regulierungs- 
werke eine,  selbst  bei  niedrigstem  Schiffahrtswasserstand  mög- 
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liehe  Tauchtiefe  von  20  m  der  Schiffe  eine  unerlässliche 
Bedingung. 

In  Ungarn  besteht  diesbezüglich  eine  gesetzliche  Ver- 
fügung. Der  von  der  Regelung  des  Eisernen  Tores  han- 
delnde Gesetzartikel  XVI  vom  Jahre  1888  verordnet  nämlich, 
dass  die  in  den  Stromschnellen  (Katarakten)  herzustellenden 
Kanäle,  bezogen  auf  das  Nullwasser  des  Pegels  in  Orsova, 
was  als  der  niedrigste  Schiffahrtswasserstand  angenommen 
werden  kann,  bis  zur  Tiefe  von  —  2*0  m  auszuheben 
sind. 

Später  änderte  der  Gesetzartikel  XXXII  vom  Jahre 
1892  diese  Bestimmungen,  jedoch  bloß  für  die  Strecke  von 
Orsova  bis  zum  Eisernen  Tor  und  für  das  Eiserne  Tor  dahin 
ab,  daß  für  diese  Strecke  eine  Tiefe  von  —  30  m,  bei  einem 
Wasserstande  von  0  am  Pegel  zu  Orsova,  vorgeschrieben 
wurde. 

Der  vorliegende  Bericht  soll  nun  die  einzelnen  Strom- 
strecken in  dem  Sinne  prüfen,  in  wieweit  auf  denselben  der 
geforderten,  auf  2  m  tauchenden  Schiffahrt  Genüge  ge- 
leistet ist. 

Bei  dieser  Gelegeinheit  kann  festgestellt  werden,  daß 
wenngleich  in  den  letzten  Jahrzehnten  an  der  Donau  zur 
Verbesserung  des  Strombettes  nahezu  vierhundert  Millionen 
Kronen  betragende  Arbeiten  zur  Ausführung  gelangten,  es 
behufs  Sicherung  der  20  m  tauchenden  Schiffahrt  auf  dem 
ganzen  Strome,  hauptsächUch  jedoch  am  obersten  Laufe  des- 
selben noch  sehr  wesentlicher  Arbeiten  bedarf. 

1.  Hinsichtlich  der  Fahrwasserverhältnisse  kann  aus  den 
Ausführungen  konstatiert  werden: 

a)  Die  Tiefe  von  7 — 7-2  m  ist  von  der  Donaumündung 
bis  Braila  überall  vorhanden  und  es  besteht  demnach  hier 
für  die  Schiffahrt  kein  Hindernis. 

b)  Auf  der  Strecke  vom  Eisernen  Tore  bis  Braila  be- 
stehen für  die  2-0  m  tief  tauchende  Schiffahrt  keine  techni- 
schen Schwierigkeiten. 

c)  Zwischen  Ömoldova  und  dem  Eisernen  Tor  ist  das 
Entfernen  der  im  Strombette  befindlichen  Felsbänke  und 
Riffe  unbedingt  notwendig  (Kostenvoranschlag  16  Millionen), 
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da  im  gegenwärtigen  Zustande  etwa  Vi  m  Tiefe  für  die 
Schiffahrt  in  Verhist  gerät. 

Auf  Grund  der  Erfahrungen  der  seit  Vollendung  der  Regu- 
lierung vergangenen  zwei  Jahrzehnte  kann  ferner  festgestellt 
werden,  dass,  falls  die  geplanten  Arbeiten  auf  den  Wasser- 
stand von  Null  des  Orsovaer  Pegels  durchgeführt  werden, 
in  der  Folge  weder  im  Eisernen  Tore,  noch  in  den  übri- 
gen Stromschnellen   weitere   Hindernisse   auftreten   können. 

Übrigens  ist  die  Tiefe  im  Eisernen  Tor  selbst  am  gros  sten, 
nachdem  sie  hier  auf  3  m  hergestellt  wurde.  ^ 

Die  auf  2.0  m,  ausgesprengte  Tiefe  der  oberhalb  des 
Eisernen  Tores  gelegenen  Kanäle  kann  aus  dem  Grunde  nicht 
zur  Geltung  gelangen,  weil  man  in  den  zwischen  den  ein- 
zelnen Kanälen  gelegenen  Strecken,  in  welchen  überhaupt 
keine  Arbeiten  ausgeführt  wurden,  auf  Felsbänke  und  Riffe 
stiess,  die  unter  Wasser  von  —  2.0  bis  —  0.6  m  emporragen  und 
unbedingt  zu  entfernen  sind,  so  man  den  Nutzen  der  her- 
gestellten Bauten  auch  wirklich  geniessen  will. 

d)  Auf  der  ungarischen  Donau  kann  in  der  Strecke 
Deveny-Ömoldova  die  2.0  m  tauchende  Schiffahrt  bereits 
jetzt  als  gesichert  angesehen  werden,  nachdem  die  entspre- 
chenden Arbeiten  schon  nahezu  seit  zwei  Jahrzehnten  in 
Ausführung  begriffen  sind  und  die  noch  nötigen  Kosten 
(50  Millionen  Kronen)  von  der  Gesetzgebung  bewilligt 
wurden. 

e)  Auf  den  Teilstrecken  Döveny — Wien  und  Wien — 
Struden  der  österreichischen  Donau  verbesserten  sich  die 
Schiffahrtsverhältnisse  in  den  letzteren  Jahren  Avesentlich,  so 
dass  dieser  Stromabschnitt  derzeit  den  Anforderungen  der 
Grossschiffahrt  vollständig  entspricht.  Hingegen  schwankt  zur. 
Zeit  des  kleinsten  Schiffahrtswassers  in  der  Kataraktenstrecke 
die  Wassertiefe  zwischen  1-25  und  1-36  m,  was  für  den  Be- 
trieb einer  entsprechenden  Schiffahrt  nicht  genügt.  Für  die 
Entfernung  dieser  Hindernisse  sind  bis  jeizi  weder  (licdrund- 
süize  festgestellt  noch  die  Plniiunyen  vcrfasst. 

'  Der  Verkehr  im  Eisernen  Tor  betrug  vom  1-ten  Dez.  1915  bis 
1.  Auü.  1916  über  1^0  Millionen  Meterzentner. 
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f)  Ähnlich  sind  die  Zustände  auf  der  bayerischen  Donau, 
auf  welcher  bei  dem  kleinsten  Schiffahrtswasser  die  Schiffe 
bis  Regensburg  nur  mit  der  Tauchung  von  1*4  m  verkehren 
können. 

Die  Regelung  dieser  Strecke  bis  nach  Kelheim  hinauf  für 
eine  2.0  metrige  Tauchtiefe  erfordert  etwa  150  Millionen  Mark. 

Nach  alldem  kann  daher  festgestellt  werden,  dass  der 
Grossschiffahrt  auf  der  Donau  von  Sulina  bis  zum  Beginne 
der  österreichischen  Kataraktenstrecken  schon  derzeit  kein 
Hindernis  erwächst,  dass  aber  von  hier  aus  bis  Ulm  der  auf  2  m 
tauchenden  Schiffahrt  noch  ganz  gewaltige  technische  und 
finanzielle  Schwierigkeiten  im  Wege  stehen. 

Will  man  es  jedoch  erreichen,  dass  die  Donau  mit  dem 
Rhein  und  den  übrigen  deutschen  Strömen  durch  eine  kon- 
kurrenzfähige Wasserstraße  verbunden  werde,  so  muss  an- 
gestrebt werden,  dass  die  Sicherung  der  2-0  m  tauchenden 
Schiffahrt  vom  Beginne  der  oberhalb  Wien  gelegenen  Kata- 
raktenstrecke der  Donau  bis  Ulm  dem  Ausbaue  der,  die 
Wasserscheide  übersetzenden  Kanäle  vorangehe,  oder  wenig- 
stens gleichzeitig   mit   diesem   Ausbaue   verwirklicht  werde. 

Die  diesbezüglichen  technisch-nautischen  prinzipiellen 
Beschlüsse  der  Budapester  Donaukonferenz  lauten  folgender- 
massen : 

„Die  Konferenz  ist  in  der  Lage,  mit  Genugtuung  fest- 
stellen zu  können,  dass  zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit  des 
Stromes  von  Regensburg  bis  zum  Eisernen  Tore  —  beson- 
ders in  den  letzten  Jahrzehnten  —  zahlreiche  und  bedeutsame 
Arbeiten  vollzogen  wurden,  die  aber  immerhin  in  Anbetracht 
dessen,  dass  hiedurch  die  notwendige  schiffbare  Tiefe  von 
mindestens  zwei  Meter  noch  nicht  überall  vollends  erreicht 
wurde,  seitens  der  beteiligten  Regierungen  binnen  Kurzem  zu 
ergänzen  wären.  Hierbei  wird  dem  Wunsche  Ausdruck  ver- 
liehen, es  mögen  auch  auf  der  Strecke  Regensburg— Ulm 
die  notwendigen  Massnahmen  zur  genügenden  Sicherung 
der  Schiffbarkeit  getroffen  werden".  (Punkt  1.) 

Weiters : 

„Die  Herstellungs-  und  Erhaltungsarbeiten,  durch  welche 
die    Schiffbarkeit    des    Stromes    bis    zu    der    im    Punkt    1 
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vorgesehenen  Tiefe  gesichert  werden,  sind  Aufgaben  des 
betreffenden  Staates,  die  Kosten  dieser  Arbeiten  berechtigen, 
schon  im  Sinne  der  bereits  geltenden  internationalen  Grund- 
sätze keinen  der  angrenzenden  Uferstaaten  zur  Erhebung- 
etwaiger  Abgaben,  die  die  Schiffe  oder  deren  Warenladung 
belasten.  (Punkt  5.) 

II. 

Die  Budapester  Donaukonferenz  stellte  bezüglich  der 
Regelung  der  zwischenstaatlichen  Angelegenheiten  der  Donau 
die  folgenden  wesentlichen  Grundsätze  fest: 

1.  Der  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  auf  der  Donau 
ist  auch  für  die  Zukunft  aufrechtzuerhalten  und  möglichst 
auszugestalten.  (Punkt  1.) 

3.  Auf  Grund  der  freien  Schiffbarkeit  der  Donau  wäre 
durch  die  Vertreter  der  Regierungen  der  Uferstaaten,  sobald 
als  möglich,  ein  Staatsvertrag  über  die  Donauschiffahrt  aus- 
zuarbeiten. (Punkt  3.) 

4.  Zur  fortlaufenden  Überwachung  und  Sicherung  der 
Donauschiffahrt  und  zur  Sicherung  der  Durchführung  des 
Donauschiffahrtsvertrages  ist  aus  den  Vertretern  der  Ufer- 
staaten eine  Donaukommission  einzusetzen.  Die  Donaukom- 
mission hätte  für  den  ganzen  ihr  unterstellten  Strom  eine 
einheitliche  Schiffahrtspolizeiordnung  zu  entwerfen  und  den 
betreffenden  Regierungen  zur  Genehmigung  vorzulegen.  Im 
übrigen  wäre  ihr  Wirkungskreis,  soweit  dies  möglich  erscheint, 
dem  Wirkungskreise  der  Zentralkommission  für  Rheinschif- 
fahrt in  Mannheim  nachzubilden.  (Punk   4.) 

Nachdem  wir  diese  Grundsätze  auch  unsererseits  als 
entsprechend  erachten,  wollen  wir  uns  bloss  darauf  beschrän- 
ken, in  Vorschlag  zu  bringen,  es  mögen,  mit  Betracht 
auf  die  ausserordentliche  Dringlichkeit  der  einheitlichen 
Schiffahrtspolizeiordnung,  welche  nur  durch  Zusammen- 
wirken der  aus  den  Vertretern  der  Uferstaaten  bestehenden 
zwischenstaatlichen  Komission  erzielt  werden  kann :  die  ver- 
bündeten Staaten  aufgefordert  werden  ihre  Vertreter  für  die 
Durchführung  der  nötigen  Vorarbeiten  ehestens  entsenden 
zu  wollen. 
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ni. 

Ebenso  verhandelte  die  Budapester  Donaukonferenz 
„Die  Vereinheitlichung  des  Privatrechtes  der  Binnenschiff- 
fahrt" und  fasste  diesbezüglich  folgenden  Bescliluss: 

„Die  im  September  1916  in  Budapest  abgehaltene  Donau- 
konferenz der  an  der  Hebung  der  Schiffahrt  an  der  Donau 
interessierten  bayerischen,  österreichichen  und  ungarischen 
Städte  und  wirtschaftlichen  Korporationen  erklärt,  mit  Rück- 
sicht auf  die  Entwickelung  des  Binnenschiffahrtverkehres 
zwischen  den  verbündeten  Reichen  die  Schaffung  eines  ein- 
heitlichen Privatrechtes  der  Binnenschiffahrt  für  die  Donau 
und  die  mit  derselben  verbundenen  Wasserstrassen  als  not- 
wendig, wobei  sie  die  möglichste  Anlehnung  an  das  deutsche 
Binnenschiffahrtsgesetz  empfiehlt. " 

Nachdem  wir  diesen  Beschluss  unsererseits  für  richtig 
und  entsprechend  halten,  empfehlen  wir  denselben  der 
gemeinsamen  Konferenz  ebenfalls  zur  Annahme. 


IV. 

Die  Budapester  Donaukonferenz  befasste  sich  mit  den 
Abmessungen  der  in  der  europäischen  Wasserscheide  zu 
erbauenden  Kanäle  nicht  meritorisch,  obwohl  diesbezüglich 
mehrere  Vorschläge  vorlagen. 

Betreffs  der  in  der  Donau  selbst  zu  erbauenden  Schiff- 
schleusen stellte  der  Generaldirektor  der  D.  D.  S.  G.  Hofrat 
Friedrich  von  Csatäry  folgenden  Vorschlag: 

Die  Breite  der  Schleusen  soll  20  m  betragen,  die  Länge 
der  Schiffschleusen  wäre  mit  80  m,  jene  der  Schleppzug- 
schleusen mit  160  m  festzusetzen. 

Es  wird  nicht  beabsichtigt  an  dieser  Stelle  auf  jene 
Schleusenabmessungen  einzugehen,  welche  für  die  die  Donau 
mit  der  Nord-  und  der  Ost-See  verbindenden  Kanäle  fest- 
zustellen wären;  hier  wollen  wir  nur  betonen,  dass  diese 
Abmessungen  den  unbehinderten  Verkehr  der  auf  der  Donau 
üblichen  normalen  Frachtkähne  (650—1000  Tonnen)  unbedingt 
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gestatten  müssen,  da  sonst  der  eine  Hauptzweck,  dass  nämlich 
der  Schiffspark  der  nördlichen  Flüsse  und  der  Donau  sich 
gegenseitig  ergänzen  und  ohne  Umladung  von  einem  End- 
punkt zum  anderen  gelangen  können,  nicht  erreichbar  wäre. 
Bios  der  Orientierung  wegen  soll  erwähnt  werden,  dass 
Ungarn  für  seine  zu  erbauenden  Kanäle  und  zu  kanalisie- 
renden Flüsse  bereits  im  Jahre  1891  die  folgenden  Abmes- 
sungen feststellte : 

Länge  der  Schiffschleusen 70'0  m 

Breite  der  Schiffschleusen 10-0   „ 

Geringste  Drempeltiefe 2-5   „ 

Die  freie  Höhe  der  Brückenöffnungen  soll  auf  den  frei 
schiffbaren  Flüssen  6o  m ;  auf  den  Kanälen  und  kanalisier- 
ten Flüssen  5'7  m  über  dem  bekannten  Höchstwasserspiegel, 
beziehungsweise  gestauten  Wasserspiegel  betragen. 

Für  die  die  Donau  mit  der  Nord-  und  Ost-See  verbin- 
denden Kanäle  brachte  Ministerialdirektor  Leo  Sympher  bei 
Einzelschleusen   die   folgenden  Abmessungen  in   Vorschlag: 

Länge  der  Schleuse  85  m,  Breite  9'6— 10  m,  Drempel- 
tiefe 2-75— 30  m. 

Die  gemeinsame  Konferenz  sollte  daher  an  die  Fach- 
vereine das  Ansuchen  stellen,  die  Erforschungen  bezüglich 
der  Abmessungen  der  in  der  europäischen  Wasserscheide  zu 
erbauenden  Kanäle  und  Schiffschleusen  unter  Einbeziehung 
der  zuständigen  Regierungsorgane  vornehmen  zu  lassen  und 
dieselben  bis  zur  nächsten  gemeinsamen  Konferenz  ver- 
handeln zu  wollen. 

Dasselbe  Verfahren  wäre  bezüglich  der  in  dem  Donau- 
bette selbst  zu  erbauenden  Schiff  schleusen  und  Wehren  zu 
befolgen. 

V. 

In  den  mitteleuropäischen  Staaten  befassen  sich  die 
betreffenden  Interessentenkreise  schon  jetzt  mit  der  Beschaf- 
fung der  mit  Friedenseintritt  dringend  nötigen  Rohstoffe, 
d.  i.  mit  der  Frage  der  sogenannten  Übergangswirtschaft. 
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Da  nun  diesbezüglich  die  Donau  auch  nicht  ausser  Acht 
gelassen  werden  darf,  dieselbe  sogar,  soweit  als  möglich,  in 
Betracht  auf  die  zukünftige  Entwickelung  ausgenützt  werden 
muss,  soll  die  Aufmerksamkeit  der  gemeinsamen  Konferenz 
auch  hierauf  gelenkt  werden. 


Ausser  den  im  Obigen  vorgelegten  Fragen  schliessen 
wir  unserem  Berichte  die  individuellen  Vorlagen  der  Herren 
Referenten  Karl  von  Vegh,  Viktor  Flamm  und  Friedrich  von 
Csatäry  bei,  welche  wir  ebenfalls  aus  Mangel  an  Zeit  mit 
den  Referenten  der  drei  Vereine  vorgehend  nicht  verhan- 
deln konnten. 

Eugen  v.  Kvassay.  Karl  v.  Vegh. 


VI. 

Schiffahrtsabgaben. 

Es  ist  ein  wesentliches  Erfordernis  unserer  wirtschaft- 
lichen Annäherung  an  Deutschland,  die  Abwicklung  des 
Warenaustausches  zu  erleichtern.  Es  erübrigt  sich  vielleicht 
darauf  hinzuweisen,  dass  uns  der  Weltkrieg  lehrte,  nebst 
und  sogar  gegebenenfalles  auch  gegenüber  dem  Seewege, 
die  Sicherung  einer  je  besseren  Ausnützung  der  kontinen- 
talen Verkehrslinien  als  ein  beiderseitiges  Interesse  zu  wer- 
ten, dessen  restlose  Befriedigung  mehr  denn  je  zur  gemein- 
samen Aufgabe  wuchs.  Wenn  den  festländischen  Verkehrs- 
linien schon  bisher  eine  gewisse  Aufmerksamkeit  gewidmet 
wurde,  so  hat  die  durch  den  Weltkrieg  geschaffene  Lage  in 
vielfach  gesteigertem  Masse  die  Pflege  dieser  Linien  zur 
unerlässlichen  Notwendigkeit  gewandelt. 

Unter  den  festländischen  Verkehrslinien  steht  unstreitig 
die  Flusschif fahrt  an  vornehmer  Stelle,  umsomehr  als  die 
Donau  und  deren  Nebenflüsse  als  ungemein  geeignete  Fak- 
toren anzusprechen  sind,  eine  engere  Verbindung  zwischen 
Wirtschaftsgebieten  verschiedentlicher  Beschaffenheit  herzu- 
stellen und  den  Anforderungen  des  Warenaustausches  zwischen 
diesen  Gebieten  zu  entsprechen. 

Ein  wichtiges  Erfordernis  des  Warenaustausches  ist  es, 
den  Warenverkehr  je  verlässlicher  und  mit  je  geringeren 
Spesen  abzuwickeln. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet  ist  unsere 
Flusschiffahrt  eines  der  wichtigsten  Werkzeuge  der  Verkehrs- 
politik.   Dementsprechend   muss   ihre   Entwicklung    sich   in 
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zwei  Richtungen  bewegen:  die  Verlässlichkeit  und  die 
Wohlfeilheit  müssen  gesteigert  werden.  Es  müssen  daher 
jene  Wünsche  und  Ansprüche  von  dem  nautischen  und  von 
dem  tarifarischen  Gesichtspunkte  geprüft  werden,  die  infolge 
der  Erleichterung  des  Warenaustausches  geeignet  sind,  die 
wirtschaftliche  Annäherung  zu  erleichtern.  Ich  bin  so  frei, 
schon  einleitend  darauf  hinzuweisen,  dass  die  nautischen 
Fragen  die  tarifarischen  schon  aus  den  Zusammenhängen 
beeinflussen,  die  einerseits  zwischen  den  Verschiffungsmög- 
lichkeiten und  den  Eigenkosten,  andererseits  zwischen  den 
letzteren  und  den  Frachtsätzen  des  Schiffstransportes  be- 
stehen. 

Es  ist  überflüssig  zu  betonen,  dass  der  intensive  Be- 
trieb eine  je  bessere  Ausnützung  der  Schiffe  verlangt,  während 
die  Verlässlichkeit  des  Verkehres  fordert,  dass  die  belade- 
nen  Schiffe  ohne  überflüssige  Säumnisse  und  ohne  Umla- 
dung der  Waren  an  ihre  Bestimmungsorte  geschleppt  werden 
können.  Die  je  raschere  Abwicklung  des  Schiffahrtsverkehres 
schliesst  es  aus,  dass  die  Schiffe  wegen  kleinen  Wasserstan- 
des unterwegs  gezwungen  seien  anzulegen;  andererseits 
muss  auch  im  Interesse  der  Ware  selbst  vermieden  werden, 
einen  Teil  derselben  von  einem  Schiffe  auf  das  andere  umzu- 
laden, um  die  Fahrt  fortsetzen  zu  können. 

Beides  schadet  der  Verlässlichkeit  des  Verkehres  und 
erhöht  das  Niveau  der  Selbstkosten.  Die  Hebung  des  Donau- 
verkehres erfordert  daher  in  erster  Linie  die  Entfernung 
gewisser  Schiffahrtshindernisse. 

Sicherlich  wird  in  Verbindung  mit  der  Behebung  der 
Schiffahrtshindernisse  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  es 
nicht  zweckentsprechend  oder  notwendig  wäre,  um  die  Kosten 
dieser  Arbeiten  unmittelbar  hereinzubringen  oder  wenigstens 
das  investierte  Kapital  unmittelbar  zu  verzinsen,  das  Ein- 
heben von  Gebühren  vorzusehen. 

Nach  all  den  ins  einzelne  gehenden  wissenschaftlichen 
Beratungen,  die  besonders  in  Deutschland  der  Berechtigung 
gewidmet  waren,  zur  teilweisen  Bedeckung  der  für  die  künst- 
liche Herstellung  oder  Verbesserung  und  Instandhaltung  von 
Wasserstrassen  aufgewendeten  Kosten  Gebühren  einzuheben, 
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erachte  ich  es  für  überflüssig,  diese  Frage  aus  allgemeinen 
Gesichtspunkten  zu  zergUedern. 

Ob  nun  das  Einheben  von  Gebühren  berechtigt  ist 
oder  nicht,  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Donau- 
schiffahrt auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  speziell  zu  be- 
handeln ist  und  dass  die  unter  anderen  Verhältnissen  gege- 
benen Falles  richtig  befundenen  Prinzipien  keineswegs  glatt 
und  ohne  entsprechende  Kritik  auf  die  Donauschiffahrt  anzu- 
wenden sind.  Dies  würde  das  gesteckte  Ziel  gefährden. 

Dieses  Ziel  ist:  die  Volkswirtschaft  der  Zentralmächte 
womöglich  unabhängig  zu  machen  von  den  Wechselfällen 
der  Seewege.  Zu  diesem  Behufe  müssen  die  festländischen 
Verkehrswege  entwickelt  und  unter  diesen  muss  der  Donau- 
weg besser  und  billiger  gestaltet  werden. 

Für  die  Techniker  wird  es  gewiss  nicht  schwer  sein, 
die  nautischen  Hindernisse  zu  entfernen  und  zu  ermöglichen, 
dass  auch  auf  dem  oberen  Donauschnitte  grössere  Schiffe 
besser  ausgenützt  werden  können.  Aber  wird  es  auch  mög- 
lich sein,  sie  auszunützen  ?  Wird  sich  ein  genügend  dichter, 
ständiger  Verkehr  nach  den  beiden  Richtungen  entwickeln? 
Denn  es  genügt  nicht,  möglich  zu  machen,  dass  auf  dem 
Donauwege  Schiffe  von  650  oder  1000  Tonnen  mit  vollstän- 
diger Tauchung  verkehren  können,  es  muss  auch  erreicht 
werden,  dass  diese  Schiffe  dann  auch  vollständig  ausgenützt 
werden  können  und  zwar  nach  beiden  Richtungen,  während 
der  ganzen  Zeit  der  Schiffahrts-Saison.  Es  muss  der  ent- 
sprechend grosse  Verkehr  geschaffen  werden,  es  muss  der 
Verkehr  solcher  Relationen  an  den  Donauweg  gewöhnt  wer- 
den, die  bisher  die  Donau  gemieden  haben. 

Diese  Arbeit  würde  erschwert,  das  angestrebte  End- 
ergebnis gefährdet  werden,  wenn  zu  derselben  Zeit,  da  nach 
Behebung  der  nautischen  Schwierigkeiten  die  Möglichkeit 
gegeben  wäre,  die  Schiffahrts-Eigenkosten  teilweise  zu  ver- 
mindern, das  Einheben  von  Gebühren  auf  der  anderen  Seite 
verteuernd  einwirken,  die  oberwähnte  Möglichkeit  wenigstens 
zum  Teile  wieder  abbauen  und  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
Donauschiffahrt  gegenüber  dem  freien  Meere  erschweren 
würde. 

13* 
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Denn  bei  dem  Verkehre  auf  der  Donau  unterliegt  es 
fast  gar  keinem  Zweifel,  dass  die  eingehobenen  Gebühren 
für  die  einzelnen  Staaten  entweder  jährlich  solch  niedere 
Summen  ergeben,  wegen  welcher  es  verfehlt  wäre,  das  Prinzip 
der  gebührenfreien  Schiffahrt  durchzubrechen,  oder  aber 
als  Zinsen  des  für  die  Regulierungsarbeiten  verwendeten 
Kapitales  für  jeden  TonnenkUometer  des  Warenverkehres 
eine  solche  Höhe  erreichen,  dass  dies  die  Donauschiffahrt 
lahmzulegen  geeignet  wäre. 

Da  seit  dem  24.  Dezember  des  Jahres  1911  in  dem 
Deutschen  Reiche  ein  Gesetz  über  Schiffahrtsgebühren  in 
Geltung  steht,  wollen  wir  untersuchen,  zu  welchem  Ergeb- 
nisse wir  gelangen,  wenn  wir  die  in  diesem  Gesetze  fest- 
gestellten Gebühren  für  den  Verkehr  auf  dem  bayrischen 
Donauabschnitte  zur  Anwendung  bringen. 

In  dem  Jahre  1912  wurden  laut  Berichten  der  be- 
treffenden Handelskammern  befördert: 


nach  Regensburg  stromaufwärts 

95,323  T. 

von             „            stromabwärts 

140,353   „ 

nach  Passau           stromaufwärts 

124,360   „ 

von         „               stromabwärts 

12,454    „ 

insgesamt 

372,490  T. 

In  dem  Jahre  1913 : 

nach  Regensburg  stromaufwärts  78,913  T. 

von             „            stromabwärts  151,477    „ 

nach  Passau           stromaufwärts  51,410   „ 

von         „                stromabwärts  13,024    „ 


insgesamt  294,824  T. 

Der  bayrische  inländische  Schiffsverkehr  ist  so  ver- 
schwindend klein,  dass  er  bei  dieser  Frage  gar  nicht  in 
Betracht  gezogen  werden  braucht. 

Der  Regensburger  Verkehr  betrug  daher  auf  dem  bay- 
rischen Donauabschnitte  (von  der  Landesgrenze  Engelharts- 
zeU  178  Km.) 
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1912:  (235,676  T.)     .     .     .    41.950,128  T.  Km. 
1913 :  (230,390  T.)     .     .     .    41.009,420,,      „ 

der  Passauer  Verkehr  hingegen  (von  der  Landesgrenze  En- 
gelhartszell  25  Km.) 

1912:  (136,814  T.)     .    .    .      3.420,350  T.  Km. 
1913 :  (  64,434  T.)    .     .    .      1.610,850   „      „ 

Insgesamt  betrug  der  Verkehr  auf  dem  bayrischen  Donauab- 
schnitte 1912 :  45.370,000,  1913 :  42.620,000  TKm.  Nehmen  wir 
daher  der  Einfachheit  wegen  die  runde  Ziffer  von  50  Millionen 
Tonnenkilometer.  Gemäss  dem  Deutschen  Schiffahrtsgesetze 
entfällt  auf  jeden  Tonnenkilometer  nach  den  einzelnen  Waren- 
gattungen eine  Gebühr  von  0.02,  0.04,  0.06,  0.08  und  0.1 
Pfennig.  Auch  nach  den  Warengattungen  lässt  sich  der 
bayrische  Donauverkehr  aus  den  Jahresberichten  der  zu- 
ständigen Handelskammern  ganz  genau  feststellen.  Strom- 
aufwärts gingen  vornehmlich  Getreide,  Mais,  Holz,  Lein- 
kuchenmehl, Reis  u.  a.  m.,  stromabwärts  hauptsächlich  Roh- 
eisen, Chemikalien,  Eisen-  und  Stahlwaren,  Maschinen  und 
Maschinenbestandteile,  Farberde  u.  a.  m.  Der  Verkehr  strom- 
abwärts umfasst  daher  im  grossen  und  ganzen  sowie  auch 
von  dem  Gesichtspunkte  der  Gebühren  wertvollere  Waren, 
als  der  Verkehr  stromaufwärts. 

Wenn  wir  daher  eine  Durchschnittsziffer  von  0*06 
per  TKjn.  zur  Grundlage  nehmen,  würde  dies  auf  die  jähr- 
lichen 50  Millionen  TKm.  eine  Gebühreneinnahme  von 
30,000  Mark  bedeuten,  also  eine  solch  unbedeutende  Summe, 
die  es  nicht  rechtfertigt,  das  Prinzip  der  freien  Donau  zu 
durchbrechen.  Wenn  andererseits  die  Verzinsung  der  zur 
Behebung  der  noch  bestehenden  Hindernisse  angestrebt 
wird,  so  würde  sicherlich  die  Donauschiffahrt  mit  solchen 
Summen  belastet  werden,  die  der  Verkehr  nicht  ertragen 
könnte  und  die  dessen  Fortentwicklung  hemmen  würden. 

Unter  solchen  Umständen  kann  man  sich  kaum  auf 
einen  anderen  Standpunkt  stellen  als  auf  den:  doss,  wenn 
auch  auf  rcgulieiieu,  zur  Grossschi/Jahrt  geeignet  gemachten 
Flüssen  das  Einheben  von  (iebühren  im  allgemeinen  berechtigt 
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wäre  und  wenn  gegen  das  Einheben  von  Gebühren  auf  solchen 
Wasserstrassen,  die  bereits  einen  grossen  Verkehr  erreicht 
haben  und  die  künstlicher  Massnahmen  zur  Verdichtung  und 
Vermehrung  des  Schiffsuerkehres  nicht  bedürfen,  keine  Ein- 
wendung erhoben  werden  kann,  so  muss  auf  dem  Donauwege, 
auf  welchem,  unserer  Ansicht  nach  auch  mit  künstlichen  Mit- 
teln der  Schiffsverkehr  entsprechend  vermehrt  werden  muss, 
die  Frage  der  Einhebung  von  Gebühren  derzeit  zumindest  als 
nicht  zeitgemäss  bezeichnet  werden. 

Von  den  sogenannten  Eisernetor-Gebühren  abgesehen, 
wollten  sich  die  zuständigen  Kreise  Ungarns  dieser  Ein- 
nahmsquelle nicht  bedienen,  wo  doch  gegenüber  den  50 
Millionen  TKM.  des  bayrischen  Donauabschnittes  jährlich 
rund  1500  Millionen  TKM.  als  Grundlage  der  Gebührenbemes- 
sung dienen  könnten,  was,  wenn  wir  auch  hier  0.06  Pf.  in 
Rechnung  ziehen  gegenüber  den  30.000  M.  des  bayrischen 
Donauabschnittes  eine  Jahreseinnahme  von  900.000  M.  bedeu- 
ten würde. 

Die  Eisernetor-Gebühr  wir  denn  doch  eigentlich  für 
Arbeitskosten  ganz  anderer  Natur  eingehoben. 

Über  die  Katarakte  der  Unteren  Donau  kann  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres,  insbesondere  im  Herbst,  da  der 
Donauverkehr  gerade  der  stärkste  ist,  die  Schiffahrt  kaum 
oder  nur  mit   erheblichen  Kosten   aufrechterhalten   werden. 

Doch  ist  der  Umstand,  dass  diese  Gebühr  über  Beschluss 
der  Mächte  systemisiert  wurde,  keineswegs  ein  Grund  dafür, 
die  Schiffahrt  auf  dem  ganzen  Donaulaufe  oder  wenigstens 
auf  einem  überwiegenden  Teile  mit  Gebühren  zu  belasten. 
Man  müsste  sogar  im  Interesse  der  Konkurrenzfähigkeit  des 
Donauweges  die  Aufhebung  der  Eisernetor-Gebühr  anstreben, 
was  erzielt  werden  könnte,  wenn  die  interessierten  Donau- 
uferstaaten jene  Kosten,  zu  deren  Bedeckung  die  Gebühr 
eingehoben  wird,  in  dem  Verhältnisse  ihres  Donauverkehres 
auf  sich  nehmen  würden,  in  welchem  Falle  der  Donauweg 
auch  von  dieser  Besteuerung  befreit  werden  würde. 

Von  dem  Gesichtspunkte  der  Konkurrenzfähigkeit  des 
Donauwegs  gegenüber  den  Seewegen  fäUt  die  durch  die 
„Europäische  Donaukommission"  auf  dem  Abschnitte  Braila- 
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Sulina,  bei  der  Mündung  der  Donau  eingehobene  Gebühr, 
deren  weitere  Aufrechthaltung  wünschenswert  ist,  unter  eine 
ganz  andere  Beurteilung. 

Es  ist  daher  unmöglich,  die  Frage  der  Gebührenein- 
hebung  von  rein  prinzipiellem  Standpunkte  zu  beurteilen, 
da  man  immer  zu  prüfen  hat,  wo  das  gestecke  Ziel,  die  Stär- 
kung des  Schiffsverkehres  auf  der  Donau  durch  die  Ein- 
hebung von  Gebühren  gehemmt  und  wo  es  gefördert  wird. 

Es  ist  auch  nicht  nötig,  der  Gebühreneinhebung  im  all- 
gemeinen zu  entsagen.  Wenn  nach  Vollzug  der  notwendigen 
Arbeiten  und  Verfügungen  der  Verkehr  genügend  gewachsen 
ist,  die  Schiffahrts-Eigenkosten  sich  entsprechend  vermindert 
haben,  das  grosse  verfrachtende  Publikum  sich  an  den  Donau- 
weg gewöhnt  haben  wird :  dann  ist  auch  die  Zeit  dafür 
gekommen,  zu  prüfen,  wie  die  einzelnen  Staaten  ihre  Investi- 
tionen nicht  nur  mittelbar,  durch  die  gute  Bedienung  der 
Interessen  ihrer  Volkswirtschaft,  sondern  wenigstens  zum 
Teile  auch  unmittelbar  hereinbekommen  können. 

Bis  dahin  muss  jedoch  an  jenem  Beschluss  der  Buda- 
pester Donaukonferenz  vom  4.  September  festgehalten  wer- 
den, dass  die  für  die  Sicherung  der  benutzbaren  Wassertiefe 
bis  zu  wenigstens  2  Meter  notwendigen  Hersiellungs-  und  Auf- 
rechterhaltungs-Arbeiten  zu  den  Aufgaben  der  betreffenden 
Staaten  gehören  und  dass  die  Kosten  dieser  Arbeiten  schon  in 
dem  Sinne  der  auch  bisher  zu  Kraft  bestehenden,  internatio- 
nalen Grundprinzipien  keinen  der  Uferstaaten  berechtigen  irgend 
eine  Gebühr  einzuheben,  die  das  Schiff  oder  dessen  Ladung 
belasten  würde. 

Demzufolge  erlaube  ich  mir  folgenden  Antrag  zu  unter- 
breiten : 

Die  mitteleuropäische  Wirtschafts-Konferenz  erachtet, 
dass  die  Einhebung  neuer  Gebühren  auf  der  Donau,  welche 
Schiff  oder  Ladung  belasten,  für  absehbare  Zeit  zu  vermeiden  ist. 

(Iarl  V.  Vkc.h. 


VII. 

Schiffbau. 

Mitteleuropa  steht  vor  einer  Reihe  bedeutender  Auf- 
gaben der  Binnenschiffahrt:  es  sind  die  grossen  deutschen 
Stromgebiete  des  Rheins,  der  Weser,  der  Elbe,  der  Oder 
und  der  Weichsel  durch  künstliche  Binnenwasserstrassen 
miteinander  und  mit  der  Donau  zu  verbinden.  Die  West- 
Ost-Linie  ist  in  grosszügigem  Masse  durchzuführen,  ihr 
Fehlen  ist  in  diesem  Kriege  ungemein  schwer  empfunden 
worden.  Ebenso  ist  im  Interesse  der  Erhaltung  der  Zentral- 
staaten die  Nord-Süd- Verbindung  der  deutschen  Ströme  mit 
der  Donau  und  dadurch  mit  dem  Balkan  und  der  Türkei 
auf  das  energischeste  anzustreben,  ist  es  doch  die  einzige 
Strasse,  auf  der  Rohstoffe  und  Lebensmittel  unabhängig  von 
England  befördert  werden  können.  Es  liegen  also  aller- 
grösste  nationale  Aufgaben  vor,  die  an  die  Finanzkraft  der 
Staaten  und  ihrer  Bürger  hohe  Anforderungen  stellen  wer- 
den, denen  sich  aber  kein  Staat  wird  entziehen  können. 
Infolgedessen  ist  es  absolut  nötig,  dass  die  Verwendung 
dieser  Mittel  in  vorausschauender  und  dem  angestrebten 
Ziele,  Schaffung  einer  grosszügigen  und  leistungsfähigen 
Binnenschiffahrt,  denkbar  dienlichster  Weise  gewährleistet 
wird.  Das  kann  nur  geschehen,  wenn  Wasserbau,  Schiffbau 
und  Reederei  vollkommen  gleichberechtigt  zusammenarbei- 
ten. AUe  drei  Fachrichtungen  haben  ihre  Wünsche  und 
die  Möglichkeit  der  Erfüllung  gemeinsam  zu  beraten  und 
im  Hinblick  auf  die  Entwicklung  der  Zukunft  die  Entwürfe 
der  Wasserstrassen  gemeinsam   festzulegen  und  zu  vertre- 
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ten ;  ein  Hand  in  Handgehen  von  Wasserbau,  Schiffbau  und 
Reederei  kann  allein  die  Gewähr  für  richtige  Anwendung 
öffentlicher  Mittel  bieten.  Dabei  ist  unter  allen  Umständen 
dem  berechtigten  Streben  des  Schiffbauers  nach  Grössen- 
vermehrung  der  Schiffe  Rechnung  zu  tragen;  je  grösser 
das  Fahrzeug  ist,  umso  wirtschaftlicher  ist  es  im  allgemei- 
nen nach  der  technischen  und  kaufmännischen  Seite  hin. 
Diesem  Umstand  ist  besonders  bei  festen  Bauten  der  Wasser- 
strassen, wie  Schleusen,  Schiffshebewerken  und  dgl.  Rech- 
nung zu  tragen.  Diese  Bauten  sind  so  anzulegen,  dass  sie 
in  späteren  Zeiten  ohne  allzu  grosse  Kosten  der  Grössen- 
vermehrung  der  Schiffe  tunlichst  angepasst  werden  können 
und  hier  spielt  die  Breite  der  Bauten  eine  Hauptrolle ;  es 
ist  also  vor  allem  auf  dieses  Mass  Wert  zu  legen  und  hier 
darf  nicht  einseitig  entschieden  werden.  Einer  Vergrösse- 
rung  der  Schiffe  durch  Längenvermehrung  kann  man  dann 
durch  Schleusenverlängerung  verhältnismässig  leicht  gerecht 
werden,  während  eine  Breitenvermehrung  sehr  bedeutende 
Schwierigkeiten  und  Kosten  im  Gefolge  haben  müsste. 

Seit  längeren  Jahren  hat  man  den  Versuch  gemacht, 
die  übliche  Klassifikation  der  Seeschiffe  auf  Grund  der 
Befolgung  von  schematischen  Bauvorschriften  auch  auf  die 
Binnenschiffahrt  zu  übertragen.  Für  ein  zu  erbauendes 
Schiff  bestimmte  man  auf  Grund  einer  aus  den  Haupt- 
abmessungen ermittelten  Leitnummer  aus  Tabellen  sämt- 
liche Materialstärken  und  konnte  bei  solchem  Vorgehen  den 
Fortschritten  in  der  Technik  des  Schiffbaues  nur  beschränkt 
Rechnung  tragen.  Auch  wurden  die  Schiffe,  die  nach  solchen 
Vorschriften  gebaut  wurden,  im  allgemeinen  viel  zu  schwer. 
Die  Folge  war  eine  nicht  unbedeutende  Abneigung  in  der 
Binnenschiffahrt  gegen  jene  Bauvorschriften  und  die  auf 
ihnen  aufgebaute  Klassifikation;  ganz  besonders  trifft  dies 
für  die  Donau  zu,  deren  Schiffahrtsbetriebe  geschädigt  wer- 
den, wenn  sie  mit  schwereren  Schiffen,  als  heute  üblich, 
fahren  müssten.  In  der  Binnenschiffahrt  ist  es  aber  im  Gegen- 
satz zur  Seeschiffahrt  sehr  wohl  möglich,  die  Hauptverbände 
der  Schiffe,  wie  Spanten,  Bodenstücke,  Decksbalken,  die 
Aussenhaut  und  die  Decksbeplattung  rechnerisch  zu  bestim- 
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men,  weil  im  Flusschiffbau  in  der  Hauptsache  statische 
Verhältnisse  bei  den  auftretenden  Beanspruchungen  der 
Schiffskörper  bestehen,  die  sich  genau  ermitteln  lassen,  nicht 
aber,  wie  bei  der  Seeschiffahrt,  dynamische,  die  sich  nicht 
ohne  weiteres  erfassen  lassen.  Demgemäss  erscheint  es  dem 
modernen  Stand  des  Schiffbaues  angepasst,  wenn  eine  zu 
schablonenhafte  Materialbestimmung  im  Binnenschiffbau  unter- 
bleibt und  dem  Schiffskonstruktör  ebenso  wie  dem  Brücken- 
bauer freie  Hand  gelassen  wird,  eine  solche  Struktur  des 
Schiffskörpers  zu  wühlen  und  rechnerisch  als  berechtigt 
nachzuweisen,  die  allen  Beanspruchungen  gewachsen  und 
in  höchstem  Masse  zweckentsprechend  ist.  Die  Klassifikation 
hat  sich  im  wesentlichen  auf  die  Prüfung  des  beim  Bau 
verwendeten  Materials,  die  Durchsicht  der  Konstruktion  und 
ihrer  Berechnung,  sowie  auf  die  Güte  der  Bauausführung 
zu  beschränken. 

Als  zweckmässig  kann  es  angesehen  werden,  für  Schlepp- 
kähne mehr  wie  bisher  zu  Normalschiffen,  Typschiffen,  auch 
im  Flusschiffbau  überzugehen ;  es  kommt  hierbei  darauf 
an,  die  geeigneten  Typen  aufzustellen.  Derartige  Normal- 
schiffe sollen  möglichst  so  gewählt  werden,  dass  sie  auf 
allen  Stromgebieten  gut  Dienst  tun,  also  als  Durchgangs- 
schiffe gelten  können ;  sie  sollen  in  Konstruktion  und  Aus- 
führung möglichst  einfach  und  billig  sein  und  absehen  von 
allem  technisch  nicht  berechtigtem  Beiwerk;  es  soU  nur 
die  eine  Zweckmässigkeit  Geltung  haben.  Derartige  Normal- 
schiffe stellen  sich  in  Bau  und  Betrieb  nicht  unwesentlich 
billiger  als  die  heute  üblichen  Einzelkonstruktionen,  auch 
vom  Standpunkt  des  Reeders  bieten  sie  manche  nützliche 
Seite;  sie  lassen  sich  leicht  für  400,  600,  1000,  1500  und 
mehr  Tonnen  Tragfähigkeit  aufstellen  und  in  ihren  Einzel- 
heiten so  durcharbeiten,  dass  kaum  wesentlich  besseres  und 
billigeres  wird  geleistet  werden  können ;  sie  bilden  gewisser- 
massen  eine  Parallele  zu  dem  Normalwaggon  der  Eisen- 
bahn, während  neben  ihnen,  auch  wieder  wie  bei  der  Bahn, 
Spezialtypen  für  bestimmte  Zwecke,  beispielweise  für  den 
Transport  flüssiger  Ladung  und  dgl.  als  Sonderfahrzeuge 
einhergehen. 
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Alle  derartigen  Binnenfahrzeuge  sind  in  enger  Anleh- 
nung an  die  Ausgestaltung  der  Binnenwasserstrassen  zu 
bauen,  die  der  Wasserbauer  seinerseits  für  erreichbar  erklärt, 
nachdem  er  von  der  Entwicklung  des  Schiffbaues  Kenntnis 
genommen.  So  haben  beispielsweise  auf  der  Budapester 
Konferenz  für  die  Donau  der  deutsche,  der  österreichische 
und  der  ungarische  Wasserbauer  angegeben,  welche  Fahr- 
wasserverhältnisse sie  auf  diesem  Fluss  erreichen  können. 
Auf  der  Donaukonferenz  am  4.  September  d.  J.  ist  dies  fest- 
gelegt worden;  jetzt  ist  es  Sache  des  Schiffbauers,  anzu- 
geben, welche  besten  und  wirtschaftlichsten  Schiffe  für  jenen 
Fluss  er  zu  konstruieren  imstande  ist,  um  auf  solche  Weise 
durch  ein  Hand  in  Handgehen  mit  dem  Wasserbau,  dem 
Kaufmann,  also  dem  Reeder,  dasjenige  Betriebsmaterial  zur 
Verfügung  zu  stellen,  mit  dem  letzterer  die  günstigsten  Re- 
sultate zu  erringen  vermag. 

Geheimrat  Prof.  Flamm. 


VIII. 

Ausgestaltung  des  Donauweges. 

Die  auch  für  das  Donauproblem  ausschlaggebenden 
völkerrechtlichen,  handeis-  u.  wirtschaftspolitischen  Zukunfts- 
gestaltungen sind  noch  nicht  zu  überblicken. 

Es  muss  aber  angenommen  werden,  dass  den  in  treuer 
Waffenbrüderschaft  ruhmreich  durchkämpften  Kriegen  eine 
lange  Periode  gemeinsamer  wirtschaftlicher  Arbeit  der  Zentral- 
mächte und  ihrer  Verbündeten  folgen  wird. 

Die  Bedeutung  der  Binnenwasserstrassen,  an  oberster 
Stelle  der  Donau,  auch  in  wirtschaftlicher  Beziehung  ist  im 
Laufe  des  Krieges  mehr  denn  je  ins  allgemeine  Bewusstsein 
gedrungen.  Es  obliegt  nunmehr  den  verbündeten  Staaten, 
für  die  grundlegenden  Vorbedingungen  der  Ausgestaltung 
und  Verkehrssicherung  des  Donauweges  zu  sorgen. 

In  diesem  Sinne  werden  der  gemeinsamen  Konferenz 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts  vereine  folgende  Leitsätze 
zur  Annahme  empfohlen.  (Siehe  Leitsätze  VIII.) 

Friedrich  v.  Csatary. 


Leitsätze. 

(Vorschläge  der  österreichischen  und  ungarischen  Referenten.) 

ad  I.  Die  Konferenz  ist  in  der  Lage,  mit  Genugtuung 
feststellen  zu  können,  dass  zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit 
des  Donaustromes  von  Regensburg  bis  zum  Eisernen  Tore 
—  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten  —  zahlreiche  und 
bedeutsame  Arbeiten  vollzogen  wurden,  die  aber  immerhin 
in  Anbetracht  dessen,  dass  hiedurch  die  notwendige  schiff- 
bare Tiefe  von  mindestens  2  Metern  noch  nicht  überall 
vollends  erreicht  wurde,  seitens  der  beteiligten  Regierungen 
binnen  Kurzem  zu  ergänzen  wären.  Hierbei  wird  dem  Wunsche 
Ausdruck  verliehen,  es  mögen  auch  auf  der  Strecke  Regens- 
burg—Ulm  die  notwendigen  Massnahmen  zur  genügenden 
Sicherung  der  Schiffbarkeit  getroffen  werden. 

Die  Herstellung s-  und  Erhaltungsarbeiten,  durch  welche 
die  Schiffbarkeit  des  Stromes  bis  zu  der  in  Punkt  1  vorge- 
sehenen Tiefe  gesichert  wird,  sind  Aufgabe  des  betreffen- 
den Staates,  die  Kosten  dieser  Arbeiten  berechtigen,  schon 
im  Sinne  der  bereits  geltenden  internationalen  Grundsätze 
keinen  der  angrenzenden  Uferstaaten  zur  Erhebung  etwaiger 
Abgaben,  die  die  Schiffe  oder  deren  Warenladung  belasten. 

* 

ad  II.  Der  Grundsatz  der  freien  Schiß'nhrt  auf  der  Donau 
ist  auch  für  die  Zukunft  aufrechtzuerhalten  und  möglichst 
auszugestalten. 

Auf  Grund  der  freien  Schiffbarkeit  der  Donau  wäre 
durch  die  Vertreter  der  Regierungen  der  Uferstaaten  sobald 
als  möglich  ein  Staatsvertrag  über  die  Donauschiffahrt  auszu- 
arbeiten. 

Zur  fortlaufenden  Überwachung  und  Sicherung  der 
Donauschiffahrt  und  zur  Sicherung  der  Durchführung  des 
Donauschiffahrtsvertrages  ist  aus  den  Veriieiern  der  Ufer- 
slaaten  eine  Donaukommission  einzusetzen. 


206 

Die  Donaukommission  hätte  für  den  ganzen,  ihr  unter- 
stellten Strom  eine  einheitliche  Schiffahrtspolizeiordnung  zu 
entwerfen  und  den  betreffenden  Regierungen  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen.  Im  übrigen  wäre  ihr  Wirkungskreis,  soweit 
dies  möglich  erscheint,  dem  Wirkungskreise  der  Zentral- 
kommission für  Rheinschiffahrt  in  Mannheim  nachzubilden. 


ad  III.  Mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung  des  Binnen- 
schiffahrtsverkehrs zwischen  den  verbündeten  Reichen,  wird 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  Privatrechtes  der  Binnen- 
schiffahrt für  die  Donau  und  die  mit  derselben  verbundenen 
Wasserstrassen  als  notwendig  erachtet,  wobei  die  möglichste 
Anlehnung  an  das  deutsche  Binnenschiffahrtgesetz  empfohlen 

wird. 

* 

ad  IV.  Für  die  auf  der  europäischen  Wasserscheide  zu 
erbauenden  Kanäle  und  Schleusen  sind  einheitliche  Abmessun- 
gen festzustellen. 

Desgleichen  auch  für  die  allenfalls  auf  der  Donau  zu 
erbauenden  Schleusen  und  Wehre. 


ad  V.  Bei  der  nach  dem  Kriege  zu  erfolgenden  Rohstoff- 
beschaffung, der  Übergangswirtschaft,  wird  die  Donau  ganz 
besonders  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 


ad  VI.  Mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit,  den  Donau- 
verkehr zu  heben  und  die  Konkurrenzfähigkeit  des  Donau- 
weges gegenüber  dem  Seewege  zu  steigern,  sollen  ent- 
sprechend den  bestehenden  Grundsätzen  der  freien  Schiffahrt 
auf  der  Donau  neue  Gebühren,  welche  Schiff  oder  Ladung 
belasten,  in  absehbarer  Zeit  nicht  eingehoben  werden. 


ad  VII.  1.  Es  erscheint  erforderlich,  bei  der  Beratung, 
dem  Entwurf  und  der  Beschlussfassung  über  neu  zu  schaffende 
oder  auszugestaltende  Binnenwasserstrassen  den  Schiffbau 
und  die  Schiffahrt  vollwertig  mit  heranzuziehen,  so  dass  bei 
diesen  Arbeiten  Wasserbau,  Schiffbau  und  Schiffahrt  gleich- 
berechtigt Hand  in  Hand  gehen. 

2.  Im  Hinblick  auf  die  aus  technisch-wirtschaftlichen 
Gründen  dauernd  zunehmende  Grössenvermehrung  der  Schiffe 
scheint  geboten,  die  Wasserst rassen  erster  Ordnung  schon 
jetzt  für  mindestens  1000  t   Schiffe   einzurichten,   gleichzeitig 
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aber  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  einer  Vergrösserung 
der  Schiffsbauten  ohne  allzu  grosse  Kosten  für  die  Staaten 
in  späteren  Jahren  Rechnung  getragen  werden  kann;  ins- 
besondere ist  die  Breite  der  Schleusen,  Hebewerke  u.  dgl. 
schon  heute  so  zu  bemessen,  dass  sie  auf  lange  Zeit  genügt 
und  einer  Grössenzunahme  der  Schiffe  durch  Verlängerung 
Genüge  geleistet  werden  kann;  bei  Elbe  und  Oder  ist  zu 
untersuchen,  in  wie  weit  die  erreichbare  Wasserversorgung 
eine  Vergrösserung  der  Schiffe  zulässt. 

3.  Eine  Klassifikation  der  Binnenschiffe  hinsichtlich 
Qualität  des  verwendeten  Materials  und  der  Bauausführung 
erscheint  zweckmässig ;  nicht  zweckmässig  erscheint  dagegen 
die  Bindung  der  Klassifikation  an  die  Befolgung  von  schema- 
tischen Bauvorschriften  und  Materialstärkenangaben,  weil 
hierdurch  dem  konstruktiven  Fortschritt  und  der  Steigerung 
der  Wirtschaftlichkeit  der  Fahrzeuge  Hindernisse  in  den 
Weg  gelegt  werden  und  weil  im  Binnenschiffbau  die  vor- 
handenen statistischen  Verhältnisse  eine  genaue  Berechnung 
der  Verbände  und  ihrer  Nietung  zulassen. 

4.  Aus  technisch-wirtschaftlichen  Gründen  erscheint  es 
naheliegend,  für  die  Schleppkähne  auf  den  Wasserstrassen 
erster  Ordnung  möglichst  Normaligpen  aufzustellen,  die  nur 
nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  zu  bauen  und  so  zu  ge- 
stalten sind,  dass  sie  tunlichst  als  Durchgangsschiffe  von 
einem  Stromgebiet  auf  das  andere  übergehen  können. 


ad  Vni.  Den  Regierungen  Deutschlands,  Österreichs, 
Ungarns  und  Bulgariens  ist  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit einer  dringenden  gemeinsamen  Beratung  aller  auf 
die  Ausgestaltung  des  Donauweges  bezüglichen  Angelegen- 
heiten vorzutragen  und  die  Entsendung  eines  zwischenstaat- 
lichen Zentralausschusses  und  der  zweckdienlichen  Fachaus- 
schüsse für  die  wichtigsten  EinzeKragen  anzuempfehlen. 


Die  Notwendigkeit  der  Ausgestaltung  der  Donau  zum 
Grosschiffahrtswege  wird  allgemein  anerkannt. 

Als  die  wichtigsten  nautischen  und  technischen  Erfor- 
dernisse der  Donaugrosschijfahrf  sind  zu  bezeichnen: 

1.  Eine  Slromgeschwindigkeit,  welche  die  Sicherheit  und 
Wirtschafthchkeit  der  Schiffahrt  gewährleistet. 

Genügende  Fahrbreiten  und  -tiefen,  auch  bei  niedrigstem 
Wasserstande,  um  eine  wirtschaftliche  ununterbrochene  Ver- 
kehrsabwicklung gleichzeitig  zu  Tal  und  zu  Bergsicherzustellen. 


208 

Eine  lichte  Höhe  der  Brücken,  Fährenseile  u.  dgl.,  welche 
die  Durchfahrt  mit  modernen  Dampfern  auch  bei  Hochwasser 
gestattet. 

2.  Einwandfreie  Erhaltung  der  Fahrstrasse  und  Bezeich- 
nung (Vermalung)  derselben  für  den  Tag-  und  Belichtung 
für  den  Nachtbetrieb. 

3.  Winterhafeneinrichtungen  zum  Zwecke  der  möglichsten 
Abkürzung  jener  Perioden,  während  welcher  infolge  des  Eis- 
ganges die  Schiffahrt  ruhen  muss. 

4.  Gemeinsame  strompolizeiliche  Vorschriften  und  ent- 
sprechende Überwachung  derselben.  Vereinfachung  der  Hafen- 
und  Sanitätspolizei  und  der  Zollformalitäten  zum  Zwecke  der 
Beschleunigung  der  Abfertigung. 

Die  Donau  ist  mit  dem  Rhein,  der  Oder  und  der  Elbe 
durch  Kanäle  zu  verbinden. 

Die  Schaffung  eines  einheitlichen  Binnenschiffahrtsge- 
setzes für  die  Donau,  die  Wasserstrassen  und  Ströme,  welche 
mit  derselben  in  Verbindung  gebracht  werden,  ist  in  Ansehung 
der  zukünftigen  erweiterten  Verkehrsbeziehungen  notwendig. 

Zwischenzeitig  soll  mit  einer  Reihe  gemeinsamer,  nach 
Tunlichkeit  vereinheitlichter  Einzelvereinbarungen  verwal- 
tungs-  und  privatrechtlicher  Natur  das  Auslangen  gefunden 
werden. 

Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Eisenbahnen  und 
der  Flussschiffahrt  sind  im  Geiste  einer  gedeihlichen  Förde- 
rung der  allgemeinen  wirtschaftspolitischen  und  der  gegen- 
seitigen Verkehrsinteressen  neu  zu  gestalten. 

Erschwernisse  in  den  Umschlagsverkehren,  disparitä- 
tische Bevorzugung  der  Seehäfen,  insbesondere  bezüglich 
der  Frachtenberechnung,  sind  zu  vermeiden. 

Alle  Uferstaaten  sollen  sich  gegenseitig  die  paritätische 
Behandlung  der  einen  regelmässigen  zwischenstaatlichen 
Güterverkehr  unterhaltenden  Schiffahrtsunternehmungen  ge- 
währleisten in  bezug  auf  die  Frachtberechnung  und  Abferti- 
gung auf  ihren  Eisenbahnen  sowie  auf  Zollbehandlung, 
ferner  Hafen-,  Dock-  und  sonstige  Gebühren. 

Der  Binnenschiffahrtsweg  soll  in  bezug  auf  Zölle  dem 
Eisenbahnwege  gleichgehalten  werden. 
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(Vorschläge   der  deutschen  Referenten.) 

1 .  Die  nach  den  Erfahrungen  des  Krieges  als  notwendig 
zu  erachtende  Verstärkung  der  realen  Bürgschaften  für  eine 
gemeinsame  Pflege  und  Hebung  der  Volkskräfte  sowie  die 
Erhöhung  der  gemeinsamen  militärischen  Schlagfertigkeit 
der  miteinander  verbündeten  mitteleuropäischen  Reiche  setzt 
die  möglichst  rasche  Lösung  der  Aufgabe  voraus,  die  nord- 
deutschen Stromgebiete  des  Rheins,  der  Elbe  und  der  Oder 
durch  leistungsfähige  Kanäle  mit  der  Donau  zu  verbinden. 

Als  technisch  hinreichend  geklärt  und  als  finanziell  mit 
den  vereinten  Mitteln  Deutschlands,  Oesterreichs  und  Ungarns 
durchführbar  sind  heute  der  Rhein— Donau-  und  der  Oder — 
Donau-Kanal  sowie  eine  Kanalverbindung  des  letzteren  mit 
der  Elbe  (Prerau — Pardubitz-Kanal)  zu  erachten. 

2.  Der  Ausbau  dieser  3  Wasserstrassen  ist  durch  Staats- 
vertrag zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  Oesterreich- 
Ungarn  unter  Berücksichtigung  der  Hoheitsrechte  der  betei- 
ligten Stromanlieger-Staaten  bezüglich  der  Bauausführung, 
der  Unterhaltung  und  der  Verwaltung  zu  sichern. 

3.  In  den  Vertrag  sind  die  Bestimmungen  des  13.  und 
14.  Artikels  des  geltenden  Handelsvertrages  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungarn  aufzunehmen  sowie  diejenigen 
Bestimmungen,  welche  neuen,  nach  dem  Kriege  sich  ergeben- 
den Beziehungen  des  Wirtschafts-  und  Verkehrswesen  eine 
feste  rechtliche  Unterlage  zu  verleihen  geeignet  sind. 

Auch  sind  grundsätzliche  Bestimmungen  über  die  Erstel- 
lung von  Eisenbahn-Umschlags-Tarifen  vorzusehen,  derart, 
dass  auf  diesem  Gebiete  der  den  Wasserstrassenverkehr 
beeinflussenden  Verkehrspolitik  die  beteihgten  Reiche  und 
Staaten  jederzeit  ein  güthches  Einvernehmen  und  einen  den 
gemeinsamen  Wirtschafts-  und  Verkehrszwecken  entsprechen- 
den Interessenausgleich  herzustellen  suchen  sollen. 


u 


LEITSATZE 

betreffend 

<iie    Frage    der    gemeinschaftlichen    Handelspolitik    unter 

Einschluss   der   Wahrung   der  wirtschaftlichen  Interessen 

der  Zentralmächte  in  den  Balkanstaaten. 

Gemeiusamer  Antrag  der  Referenten 

Ministerialdirektor  Lusensky  und  Geheimrat  Prof.  Dr.    Julius    Wolf  (für 

Deutschland),  Sektionsschef  a.  D.  Dr.  Sigmund  Brosche  (für  Österreich), 

Exzellenz  Josef  Szlerenyi,  Staatssekretär  a.  D.  (für  Ungarn). 

Das  Bundesverhältnis  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn ist  durch  den  in  treuer  Waffengemeinschaft 
durchgefochtenen  Kampf  um  Bestand  und  Zukunft  der  Mit- 
telmächte so  fest  geschmiedet  worden,  dass  sein  weiterer 
Ausbau  von  den  verbündeten  Völkern  als  unabweisbares 
Bedürfnis  empfunden  und  gefordert  wird.  Um  diesem  Ver- 
langen zu  entsprechen,  ist  das  deutsch-österreichisch-unga- 
rische Bündnis  nicht  bloss  in  seinen  politischen  und  militä- 
rischen Zielen  zu  vertiefen,  sondern  auch  auf  das  Gebiet 
der  Handels-  und  Wirtschaftspolitik  auszudehnen  und  dabei 
ein  so  enger  Zusammenschluss  anzustreben,  dass  in  den 
Beziehungen  der  verbündeten  Mächte  zu  anderen  Staaten 
ihre  Eigenschaft  als  Glieder  des  neugestalteten  Bundes  in 
den  Vordergrund  tritt.  Zugeständnisse,  die  sich  die  verbün- 
deten Staaten  wechselseitig  in  Betätigung  des  Wirtschafts- 
bündnisses machen,  sind  als  Massnahmen  interner  Natur 
anzusehen  und  können  demzufolge  von  Staaten,  die  dem 
Bündnisse  nicht  angehören,  nicht  unter  dem  Titel  der  Meist- 
beyünstigmig  in  Anspruch  genommen  werden. 
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Insoweit  das  Wirtschaftsbündnis  das  Gebiet  des  Zoll- 
wesens zum  Gegenstand  hat,  ist  eine  Verständigung  über 
die  Grundlagen  der  künftigen  Regelung  so  frühzeitig  herbei- 
zuführen, dass  die  sich  hieraus  ergebende  Stellung  der  Ver- 
bündeten gegenüber  anderen  Staaten  bei  den  Friedensver- 
handlungen einheitlich  und  in  kraftvollem  Zusammenwirken 
vertreten  werden  kann. 

In  der  Voraussetzung,  dass  das  wirtschaftUche  Verhältnis 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  auf  der  bisherigen  Grund- 
lage auch  weiter  bestehen  bleibt,  werden  für  das  zollpoli- 
tische Bündnis  folgende  Richtlinien  empfohlen: 

1.  Die  autonomen  Zolltarife  der  Vertragsteile  werden 
selbständig  festgesetzt.  Ihre  Anlage  und  Einteilung  (Schema) 
sollen  sich  in  den  Tarifklassen  und  Warengruppen  mög- 
lichst decken.  Auch  die  Tarifgesetze  und  Zollordnungen, 
wie  das  ZoU- Strafverfahren  soUen  möglichst  übereinstimmen. 

2.  Auch  eine  Übereinstimmung  der  Zollsätze  ist  anzustre- 
ben, soweit  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sie  irgend  zulassen. 

3.  Die  neuen,  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  geltenden  Zölle  sind  nicht  in  der  Weise  zu  erstellen, 
dass  eine  verhältnismässig  gleiche  (prozentuelle)  Ermässi- 
gung aller  autonomen  Zölle  eintritt,  vielmehr  ist  eine  indi- 
viduelle Behandlung  der  Posten  am  Platze. 

4.  In  erster  Reihe  ist  eine  Erweiterung  der  Freiliste, 
d.  h.  der  Zahl  der  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  zollfrei  verkehrenden  Waren  geboten,  wobei  vor 
allem  jene  Tarifposten,  wo  die  bisherigen  Zollsätze  weder 
einem  wirtschaftlichen,  noch  einem  fiskalischen  Bedürfnis 
entsprechen,  ins  Auge  zu  fassen  sind. 

5.  Bei  Positionen,  die  beiderseitig  zollgeschützt  sind, 
soll  der  Präferenzzoll  hinter  dem  Betrag  der  Differenz  zwi- 
schen deutschem  und  Österreich-ungarischem  Zoll  nicht  zu- 
rückbleiben. 

6.  Es  sollen  Abmachungen  darüber  getroffen  werden, 
dass  durch  die  Einräumung  von  Vertragszöllen  an  andere 
Staaten  die  Vorzugsbehandlung  im  Verhältnisse  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  keine  wesentliche  Einbusse  er- 
fährt, zu  diesem  Zwecke  soll  bei  den  \vichtigeren  Positionen 
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die  Spannung  zwischen  Vertrags-  und  Präferenzzoll  intern 
festgelegt  werden. 

7.  Die  Gewährung  der  Vorzugsbehandlung  an  andere 
Staaten  kann  nur  unter  Berücksichtigung  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  verbündeten  Staaten  und  in  ihrem 
wechselseitigem  Einvernehmen  erfolgen. 

8.  Als  Norm  für  den  Abschluss  von  Handelsverträgen 
hat  zu  gelten : 

Die  Handelsvertrags- Verhandlungen  mit  anderen  Staaten 
sind  von  den  verbündeten  Staaten  unter  Wahrung  der  han- 
delspolitischen Hoheitsrechte  in  Einverständnis,  unter  gegen- 
seitiger Unterstützung  und  gleichzeitig  zu  führen ;  in  gleicher 
Weise  sind  die  Handelsverträge  gleichzeitig  und  auf  gleiche 
Dauer  abzuschliessen. 

In  Ausnahmsfällen,  in  welchen  obige  Norm  keine  An. 
Wendung  finden  könnte,  müssen  sich  beide  Teile  über  die 
zu  verfolgenden  handelspolitischen  Ziele  gegenseitig  unter- 
richtet halten  und  sich  gegenseitig  über  den  jeweiligen  Stand 
der  Verhandlungen  ständig  informieren.  Stösst  ein  Teil  bei 
seinen  Handelsvertrags-Verhandlungen  auf  Schwierigkeiten, 
so  wird  ihn  der  andere  Teil  unterstützen. 

9.  Zwecks  Sicherung  der  einheitlichen  Handhabung  der 
übereinstimmenden  Zollvorschriften  und  zum  Zwecke  des 
weiteren  Ausbaues  der  Bevorzugung  soll  eine  ständige, 
aus  Vertretern  der  Vertragsteile  bestehende  Kommission  ge- 
bildet und  dieser  ein  Beirat  von  Sachverständigen  und  Inter- 
essenten beigegeben  werden. 

10.  Handelspolitische  Angriffe  anderer  Staaten  auf  einen 
der  Vertragsteile  sind  gemeinsam  abzuwehren. 

11.  Zur  Austragung  von  Streitigkeiten,  die  aus  den 
Abmachungen  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
entstehen,  soll  ein  Schiedsgericht  gebildet  werden. 


ANHANG. 


I.  Beschlüsse  der  Konferenz  in  Berlin  am 
23—24.  Juli  1915. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  haben  in  An- 
betracht der  Notwendigkeit,  die  Wirtschaftslage  der  betei- 
ligten Staaten  einheitlich  zu  sichern  und  zu  verstärken,  so- 
wie des  allgemeinen  Wunsches,  dass  das  politische  Bündnis 
zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  durch  die  wirt- 
schaftliche Annäherung  ergänzt  werde,  folgende  Beschlüsse 
gefasst : 

1.  Die  der  wirtschafthchen  Annäherung  zu  gebende  Form 
soll  die  zoll-  und  wirtschaftspolitische  Bevorzugung 
sein,  die  einen  fortschreitenden  Ausbau  zulässt. 

2.  Es  ist  wünschenswert,  dass  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  in  den  Friedensverhandlungen  erklären,  dass 
die  Begünstigungen,  welche  sich  Deutschland,  Öster- 
reich und  Ungarn  gewähren,  in  Anbetracht  des  Bundes- 
und Freundschaftsverhältnisses  zwischen  ihnen  als  Vor- 
zugszöUe  von  der  allgemeinen  Regel  der  Meistbe- 
günstigung ausgenommen  werden. 

3.  Die  Aufstellung  gemeinsamer  Richtlinien  in 
den  Handelsvertragsabmachungen  mit  an- 
deren Staaten  ist  vorzusehen,  und  zwar  in  der  Rich- 
tung, dass  solche  Handelsvertragsverhandlungen  wo- 
möglich gleichzeitig  unter  gegenseitiger  Unterstützung 
geführt  werden  sollen. 
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In  den  drei  Wirtschaftsgebieten  sollen  mit  tunlichster 
Beschleunigung  alle  Massnahmen  gesetzlicher  und  ver- 
waltungstechnischer Natur,  die  zur  Entwicklung  der 
Produktion,  des  Handels,  des  Verkehrs  und  der  Finanz- 
wirtschaft ihrer  Länder  notwendig  erscheinen,  im  Sinne 
der  Annäherung  bezw.  Vereinheitlichung 
durchgeführt  werden,  um  eine  möglichst  einheitliche, 
wirtschaftliche  und  finanzpolitische  Gesetzgebung  zur 
weiteren  Förderung  der  Annäherung  zu  erreichen. 


II.  Beschlüsse  der  Konferenz  in  Wien  am 
19—20.  November  1915. 

Unter  Zugrundelegung  der  Beschlüsse  der  in  Berlin  am 
23.  und  24.  Juli  1915  abgehaltenen  Tagung  der  Mitteleuro- 
päischen Wirtschaftsvereine  besteht  Einverständnis  über  fol- 
gende Punkte: 

1.  Schon  vor  Eintritt  in  die  Friedensverhand- 
lungen wären  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
den  beiden  Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Mon- 
archie die  Grundlagen  für  ihre  möglichst  umfassende 
wirtschaftliche  Annäherung  zu  schaffen. 

2.  Die  wirtschaftliche  Annäherung  soll  in  der  Form  wechsel- 
seitiger Vorzugsbehandlung  erfolgen  und  möglichst  das 
gesamteWirtschaftslebenins  Auge  fassen.  Hier- 
für käme  in  Betracht  nicht  bloss  die  Vereinheitlichung 
des  Zollwesens  (siehe  Nr.  3),  sondern  auch  die  Ver- 
besserung und  der  Ausbau  des  wechselseitigen  Ver- 
kehrssystems im  weitesten  Sinne  des  Wortes. 

•3.  Für  den  zollpolitischen  Teil  der  wechselseitigen  Vor- 
zugsbehandlung hätte  als  Grundsatz  zu  gelten,  dass  bei 
voller  Wahrung  des  notwendigen  Schutzes  der  heimi- 
schen Produktion,  aus  der  in  Ausnahmefällen  auch  die 
Erhöhung  einzelner  Zollsätze  folgen  könnte,  neben  den 
gegenseitig  zu  gewährenden  Zollbegünstigungen  die 
Freiliste  der  Zolltarife  tunlichst  zu  erweitern 
und  eine  periodische  Revision  von  im  wechsel- 
seitigen Verkehre  geltenden  Zollsätzen,  geleitet  von  der 
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Tendenz  der  Annäherung,  vorzunehmen  wäre.  Ebenso 
wäre  anzustreben  die  Schaffung  eines  einheitlichen 
Zolltarifschemas  und  Warenverzeichnis- 
ses, sowie  eine  tunlichst  gleichmässige  Zoll- 
gesetzgebung. 

4.  Vorausssetzung  der  zollpolitischen  Vorzugsbehandlung 
ist,  dass  —  insbesondere  in  den  Friedensverträgen  — 
der  Grundsatz  zur  Geltung  gelangt,  dass  diese  Vor- 
zugsbehandlung anderen  Staaten  auf  Grund  der 
Meistbegünstigung  nicht  zukommt. 

5.  Die  Handels  vertragsverhandlungen  mit  an- 
deren Staaten  sollen  von  den  verbündeten  Reichen 
unter  Wahrung  der  handelspolitischen  Hoheitsrechte  im 
Einvernehmen,  unter  gegenseitiger  Unterstützung 
und  gleichzeitig  geführt  werden;  die  Verträge  sind 
gleichzeitig  abzuschUessen. 

6.  In  den  drei  Wirtschaftsgebieten  sollen  mit  tunlichster 
Beschleunigung  aUe  Massnahmen  gesetzlicher  und  ver- 
waltungstechnischer Natur,  die  zur  Entwicklung  der 
Produktion,  des  Handels,  des  Verkehres  und  der  Finanz- 
wirtschaft ihrer  Länder  notwendig  erscheinen,  im  Sinne 
der  Annäherung  und  Vereinheitlichung 
durchgeführt  werden,  um  eine  möglichst  einheitliche 
wirtschaftliche  Gesetzgebung  und  Finanzpolitik  zu  er- 
reichen. 

7.  Die  im  Sinne  dieser  Vorschläge  erfolgenden  Abmachun- 
gen der  verbündeten  Reiche  soUen  auf  eine  Dauer  ge- 
troffen werden,  welche  die  bisher  übliche  zeit- 
licheBegrenzung  derHandelsverträge  we- 
sentlich  übersteigt. 

8.  Die  Gewährung  einer  handelspolitischen  Vorzugsbe- 
handlung an  andere  Staaten  darf  nur  unter  Berück- 
sichtigung der  wirtschaftlichen  Interessen  der  verbün- 
deten Staaten  und  in  ihrem  wechselseitigen 
Einvernehmen  erfolgen. 


III.  Beschlüsse  der  Konferenz  in  Dresden 
am  17—18.  Jänner  1916. 

1.  Die  Delegiertenkonferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirt- 
schaftsvereine in  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn 
betont  neuerlich  die  Notwendigkeit  der  Verwirklichung 
der  wirtschaftlichen  Annäherung  auf  Grund  der  in  Berlin 
und  Wien  gefassten  Beschlüsse  noch  vor  Kriegsende, 
damit  die  Zentralmächte  bei  den  Friedensverhandlun- 
gen ihre  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  z  i  e  1- 
bewusst  und  mit  voller  Kraft  vertreten  können. 

2.  Um  ein  möghchst  umfassendes  Gebiet  in  diese  wirt- 
schaftliche Interessensphäre  einzubeziehen,  ist  es  wün- 
schenswert, dass  sich  die  mit  den  Zentralmächten  ver- 
bündeten Staaten,  Bulgarien  und  die  Türkei, 
der  wirtschaftlichen  Annäherung  in  entsprechender 
Form  anschliessen,  wobei  die  Förderung  der  industriellen 
Produktions-  und  Exportinteressen  der  verbündeten 
Staaten  unter  voller  Rücksichtnahme  auf  die  Bedürf- 
nisse ihrer  Landwirtschaft  ins  Auge  zu  fassen  ist. 

3.  Um  die  in  Berlin,  Wien  und  Dresden  gefassten  Be- 
schlüsse zur  Durchführung  zu  bringen,  wird  eine  ge- 
meinsame, aus  Vertretern  der  drei  Wirtschaftsvereine 
bestehende  Arbeitskommission  eingesetzt,  welche  die 
Einzelfragen  unter  Zuziehung  von  Ex- 
perten in   ihren  Details   zu  bearbeiten  bestimmt  ist. 

4.  Es  wird  beschlossen,  die  nächste  Delegiertenkonferenz 
der  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Budapest 
abzuhalten.  


Beschlüsse  der  Konferenz  in  Budapest  am 
II— 12.  Dezember  i9i6. 

I.  Betreffend  die  Handelspolitik. 

1.  Die  autonomen  Zolltarife  der  Vertragsteile  werden  selbst- 

ständig festgesetzt.  Ihre  Anlage  und  Einteilung  (Schema) 
sollen  sich  in  den  Tarifklassen  und  Warengruppen 
möglichst  decken.  Auch  die  Tarifgesetze  und  Zollord- 
nungen, wie  das  Zoll- Strafverfahren  sollen  möglichst 
übereinstimmen. 

2.  Auch  eine  Übereinstimmung  der  Zollsätze  ist  anzu- 
streben, soweit  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  sie  irgend 
zulassen. 

S.  Die  neuen,  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
geltenden  Zölle  sind  nicht  in  der  Weise  zu  erstellen, 
dass  eine  verhältnismässig  gleiche  (prozentuelle)  Er- 
mässigung aller  autonomen  Zölle  eintritt,  vielmehr  ist 
eine  individuelle  Behandlung  der  Posten  am  Platze. 
4.  In  erster  Reihe  ist  eine  Erweiterung  der  Freiliste,  d.  h. 
der  Zahl  der  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  zolKrei  verkehrenden  Waren  geboten,  wobei 
vor  allem  jene  Tarifposten,  wo  die  bisherigen  Zollsätze 
weder  einem  wirtschaftlichen,  noch  einem  fiskalischen 
Bedürfnis  entsprechen,  ins  Auge  zu  fassen  sind. 

5.  Bei  Positionen,  die  beiderseitig  zollgeschützt  sind,  soll 
der  Präferenzzoll  hinter  dem  Betrage  der  Differenz 
zwischen  deutschem  und  österreichisch-ungarischem 
Zoll  nicht  zurückbleiben. 
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6  Es  soUen  Abmachungen  darüber  getroffen  werden,  dass 
'  durch   die  Einräumung  von  VertragszöUen  an  andere 

Staaten  die  Vorzugsbehandlung  im  Verhältnisse  Öster- 
reich-Ungarns und  Deutschlands  keine  wesentliche  Ein- 
busse  erfährt;  zu  diesem  Zwecke  soU  bei  den  wichti- 
geren Positionen  die  Spannung  zwischen  Vertrags-  und 
Präferenzzoll  intern  festgelegt  werden. 

7  Die  Gewährung  der  Vorzugsbehandlung  an  andere 
Staaten  kann  nur  unter  Berücksichtigung  der  wu't- 
schaftUchen  Interessen  der  verbündeten  Staaten  und  m 
ihrem  wechselseitigen  Einvernehmen  erfolgen. 

8.  Als  Norm  für  den  Abschluss  von  Handelsverträgen  hat 

zu  gelten:  ^ 

DieHandelsvertragsverhandlungenmitanderenbtaaten 

sind  von  den  verbündeten  Staaten  unter  Wahrung  der 
handelspolitischenHoheitsrechteimEinverständnis,unter 

gegenseitiger  Unterstützung  und  gleichzeitig  zu  führen; 
in  gleicher  Weise  sind  die  Handelsverträge  gleichzeitig 
und  auf  gleiche  Dauer  abzuschUessen. 

In  Ausnahmsfällen,   in  welchen  obige  Norm  keine 
Anwendung  finden  könnte,  müssen  sich  beide  Teile  über 
die  zu  verfolgenden  handelspolitischen  Ziele  gegenseitig 
unterrichtet   hahen  und  sich  gegenseitig  über  den  je- 
weiUgen  Stand  der  Verhandlungen  ständig  informieren. 
Stösst  ein  Teil  bei  seinen  Handelsvertrags-Verhandlun- 
gen auf   Schwierigkeiten,   so  wird  ihn  der  andere  Teü 
unterstützen. 
9.  Zwecks   Sicherung  der  einheitlichen  Handhabung  der 
übereinstimmenden   ZoUvorschriften   und   zum  Zwecke 
des  weiteren  Ausbaues  der  Bevorzugung  soll  eine  stan- 
dige, aus  Vertretern  der  Vertragsteile  bestehende  Kom- 
mission gebildet  und  dieser  ein  Beirat  von  Sachverstän- 
digen und  Interessenten  beigegeben  werden. 

10.  Handelspolitische  Angriffe  anderer  Staaten  auf  einen 
der  Vertragsteile  sind  gemeinsam  abzuwehren. 

11.  Zur  Austragung  von  Streitigkeiten,  die  aus  den  Ab- 
machungen zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
entstehen,  soll  ein  Schiedsgericht  gebildet  werden. 
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12.  Die  Konferenz  beschliesst  im  Zusammenhange  mit  den 
nunmehr  einhellig  angenommenen  Beschlüssen  über 
die  wichtigsten  Fragen  einer  wirtschaftlichen  Annähe- 
rung zwischen  Deutschland,  Österreich  und  Ungarn  die 
Regierungen  der  verbündeten  Staaten  und  die  zustän- 
digen Vereinsvorstände  unter  Vorlage  dieser  Beschlüsse 
einzuladen,  ehestens  in  die  offiziellen  Verhandlungen 
über  die  Verwirklichung  der  wirtschaftlichen  Annäherung 
einzutreten  und  diese  so  zu  führen,  'dass  vor  Beginn  der 
Friedensverhandlungen   die  Einigung  herbeigeführt  ist. 

13.  Im  Zusammenhange  mit  dem  einstimmig  zum  Ausdruck 
gelangten  Wunsche,  dass  zwischen  Deutschland,  Öster- 
reich und  Ungarn  ein  wirtschaftliches  Bündnis  ehestens 
zustande  komme,  spricht  die  Versammlung  die  Hoffnung 
aus,  dass  sich  die  beiden  anderen  verbündeten  Staaten 
—  die  Türkei  und  Bulgarien  —  dieser  wirtschaftlichen 
Annäherung  unter  Wahrung  aller  hierbei  in  Frage 
kommenden  Interessen  und  in  der  sich  hieraus  er- 
gebenden Form  anschliessen  werden. 

14.  Bei  den  Regierungen  ist  zu  beantragen,  dass  ein  stati- 
stisches Bureau  der  Mittelmächte  als  gemeinsame  Ein- 
richtung der  beteiligten  Staaten  errichtet  werde,  welches 
die  vergleichende  Statistik  z.  B.  der  sozialen  Lasten, 
der  Lebenskosten,  der  Zollsätze,  der  Steuersätze,  der 
Frachtsätze  usw.  zu  pflegen  hätte. 

Dieses  Bureau  hätte  als  vorberatende  Stelle  für  die 
Bearbeitung  eines  grossen  Teiles  der  gemeinsamen 
Fragen  zu  dienen;  es  ist  auch  verwaltungstechnisch 
eine  Notwendigkeit. 


II.  Betreffend    die  Gestaltung    des  Eisenbahn-Güter- 
verkehrs und  der  Eisenbahn-Gütertarife. 

1.  Bei  der  künftigen  Regelung  der  Verkehrsbeziehungen 
zwischen  Österreich,  Ungarn  und  dem  Deutschen 
Reiche  wäre  von  dem  obersten  Grundsatze  auszugehen, 
dass   die  dem   gegenseitigen  Eisenbahnverkehr  förder- 
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liehen  Bestimmungen  (Art.  15, 16, 17, 18  des  derzeit  in  Kraft 
stehenden  Handels-  und  Zollvertrages  vom  6.  Dezember 
1891  und  25.  Januar  1905  nebst  den  zugehörigen  Be- 
stimmungen der  Schlussprotokolle)  im  vollen  Umfange 
aufrecht  erhalten  werden.  Nach  Analogie  der  Bestim- 
mungen des  bestehenden  Handelsvertrages  (Art.  2  des 
Zusatzvertrages  vom  25.  Januar  1905  und  des  dort  ein- 
gefügten neuen  Art.  23a)  wäre  für  Streitfälle  über  die 
Anwendung  der  im  Art.  15  nebst  Schlussprotokoll  zu- 
gesicherten tarifarischen  Gleichbehandlung  eine  schieds- 
gerichtliche Austragung  vorzusehen. 

2.  Die  von  dem  Verein  deutscher  Eisenbahnverwaltungen 
und  den  bestehenden  Verbänden  der  beiderseitigen 
Bahnen  geschaffenen  Einrichtungen  zum  Zwecke  der 
übereinstimmenden  Gestaltung  der  Bahnen  und  der  Er- 
leichterung des  gegenseitigen  Verkehrs  sind  sorgsam 
zu  pflegen  und  weiter  fortzubilden.  Der  Aufstellung 
praktisch  brauchbarer  direkter  Tarife  ist  auch  ferner- 
hin besonderes  Augenmerk  zuzuwenden. 

S.  Insbesondere  den  Güterverkehr  anlangend,  ist  die  durch 
die  Übereinstimmung  des  österreichischen  und  unga- 
rischen Betriebsreglements  mit  der  deutschen  Verkehrs- 
ordnung geschaffene  Rechtseinheit,  unabhängig  von 
dem  Wiederaufleben  des  Berner  Internationalen  Über- 
einkommens über  den  Eisenbahnfrachtverkehr  in  seinem 
früheren  Umfange,  auch  fernerhin  zu  erhalten.  Es  ist 
anzustreben,  dass  die  übereinstimmenden  Betriebsregle- 
ments tunlichst  auch  in  Bezug  auf  den  Wechselverkehr 
zwischen  Österreich,  Ungarn  und  Deutschland  zur  An- 
wendung gelangen. 

4.  Zur  Erzielung  möghchster  Übereinstimmung  in  den 
tarifarischen  Belangen  des  Eisenbahn-Güterverkehrs  ist 
eine  Kommission  von  Fachmännern  der  beteiligten 
Staaten  einzusetzen,  die  sich  mit  der  Aufstellung  gleich- 
förmiger Tarifvorschriften  und  einer  übereinstimmenden 
Güterklassifikation,  wie  auch  mit  der  Frage  zu  befassen 
hat,  inwieweit  es  möglich  wäre,  den  Aufbau  der 
beiden    in    Betracht    kommenden    Gütertarif- Systeme 
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in  Übereinstimmung  zu  bringen,  wobei  jedoch  hin- 
sichtlich der  Höhe  und  Abstufung  der  Tarifsätze  der 
durch  die  geographischen  Gebietsverhältnisse  bedingten 
Eigenart  der  Verkehrsbedürfnisse  Rechnung  zu  tragen 
sein  wird. 

5.  Als  leitenden  Grundsatz  für  die  Behandlung  der  Güter- 
tarif- und  Verkehrsangelegenheiten  hätten  die  beteiligten 
Staaten  festzuhalten  und  sich  gegenseitig  die  Zusage 
zu  leisten,  in  obiger  Hinsicht  ein  stets  bundesfreund- 
liches Vorgehen  unter  Bedachtnahme  auf  die  im  beider- 
seitigen Interesse  zu  wahrende  rationelle  Betriebsöko- 
nomie betätigen  zu  wollen. 

6.  Demgemäss  wären  die  Eisenbahn  Verwaltungen  anzuweisen, 

sich  die  gegenseitige  Förderung  des  ihre  Linien  benützen- 
den Export-  und  Transitverkehrs  nach  dritten  Staaten  be- 
sonders angelegen  sein  zu  lassen,  die  Verkehre  grund- 
sätzlich über  die  jeweilig  günstigsten  Bahnwege  zu  leiten 
und  auf  diese  die  Naturalbedienung  zu  beschränken, 
wie  auch  den  Verkehr  beschleunigter  direkter  Güter- 
züge nach  den  Bestimmungsorten  grösserer,  ständig  sich 
ergebender  Transporte  von  Ausfuhrgütern,  namentlich 
solcher  von  leicht  verderblicher  Beschaffenheit,  möglichst 
auszudehnen. 

7.  Die  in  Österreich  und  Deutschland  bestehenden  Eisen- 
bahngemeinschaften, denen  als  dritte  Gruppe  die  unga- 
rischen Bahnen  in  einer  von  ihnen  als  geeignet  er- 
achteten Form  sich  anreihen  sollten,  hätten  sich  zu 
einer  Gesamtvereinigung  zusammenzuschliessen,  die 
durch  ständige  Organe  in  gemeinsamen  Beratungen 
mit  abwechselndem  Orte  der  Zusammenkunft  die  aus 
der  angestrebten  engeren  Verkehrsgemeinschaft  sich 
ergebenden  Fragen  zu  behandeln  und  im  Sinne  des 
Gesamtinteresses  zu  lösen  hätte.  Es  wäre  wünschens- 
wert, zu  solchen  Beratungen  einen  Ausschuss  fachmän- 
nischer Verkehrsinteressenten  aus  den  Kreisen  der 
Landwirtschaft,  der  Industrie  und  des  Handels  heran- 
zuziehen. Die  Mitglieder  dieses  Interessentenausschusses 
wären  den  in  den  drei  beteüigten  Staaten  bestehenden 
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Eisenbahnverkehrsräten  in  beschränkter  Zahl  zu  ent- 
nehmen. Die  weitere  Fortbildung  dieser  Institution  wäre 
nach  Massgabe  der  gemachten  Erfahrungen  der  künf- 
tigen Entwicklung  zu  überlassen. 


III.  Betreffend  Binnenschiffahrt. 

1.  Die  Konferenz  ist  in  der  Lage,  mit  Genugtuung  fest- 
stellen zu  können,  dass  zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit 
des  Donaustromes  von  Regensburg  bis  zum  Eisernen 
Tore  —  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten  —  zahl- 
reiche und  bedeutsame  Arbeiten  vollzogen  wurden,  die 
aber  immerhin  in  Anbetracht  dessen,  dass  hierdurch 
die  notwendige  schiffbare  Tiefe  von  mindestens  2  Metern 
noch  nicht  überall  vollends  erreicht  wurde,  seitens  der 
beteiligten  Regierungen  binnen  kurzem  zu  ergänzen 
wären.  Hierbei  wird  dem  Wunsche  Ausdruck  verliehen, 
es  möchten  auch  auf  der  Strecke  Regensburg— Ulm  die 
notwendigen  Massnahmen  zur  genügenden  Sicherung 
der  Schiffbarkeit  getroffen  werden. 

Die  Herstellungs- und  Erhaltungsarbeiten,  durchweiche 
die  Schiffbarkeit  des  Stromes  bis  zu  der  in  Punkt  1 
vorgesehenen  Tiefe  gesichert  wird,  sind  Aufgabe  des 
betreffenden  Staates,  die  Kosten  dieser  Arbeiten  zu  be- 
rechtigen, schon  im  Sinne  der  bereits  geltenden  inter- 
nationalen Grundsätze,  keinen  der  angi'enzenden  Ufer- 
staaten zur  Erhebung  etwaiger  Abgaben,  die  die  Schiffe 
oder  deren  Ladung  belasten. 

2.  Der  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  auf  der  Donau  ist 
auch  für  die  Zukunft  aufrechtzuerhalten  und  möglichst 
auszugestalten. 

Auf  Grund  der  freien  Schiffahrt  auf  der  Donau  ist 
durch  die  Vertreter  der  Regierungen  der  Uferstaaten 
sobald  als  möglich  ein  Staatsvertrag  über  die  Donau- 
schiffahrt auszuarbeiten. 

Zur  fortlaufenden  Überwachung  und  Sicherung  der 
Donauschiffahrt  und  zur  Sicherung  der  Durchführung 
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des  Donauschiffahrtsvertrages  ist  aus  den  Vertretern 
der  Uferstaaten  eine  Donaukommission  einzusetzen. 

Diese  hätte  für  den  ganzen,  ihr  unterstellten  Strom 
eine  einheitliche  Schiffahrtspolizeiordnung  zu  entwerfen 
und  den  betreffenden  Regierungen  zur  Genehmigung 
vorzulegen.  Im  übrigen  wäre  ihr  Wirkungskreis,  soweit 
dies  möglich  erscheint,  dem  Wirkungskreise  der  Zentral- 
kommission für  Rheinschiffahrt  in  Mannheim  nachzu- 
bilden. 

3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung  des  Binnenschiff- 
fahrtsverkehrs zwischen  den  verbündeten  Reichen  wird 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  Privatrechtes  der 
Binnenschiffahrt  für  die  Donau  und  die  mit  derselben 
verbundenen  Wasserstrassen  als  notwendig  erachtet, 
wobei  die  möglichste  Anlehnung  an  das  deutsche  Binnen- 
schiffahrtsgesetz empfohlen  wird. 

Zwischenzeitig  soll  mit  einer  Reihe  gemeinsamer,  nach 
Tunlichkeit  vereinheitlichter  Einzelvereinbarungen  ver- 
waltungs-  und  privatrechtlicher  Natur  das  Auslangen 
gefunden  werden. 

4.  Für  die  auf  der  europäischen  Wasserscheide  zu  er- 
bauenden Kanäle  und  Schleusen  snid  einheitliche  Ab- 
messungen festzustellen. 

Desgleichen  auch  für  die  allenfalls  auf  der  Donau  zu 
erbauenden  Schleusen  und  Wehre. 

5.  Bei  der  nach  dem  Kriege  zu  erfolgenden  Rohstoff- 
beschaffung, namentlich  bei  der  Übergangswirtschaft, 
wird  die  Donau  ganz  besonders  in  Betracht  zu  ziehen  sein. 

6.  Mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit,  den  Donauverkehr 
zu  heben  und  die  Konkurrenzfähigkeit  des  Donauweges 
gegenüber  dem  Seewege  zu  steigern,  sollen,  entsprechend 
den  bestehenden  Grundsätzen  der  freien  Schiffahrt  auf 
der  Donau,  neue  Gebühren,  welche  Schiff  oder  Ladung 
belasten,  in  absehbarer  Zeit  nicht  eingehoben  werden. 

7.  ä)  Es  scheint  erforderUch,  bei  der  Beratung,  dem  Ent- 
wurf und  der  Beschlussfassung  über  neu  zu  schaffende 
oder  auszugestaltende  Binnenwasserstrassen  den  Schiff- 
bau und  die  Schiffahrt  vollwertig  mit  heranzuziehen, 
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SO  dass  bei  diesen  Arbeiten  Wasserbau,  Schiffbau  und 
Schiffahrt  gleichberechtigt  Hand  in  Hand  gehen. 

b)  Im  Hinblick  auf  die  aus  technisch-wirtschafthchen 
Gründen  dauernd  zunehmende  Grössenvermehrung 
der  Schiffe  erscheint  geboten,  die  Wasserstrassen 
erster  Ordnung  schon  jetzt  für  mindestens  1000-Tonnen- 
Schiffe  einzurichten,  gleichzeitig  aber  darauf  Rücksicht 
zu  nehmen,  dass  einer  Vergrösserung  der  Schiffsbauten 
ohne  allzu  grosse  Kosten  für  die  Staaten  in  späteren 
Jahren  Rechnung  getragen  werden  kann.  Insbesondere 
ist  die  Breite  der  Schleusen,  Hebewerke  und  dgl.  schon 
heute  so  zu  bemessen,  dass  sie  auf  lange  Zeit  genügt 
und  einer  Grössenzunahme  der  Schiffe  durch  Verlän- 
gerung Genüge  geleistet  werden  kann.  Bei  Elbe  und 
Oder  ist  zu  untersuchen,  inwieweit  die  erreichbare 
Wasserversorgung  eine  Vergrösserung  der  Schiffe  zulässt. 

c)  eine  Klassifikation  der  Binnenschiffe  hinsichtlich  der 
Qualität  des  verwendeten  Materials  und  der  Bauausfüh- 
rung erscheint  zweckmässig.  Nicht  zweckmässig  er- 
scheint dagegen  die  Bindung  der  Klassifikation  an  die 
Befolgung  von  schematischen  Bauvorschriften  und  Mate- 
rialstärkenangaben, weil  hierdurch  dem  konstruktiven 
Fortschritt  und  der  Steigerung  der  Wirtschaftlichkeit 
der  Fahrzeuge  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden 
und  weil  im  Binnenschiffbau  die  vorhandenen  statisti- 
schen Verhältnisse  eine  genaue  Berechnung  der  Ver- 
bände und  ihrer  Nietung  zulassen. 

d)  Aus  technisch-wirtschaftlichen  Gründen  erscheint  es 
naheliegend,  für  die  Schleppkähne  auf  den  Wasser- 
strassen erster  Ordnung  möglichst  Normaltypen  aufzu- 
stellen, die  nur  nach  Zweckmässigkeitsrücksichten  zu 
bauen  und  so  zu  gestalten  sind,  dass  sie  tunlichst  als 
Durchgangsschiffe  von  einem  Stromgebiet  auf  das  an- 
dere übergehen  können. 

Den  Regierungen  Deutschlands,  Österreichs,  Ungarns 
und  Bulgariens  ist  die  Notwendigkeit  und  Zweckmässig- 
keit einer  dringenden  gemeinsamen  Beratung  aller  auf 
die  Ausgestaltung  des  Donauweges  bezüglichen  An- 
is* 
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gelegenlieiten  vorzutragen  und  die  Entsendung  eines 
zwischenstaatlichen  Zentralausschusses  und  der  zweck- 
dienlichen Fachausschüsse  für  die  wichtigsten  Einzel- 
fragen anzuempfehlen. 

Die  Notwendigkeit  der  Ausgestaltung  der  Donau  zum 
Grosschiffahrtswege  wird  allgemein  anerkannt. 

Als  die  wichtigsten  nautischen  und  technischen  Er- 
fordernisse der  Donaugrosschiffahrt  sind  zu  bezeichnen : 

a)  eine  Stromgeschwindigkeit,  welche  die  Sicherheit 
und  Wirtschaftlichkeit  der  Schiffahrt  gewährleistet. 

Genügende  Fahrbreiten  und  -tiefen,  auch  bei  nied- 
rigstem Wasserstande,  um  eine  wirtschaftlich  ununter- 
brochene Verkekrsabwicklung  gleichzeitig  zu  Tal  und 
Berg  sicherzustellen. 

Eine  lichte  Höhe  der  Brücken,  Fährenseile  u.  dgl., 
welche  die  Durchfahrt  mit  modernen  Dampfern  auch 
bei  Hochwasser  gestattet. 

b)  Einwandfreie  Erhaltung  der  Fahrstrasse  und  Bezeich- 
nung (Vermalung)  derselben  für  den  Tag-  und  Belich- 
tung für  den  Nacht-Betrieb. 

c)  Winterhafeneinrichtungen  zum  Zwecke  der  mög- 
lichsten Abkürzung  jener  Perioden,  während  welcher 
infolge  des  Eisganges  die  Schiffahrt  ruhen  muss. 

d)  Gemeinsame  stromi^olizeiliche  Vorschriften  und  ent- 
sprechende Überwachung  derselben.  Vereinfachung  der 
Hafen-  und  Sanitätspolizei  und  der  Zollformalitäten 
zum  Zwecke  der  Beschleunigung  der  Abfertigung. 

9.  Die  Wechselbeziehungen  zwischen  den  Eisenbahnen 
und  der  Flussschiffahrt  sind  im  Geiste  einer  gedeih- 
lichen Förderung  der  allgemeinen  wirtschaftspolitischen 
und  der  gegenseitigen  Verkehrsinteressen  neu  zu  ge- 
stalten. 

Erschwernisse  in  den  Umschlagsverkehren,  dispari- 
tätische Bevorzugung  der  Seehäfen,  insbesondere  be- 
züglich   der  Frachtenberechnung,    sind   zu  vermeiden. 

10.  Alle  Uferstaaten  sollen  sich  gegenseitig  die  paritätische 
Behandlung  der  einen  regelmässigen  zwischenstaatlichen 
Güterverkehr  unterhaltenden  Schiffahrtsunternehmungen 
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gewährleisten  in  Bezug  auf  die  Frachtberechnung  und 
Abfertigung  auf  ihren  Eisenbahnen,  sowie  auf  ZoU- 
beliandhmg,  ferner  Hafen-,  Dock-  und  sonstige  Gebühren. 
Der  Binnenschiffahrtsweg  soll  in  Bezug  auf  Zölle 
dem  Eisenbahnwege  gleichgehalten  werden, 
11.  Die  nach  den  Erfahrungen  des  Krieges  als  notwendig 
zu  erachtende  Verstärkung  der  realen  Bürgschaften  für 
eine  gemeinsame  Pflege  und  Hebung  der  Volkskräfte, 
sowie  die  Erhöhung  der  gemeinsamen  militärischen 
Schlagfertigkeit  der  miteinander  verbündeten  mittel- 
europäischen Reiche  setzt  die  möglichst  rasche  Lösung 
der  Aufgabe  voraus,  die  norddeutschen  Stromgebiete 
des  Rheins,  der  Elbe  und  der  Oder  durch  leistungs- 
fähige Kanäle  mit  der  Donau  zu  verbinden. 


IV.  Betreffend  die  Frage  der  Rechtsannäherung. 

Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  in  Deutsch- 
land, Österreich  und  Ungarn  halten  einen  tunlichst  weit- 
gehenden Einklang  im  Verkehrsrechte  ihrer  Länder  für  er- 
wünscht, der  jedoch  eine  verschiedene  Behandlung  in  Einzel- 
heiten nicht  verhindern  soll,  wo  dies  die  territorialen  Ver- 
hältnisse geboten  erscheinen  lassen. 

Ein  solcher  Einklang  ist  insbesondere  erreichbar  und 
daher  herzustellen  oder  auszudehnen: 

1.  In  den  auf  die  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Handelsgesetzbücher,  nament- 
lich im  Rechte  des  Handelskaufs,  des  Kommissions- 
und des  Frachtgeschäftes,  soweit  letzteres  ungeachtet 
der  Berner  Konvention  und  der  sich  daranschliessenden 
innerstaatlichen  Gesetzgebung  der  Vereinheitlichung 
noch  bedarf. 

2.  Desgleichen  ist  für  das  Versicherungs-  und  Lagerhaus- 
recht, sowie  für  das  Eisenbahn-  und  Binnenschiffahrts- 
recht  eine  weitgehende  Annäherung  erwünscht. 

3.  Im  Gesellscliaftsreclite  ist  darauf  besonders  Wert  zu 
legen,   dass  in   den  fraglichen   Rechtsgebieten   die  für 
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den  wirtschaftlichen  Verkehr  wichtig  gewordenen  Unter- 
nehmungs-  und  Gesellschaftsformen  anerkannt  und  zu- 
gelassen werden.  In  Bezug  auf  die  Einzelheiten  wird 
auf  die  Leitsätze  der  im  Januar  1914  zu  Budapest  ab- 
gehaltenen Konferenz  der  Mitteleuropäischen  Wirtschafts- 
vereine verwiesen  und  deren  Inhalt  unverändert  der 
Beachtung  der  zuständigen  Stellen  empfohlen.  ^ 

4.  Die  Beschlüsse  der  Haager  Konferenz  für  die  Verein- 
heitlichung des  Wechselrechtes  sind  daraufliin  zu  über- 
prüfen, inwieferne  und  mit  welchen  in  denselben  vor- 
gesehenen Änderungen  oder  Erweiterungen  sie  sich 
zur  baldigen  Einführung  in  Deutschland,  Österreich 
und  Ungarn  eignen. 

5.  Etwaige  Abänderungen  des  Scheckrechtes  sollen  möglichst 
parallel  erfolgen. 

6.  Für  die  Rechtsmaterie  des  Schutzes  des  geistigen 
Eigentums  —  namentlich  Patentrecht,  Markenschutz, 
Urheberrecht  —  ist  tunlichste  Gleichförmigkeit  und  der 
Beitritt  Österreichs  und  Ungarns  zum  Berner  Urheber- 
rechts-Übe  reinkommen  anzustreben. 

7.  Für  die  Gesetzgebung  über  den  unlauteren  Wettbewerb 
sollen  die  gleichen  Grundsätze  massgebend  sein.  So- 
weit es  die  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Zu- 
stände gestattet,  sollen  auch  die  wichtigsten  Vorschriften 
sich  einander  nach  MögUchkeit  nähern. 

8.  Die  Mitteleuropäischen  Wirtschaftsvereine  halten  es  vom 
Gesichtspunkte  der  Annäherung  auf  rechtlichem  Ge- 
biete für  förderlich  und  wünschenswert,  dass  bei  der 
juristisch-praktischen  Geltendmachung  der  wirtschaft- 
lichen Interessen  der  Angehörigen  ihrer  Staaten  gegen- 
seitig die  weitestgehenden  Erleichterungen  gewährt 
werden,  so  insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Nieder- 
lassungsrechtes, der  Rechtshilfe  und  der  Steuerbehand- 
lung. 

9.  Schliesslich  erklärt  es  die  Tagung  für  wünschenswert, 
dass  von  den  Regierungen  der    drei    Staaten   Justiz- 

*  Diese  Beschlüsse  sind  auf  Seite  169—170  mitgeteilt. 
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komraissionen,  bestehend  aus  Vertretern  der  Staatsver- 
waltung, praktischen  Juristen  und  Angehörigen  des 
Wirtschaftslebens,  eingesetzt  werden,  damit  sie  im  gegen- 
seitigen Einvernehmen  die  notwendigen  Vorarbeiten 
zur  Rechtsannäherung  und  Ausgleichung  leisten  und 
und  geeignete  Vorschläge  erstatten,  welche  den  Gesetz- 
gebungen zur   Durchführung   zu    unterbreiten    wären. 
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